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Vorwort 



Wie die UeberBchrift vorliegender Arbeit zeigt, sucht sie 
eine Darstellung zu geben über das Yerbältnis des scbweize- 
riBcheu Bundes zu den Eisenbahnen in historischer Darstellung. 
Dazu sei mir erlaubt, von vornherein zu betonen, dass ich in 
den folgenden Aiisführangen keineswegs eine ßeschicfate des 
ganzen schweizerischen Eisenbahnwesens geben wollte, sondern 
dass stets nur diejenigen Erscheinungen zur Würdigung kamen, 
welche sich unter einem dominierenden Gesichtswinkel als 
wichtig herausstellten, und dieser Gesichtswinkel war: die 
PoliHk staatlicher Beeinäussung der Bahnen. 

In jüngster Zeit ist nun diese zur TerstaatUchungspolitik 
geworden. Aber in unserer schweizerischen Eiseubahnverstaat- 
lichnng haben wir einen Prozess vor uns, der erst noch zum 
Abschluss kommen wird. 

Darum musste ich mich, ausser stände, den schliesslichen 
Erfolg an der Hand schon vorliegender, zuverlässiger Erfah- 
rungen zu beurteilen, in der Hauptsache auf das rein Deskrip- 
tive beschicken. Möge es mir gelungen sein, dabei den allein 
znUissigen, streng objektiven Staudpunkt zu wahren. Und der 
Qesicbtspnnkt, dass ich es mit einer noch nicht abgeschlossenen 
Entwicklung zu tun hatte, musste mich auch veranlassen, meine 
Schilderung mit Ende 1900 abzubrechen, wo sich ja in ge- 
wissem Sinne leicht ein Abschluss ergibt, indem die bisherigen 
weiteren Verstaatlichungen sich doch auf den Centralbahn- 
ankauf aufbauen. 

So ist vorliegende Arbeit notgedrungen nur ein Bruchstück, 
und sie ist es um so mehr, als keineswegs die enorme Fülle 
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TOD Material, welche eventuell zu berticksichtigen gewesen 
wäre, auch cur annähernd volbtändig benutzt werden konnte. 

Und nunmehr sei mir noch erlaubt, nach aUen Seiten, von 
denen her mir freundliche Unterstützung zu teil wurde, meinen 
herzlichsten Dank auszusprechen. 

Zunächst danke ich Herrn Geheimrat Ad. Wagner in 
Berlin, auf dessen Yeranlassung icb diese Arbeit überhaupt 
anfing, ebenso Herrn Geheimrat Brentano in MDnchen und 
Herrn Profeseor Herkner in Zürich für das liebenswürdige 
Interesse und die wertvollen Anregungen, mit denen eie mir 
entgegenkamen. Ganz besonders aber danke ich Herrn Pro- 
fessor Lotz in München für die Freundlichkeit tmd Bereit- 
willigkeit, mit welcher er mir bei der Abfassung dieser Arbeit 
stets beistand. 

Endlich richtet sich mein Dank an alle diejenigen, welche 
mich in liebenswürdiger Weise mit Material unterstützten, näm- 
lich zu allererst an meinen verehrten Tetter, Herrn Nationalrat 
Geilinger in Winterthur, und an Herrn Stadtarchivar Pritz 
von Jecklin in Chur; weiterhin an Herrn Trnog, Chef der 
Bnndeskaozlei in Bern, ebenso an die Direktionen der ehe- 
maligen Nordostbahn und der Gotthardbahn, nicht zum 
mindesten auch an die Bibliotheken, die mir zur Verfügung 
standen, vorab die Schweizerische Landesbibliothek 
in Bern. 

Für das Zustandekommen der Karte bm icb schlJesslich 
Herrn Held, Chef des Eidgenössischen topographischen Bureaus, 
und meinem Freunde Martin Bisch zu bestem Dank ver- 
pflichtet. 

München, den 26. Februar 1902. 

Robert Herold 
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Die Entstehung der ersten schweizerischen 
Eisenbahnen^) 

I. Srat sehr spftt hat die Schweiz angefuDgen, ihr Interesse 
ernsthaft den Eisenbahnen zuzuwenden. Im Jahre 1845 be- 
sasB Grossbritaaaien bereits 3928 km Eisenbahnen, die Ver- 
einigten Staaten von Kordameriba 7454, das damalige Deutsch- 
land über 2300 km '). Die Schweiz aber TerfQgte in jenem 
Jahre noch über keinen einzigen. An Projekten und Dis- 
kussionen fehlte es freilich auch hier nicht; so sprach man 
schon früh von einer Linie Zürich-Basel. Allein erst am 
9. August 1847 gelangte als erste schweizerische Bahn ein 
kleines Stück derselben, die 22 Va km lange Strecke Zürich- 
Baden, welche die Nordbahngesellschaft errichtet hatte, zur Er- 
öffnung >). 

Die Gründe für diese Untätigkeit lassen sich in drei Kate- 
gorien gruppieren: es sind natürliche, politische und ,theo- 
retteche". 

1. Die Bodenbeschaffenheit des Scbweizerlandes war für 
die frühe Anlage von Eisenbahnen nicht gerade einladend. 
Technische Schwierigkeiten und grosse Kosten wurden be- 
fürchtet, und da die heute hochentwickelte schweizerische In- 

') Neben der oft zitierten BückkaufabotBchafb ist fOr alles folgende 
ui zuaammenfiwMDden Darstellangen zu vergleichen ; 

Weisaenbach, Die Entwicklung der Eisenbahnen in der Schweiz. 
Archiv fBr Eiaanbahnweten, 1898 S. 221 ff. 

0. Keller, Der Staatsbahngedauke in den vu^chiedenon L&ndem. 
Aaran 1887 S. 190 S. 

») W. d. V. I S. 617-618. 

■) Bflckkanfsbotscbaft S. 17. 
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dustrie erst in kleinen Anfangsatadien lag, liess sich auch keine 
übermässige Rentabilität der Bahnen erwarten. 

2. Gegen Ende der vierziger Jahre des 19. Jahrhunderts 
hatte sich sodann am politischen Horizonte der Sturm des 
Sonderbundskrieges Torbereitet ; angesichts der unsicheren poli- 
tischen Lage hatte es naturgemäss niemand gewagt, auf der 
terra incognita, welche die Eisenbahnen fUr die Schweiz noch 
waren, einen energischen Schritt zu tnn. Und der Staat selber 
wäre dazu am allerwenigsten im stände gewesen, denn der Bund 
war damals schwach, die Eantone allmächtig, dabei aber zu 
egoistisch und zu klein zur FSrdemng eines grossen nationalen 
Werkes ^). 

3. Die (theoretischen' Qrfinde fQr das späte Entstehen 
der Schweizerbahnen aber wurzelten in gewissen Meinungen 
und Vorurteilen des Volkes. Man fürchtete, nach Analogie 
früherer Vorbilder, von den Eisenbahnen, sie würden den 
Schweizern die Gelegenheit entreissen, die Fremden lange bei 
sich zu behalten und ihre Bdrsen ,im wohlverstandenen national- 
nkonoraischen Interesse* nach Möglichkeit zu leeren. Man 
fürchtete weiterhin die VerSdung der Strassen, den Rnin der 
Fuhrleute und der Wirte, erwartete eine nachteilige Kon- 
zentrierung des Verkehrs an den Endpunkten der Bahnen, 
imd die Besorgnis, dass sie wohlfeileres Brot bringen würden, 
erzeugte in den ackerbautreibenden Kreisen der Bevölkerung 
von vornherein schon eine ihnen feindliche Stimmung *). 

Eine Stimme aus dem Volke, für viele andere, m&ge sich 
hier vernehmen lassen dürfen. In einer anonymen Schrift") 
vom Jahre 1842 lesen wir: 

„Von Staaten umgeben, die, in kommerzieller Beziehung, 
alle uns feindlich behandeln, an sich selbst ein grosses Gebirge, 
auf allen Seiten von Tälern durchschnitten, die fast au einem 
fort . bergauf, bergab führen, und ohne Flächen (Ebenen) 
von Bedeutung — ist der Gedanke an Eisenbahnen in der 

') Dr. Alfred Geigy, Einige Erörternngen Ober du schweizeriache 
Eisenbahn weeen. Boael 1S74 S. 4. 

•) BBl. 1850, m S. 592 ff. ; 1852, II S. 15 ff. 

') , Eisenbahnen im Eauton QraabQnden, mit be«onderar fiesiehung 
auf Chor." 
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Schweiz, gelindeatens gesagt, ein kindisches Auffassen fremder 
Gedanken. " 

Und weiter: «Müset ihr nicht selbst hell und klar ein- 
sehen, dass alle reellen Vorteile in fremde Hände übergeben? 
. . . und dasB ihr obendrein zu Ökonomischen Vasallen fremder 
Geldtyrannen herabsinkt, Ton welchen ihr, in eurer Abhängig- 
keit, alle Ausgeburten der Habsucht, der Willkfir und der 
Laune als rechtsgfiltige Gesetze werdet hinnehmen mfissen? 
Und mögen diese Geldtjrrannen auch bisweilen frenndlich mit 
euch sein, ihr seid und bleibt nichtsdestoweniger ihnen gegen- 
Qber in dem Verhältnis wie einst Doktor Faust zu Mepbi- 
stopheles!* 

Diese, auf Wissenscfaaftlichkeit sonst keinen Anspruch 
machende Quelle ist vielleicht am besten dazu angetan, die in 
gewissen Kreisen heimische Gesinnung zu charakterisieren. 

II. Indessen konnte auch die Schweiz dem Zuge der Zeit 
und der Notwendigkeit von Eisenbahnen nicht mehr lange 
widerstehen, Nach Ablauf des Jahres 1847 hatte sich infolge 
der £rledigung des Sonderbundskrieges der politische Horizont 
wieder geklärt, bedeutende innere Umwälzungen im Sinne der 
Stärkung der Bundesgewalt waren im Gange, und so war auch 
für die Entstehung von Eisenbahnen der Boden günstiger. 

Zum ersten Male wendet nun auch die zentrale Staats- 
gewalt ihre Aufmerksamkeit dem neuen Verkehrsmittel zu, 
nämlich bei der Beratung der neuen Verfassung. Wie näm- 
lich die Revisionskommission der Tagsatzung in ihrem Berichte 
zum Verfassungsentwurf vom 26. April 1848 mitteilt, hatte 
man bei der Aufstellung von Artikel 21 besonders die Ein- 
^hrung von Eisenbahnen im Auge ') *). 



*) RQckkanfBbotachaft 8. 3. 

^ Art. 21 der Bandesveifasrong vom 12. September 1818 (A. S. I 
;. 3 ff.) lautet: 

(Dem Bande steht das Itecht zn, im Interesse der Eidgeuosaen- 
sehaft oder eines grossen Teiles derselben, auf Kosten der Eid- 
genoBtenschaft Öffentliche Werke zu errichten oder die Errichtung 
derselben su unteratütsen. 

(Zu diesem Zwecke ist er auch befugt, gegen volle Entecbädi- 
gung äoB Recht der Expropriation geltend ta machen. Die 
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III. Jetzt war der Stein ins Bollen gekommen, nichts 
konnte ihn mehr in wirksamer Weise zurflckbalten. Schon 
am IS. Dezember 1849 lud die Bnudesversammlung den Bundes- 
rat ein, ihr Vorlagen zn machen fiber einen Plan zu einem 
allgemeinen echweizeriscben Eisenbahnnetze, Ober ein Expro- 
priation^esetz und aber die Art der Beteiligung des Bandes 
an der ÄusfQhrung des neuen Eisenbahnnetzes ^). 

So entstand denn als Grundlage für alles Weitere am 
1. Mai 1850 das Bundesgesetz Aber die Yerpäichtung zur Ab- 
tretung von Privatrechten *). Da frOher die Regelung dieser 
Materie dem kantonalen Bechte anascbliesslich Überlassen ge- 
wesen war, so war es unbedingt notwendig, damit znkünfl%e, 
eine mehr als lokale oder kantonale Bedeutung beanspruchende 
Unternehmungen in Bezug auf die Expropriation einen sicheren 
Boden gewännen, und damit dann auch den enteigneten Ge- 
meinden oder Privaten volle Entschädigung gesichert sei. Frei- 
lich kam es nicht dazu, daes dieses noch heute gültige Gesetz 
seine Wirksamkeit auf alle Enteignungen erstreckte, sondern 
es ist anwendbar nur in den Fällen, wo kraft Art. 21 der 
BundesverfassuDg entweder öffentliche Werke von Bundes 
wegen errichtet werden, oder seine Anwendung auf andere 
öffentliche Werke von der Bundesversammlung beschlossen 
wird. Dann verpflichtet es jedermann, nach Bedarf sein Eigen- 
tum oder andere Rechte an unbeweglichen Sachen dauernd 
oder auf Zeit abzutreten gegen volle Entschädigung. Danach 
war also dieses Gesetz eo ipso nur auf Staatsbahnen anwend- 
bar. Seine Wirksamkeit für Privatbahnen aber hing von 
einem Beschluss der Bundesversammlung in jedem einzelnen 
konkreten Falle ab. So war also zunächst noch keineswegs 
eine volle Garantie fUr eine gleicbmSssige Expropriation an- 

aäheien Bestdmmtuigen hierüber bleiben der BnndeagesetEgebiing 
vorbehalten. 

,Die Bondeavers&mnilcing kann die ErrichtaDg Offentlichei 
Werke unteraagen, welche die mitit&riBcheu iDtereeaen der Eid- 
geaoseenschaft verletzen.' 
') BBl. 1851, I S. 347. 

') BBl. 1850, I S. IW ff., 173 ff., BeUage A. B. ; 1850, H S. 47 ff. 
A. 8. I S. 319 £f. 
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lässlicb der Errichhmg von Eisenbahnen in allen schweizerischen 
Landesieilen gegeben. Immerhin ermöglichte schon das Gesetz 
eine solche. Seine Grandsätze bezüglich der Entschädigungs- 
berechnung sind im übrigen nicht allzu fiskalisch und schützen 
dnrcbans die wohlberechtigten Interessen der Grundeigentümer. 
Wo es zur Anwendung kam, gab es die unerlässlicbe Garantie, 
dass die Expropriation jedem gegeben wurde, der sie brauchte, 
und dass sie nicht zn Schikanen missbraucbt werden konnte. 
Alle Anstände, welche sich in diesem Falle aus der Eretellung 
von Eisenbahnen ergeben konnten, waren nunmehr nach ein- 
heitlichen Nonnen und durch einen einzigen Gerichtshof, das 
Bundesgericht, zu beurteilen, und dies bürgte dafür, dass da- 
bei weder die Interessen der Grundeigenttimer, noch diejenigen 
der Bauunternehmer, noch endlich diejenigen der Allgemein- 
heit zu Schaden kommen konnten. 

Mit diesen wenigen Andeutungen über das Gesetz müssen 
wir uns aus Raumrücksichten begnügen. Für den Eisenbahn- 
bau aber war mit demselben ein wesentliches Hindernis wenn 
anch nicht ganz behoben, so doch weniger gefUhrlich gemacht, 
und so konnte die Entwicklung beginnen. 



n,g:,.ndtyG00glc 



Das Elsenbahngesetz von 1852 

Wie es etwa mit den Anfängen einer zu grosaartiger 
Entfaltung bestimmten Bewegung der Fall ist, wohnt auch 
den ersten Jahren der schweizerischen Bisenbahngeschidite eine 
fundamentale Bedeutung inne. Zwar konnte die Schweiz in 
vielem fremde Vorbilder sich zu nutze machen, vor fremden 
Missgriffen sich baten, aber vermöge ihrer eigenartigen kon- 
kreten Lebensbedingungen in territorialer, wirtschafthcher, poli- 
tischer Einsicht musste auch sie eine nur für sie passende, 
neue Variation in den grundlegenden Erscheinungsformen ihrer 
Eisenbahnen erzeugen. Und von dem wichtigsten Streitpunkt 
in der Eisenbahngeschicfate aller Länder, welcher heisst: Staats- 
bahn oder Privatbahn? — blieb auch sie schon in den An- 
fängen der Entwicklung nicht verschont. 

So drängt sich uns gebieterisch eine eingehendere Be- 
trachtung gerade dieser ersten Jahre der schweizerischen Eisen- 
bahngeschichte anf. 

1. Am 18. Dezember 1849 war, wie schon erwähnt, der 
Bundesrat von der Bundesversammlung eingeladen worden, ihr 
in erster Linie eine Vorige zu machen über ,den Plan zu 
einem allgemeinen schweizerischen Eisenbahnnetze, unter Zu- 
ziehung unbeteiligter Experten zur Vornahme der technischen 
Vorarbeiten*^). 

Es ist bei dem Mangel an Erfahrung, an welchem die 
Schweiz auf dem Gebiete der Eisenbahnen litt, nicht zu ver- 
wundern, dass der Bundesrat seine Augen nach dem Auslande 
wandte, um tüchtige Experten zu finden. Seine Wahl fiel 

') BBl. 1851, I S. 347. 
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auf die im EiseDbahnfache benährten eDgliacben Ingenieare 
R. StepheDBon ') nud H. Swinbnrae. In seiner Instruktion vom 
7. Juni 1850 *) etellfce er ihnen als Hauptaufgabe, die Haupt- 
richtungen zu bezeichnen, in Trelchen auf die fKr die Interessen 
der Schweiz vorteilhafteste Weise Eisenbahnea erstellt werdet) 
sollten, unter Berficksicbtigung der Ertragsfähigkeit, der Forde- 
rung des inneren Verkehrs und des Transits, sowie der Landes- 
verteidigung. Änsserdem sollten schou sie die Rentabilität 
eines Älpenübergange — man hatte besonders den Lukmanier 
im Änge — erw^en. 

Die beiden Experten hatten in ihrem Heimatlande Ge- 
legenheit gehabt, die verderblichen Folgen der irrigen Grund- 
sätze kennen zu lernen, daes im Eisenbahnwesen die unbe- 
schränkte Konkurrenz gut und dass die kBrzeste Linie zwischen 
zwei Funkten ohne Kfickeicht auf die Bevölkerung und die 
Steigungen die beste sei. In ihrem Berichte ^) warnten sie 
darum vor deren Befolgung, stellten vielmehr den Grundsatz 
auf, die Linien sollten der natürlichen Steigung der Täler an 
den Ufern der HanptflUsse Kberall folgen, wo das Gelände es 
erlanbte, bis die Steigung etwa 16 bis IT'^loo betr^e. Bei 
grösseren Steigungen empfahlen sie d^egen merkwürdiger- 
weise die Benützung der wohlfeilen natürlichen Wasserkräfte 
durch Anwendung des Seilbetriehs auf schiefen Ebenen. Sie 
fanden nämlich, die Verminderung der Betriebskosten und die 
sehr fühlbare Reduktion des Anlagekapitals vermöchten den 
in der Verminderung der Schnelligkeit liegenden Nachteil mehr 
als aufzuwiegen. Selbst englische Experten trugen also damals 
noch kein Bedenken, der Schweiz diese den Betrieb doch er- 
heblich komplizierenden Seilanlagen auf schiefen Ebenen zu 
empfehlen. Daran siebt man deutlich, wie in der damaligen, 
vom Getriebe der Weltwirtschaft noch nicht ganz absorbierten 
Zeit die Schnelligkeit der Beförderung bei der Anlage von 
Eisenbahnen noch gar nicht als Hauptfaktor angesehen wurde, 
wenn Techniker aus dem industriellsten Lande der Welt bereit 
waren, etwas kleineren Anlagekosten zuliebe ganz unpraktische 

') Sohn des berfibniteii Erfinders. 
') BBl. 1850, n S. 439. 
') BBl. 1650, II S. 4S2 ff. 
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BetriebReysteme znr Anwendung zu bringen. Einen Alpen- 
fibergang erklärten die Experten als nicbt Tätlich, da die er- 
forderlichen Ausgaben durch die bestehenden HandelsTerhält- 
nisae noch nicht gerechtfertigt seien. Im abrigen empfahlen 
sie ein 650 km langes Schienennetz, in der Hauptsache ana 
den zwei grossen Durchgangslinien Qenfersee-Bodensee , mit 
Fortsetzung nach Oraubfinden, und Basel- Luzem bestehend, mit 
einigen Zweiglinien. Die Herstellungskosten pro Kilometer 
schwankten nach ihrer Schätzung zwischen 127 500 und 370000 
französischen Franken. Die gesamten Anlagekosten dagegen 
veranschlagten sie auf Fr. 101736800 für einspurigen und 
auf Fr. 113 451800 f(ir zweispurigen Unterbau, falls die 
Wasserstrassen mitbenutzt wfirden, oder auf Fr. 118132300, 
bezw. Fr. 132151800, bei durchgehendem Eisenbahnbetrieb. 
Den gesamten Betriebsrohertrag (nicht Reinertrag der ganzen 
Unternehmung) berechneten sie nur auf Fr. 6375000, d. h. 
im günstigsten Falle anf 6,27, im ungünstigsten aber nur auf 
4,82''/o des Anlagekapitals. Dieses erschreckend niedrige Er- 
gebnis hat seine Qrfinde. Die Experten legten nämlich den 
Schätzungen des Ertrages nur die Zahl der Reisenden and das 
Warenquantum zu Grunde, welche sich vorher auf den Strassen 
bewegt hatten, ohne von einer jedenfalls eintretenden Steigerung 
des Verkehrs Notiz zu nehmen. Auch schlugen sie die Rosten 
für das bewegliche Material sehr hoch an, so dass ihre Ergeb- 
nisse jedenfalls, auch nach ihrem eigenen Dafürhalten, nicbt 
zu optimistisch waren. Allzu einladend waren trotzdem die 
Aussichten nicht; denn als Reinertrag konnte nicht mehr viel 
Übrig bleiben, wenn vom geringen Betriebsrohertr^ noch die 
Kosten und die Anleihenszinsen abzuziehen waren. Dieses 
ganze Gutachten trägt überhaupt den Stempel grosser Zurück- 
haltung. 

n. Neben diesen technischen Gutachten der beiden eng- 
lischen Ingenieure wollte aber der Bundesrat noch ein weiteres 
Urteil vernehmen fiber die Zweckmässigkeit und die Art der 
Beteiligung des Bundes am Bau und Betrieb der Eisenbahnen, 
und beauftr^e darum die Herren Ratsherr G, Geigy in Basel 
und J. M. Ziegler in Winterthur mit der Ausarbeitung eines 
enstprechenden Gutachtens. Sie reichten am 31. Oktober 1850 
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einen ausführlichen Bericht *) ein. Beide Experten waren darin 
einig, dasB das von Stepbenson und Swinbarne Torgeecfalagene 
Eieenbahnnetz ohne Beteiligung des Staates nicht ansgefUhrt 
werden könne nnd dürfe. Blicke auf das Ausland hatten ihnen 
nämlich gezeigt, dass auch ffir wahrhaft nützliche Einricbtungon 
sich keineswegs immer genügende Privatkrtlfte finden. Wohl 
hatte in England und Deutacbland der Privatbahnbau eine 
mächtige Entwicklung genommen, aber auch da sahen sie, wie 
privater Untemebmnngsgeist nur rentable oder vermeintlich 
rentable Linien hatte zur Ausführung bringen kSnnen, selbst 
zur Zeit des ereten Grandangseifers. und gerade damals war 
im Ausland auf den Aufschwung der vierziger Jahre ein mäch- 
tiger Rückschlag gefolgt. Bedenkliche Krisen waren infolge 
falscher Rentabilitätsberechnungen, Verschleuderungen und Ver- 
untreuungen in den Verwaltungen, Ertragsscbwankongen wegen 
politischer Unruhen, über die Eisenbahnuntemehmungen herein- 
gebrochen. In Frankreich standen von 26 Unternehmnngen 
3 in Liquidation, 8 verzinsten ihr Kapital gar nicht und 1 
konnten die Verzinsung nur aus dem Kapital bestreiten. In 
England waren in den Jahren 1842 bis 1849 die Aktien der 
Great Western von 2648 auf 1200, diejenigen der Brighton- 
Babn von 2068 aaf 150, diejenigen der Midland- Bahn von 
2487 auf 1056, etc. gefallen. So standen, sollte man meinen, 
damals die Aussichten für das Aufkommen neuer Privatbafanen, 
angesicbte des eingetretenen grossen Hisstranens gegen Eisen- 
bahn unternehmnngen, bei denen die schweizerischen keine Aus- 
nahme gemacht hätten, schlecht. Und in dieser Erwägung 
sahen denn auch die Experten im blossen mutmasslichen Bein- 
ertr^ der Bahnen kein genügendes Lockmittel für Kapital- 
anl^en, und die ansländtscben Verhältnisse brachten sie zur 
Ueberzeugung, dass ohne Beteiligung des Staates in der Schweiz 
noch jahrelang keine Eisenbahnen würden entstehen können. 
Vielehe Staatsgewalt sollte aber in der Schweiz mitwirken ? 
Dem Bunde als dem Gesamtstaate alles aufzubürden, schien 
den Experten unzweckmässig, denn eine Eisenbahn befriedigt 
ja neben allgemeinen immer noch eine Menge Lokalinteressen. 

■) BBI. 1850, m S. 579 ff. 
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Darum empfahleu sie eine Yerteilung der Last auf Band and 
Ksntone, so dass der Bund etwa den dritten Teil derselben zu 
Qbemehmen gehabt hätte. Da sie aneserdem bezflglich des 
finanziellen Erfolges ebenso zurfickbaltend in ihren Erwartungen 
waren wie die englischen Experten, wollten sie den so wie so 
noch »chwacbea Schultern den Bundes auch darin ihre Last 
erleichtern, dass sie ein vorsichtiges Hasshalten in der all- 
mählichen Ausführung des Netzes befürworteten. 

Wichtiger als das Mass war indessen die Art und Weise 
der Beteiligung des Staates. Einen reinen Staatsbau wollten 
beide Experten nicht, denn der schweizerische Staat hätte nach 
ihrem DafQrbalten den grossen Anforderungen, welche in diesem 
Fall an ihn gestellt worden wären, nicht zu genügen vermocht. 
Da die Gewissheit eines genügenden Ertrages damals fehlte, 
so mnsste man vielmehr darauf bedacht sein, das Vertrauen 
in die Privatuntemehmungen zu verstärken. Dazu eignete 
sich aber nach Ansicht der Experten einzig die staatliche 
Zinsengarantie. Wie diese aber zu gewähren sei, darüber 
gingen ihre Ansichten auseinander und zwar in dem Masse, 
als sie sich von dem mdglichst unbeachräobten Walten der 
Privatinitiative mehr oder weniger Vorteile versprachen. 

1. Der eine Experte, Ratsherr G. Geigy, war der An- 
sicht, man solle eine Verbindung suchen zwischen Privatgesell- 
schaften und öffentlichen Unternehmungen, In den Privat- 
gesellschaften sieht er die Vorzüge grösserer Rührigkeit der 
Verwaltung und grdsserer Geueigtheit zu Verbesseruugeu und 
Verrollkommnungen , in der Staatsbahn aber namentlich den- 
jenigen der Fürsorge für das allgemeine Interesse. Wie er 
aber die Vorzüge beider Systeme in seinem Projekte verbinden 
wollte, so trachtete er zugleich danach, deren Nachteile, als 
da sind Monopol hier, Bureaukratismus dort, zu vermeiden. 
Privatgesellschaften mochte er nicht für viele Jahre ein so 
wichtiges Verkehrsmittel anvertrauen, weil der Staat infolge 
der internationalen Konkurrenz um den Transitverkehr stets 
in der Lage sein müsse, die Eisenbahnen zu beeinflussen. 
Anderseits aber erforderten nach seinem Dafürhalten die in 
der Schweiz massgebenden republikanischen und föderativen 
Gesichtspunkte eine nur mittelbare Beteiligung der Staats- 
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gewalten an der Bahnverwaltang durch selbständige, von ihnen 
gemeinsam gewählte VerwaltnngsbehSrden. 

Von diesen einander entgegengesetzten Gesichteptinkten 
atisgehend, wies er in seinem Entwürfe ein«e Planes ffir die 
Organisation der schweizerischen Eisenbahnen dem Bunde zu- 
nächst die Beetimninng des zu errichtenden Netzes, sowie der 
Zeitfolge der Erstellung der Bahnen zn. Bau und Betrieb 
derselben dachte er sich aber als gemeinschaftliches Unter- 
nehmen des Bandes und der beteiligten Kantone. Bezeichnend 
ist, dass schon in diesem Projekte die gesonderte Recbnnngs- 
fohrung verlangt wird, wie 47 Jahre später ffir die Staats- 
babn, diesmal aber aus einem politischen Grunde, nämlich um 
die Mitwirkung der Kantone zu erhalten. Ftlr jede geschlossene 
Bahnlinie sollten nun Bundesrat und Kantone auf 6 Jahre einen 
Verwaltnngsrat wählen. Dieser hatte zunächst namens des 
Bundes das gesamte erforderliche Kapital gegen Eisenbahn- 
anteilscheine aufzunehmen und durfte erst, wenn deren Zeich- 
nung zn Stande gekommen, den Baa anfangen lassen. Ihn, wie 
anch den späteren Betrieb, hatte er zu leiten. Den Inhabern 
von Anteilscheinen sollte nun der Bund ein Zinsminimnm von 
3'/a<'/o per Jahr garantieren; an der Garantie selbst beteiligte 
er sich zu ein Drittel, die Kantone 7.u zwei Drittel. Für jede 
beschlossene Bahnstrecke schlug Geigy die Ffihrung einer 
eigenen Rechnnng vor. Aus dem BetriebsOberschuss sollte 
nach Abzug einer gewissen Summe für die Entwertung des 
Materials und nach Äbzng eines den Angestellten zu ge- 
währenden Anteils vor allem der Kapitalzins ausgerichtet werden, 
üeberstieg er S'/a'^/a, so sollte den Aktionären noch so viel 
zufallen, bis der Zins 4^/0 erreichte. Dann würde ein weiterer 
Ueberschuaa zur Hälfte ihnen als Dividende zugewiesen, während 
die andere Hälfte in einen Reservefonds flösse. Ans ihm wären 
zunächst eventuelle ZinsausfUIle zu decken, bevor die Garanten 
in Anspruch genommen werden dürften. Geigy schlug sodann 
ein Rfickkaufsrecht der Garanten ffir die Anteilscheine vor, und 
zwar nach Ablauf von 50 Jahren und zum Nennwerte. Dem 
Bundesrate stünde endlich die Oberaufsicht über die Bahnen 
zu, während sich Yerwaltungsrat, Direktorium und Bechnungs- 
revisoren in die unmittelbare Verwaltung zu teilen hätten. 



n,g:,.-ndtyG00glc 



— 14 — 

Obschon damals das Geld teoer war^), so hoffte Gei^ doch, 
mit dem zu garantierenden Zins keinesMls fiber 4''/o gefaea 
2a toUssen, während er von einem offenen Anleihen gerade 
deshalb znrückschreckte, weil man dafQr 4i/i — S^/o Zins hätte 
versprechen müssen. 

Dies war der erste, fein ausgearbeitete und or^inelle Vor- 
schlag einer schweizerischen Staatsbabn. Eine reine Staats- 
bahn wollte er zwar nicht Bcbaffen, aber der Unterschied war 
nicht sehr gross. Er bestand nur darin, dass statt Obligationeii 
mit festem Zinsfuss oder Bententiteln Anteilscheine ausgegeben 
werden sollten, welche sich in ihrem Wesen den Aktien nähern, 
und dass die Verwaltung durchaus selbstKndig sein masste. 

Der Plan Oeigys bietet im Obrtgen einige bemerkens- 
werte Zflge. Von der Forderung einer getrennten Becbnungs- 
fUhmng abgesehen, ist die Idee auffallend, dem Personal einen 
Anteil an den BetriebsüberschUsseu zukommen zu lassen. Ob 
aber der Vorschlag durchführbar gewesen wäre, ist fri^lich. 
In seinem Bestreben, die Interessen des Bundes wie diejenigen 
der Kantone znr Geltung zu bringen, geht er doch fast so 
weit, dass er die Interessen des beteiligten Privatkapitala ver- 
gisst. Es scheint zweifelhaft, ob dieses sich ohne weiteres mit 
einem niedrigen sicheren Zinsfuss zufrieden gegeben und die 
Erwirtschaftung weiterer Ueberschüsse der Umsicht der Eisen- 
bahnbehSrden überlassen hätte, ohne daas es selbst dabei auch 
nur ein Wort hätte mitreden dQrfen. So waren wohl nach 
diesem Vorschlag die Aussichten auf hinreichende Kapitalbe- 
teiligung nicht sicher, damit aber auch nicht die baldige Aus- 
führung eines schweizerischen Eisenbahnnetzes. 

2. Der andere Experte, Ziegler, ging von dem Prinzipe 
aus, nichts solle dem Staate Qberbnnden werden, was auf 
andere Weise erreicht werden kann. Indem er also für den 
Bau durch Gesellschaften eintrat, wollte er immerhin znr 
Hebnng des Vertrauens in sie von einer Staatsbeteiligting nicht 
absehen. Auch er wUnschte seitens des Bandes und der be- 
teiligten Kantone eine Zinsengarantie von S^jt^ja , in dem 

') Ende 1830 Btanden die i'/t'/cigen preußischen StaaLapapiere nar 
anf 99V<7o. ^nde März 1851 auf lOS*/*. Vgl. Kahn, QescHchte des 
ZiuBfDMes seit 1815 (Stuttgart 1884) 8. 210. 
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gleichen VerhältniE wie äeigy; er wollte sie aber cur auf 
bestimmte Zeit, etwa 60 Jahre, erstrecken and sie nicht big 
auf den änsseraten Fall ansdehnen, wo die Rendite einer Linie 
deren Betriebskosten nicht de<^t. Dem Bunde, der die Eieen- 
babnen konzessionierte, behielt er sodann ein Rückkauferecht 
vor auf den Zeitpunkt des Ablaufs der Konzessionen und zwar 
zum Schätzungswert, nicht nach einem bestimmten Rezepte. 
Die Bahnen mussten endlich als Entgelt fQr die Zinsengarantie 
den Garanten eine Vertretung in ihrer Verwaltung gewähren 
und eich die Aufsicht über Bau und Betrieb durch den Bund 
gefallen lassen, namentlich die finanzielle Kontrolle durch eid- 
genSesiache Bechnnngsrevisoren. 

Wie man sieht, kristallisieren sieb in diesem Plane zwei 
Gedanken : einmal, eine rege Beteiligung des Kapitals herbei- 
zafKbren, sodann aber, gewitzigt durch die Erfahrungen des 
Auslandes, die Zinsengarantie auch dazu zu benutzen, um von 
Anfang an statt eines schrankenlosen Privatbahnsystems ein 
solches mit energischer staatlicher Kontrolle aufkommen zu 
lassen. Bemerkenswert ist eine Forderung Zieglers : man solle 
nur sichere, den internationalen Verkehr belebende Linien kon- 
zessionieren. Dies war ein Rat, welcher der Beherzigung wert 
gewesen wäre, als im Jahre 1852 die übertriebene Rücksicht 
auf die blosse Entstehung von Bahnen für die Erteilung von 
Konzessionen sozusagen keine erschwerenden Bedingungen auf- 
kommen liess. 

War es nach Geigys Vorschlag zweifelhaft, ob das An- 
lage suchende Kapital sich bei dem herrschenden höheren 
Zinsfnss ') gerne an den Bahnen beteiligt hätte, wo nur 3 '/> "jo 
sicher zn erhalten waren, und wo es die sonst schon mageren 
UeberschüBse mit den Garanten hätte teilen müssen, so ist dem 
Zieglerschen Plane wohl entgegenzuhalten, dass umgekehrt 
nach ihm der Staat sich mit einer im Verhältnis zu seinen 
Opfern etwas zu untergeordneten Stellung zu begnügen gehabt 
hätt«: die Last trägt er allein, an Mebrerträgnissen aber ist 
ihm ein Anteil versagt. 

') Qeigj rechnete mit Recht, für ein feetea Anlehen im Auslände 
4Vi--5*/* ZiDB geben eq mflasen, osd wollte datuni ohne ein solches 
anskominen. 
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III. Eine letzte Vorarbeit lieferte im Auftrage des Bmi- 
desrates Ingenieur Q. Koller, Chef des Bareaus für die Eigen- 
bahnvorarbeiten *). Er prOfte und erweiterte nameotlicli Stephen- 
äons Rechnung über die Herstellnngekoeten nnd den Ertr^ und 
stellte eine Tabelle aaf Ober den zn erwartenden Beinertrag, 
welchen Stephenaon nicht berechnet hatte. Wenn man ans 
dem Brnttoertrag, den dieser ansrechnete, schon keine glän- 
zenden Erwartungen ableiten konnte, so zeigen Kollers Zahlen 
über den , Reinertrag*, welcher aber die Kosten der Kapital- 
verzinsung noch mit umfasst, kein erfreulicheres Bild. Seine 
keineswegs einladenden und keineswegs Tielrersprech enden 
Itesultate lassen wohl die entscheidenden Beschlüsse von 1852 
erklärlich und in milderem Lichte erscheinen. Sie lauten: 

Mutmassliche Rentabilität des projektierten 
Bahnnetzee *). 



Fr, 



Fr. 



Morgea-Ouchy-Yverdon 

YTeidon-LjBB 

Lyra-Bern 

Bem-Thun 

LysB-Solotbu» 

Solotharn- Ölten 

Aarburg-Lazem 

01t«ii-Base] 

Olten-Zürich 

ZSrich-Ro räch ach 

Wiaterthur-Scbaffbaueen 

RorBchach.'8arg&DS 

WallenBtadt-SarganB 

SargELQB-Chnr 

Biasca-Locamo 

Summa . . 

') BBI. 1850, m S. 858 ff. 

*) Nach den AofsteUungeii von G 
BBI. 1850, m S.868. 

*) Mit einspurigem Unterbau. 

*) Unter Reinertrag tat hier der 
pitakioBM verBtanden. 



6 840000 
9 400000 
8 692000 
S 630 000 
3100 000 
5 920000 
8STOOO0 

12 410000 
11700 000 

13 690 000 
5 344 000 
7800000 
1872 000 
SOSO 000 
5 375 000 



188675 
258 725 
109125 

59 950 
131 750 
182 040 
116 640 
281050 
458 595 
556 525 

83 505 

82 550 
32320 

105820 

83 415 



2,27 
3.92 
4,06 



2 128 000 



Reinertrag einudiliessiich dee Ea- 
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Man miiBS gestehen, daas bei einer Unteraebmung ganz 
nener Art eine sichere Rendite von 2,67 "/o, ohne dasa aas ihr 
die Verzinsung des Anlagekapitals schon beatritten ist, nicht 
allzu einladend zur Kapitalanlage .erscheint. EoUer ist zwar 
zitversichtltcfa, denn anch in seinen Recbnnngen ist die zn er- 
wartende Yerkehrszunahme, sowie die aUmäbliche Verringemng 
der Betriebskosten nicht berficksichtigt. Immerhin aber ist sein 
Trost nur der, dass der Ertrag im allgemeinen die gewöhn- 
lichen Zinsen des Kapitals decken werde. Ein Gewinn über 
die Zinsen hinans war also kaum in Äusäicht, und es war 
kanm wahrscheinlich, dass Geld ohpe weiteres zu SVi"!» er- 
hältlich sein werde, da ja dieser Zinsfuss wohl mit Recht von 
anderen Experten nur unter Zuhilfenahme staatlicher Garan- 
tien als vielleicht erreichbar angesehen worden war. 

IV. Auf Grund dieses umfassenden Materials konnte nun 
auch der Bundesrat an die Erfüllung der im Jahre 1849 er- 
haltenen Aufgabe hyiantreten, seinerseits Anträge fiber die 
Eisenbahnfrage vorzulegen. In seiner Botschaft vom 7. April 
1851 legte er seinen Standpunkt dar*). 

Wie nach den znrfickhaltendeu Aeussernngen der Ex- 
perten nicht anders zn erwarten war, steht auch bei seinen 
Ausftthmngen die Frage des finanziellen Risikos im Vorder- 
grund. Als Grnndlage nahm er das Stephensonsche Projekt 
und den bei ihm vorkommenden günstigsten Fall für das Bau- 
kapital an, nämlich Fr. 101736800. Unter Annahme eines 
(allerdings sicheren) .Reinertrags" *) von 2''/o (Fr. 2034736) 
ergab sich dann bei 3'/i °/o Kapitalzinsfnss ein jährliches Defizit 
von Fr. 1526052, bei 4"/o ein solches von Fr. 2034736, bei 
4 *!■ °|o gar ein solches von Fr. 2 543 420. Da indessen für ausser- 
ordentliche Zwecke im eidgenössischen Budget nur Fr. 3S3857 
übrig blieben, so stand naturgemäss für den Bundestat das 
eine fest, dass mit den ihm angewiesenen Finanzqnellen der 
Bund die Bestreitung so hoher jährlicher Defizite nicht über- 
nehmen könne, dasa es ihm also unm^lich war, die Eisen- 
bahnlast allein zu tri^en. 

') BBl. 1851, I S. 347 ff. 
*) KapHalsiiiBen nicht eingeecblouen. 
Herold, Der Schirelzeriidie Bond and die BteeDbalinen. 2 
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Sollte er nun den Bau durch Prirat^esellgcliafteD be- 
günstigen , mittele vorteilbafter Konsessionen oder unmittel- 
barer Unteretützangen ? Die engUecben Krisen waren ihm in 
noch zu frischer Erinnerung, als daas er ähnliche Gefahren 
auch für die Schweiz hätte herheirufen mögen. Auch scheute 
er sich davor, zu riskieren, diejenigen Landesteile unbillig be- 
handeln zn müssen, deren Eisenbabnprojekte keine Liebhaber 
finden würden. Vor der Förderung durch vorteilhafte Kon- 
zeasionsbedingiiDgen scheute er gleichfalls zurück, und zwar 
aus dem bezeichnenden Qrunde, dass selbst die allervorsichtig- 
sten Konzessionen eine Macht im Staate schaffen, welcher 
gegenüber der Staat ohnmächtig ist. Es ist interessant, wie 
in allen diesen Äusftihrnngen nns anf Schritt und Tritt eine 
vielleicht übertriebene Angst vor dem reinen Privatbahnsystem 
entgegentritt, dessen mögliche Auswüchse aUerdings gerade in 
der ersten Zeit besonders stark hervorgetreten waren. Trotz 
all den Bedenken aber, welche uns irnrn^r wieder begegnen, 
sollte merkwürdigerweise kurz darauf ein Pnvatbahnsystem zu 
Stande kommen, welches hinsichtlich der Eonsequenz nnd Rein- 
heit seiner Durchführung den Yergleich mit keinem auslän- 
dischen zn scbenen brauchte. 

Sollte der Bund denn selbst bauen ? Dagegen hatte wieder 
der Bundesrat das richtige Bedenken zn grosser Schablonen- 
haftigkeit und des Mangels an der nötigen Aktionsfreiheit bei 
der Bnreaukratie, sowie die Qefahr parteipolitischer Ausnutzung 
der Staatsbahn geltend zu machen. Besonders hielt er es aber, 
in treffender Würdigung des innigen Zusammenhanges zwischen 
Eisenbahnpolitik und Staatsform, mit den föderativen Verhält- 
nissen der Schweiz für durchaus nnvereinbar, dem Bunde als 
der Gesamtheit grosse Lasten aufzubürden, welche nur wieder 
einzelnen unter den Kantonen, deren Interessen einander oft 
80 entgegengesetzt waren, zu gute kommen mussten. Dafür 
konnte er nicht riskieren, der Gesamtheit vielleicht 2'/> Utl- 
lionen jährlich zu entziehen. 

Waren also reiner Privatbau wie reiner Staatsban nicht 
zu empfehlen, so schien dem Bundesrate das einzig Richtige 
ein gemischtes System des Staatsbaues zn sein nach dem 
Geigyschen Vorschlag. Mittels einer Zinsengarantie hoffte auch 
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er, zu S'/i**/« Qeld zu erhalten. Wegen des ungleichen Vor- 
teils sodann, den die einzelnen Kantone aus einer Bahn zogen, 
und nm eine übertriebene Begehrlichkeit derselben zu ver- 
meiden, sollten anch sie sich an der Last der Zinsengarantie 
beteihgen, und zwar mit zwei Dritteln derselben. So hatte der 
Band mit seinem Drittel im schlimmsten Falle Fr. 508684 
Defizit jährlich zu tragen, eine immerhin nicht besonders ver- 
lockende Aussicht! Endlich sollte — wie nach Geigy — eine 
einzelne Unternehmung erst dann zu stände kommen dürfen, 
wenn die Kantone die Garantie übernommen hätten und die 
erforderlichen Kapitalien beisammen wären. 

llit Rücksicht anf die fSderatiren Verhältnisse empfiehlt 
aach der Bundesrat die Bildung von Bauabteilungen und ge- 
sonderte EechnungsfQhrung für eine jede. Die Verteilung des 
Seinertri^es unter die Inhaber der Anteilscheine denkt er sich 
ähnlich wie Geigy; nur will er aus allfUIligen UeberschQsaen 
in erster Linie auch einen Amortisationsfonds gründen. Die 
von Seiten der Gläubiger unkündbaren Anteilscheine sollte 
der Band nach Ablauf von fünfzig Jahren zum Nennwerte 
zurückzahlen dürfen. Dem vorwiegend von den Kantonen 
zu wählenden Verwaltungsrat war eine m^Uchst selbständige 
Stellung zugedacht, und auch nach diesem Plane sollten die 
von jenem bestellten Direktoren durch eine Gewinnbeteili- 
gaog mit ihrem Priratinterease an das Unternehmen gefesselt 
werden. Für alle Linien endlich wünscht der Bundesrat 
eine ständige Revisionskommission und ihm selber stünde — 
vie nach Geig; — die Oberaufsicht über das ganze Unter- 
nehmen zu. 

Die Idee der Zinsengarantie , verbunden mit der anderen 
einer starken Position des Bundes und der Kantone, hatte also 
an hSchster Stelle Anklang gefunden, und in der vollsten Ueber- 
zengnng von ihrem Erfolge liess sie der Bundesrat vor die 
Bundesversammlung gelangen. Als ein Ideal hat er die Zinsen- 
garantie wohl nicht empfohlen, sondern, wie ans seinen Aus- 
führungen hervorzugeben scheint, mehr als eine Verlegenheits- 
massregel. Denn das von ihm befürwortete System bat seine 
schweren Nachteile ; es entsteht damit wirklich, um die Worte 
eines späteren Kommissionsberichts zu gebrauchen, .eine Staats* 
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anleihe mit einer auf Rechnung aller stenerpflichtigen BDrger 
gegebenen Aussicht auf PTämien* ^). — 

y. Man hätte erwarten sollen, dasB angeeicbta der fnnda- 
mentalen Wichtigkeit der Frage eich ihrer Oberall ein Feuer- 
eifer bemächtigt hätte und dass sie in Bälde zur Entscheidung 
gekommen wäre. Aber es kam anders. Han hielt in der 
Bundesversammlung die Sache fQr noch nicht genflgend abge- 
klärt und erledigte sie im Jahre 1851 nicht. Der Presse und 
populären Schriftstellern wurde es überlassen, das Fnblikuna 
zn belehren und Industrie und Landwirtschaft ftlr die Eisen- 
bahnfrage zu interessieren. Erst im Mai 1852 rerOffentlichte 
die nationalrätliche Kommission ihre Berichte. 

Sie konnte sich nicht einigen, sondern trat mit zwei rer- 
schiedenen Berichten und EntwQrfen vor den Nationalrat, welcher 
die Eisenbabnfrage zuerst behandelte. 

1. Ihre Mehrheit, zn der unter anderen Stämpfli, der 
spätere Bundespräsident und unermüdliche Vorkämpfer fBr die 
Staatsbahn in der Schweiz gehörte, lieferte in ihrem sehr um- 
fangreichen Berichte eine glänzende Apologie des Staatsbahn- 
systenis*). 

Die Eisenhahnen, sagt der Bericht, dfirfen nicht Selbst- 
zweck sein, sondern sie mflssen von einer höheren Warte ans 
als wichtiges und mächtiges Mittel betrachtet werden zur Lösung 
der sozialen Aufgaben des Staates. Wenn dieser aber ihre 
Errichtung als eine Tat der Selbsterfaaltung ansieht, dann 
muBS er selbst eingreifen, und zwar der Bund. Gerade da hat 
er das Mittel, den Qeist kantonaler Selbstsucht zu bannen, 
denn nicht die Ertragsfahigkeit soll in erster Linie das mass- 
gebende Prinzip sein , sondern die Begründung möglichsten 
Gleichgewichts unter den Landesteilen. 

Zur Verwirklichung dieses Prinzips genügt aber keine 
Zinsengarantie; denn abgesehen davon, dass hierbei der Staat 
zu viel schlechte Chancen trägt, ist dann nur auf den Bau der 
rentablen Linien zu hoffen. Nein, der Bund soll selbst bauen, 
unter Zuhilfenahme eines ein&chen Anleihens. Er bleibt damit 



') BBl. 1852, II S. 123. 

•) BBI. 1852, II S. 1 ff., 157 ff., 285 ff, 
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im Besitz dei Zukunft des Eisenbahnwesens, und er hat den 
Gewinn fUr sich allein. 

Im Q^gensatze zn Exporten und Bandesrat wird also hier 
die Einheit des schweizerischen Eisenbahnwesens als Leit- 
prinzip hochgehalten. Diesem zentralisierten Verwaltungs- 
systeme wird aber in der nähern Organisation ein Gegen- 
gewicht entgegengehalten, damit es nicht in jene Bureaukratie 
ausarte, .die im Widerspruch steht mit allen Bedingungen 
wahrer Freiheit und deren jüngstes Kind jene Bichtung ist, 
welche den Staat als eine Versorgungsanstalt für alle betrachtet, 
welche unfähig sind, sich auf dem Wege bürgerlicher und 
häuslicher Tugend eine ehrenwerte Stellung in der mensch- 
lichen Oesellschaft zu sichern* '). 

Der nach zu viel technischen und zu wenig volkswirt- 
schaftlichen Rücksichten aufgestellte Bauplan der Experten fand 
an dieser Stelle keine ZustimmuDg; er wurde etwas abgeändert 
und erweitert. Bezüglich der Geldbeschaffung war der Bericht 
sehr optimistisch: er rechnete anf ein gewöhnliches Oblt- 
gationenanleihen zu 4<*/a^). Der Ausbau des Netzes sollte nur 
allmählich erfolgen und zwar so, dass man, mit den gaten Linien 
beginnend, deren Ueberschüsse zu Gunsten schlechter ren- 
tierender verwenden würde. Indem femer hier gegenüber dem 
bisherigen Verkehr auf den Strassen eine namhafte Verkehrs- 
steigernng in Ansatz gebracht ist, stellen sich natnrgemäss 
bedeutend ansehnlichere Erträgnisse heraus als in den Ex- 
pertengntachten. Bemerkenswert ist, dass auch hier vom Waren- 
verkehr nur SögT^/o des Bruttoertrages erwartet wird^). 

Danach stellt für die ersten zwölf Jahre der Bericht dem 
Bunde keine finanziellen Schwierigkeiten in Aussicht. Vom 

') BBI. 1852, n S. 209. 

*) Ygl. dazu folgende Angaben Kalma (a.a.O. S.210, 224): Ende 
Jnni 1852 standeo 4'/i */*ige preuBBiaclie Staattpapiere auf 103'/« (Boal- 
zinrion 4,36 °/>), 3'l»*l<ii^ pnaaÖBche Staaitfgaipiere itvt i2^j* (BeaküufusB 
3^270. iÄchsische 4'/.ige StaatBpapiere am 16. Juül852 auf 101'/«, etc. 

') Vgl. damit Kol. 427 der Schweii. EisenbahnatatiBtik, e, B. Schweiz. 
Centratbaba : OeBamtertrsg des Gepäck-, Tier- und Gütertransportes: 
1888 .... 62,96°/«, 
1896 .... 62,98'/» 
der ganzen Trantporteinnahtnen. 
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dreizehnten Jahre an, mit der EröfFcung der dritten Bau- 
ftbteilung, wäre dann allerdings, den ZinefusB in jenem Zeit- 
punkte zu S^/t^/o angenommen, ein Ausfall von Fr. 916420 
zu gewärtigen, der aber nicht so bedenklich wäre, da er sich 
bald heben würde und die Kantone überdies gesetzlich ver- 
pflichtet würden, die Hälfte zu tr^en. 

Hier finden wir also, nach den bedächtigeren AeiiBse- 
rungen von Bundesrat und Experten, zum erstenmal frischen 
Wagemut und frohe Zuversicht in die Zukunft. Entwürfe 
zu einem Eisenbabngesetze und einem anderen, betreffend die 
Einteilung des schweizerischen Eisenbahnneizea in EisMibahn- 
gebiete, wurden beigelegt, und der fundamentale Artikel 1 des 
ersteren verkündete das Prinzip: ,Die Errichtung des schwei- 
zerischen Eisenbahnnetzes, sowie die Organisation des Baues 
und Betriebes desselben sind Gegenstand der Bundesgesetz- 
gebung. " 

Der Wahlspruch aber war: .Das Eisenbahnwesen in der 
Schweiz soll eine nationale Schöpfung sein, ein kräftiges Binde- 
mittel fQr aUe unsere Stämme, eine neue Tat der lebens- 
kräftigen Demokratie, ein grosses Denkmal unseres neuen 
Bundes'^)! 

Ein wohldurchdachtes, allerdings sehr zentralistisches 
Staatsbahnsystem war damit zum Vorschlage gebracht. Es 
nahm sich sehr verlockend aus, hatte aber den Fehler, dass 
seine Grundlagen gegenüber anderen Aeusserungen sehr opti- 
mistisch waren, und dass auch dann noch auf die Wahrschein- 
lichkeit eines Ausfalls in gewisser Zeit gerechnet werden 
musste. Es fragte sich nun, ob die Begeisterung, welche 
diesen Bericht von Anfang bis zu Ende durchzieht, im stände 
sein würde, stark genug zu wirken, um auch die nüchterneren 
Zweifel finanzieller Art zu ersticken. 

2. Auf einem ganz entgegengesetzten Standpunkte stand 
indessen die Minderheit der Kommission, welcher unter anderen 
Eacher angehörte, eine bei der Nordostbahn später leitende 
Persönlichkeit von massgebendem EinSuss*). 



') BBl. 1852. TI S. 332. 
•) BBl. 1852, ir S. 49 ff. 
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Ton Smithianischen Ideen beeinflusst, erhob sie Bicb gegen 
jede willkflrliche Äusdehnang der Begierungsgewalt, die nicht 
durch die Wucht ansserordentlicher Umstände absolut geboten 
erscheine, und sie proklamierte darum als obersten staatewirt- 
scbafttichen Grundsatz den, die Privattätigkeit ungehemmt ge- 
währen zu lassen, solange sie den Staatszweck nicht gefährdet, 
und nur alles aus dem Wege zu räumen, was deren Empor- 
kommen und freie Entwicklung stört oder hindert. 

Wenn also schon ans prinzipiellen Grfinden eine Staats- 
bahn zu verwerfen war, so sprechen nach Ansicht dieses Teils 
der Kommission gerade in der Schweiz gewichtige Grfinde 
gegen sie. Zunächst lässt sich bundesstaaterechtlich keine 
PSicht zur AusfDhrung der Eisenbahnen als Staatsanternehmung 
ableiten, denn mit Artikel 21 der Verfassung ^) dachte man 
nur an eine moralische Unterstützung durch Protektion. Und 
erst die Schwierigkeiten, welche der tief ausgeprägte kantonale 
und lokale Individualismus der Festsetzung und Ausführung 
eines einheitlichen Netzes entgegensetzen werden 1 Man denke 
an die Streitigkeiten über die Priorität im Bau, an die Schwierig- 
keit and Umständlichkeit der Abmachungen zwischen Bund 
und Kantonen, von welch letzteren jeder wieder seine eigenen 
Interessen zur Geltung bringen möchte! Man erwäge ferner, 
wie mühsam die Aufbringung eines j^/oigen Kationalanleihens 
in der jungen Schweiz sein würde, wenn andere, ältere Staaten 
nur zu 4^/» — o'/o Geld bekommen! Und, um nur noch eines 
zu erwähnen, warum sollen Kantone, die keine Eisenbahnen 
haben, dadurch, daes die Bundeskasse Defizite tr^, indirekt 
auch in Mitleidenschaft gezogen werden? 

Beim Bau durch Qesellschaften, so wird weiter ausgeführt, 
werden aber Bedürfnis, Rentabilität und öffentliche Meinung 
für das Zustandekommen von Linien die einzige Richtschnur 
bilden, Zufall und Willkür dagegen nicht mitspielen. 

Und die Finanzierung? DiesbezQglich wird hier die An- 
sicht vertreten, dass die politischen und wirtschaftlichen Zu- 
stände der Schweiz so beruhigende geworden seien, dass der 
gute Wille für die Beteiligung des privaten Kapitals an ihren 



•) Vgl. oben S. 5 Anm. 2. 
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Eieenbahnen nicht fehlen werde, and daas nar noch die Pro- 
jekte des Staatebaaes oder sonstiger Staatabeteilignng einer 
solchen Regung des wohlverstandenen Interesses des Kapitab 
im Wege stünden. lieber die zn erwartende Rentabilität ent- 
wickelt dieser Bericht keine besonderen Ansichten. 

Daran anschliessend reichte die Minderheit einen ent- 
sprechenden Gesetzesentwnrf ein. 

Wie man sieht, ist dieses ganze Projekt von bedeutend 
nüchterneren Gesichtspunkten geleitet, als das b^eisterte Pro- 
gramm der Mehrheit der Kommission. Man moas ihm aber 
nachsagen, daas es in seinen Motiven die in der Schweiz wie 
vielleicht nirgends sonst noch QbermSchtigen kantonalen und 
lokalen Eigeninteressen in ihrer Bedeutung fSr den Eisenbahn- 
bau aufs treffendste charakterisiert hat, und es ist wohl an- 
zunehmen, dasB bei der Verwirklichung des MehrheUsprojektes 
die Schwierigkeiten in dessen Durchführung, welche es ihm 
entgegen wirft, zum grossen Teile ihre hemmende und stSrende 
Wirkung geltend gemacht haben würden. 

VI. Und nun endlich das Ergebnis? Es ist interessant 
genug! Das Staatsbahnsysfcem hatte an hervorragenden fremden 
Experten , an angesehenen schweizerischen Fachleaten , am 
Bundesrate und an der Mehrheit der nationalrätlichen Kom- 
mission warme und Qberzengte Verteidiger gefunden, welche 
ein nmfassendes und mit lehrreichen Details au^estattetes Ma- 
terial zu seinen Gunsten verSfiTentlicht hatten. *So hStte es im 
schlimmsten Falle noch ein feierliches Begräbnis verdient! 
Statt dessen wurde aber im Natiooalrate ohne irgend welche 
allgemeine Diskussion das Eintreten in den Minoritiitsentwurf 
mit 69 gegen 22 Stimmen beschlossen, nnd damit mndw^ anf 
das Staatsbahnprinzip verzichtet. Der Stönderat trat sodann 
mit 33 Stimmen dem Nationalrate bei'). Das war ein nicht 

') Bemerkeniwert mnd die Intereaien, welche, der .Berner Zeitung* 
znfolge, bei Behaadlung der Materie in den Räten auwchlaggebend waren. 
So stimmte GraubQnden für Privatbaa, weil es so den QotthardtranBit 
auf eine SplOgenbalin za ziehen hoffte; St. Gallen, weil es eo mit seiner 
Industrie eher die Konkurrenzlinie Franeufeld-Bomanshoni erdrQcken xa 
können hoffte; Thurgao, weil im Mehrheitsgotachten die Linie Fninen- 
fetd-Bomanshom nicht empfohlen wurde; Zürich, weil es mit dem Privat 
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zu missdeutender, wuchtiger Ausdruck der schon vorher in den 
Aeusserungen der PreBse fast einmütig erachienenen öffent- 
lichen Meinung und ein nicht zu missverstehendeB Zeichen 
dafür, dass in der jungen Schweiz die Zeit noch nicht ge- 
kommen war fQr die Durchführung eines zentralisierten Staats- 
bahnsystems. 

VII. Aus den nachfolgenden Beratungen ging nun im 
wesentlichea der Entwarf der Minderheit der natioDslrätlichen 
Kommission hervor als das Bundesgesetz über den Bau und 
Betrieb von Eisenbahnen im Gebiete der Eidgenossenschaft 
vom 28. Juli 1852, das Fundament für die ganze spätere Ent- 
wicklung der Eisenbabnfrage in der Schweiz >). 

Und dessen grundlegender Artikel 1 lautet hinwiederum: 

,Der Bau und Betrieb von Eisenbahnen im Gebiete der 
Eidgenossenschaft bleibt den Kantonen bezw. der Privattätig- 
keit Gberlassen*. 

Nicht einmal das Eonzessionsrecht erhält der Bund in seine 
Hand, sondern die Kantone haben es inne, und die Bundes- 
versammlung besitzt nur das Oenehmigiingsrecbt. Sie darf 
aber die Genehmigung nur versagen, wenn durch die Erstellung 
der betreffenden Eisenbahn militärische Interessen verletzt 
würden, soll sie aber an die Erfüllung gewisser Bedingungen 
knüpfen, nämlich die unentgeltliche Beförderung von Postsachen, 
die Gestattung der unentgeltlichen Erstellung von Telegraphen- 
linien längs der Eisenbahnen, Beförderung von Militär zu er- 
mässtgten Preisen, Einhaltung gewisser Fristen, Achtung der 
vom Bunde aufzustellenden Bestimmungen über die techniscbe 
Einheit im Eisenbahnwesen, Gestattung des Anschlusses anderer 
Unternehmungen ,in scbichhcher Weise*. Insbesondere hat 

ban eber zum Knotenpankte des scliweizeriaclieii Eisenbabniiekes wurde. 
Wahrend Bern geteilt war, stimmte Freiburg fQr Staatabau ,auB Prinzip", 
Wallia huldigte dem Privatbau .aaa OleichgOItigkeit', Waadt und Genf 
.aosEatitotialutiius'. Tetsin endlich stimmte flir Staatsbau, weil es vom 
Privatbau nichts zu hoffen hatte, und Schalfhauaen tat dies — ,au8 
Patriotismus' ! 

Vgl. die BroacbOre von E. Stettier, Redaktor: ,Zu Gunsten der 
EisenbahnverstaatlichDDg (Gin geschichtlicher Nachweis für die Notwendig- 
keit dei RflckkauFs der EiBenbahnen durch den Bund)'. Zürich 1898. 

') A. 8. m S. 170 ff. 
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aber jede Konzession die Bedingungen des RUckkanfs festzu- 
setzen. Der Entwurf hatte Torgeschlagen ') , io das Gesetz 
wenigstens noch gewisse Vorschriften aufzunehmea übet die 
Berechnung der Entschädigungssummeu. Aber sc^i dieses 
Rudiment einer einheitlichen Gestaltung verwarf die Bundes- 
versammlung und wollte auch hier jeweilen im einzelnen Falle 
vollkommen freie Hand haben. 

Während das Ezpropriationsgesetz ffir eine eiDheitliche 
Gestaltung des Enteignungsrechtes bei den Eisenbahnen noch 
keine sichere Garantie gab, wnrde hier nunmehr ausdrücklich 
seine Änwendong auf alle auf schweizerischem Gebiete gebauten 
Bahnen vorgeschrieben. 

Von grosser Wichtigkeit fOr die Zukunft sollte sich end- 
lich noch der Artikel 17 erweisen, der sogenannte Interven- 
tionsartikel, ein Ansatz zur Beseitigung der aus der kantonalen 
Zersplitterung erwachsenden Hemmnisse. Er lautet: 

„Wenn ein Kanton die Bewilligung zur Erstellung einer 
im Interesse der Eidgenossenschaft oder eines grossen Teils 
derselben hegenden Eisenbahn auf seinem Gebiete verweigert, 
ohne selbst die Erstellung derselben zu Qbernehmen, oder wenn 
er sonst den Bau oder den Betrieb einer solchen Bahn irgend- 
wie in erheblichem Masse erschweren sollte, so steht der Bundes- 
versammlung das Recht zu, nach PrOfung aller hierbeiin Be- 
tracht kommenden Verhältnisse, massgebend einzuschreiten und 
von sich aus das Erforderliche zu verfügen". 

Die Möglichkeit des Baues durch Kantone, nach Vor- 
schrift des Gesetzes, ist ausdrUckhch vorgesehen. 

Trotz des Interventionsartikels sind die Kompetenzen des 
Bundes nach diesem Gesetze sehr minim. Die kantonalen 
Zwerggebilde sind die massgebenden Instanzen; die Bundes- 
versammlung muss sich mit einem ziemlich formellen Rechte 
der Konzessionsgenehmigung bescheiden und der Bundesrat 
darf wobl über Zollbefreiungen für Baumaterialien entscheiden, 
Fristen für den Bau festsetzen, Anstände bei den Anschlüssen 
an andere Unternehmungen erledigen, bei Verhandlungen über 
die Konzessionserteilung sich vertreten lassen, Bestimmungen 

■) Art. 14; BBl. 1852, 11 S. 131-1S2. 
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Bufetellen über die technische Einheit im Eisenhahnweseo — 
mehr aber nicht. Letzteres erledigte er in der Terordnang 
Tom 9. Äugast 1854 ^). Ton der Vertretnngsbeftignis bei den 
Eonzessionsgeaehmigangen machte er hingegen nie Oebraach, 
denn die Bundesbehörden wären in eine zu nnwQrdige Stellnng 
gekommen, wenn jeweilen der Entscheid Über ihre Anbringen 
im Belieben der kantonalen Regierungen gelegen hätte *). 
Vin. Der Entscheid von 1852 hat sehr verschiedene Be- 
urteilung erfahren. Wohl ist es eigentümlich, dass man in 
der schweizerischen Bundesversammlung ohne Diskussion die 
Zumutung des Staatebaues von sich wies; aber soll man dämm 
den Beschlnss von 1852 so beurteilen, als wenn er in einem 
schwachen Augenblicke gefaast worden wäre, als ob er ein 
NationalanglQck gewesen? Die sehr ansehnliche Entwicklung, 
welche die Eisenbahnen in den folgenden Jahren unter der 
Aegide der Gesellschaften nahmen, spricht dagegen, denn ihr 
Mass war ein ganz unerwartetes. Und dann erwäge man, in 
welcher Lage sich damals der Bund befand. Eben erst war 
er in neuer Gestalt aus den Sonderbundskämpfen hervor- 
gegangen. Es ist darum begreiflich, dass man zögerte, ihn, 
der noch kaum erstarkt war, in Schulden zu stHrzen, die ihm 
bätten verhängnisvoll werden können. Kechnete doch der 
Bundesrat selbst auf Defizite! Und seine einzigen Einkünfte 
waren 6 — 8 Millionen Zolleinnahmen. Sodann hätte angesichts 
der noch empfindlichen, föderativ gesinnten Kantone eine immer- 
hin bedeutende Stärkung der Zentralgewalt politisch schwere 
Bedenken gehabt, und die erste Pflicht des Bundes war damals 
sicherlich die, mSglichst behutsam zu sein und alte Wunden 
nicht wieder aufzureisseu. und weil einmal viel Kapital be- 
schafft werden masste, so musste die Bundesversammlung auch 
einsehen, dass im Hinblick auf die terra incognita, welcbe die 
Eisenbahnen in der Schweiz noch waren, dasselbe sich ihnen 
lieber anvertrauen wflrde, wenn statt eines festen Zinses Divi- 
denden im Hintergrund stünden und zur Spekulation ermun- 
terten, und dass dann Aussiebt vorhanden war, schneller und 

') A. S. in 8. 827 S. 
■) BBl. 1871, II S. 658. 
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mehr Bahnen zu bekommen. Man durfte anch dabei nicht 
durch eine Unmasse Detailbestimmungen und Verklauaulie- 
rungen Gesellschaften und Private von Bchweizeriachen Eisen- 
bahnuntemehmungen zum voraus abschrecken, denn man hatte 
ja eigene Erlebnisse und Er&fanmgen noch nicht vor sich. 

So ist kaum zu bezweifeln, dass, schlecht wie die Auspizien 
einmal waren, die Systemfr^e fftr damals durch die Ablehnung 
der Staatebahn in richtiger Weise gelöst worden ist. Der 
Entscheid ron 1852 hat in dieser Hineicfat der Schweiz vielleicht 
manche schwere Schläge erspart '). — 

Eine andere Fn^e ist aber die Beurteilung der Stellung, 
welche der Bundesgewali im neuen Oesetze zugedacht war. 
Wie ersichtlich, war sie eine sehr bescheidene. Sie war aber 
noch nicht vollkommen fixiert, denn gerade das wichtigste 
Recht des Bundes war im Eisenbahngesetz nur im Prinzip 
formuUert worden, während seine nähere Ausgestaltung dem 
jeweiligen Genehmiguugsbeschlusse der einzelnen Eonzession 
überlassen blieb. Es war dies das Rückkanfsrecht des Bnndes. 

Dies fahrt uns hinüber zu einer besonderen Betrachtung 
der Konzessionen selbst, und damit erst wird eine erschöpfende 
Erkenntnis der Stellung des Bandes zu den entstehenden Eisen- 
bahnnntemehmungen möglich sein, 

') Vgl. die Bearteilung dMaelben in vielen Voten der ROckkMifi- 
debattevon 1897 : Ämtlichea stenographiBclies Bnlktiii der achweizarischen 
Bnndesversammlang 1897, Juni/Juli und September/Oktober. 
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III 
Die ersten Konzessionen 

Allzu fortschrittlicfae, ihrer Zeit voraneilende Strömniiji^eii 
hatten in den bewegten Erörterungen der eben Terflossenen 
Zeit einen mächtigen Anlauf genommen, sich Durchbmcb zu 
rerschaffen, waren aber Bchliesslich gerade wegen ihres zu 
frohen Auftretens begraben worden. In den Erscheinungen 
nun, welche uns jetzt beschäftigen sollen, treffen wir noch mehr 
als Torhei die in solchen Fällen fast unabwendbare Reaktion 
gegen sie nach dem entgegengesetzten Extreme hin. 

Mit der definitiven Erledigung des Eisenbahngesetzes ward 
endlich eine Grundlage geschaffen, auf der man in konsequenter, 
zielbewusster Weise ein schweizerisches Eisenbahnnetz zur Ent- 
stehung bringen konnte , und alsbald wurden auch um die 
Wette in rascher Aufeinanderfolge Eonzessionen erteilt und 
genehmigt. 

In der nun nachfolgenden Betrachtung dieser ersten Kon- 
zessionen haben wir den Einfiuse der zwei sie zu rechtlichem 
Bestände emporhebenden Faktoren streng zu scheiden, der 
Kantone als primärer, des Bundes als nur sekundärer Instanz. 

I. Wir wRrden den Rahmen unserer Ausführungen über- 
schreiten, wollten wir in extenso den Inhalt der meist recht 
nm&ngreichen Konzessionsurkunden hier wiedergeben. Viel- 
mehr müssen wir uns darauf beschränken, einzelne hervor- 
ragende und für unseren Zweck wichtige Bestimmungen heraus- 
zugreifen und Bie in hellere Beleuchtung zu stellen. 

Ueber die rechtliche Natur der Konzessionen scheint da- 
mals noch keine abgeklärte Meinung geherrscht zu haben. 
Während der Qenefamigungsbescbluss des Bandes unzweifel- 
haft den Charakter eines staatshoheitlichen Aktes an sich trog, 
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standeu dagegen die Kantone zum Teil noch auf dem Boden, 
die EoDzesBion sei ein pmatreehtlicher Vertrag, wie sieb uns 
z. B. eine bernische Eonzession an die Centralbafan ausdrück- 
lich als eine lUebereioknnft* darstellt'). 

Was nun den Inhalt der KonzesBionsurkunden selber an- 
langt, so ist es schwierig, ihn namentlich fSr die erste Zeit in 
zusammen gefaseter Form wiederzugeben, weil jene zunächst in 
ihrer Anlage und einzelnen Bestimmungen recht rerschieden 
sind, um sich erst später zu grösserer Gleichförmigkeit zu ent- 
wickeln. In ihren Einzelheiten bringen die kantonalen Eon- 
zessionen die Bestimmungen des Eisenbahngesetzes zur Aner- 
kennung. So wird den kantonalen Regierungen die Bahnpohzei 
eingeräumt, ebenso die Aufsicht Über die Geschäfbffihrnng der 
Gesellschaften. Sie stellen Speditionsfriaten, Tarifmaxima fest, 
ebenso Fristen fOr Beginn und Vollendung der Bahnarbeiten. 
Den Aktiengesellschaften wird Steuerfreiheit zugesichert, wo- 
gegen sie sich zu stets guter Unterhaltung und angemessenen 
Erneuerungen der Anlage verpflichten. Besonders interessieren 
uns aber folgende Punkte: 

1. Die Expropriation. In den Entwürfen zu einigen sehr 
frühen Eonzessionen wird für diese vorläufig noch das kan- 
tonale Enteignungsrecht vorbehalten^, während später, wie 
im Eisenbahngesetze selbst, in der Regel die Anwendung des 
Bundesgesetzes auf den konkreten Fall bestimmt wurde. So 
herrschte faktisch in dieser Beziehung für die schweizerischen 
Eisenbahnen die vom Enteignungsgesefcz noch nicht herbeige- 
führte Einheitlichkeit. 

2. Keineswegs allen Eonzessionen gemeinsam ist die Ver- 
pflichtung der Bahnen, anderen Linien Ansohluss zu gewähren, 
oder ihnen sonst keine besonderen Schwierigkeiten in den Weg 

') Vom 24. Wintermonat 1852. Vgl. E. A. S. I S. 70 ff. Vgl. ebenao 
E. A. 8. II S. 233 ff. 

*) z. B. in der St. GalliBcHen EoniesaiDD fQr Bonchacli-Wjl , näm- 
lich (Art. 2) .solange nicht die EidgenoBBenachaft für die Eistellnng 
achweizeriBoher Eisenbahnen das BundeBgesetz Dher ZwangBabtretnng von 
Privatrechten zu Öffentlichen Zwecken ak allgemein verbindlich erkl&rt'. 
Vgl. E. Ä. S. I S. 315. — Daza Art. 6 des EiaenbahngeaetKeB vom 
28. Juli 1852. 
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zu legeD. Auch lüerin unterscheiden sich viele spätere Kon- 
zessioDen in vorteilhafter Weise von den allerersten. Immer- 
hin war in dieser Hinsicht eine Einheitlichkeit im Eisenbahn- 
rechte nicht erreicht, so wlinschenswert und notwendig sie 
auch gewesen wäre. 

S. Immer Sndet eich der kantonale Vorbehalt der Eon- 
zessionsemeuernng, eventnell des Rückkaufes. Die Konzessions- 
daner beträgt nämlich jeweils d9 Jahre. Nach Ablauf der- 
selben hat nun nach allen Konzessionen der Eanton die Wahl, 
die EonzesBion zu erneuern, oder aber zu bestimmten, auch 
wieder ungleichen Bediugnngen sein RQckkaufsrecht auszu- 
üben *). Bei der Betrachtung der Stellung des Bundes wird 
diese Frage unser hauptsächKchstes Äugenmerk verdienen. 
Ohne uns bezüglich der Kantone in Einzelheiten zu verlieren, 
möchten wir nur noch anführen, dass Bchliesslich die Regelung 
des kantonalen Rückkaufsrecbtes aus heterogenen Anfängen 
heraus sich zu einer mit dem Rechte des Bundes überein- 
stimmenden gestaltete, indem einzig die Kündigungsfrist ge- 
kürzt wurde. 

i. Das Interessanteste aber an den ersten Konzessionen 
sind die Vorzugs- und Ausschlussrechte, welche von den Kan- 
tonen blindlings, in der ersten Freude über das neue Verkehrs- 
mittel, einzelnen Eisenbahngesellschaften eingeräumt wurden. 
Sie waren recht dazu angetan, das Monopol, welches diese an- 
gesichts des Widerspruchs zwischen dem politischen Klein- 
betrieb der Kantone und dem wirtschaftlichen Grossbetrieb der 
Eisenbahnen sowieso bald genug erlangen mussten, nur noch 
rascher zur Verwirklichung zu bringen. Von solchen Vorzugs- 
und Ausschlussrechten wimmelt es förmlich in den ersten Kon- 
zessionen. Was zunächst die Vorzugsrechte anlangt, so wird 
in der Regel bestimmt, dass im Falle der Stellung gleich 
günstiger Bedingungen die betreffende Oesellachaft hinsichtlich 
der KoQzessionierung allMliger Zweigbahnen vor jeder anderen 

') Heimfolkrechte nach franzCaiBcbem Muster bUden eine verschwin- 
dende Ausnahme. Bin Fol] von einem aolchen findet sich bei der YeriiSreB- 
Eisesbabn im KantoD Neuenbarg, wo die Regierung nach 99 Jahren in 
alle Rechte dei Gesellechaft unmittelbar eintritt. Vgl. Art. 7 der be> 
treffenden Eonzeuion. E. A. S. U 8. 211 t!. 
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d«n Vorzug erhalten solle. Dies war nocli nicht so gefährlich, 
aber dabei blieb es nicht — andere Konzeanionen gingen weiter. 
In vielen Fällen Terpflichteten sich die Regierungen, während 
einer beBtimmten Zeit, oder aach ohne Befristung, entweder 
keiner anderen Gesellschaft Konzessionen fBr die Anlage von 
Eisenbahnen in gleicher Kicbtung zu erteilen, oder geradezu 
keine benachbarte Eisenbahn entweder seihst zu hanen oder 
überhaupt zu konzessionieren '). Dass dabei recht eigentOm- 
licbe, bisweilen komisch wirkende Verbältoisse heranskommen 
mussten, ist leicht zu begreifen. Um nnr ein Beispiel zn er- 
wähnen, so hatte die Regierung von ZSrich am 21. Dezember 
1852 ein zürcherisches Teilstück der grossen TransiUlnie 
Bodensee-Genfersee ab Zürich bis an die thurgauische Grenze 
bei Gundetsweil konzessioniert, g 3 der Eonzession ') gab nun 
der betreffenden Gesellschaft für alle Zweighahnen oder sonst 
irgendwie in diese Linie einmündenden Bahnstrecken bei gleich 
günstigen Bedingungen ein Yorzuggrecht. Nun fflhrt diese 
Linie bekanntlich bei Winterthur vorbei. Hier mündet aber 
die von St. Gallen kommende Bahn in sie ein. Am selben 
Tage nun, am 21. Dezember 1852'), wurde zOncherseits der 
anderen, dJese Linie bauenden Gesellschaft genau dasselbe Vor- 
zugsrecht eingeräumt fQr die Ausführung einer Zweigbahn oder 
einer irgendwie sonst in diese zürcherische Strecke der St. Galler 
Bahn einmündenden Linie. Mit Bezug auf die in Winterthur 
einmündenden Linien wurde somit zwei Gesellschaften zugleich 
ein andere zunächst ausscbliessendes Vorzugsrecht eingeräumt. 
Und dies noch am gleichen Tage, und der Bund gab beiden 
Konzessionen seine stereotype Genehmigung*)! Difficüe est, 
satiram non scribere. Zur Beleuchtung der Folgen der förm- 
lichen AuBschluBsrecbte möge endlich noch folgendes Beispiel 
erwähnt werden. Am 6. bezw. 17. Dezember 1852 hatten die 
Regiernngen von Basel-Land und Ton Solothurn der Schweize- 
rischen Centralbahngesellscbaft Eonzessionen erteilt für einzelne 

') Vgl. z. B. fast B&mttiche Konienionen der Jahre 1852 und 1853, 
wie R. A. S. I S. 59. 84, 112, 138, löS, II 8, 224 and viele andere FU\e. 
') E. A. S. I S. 222 ff. 
») E. A. R. I S. 294 ff. 
«) E. A. S. I S. 286 ff-, 307 ff. 
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nordweBtschweizerisclie Eisenbahnlinien, worunter Basel-Olten'). 
Sie hatten sich dabei verpflichtet, ffir Bahnen in gleicher Richtung 
während 30 Jahren keine Konzessionen zu erteilen, noch solche 
selbst zu bauen. Nun erteilte der Kanton Aargau am 22. Januar 
1853 einer anderen Oeeellschaft eine Eonzession fOr eine Ver- 
bindung von Bru^ durch den Norden des Kantons mit Basel, 
soweit sein Gebiet dabei in Betracht fiel ^). Infolge des Ä.ns- 
schlussrechtes der Centralbabn wäre aber ihre Einmündung auf 
basellandscbaftlichem (Gebiete unmöglich gewesen. So ver- 
pflichtete sich denn der Kanton Aargau dieser neuen Gesell- 
schaft gegenüber, der Gentralbahn die für sie unentbehrliche 
Konzession auf seinem Territorium nicht zu erteilen, falls sie 
nicht auf ihre dreissigjährigen Ausschlussrechte der anderen 
Kantone verzichte. Dadurch gezwungen, tat dies die Gentral- 
bahn, und der Verzicht wurde ausdrücklich in ihren aargauischen 
Konzessionsakt aufgenommen ^). Die wirtschaftliche Notwendig- 
keit hatte hier gesiegt. Der Bund aber hatte vorher die Aus- 
schlussrechte genehmigt, sowie er jetzt wieder einige Monate 
später deren Ungültigkeitserklärung sanktionierte! Ein solcher 
blinder Schematismus fibertriffbselbstdie düstersten Vorstellungen 
von der berüchtigten Schablonenhaftigkeit der bureaukratischen 
Verwaltung einer eigentlichen Staatsuntemehmung. Ohne ge- 
nügende Ueberlegung wurde auf diese Weise mit den wichtigsten 
wirtschaftlichen Angelegenheiten umgegangen. Leider aber 
verschwanden nicht alle Ausschlussrechte wie im vorigen Falle. 
Bei dieser kantonalen Konzessionserteilung, deren Typus 
jetzt gegeben war, und welche sich nun in der eingeschlagenen 
Bahn weiter entwickelte, sehen wir also verhängnisvolle Ver- 
schiedenheiten nicht nur unter den kantonalen Eisenbahnrechten, 
sondern selbst in der Rechtsstellung einzelner Bahnen inner- 
halb eines Kantons. Dies mnsste ^r eine gedeihliche Ent- 
wicklung keine besonderen Aussichten eröffnen; namentlich 
konnte ein Kanton, welcher Eisenbahnen auf seinem Gebiete 
schon bei deren Entstehung ungleich behandelt hatte, schwer- 



') E. A. S. I 8. 124 ff., 140 ff. 
') E. A. S. 1 S. 198 ff. 
^ E. A. S. U S. 161 ff. 
Herold, Der SAhwcizerisohe BaDd nnd die Eiaenbahnen. 
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lieh dazn fähig sein, die ihm anvertranteii OfifentUchen Interessen 
mit Nachdruck zu vertreten. So war die notwendig Folge 
dieser Zostände eine Zersplitterung der Bahnen unter teilweise 
interkantonale, teils kleinere, oft auch ausländische Gesell- 
Schäften, denen gegenflber die Kantone zur Wahrung der öffent- 
lichen Interessen infolge ihrer eigenen Politik ohnmächtig 
wurden. 

11. Nun war aber auch noch der Bnnd da, als ein zweiter 
Faktor bei der KonzeBsionserteiinng, und er hätte wohl im 
stände sein sollen, die öffentlichen, besonders die allgemein 
schweizerischen Interessen den Gesellschaften und Kantonen 
gegenfiber zu vertreten. Allein hierzu war ihm im Eisenbahn- 
gesetze eine allzu nichtssagende Stellung angewiesen. Wohl 
hatte er das Recht, alle Konzessionen zu genehmigen, allein 
er masste einfach auf die selten genug eintretende Geföhrdung 
militärischer Interessen achten, nud wenn er diesbezOglich 
keine Ge&br erblickte, so war die Genehmigung der Kon- 
zessionen ffir ihn obligatorisch. Damm musste er auch ohne 
Wahl die lächerlichsten Ausschluss- und Vorzugsrechte sank- 
tionieren. 

Wie froher hervorgehoben, hatte das Eieenbahngesetz nicht 
nur den Inhalt der Konzessionen Oberhaupt nicht erschfipfend 
geregelt, sondern es namentlich auch verschmäht, fQr alle 
schweizerischen Bahnen gemeinsame Rückkaufsgrundsätze auf- 
zustellen. Vielmehr hatte es die Regelung derselben dem 
einzelnen konkreten Falle überlassen. Indessen bildete sich 
bezQglich der Konzessionsgenehmigung, insbesondere der Rück- 
kaufsgrnndsätze, sofort ein Gewohnheitsrecht ans, sodass wenig- 
stens diese in der Folgezeit stets eine Übereinstimmende Regelung 
erfuhren. Die fOr den Einzelfall auagesprochene Konzesaions- 
genehmigung wurde zu einer stereotypen Formel, welche aber 
trotz ihrer steten Wiederkehr doch wieder verschiedenes Eieen- 
bahnrecht sanktionierte wegen der materiellen Verschiedenheit 
der Konzeäsionen selber. 

Das Wichtigste und für alle unsere weiteren Betrachtungen 
Grundlegende ist nun bei dieser Eonzessionsgenehmigung die 
übereinstimmende Regelung der Bückkaufsbedingungen des 
Bandes. Diese bilden den dominierenden Punkt in seiner ganzen 
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Stellung den EiBenbahnen gegenflber, nnd ihre EntstebnngB- 
geschichte zeigt ganz besonders die schon eingangs erwähnte 
reaktionäre StrCmnng gegen die allzn fortschrittlichen Tendenzen 
der eben vei^ngenen Zeit. 

Kach dem Vorschlage der Minderheit der nationalrätlichen 
Eisenbahnkommission hätte ein Bidckkanfeartikei ') in das Gesetz 
anfgenommen werden sollen, wonach dem Bande nach Ablauf 
einer jeweilen im Einzelfalle zn bestimmenden Frist das Rück- 
kaoferecht zustehen sollte. Ffir die Entachädigang sollten ans- 
schÜesslich das ursprüngliche Anlagekapital nnd die mutmass- 
lichen Ersteltnngskosten im Zeitpunkte der RfickkanfsaokQn- 
dignng in Berücksichtigung fallen und hieraus ex aequo et 
bono ein mittlerer Preis vereinbart werden. Uit Rücksicht 
darauf, dass der Band die betreffende Bahn nicht im neuen 
Znstande an sich ziehe, sollte sodann ein angemessener Abzng 
stattfinden. 

Dieser Yorschlag war aber abgelehnt worden. 

Als nun die erste Konzession *) (Rorschach-St. Öalleu-Wyl) 
znr Bundesgenehmiguug eingebracht wurde, beantragte der 
Bandesrat, neben den ursprünglichen Änlagekosten und dem 
rnntmasBÜchen Erstellungspreis zur Zeit der TJebemafame als 
dritten fQr die Entscbädigungsberechnnng massgebenden Faktor 
den durchschnittlichen Reinertrag der vorangegangenen zwanzig 
Jahre einzuführen, und dies als eine Konzession an die Interessen 
der Aktionäre , alles um das Publikum zu reger Beteiligung 
an den Eisenbahnen anzuspornen. Ja, er wollte noch weiter 
gehen zur Beruhigung der Gesellschaften. Der Kanton St. Gallen 
hatte die Konzession auf 99 Jahre erteilt; da aber der Bundes* 
rat schon vom 20. Jahre an jederzeit das Recht des Rück- 
kaufs ausüben wollte, schlug er vor, bei jedem Rückkauf vor 
Ablauf der Eonzeesionsdaner zu der vorschriftsmässig ge- 
fandeneu Entschädigungssumme lO^/o hinzuzoschlagen. 

Der Ständerat, welcher den Beschluss zuerst unter seine 
Traktanden nahm, stimmte dem zu, war aber noch ängstlicher 
in der Wahrung der Interessen der Bahngesellschaften und ver- 



') Art. 14. Bßl. 1862, II S. 131—132. 

») BBl. 1852, UI S. 18 ff. B. A. S. I S. 814 9 
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legte das Becbt des Rückkanfe tot dem Konzessionsablanf erst 
und ansacfaliesslich auf das 40. Jahr. 

Im Nationalrat und bei der scbliesslicben BereiniguDg aber 
kam es wieder anders. Der Btmd wurde zwar wieder günstiger 
gestellt, indem ansser dem 99. Jahre fUnf weitere feste Rdck- 
kanfstermine statuiert wurden. Allein andererseits erzielten 
die Interessen der Oesellschaften zwei neue Siege, indem ein- 
mal für den Ertragswert statt des Durchschnitts der letzten 
zwanzig Jahre der gewöhnlich höhere Durchschnitt der letzten 
zehn Jahre massgebend wurde, und sodann der obligatorische 
Abzug wegen Mangels der Neuheit der ROckkaufsobjekte durch 
einen bloss fakultativen Abzug wegen , nicht Tollkommen be- 
friedigenden Zustandes" ersetzt wurde '). 

So entstand für die von 1852 bis 1873 erteilten Kon- 
zessionen, welche wir der Kürze halber fortan als die , alten 
Konzessionen* bezeichnen möchten, folgender Rückkaulä- 
artikel *) : 

„Der Bund ist berechtigt, die Eisenbahnen, für deren 
Herstellung die Eonzession an die Schweizerische Centralbahn- 
gesellschaft von Bern am 24. Wintermonat 1852, von Lazem 
am 19. Wintermonat 1852, von Solothum am 17. Ghristmonat 
1852, von Basel-Stadt am 10. Wintermonat 1852 und von 
Basel- Landschaft am 6. Cbristmonat 1852 erteilt worden ist, 
und die Eisenbahn von der solothumischen Grenze bei Ölten 
in südlicher Richtung über Zofingen bis an die lozernische 
Grenze und in westlicher Richtung bis an die bernische Grenze 
bei Mni^enthal, für welche Aargan die Konzession der Central- 
bahngeseUschafb am 4. Wintermonat 1853 erteilt hat, in ihrer 
Gesamtheit, soweit sie wirklich erstellt worden sind , vom je- 
weiligen Inhaber samt dem Material, den Gebäulichkeiten und 
den Vorräten, welche dazu gehören, mit Ablauf des 30., 45., 
60., 75., 90. und 99. Jahres, vom 1. Mai 1858 an gereehnet. 



') Vgl. bezOglich dieser Verhandlnngen die auf ProtokoUauszQgen 
beruhende Schilderung (unwidersprochen geblieben) im Rc. V. S. B. S. 59 ff., 
Rpl. V. S. B. S. 63 ff. Entsprechend BBl. 1883, I S. 312 ff. 

") Wir greifen z. B. Art. 2 des BundeBbeBchlnaHeg, betreffend die 
Konzession der Centralbubn fQr da» Uebiet des Kantons Aargau, vom 
4. November 1853 heraus. Vgl. E. Ä. S. 11 S. 181 ff. 
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gegen Entschädigung an sich zu ziehen, falls er jeneilen fQnf 
Jahre zam Torans den Rückkaaf erklStt hat. 

.Kann eine Yerständigung üher die zu leistende Ent- 
schädignngssamme nicht erzielt werden, so wird die letztere 
durch ein Schied^ericht bestimmt. 

, Dieses Schiedsgericht wird so zusammengesetzt, dass jeder 
Teil zwei Schied Brichter erwählt und von den letzteren ein Ob- 
mann bezeichnet wird. KSnnen sich die Schiedsrichter fiber 
die Person des Obmanns nicht vereinigen, so bildet das Bundes- 
gericht einen Dreiervorschlag, aus welchem zuerst der Kläger 
und hernach der Beklagte je einen der Torgeschlagenen zu 
streichen hat. Der Uebrigbleibende ist Obmann des Schieds- 
gerichtes. 

,Für die Ausmittlung der ^u Leistenden Entschädigung 
gelten folgende Bestimmungen: 

,a) Im Falle des Rückkäufe im 30., 45. und 60. Jahre ist 
der 25fache Wert des durchscbnittUcben Reinertrages derjenigen 
zehn Jahre, die dem Zeitpunkte, in welchem der Bund den Rück- 
kauf erklärt, unmittelbar vorangehen; im Falle des Kückkaufs 
im 75. Jahre der 22 Vi fache, und im Falle des Rückkaufes im 
90. Jahre der 20fache Wert dieses Reinertrages zu bezahlen, 
immerhin jedoch in der Meinung, dass die Entschädigungs- 
summe in keinem Falle weniger als das ursprüngliche Anlage- 
kapital betragen darf. Von dem Reinertrage, welcher bei dieser 
Berechnung zu Grunde zu legen ist, sind übrigens Summen, 
welche auf Abschreibnngsrecbnung getragen oder einem Reserve- 
fonds einverleibt werden, in Abzug zu bvngen. 

,b) Im Falle des Rückkaufs im 99. Jahre ist die mut- 
massliche Summe, welche die Erstellung der Bahn und die 
Einrichtung derselben zum Betriebe in diesem Zeitpunkt kosten 
würde, als Entschädigung zu bezahlen. 

,c) Die Bahn samt Zngehör ist jeweilen, zu welchem Zeit- 
punkte auch der Rückkauf erfolgen mag, in vollkommen be- 
friedigendem Zustande dem Bunde abzutreten. Sollte dieser 
Verpflichtung kein Genüge getan werden, so ist ein verhält- 
nismässiger Betrag von der Rückkaufssumme in Abzug zu 
bringen. 
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.Streitigkeiten, die hierfiber entatehea mdcbten, sind durch 
das oben erwähnte Schiedegericht aaszatmgen,* — 

So, wie gesagt, lauten die Rückkanfebedittgangen in allen 
alten Konzessionen. Eine nicht sehr wesentliche Abweichung 
in den späteren unter ihnen kommt unten zur Erwähnung '). 

Am 1. Januar 1858 wurde dann Qberall der 1. Mai 1858 
als dies s quo fixiert und auch bei späteren Konzessionen zum 
Teile beibehalten*). 

Wenn wir ausserdem auf den Qbrigen Inhalt der Kon- 
zessionsgenehmigungsbeschlQsse einen raschen Blick werfen, 
so ergibt sich noch Folgendes: 

1. Der Bundesrat behält sich die Erhebung einer Eon- 
zessiousgebohr vor für den regelmässigen periodischen Personen- 
traneport, je nach dem Ertrage der Bahn und dem finanziellen 
Einflüsse des Unternehmens auf den Fostertrag, und zwar 
höchstens im Betrage von 500 Franken jährlich ftlr jede im 
Betriebe befindliche Wegstrecke von einer Stunde. Auch in 
diesem Punkte kam die herrschende Strömung wieder zur 
Geltung: der Bundesrat hatte an die Erhebung der Gebtlhr 
keine Voraussetzung knüpfen wollen; die Bundesversammlung 
aber, wieder ernstlich bemüht um die Wahrung der Interessen 
der Aktionäre, knüpfte dos Recht zu ihrer Erhebung an die 
Voraussetzung, dass die Babnunternehmnng mehr als .4''/o ab- 
werfe, nach erfolgtem Abzüge der auf Abschreibungsrecbnnng 
getragenen oder einem Reservefonds einverleibten Summen. 

2. Die äeDehmigungsbescbiüsse enthalten gewisse Fristen, 
besonders aber 

3. den Vorbehalt aller Bestimmungen des Eisenbahnge- 
setzes, insbesondere des Interventionsartikels gegenüber den 
von den Kantonen eingeräumten Aus schlnssr echten. Wenn also 
ein Kanton die Bewilligung zur Erstellung einer im Interesse 
der Eidgenosse nschai^ oder eines grossen Teils derselben liegen- 
den Eisenbahn auf seinem Gebiete verweigerte, ohne selbst 

') Vgl. unten S. 158-159. 

^ Vgl. die Angaben der Eiaenbabnstatistik. Dies iat t. B. der Fall 
fflr die Linie Borschacb- Konstanz, ebenso für Bulle-Bomont, die Baseler 

YerbiDdaugsbahu, etc. 
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ihre Erstellung zn Obernehmen, oder wenn er deren Erstellung 
Schwierigkeiten in den Weg legte, so sollte die Bnndesver- 
sammtnng das Recht hüben, von sich ans einznacbreiten und 
das Erforderliche zu verftlgen. Praktisch bedeutete dies die 
Negation der von den Kantonen gewährten Ansscblnssrechte, 
and dies machte bei der Erstellung gewisser neuer Linien 
Konflikte unvermeidlich, falls die Gesellschaften anf denselben 
fest beharren wollten. 

III. Aus der Entstehung der EonzessionsgenehmiguDgen 
ergibt sich nun im ganzen, nnd dies ist für uns in diesem 
Momente die Hauptsache, wie sehr der Band betrebt war, mit 
allen Mitteln den entstehenden Gesellschaften ihr Dasein zu 
erleichtern. Aus dem einzigen Bestreben heraoe, mOglichst 
viele Eisenbahneu ins Leben zn rufen, gab er fast alle Rechte, 
welche er im Interesse der Allgemeinheit sich hätte vorbe- 
halten können, von vornherein aus der Hand, oder betraute 
damit die Kantone, denen gar bald die Eisenbahnen über den 
Eopf wuchsen. Und doch wären damals einige Vorbehalte 
seitens des Bundes unbedingt nStig und mit seinen Absichten 
verträglich gewesen. Das Schlimmste war, dass dnrch diese 
Pohtik die Anl^e eines schweizerischen Eisenbahnnetzes nach 
einem bestimmten, einheitlichen, von volkswirtschaftlichen Grand- 
sätzen diktierten Plane unmöglich wurde ; denn der Bund musste 
ja die Konzessionen aller Linien genehmigen, fSr welche sich 
nur ein Bauunternehmer fand, war doch der Vorbehalt der 
Wahrung der militärischen Interessen der Eidgenossenschaft 
faktisch bedeutungslos. Sodann hat der Bund sich ganz oneröse 
Rfickkaufsbedingungen gesetzt: wie ans späterem Zusammen- 
hange noch ersichtlich sein wird, findet sich darunter eine, 
welche überhaupt ein Unikum ist. Endlich knUpfte er die Kon- 
zessionsgeaehoiignng an keine Äniortisationsvorbehalte. Und er 
vemachläsaigte sogar die Aufstellung von Garantien, welche 
wenigstens eine gewisse Einheit im Betrieb, in der Verwaltung, 
in der Stellung zu den ausländischen Eisenbahnuntemehmnngen 
und in dem Verkehr mit ihnen bewirkt hätten. 

So war man denn auch in früherer Zeit darüber einig, 
dass die schliessHche Gestaltung der Konzessiousbestinimungen 
nnd der Konzessionsgenehmigungen einen Sieg der Interessen 



n,g:,.ndtyG00glc 



— 40 — 

der Eiaenbahngeaellscbaften bedeateten. Han sprach bei den 
Yerhandlungen von einem leichtsinnigen Preisgeben aller eid- 
genössischen Interessen , von einem geschlossenen Eiaenbabn- 
buad, der blindlings ron allen Rücksichten auf die Wohlfahrt 
des Scbweizerbundes Umgang nehme '). Diese historische Inter- 
pretation wnrde noch später anerkannt, und alle Schriftsteller, 
deren Ansichten noch znr Sprache kommen werden, sowie auch 
der Bandesrat in of^ziellen Kundgebungen, waren sich dieses 
far den Btmd onerdsen Zostandes bewnsst und teilten die schon 
1862 von Slam päi geäusserte Ansicht*) von der ündurchfQbr- 
barkeit des konzession^emSssen Rückkaufs. Diese durch die 
Gteschichte gebotene Interpretation dürfen wir darum später, 
bei der fieurteilong der neueren Vorgänge, einer inzwischen 
aufgekommenen anderen Interpretation gegenüber nicht ans den 
Äugen verlieren. 

Dies ist der eine Ctmnd, warum wir diesem Punkte der 
Entwicklung grosse Bedeutung beilegen mOcbten. Ein zweiter, 
nicht minder wichtiger Grund ist der, dass diese Vorgänge mit 
Notwendigkeit spätere Reibungen zwischen Bund und Öesell- 
Bchsften veranlassen mussten. Die Gesellschaften wurden immer 
stärker, der Bund aber ebenfalls immer gefestigter. Wie hätte 
er nun, angesichts der ihm zugewiesenen schwachen Stellung, 
sieb bei jenen Gehör verschaffen können, wenn er etwas im 
Interesse der Gesamtheit durchsetzen wollte? Jede Massregel 
mnsste an der Macht der Gesellschaften Widerstand finden und 
konnte leicht unter dem Vorwand der Verletzung wobl er- 
worbener Rechte von ihnen als Usurpation gebrandmarkt und 
hintertrieben werden. Solche Erwägungen mussten zum Bei- 
spiel die Bahn ges ellschaften im Jahre 1870 dazu veranlassen, 
dem Bunde Überhaupt das Recht zu bestreiten, ohne ihr vor- 
heriges Einverständnis sogar am Eisenbahnge setze Aendernngen 
vorzunehmen, 

Dies waren alles Möglichkeiten, welche sich aber vorder- 
hand nur in bescheidenem Masse geltend machten. Wohl ent- 



■] Ygl. die aus der St. Galler Zeitung von 
Eohöpfte Mitteilung dea Bc. V. S. B. S. 63—64. 
') In seiner später besprocheaen Broschüre. 
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standen Eiaenbahnkonflikte , aber der Bund war dabei but ia 
geringem Maese beteiligt. Nach einigen vergeblichen Yer- 
snchen in den ffiufziger Jahren sollte er erst um die Wende 
der sechziger Jahre zu ernsterem, aktivem Einschreiten ver- 
anlasst werden. 

In der Zeit aber, welche nnnmehr beginnt, sind es die 
Priva^esellscbaften allein, welche auf dem Gebiete des Eisen- 
bahnwesens herrschen. 



n,g:,.ndtyG00glc 



IV 

Der Bund und die Eisenliahnen von 1852 his Ende 
der sechziger Jahre 

I. Das Eiaenbahngesetz und die «raten KoDKesaionen haben 
für die Periode der schweizeriechen Eisenbahngeechichte , in 
welche wir Duaiiiebr eintreten wollen, die Wege gewiesen. 
Der Entstehung von Bahnen anf Schweizerboden kam alles zu 
gute: die vorteilhaften Konzessionen, die materielle ZeitstrSmnng 
der ffinfziger Jahre und die Politik der Kantone. Ende 1855 
bestanden bereits 208,013 km Bahnen, 1856 wurden 129,141 
neue Kilometer erö£bet, 1857 178,695 und 1858 183,993 km; 
1859 vergrSsserte sich das Eisenbahnnetz sogar nm 288,298 km, 
80 dasB am Ende dieses Jahres bereits 938,410 km Bahnen in 
der Schweiz bestanden '). Bereits konnte man im Osten von 
Zfirich nach Ghur fahren, von Chnr wieder an den Bodensee 
und Ton hier über St. Gallen oder Prauenfeld nach Zfirich 
zurück. Westwärts von Zfirich führte die Bahn nach Aaran, 
Olteii, Bern und Biel, von Ölten ans nach Luzem und nach 
Basel. Und bereits erstrebte das schon ziemlich entwickelte 
westschweizeriBche Netz von Genf, Lausanne, Neuenbürg her 
den AnschluBs nach Osten. Die fremden angrenzenden Unter- 
nehmungen hatten internationale AnschluesUnien, und in den 
grossen verbleibenden Rest teilten sich bereits acht namhafte 
schweizerische Eisenbahngesellschaften. 

Dieser erfreulieben Entwicklung parallel ging aber eine 
andere. In ihrer ersten Freude über da^ neue Verkehrsmittel 
konzessionierten, wie erwähnt, die Kantone alles, wofür sich 
ein Unternehmer und Kapital fand, räumten Ausscblnss- und 



') Angaben der jährlichen Eisenbabnetatiatik. 
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Voizagsrecbte ohne Bedenken ein und schlössen 80 jede m5g- 
Uche EonknrreDZ aae. Den Unternehmungen gaben aie damit 
ein Monopol, und der Bund batte das Zusehen. Dies entband 
die Eantone ron der Entrichtung beträchtlicher Subventionen, 
tmd der 1852 proklamierte Grundsatz des Priratbaues kam 
möglichst reiß zar Durchführung. So trat gar bald die not- 
wendige Folge ein, dass die von den Eantonagrenzen ja unab- 
hängigen Eisenbahngesellscbaften auf ihrem Gebiete allmächtig 
worden. Die Kantone hatten zwar die Aufeicht inne, aber 
jeder einzelne von ihnen batte den Bahnen gegenüber wieder 
seine besonderen Interessen, so dass eine einheitliche Aktion 
der TOn einer üntemehmang berührten Kantone gegen sie nur 
sehr schwer erreichbar war. So konnte Simon Kaiser mit 
Recht etwas später sagen '), dass die Konzessionen von jemandem 
erteilt wDrden, der nur in ganz geringem Masse Meister des 
Verkehrs sei. 

n. Dass aus dieser Situation bald Missstände Terschiedener 
Art hervorgehen mussten, ist sehr begreiflich. Einen schla- 
genderen Beweis aber über die TJnhaltbarkeit der Stellung, 
welche dem Bunde im Eis enbahnge setze zugewiesen war, hätte 
der Bundesrat nicht bringen können, als dass er kaum drei 
Jahre nach seinem Erlass, nämlich am 24. Dezember 1855, 
sich schon über eine Ergänzung desselben den beiden gesetz- 
gebenden Räten gegenüber aassprach ^. Bereits rächte sich 
die Sorglosigkeit, mit welcher der Bund eigene Interessen 
preisgegeben hatte. 

1. Schweizerische Bahn Unternehmungen hatten mit ein- 
zelnen auswärtigen Kreditgesellschaften verhandelt, und einzelne 
Kantone hatten an auswärtige Eisenbabngesellachaften Kon- 
zessionen erteilt. Der hierin liegenden Gefahr gegenüber war 
aber der Bund in ohnmächtiger Stellung. 

2. Der Bund hatte sich sodann 1852 das Recht des Rück- 
kaufs vorbehalten, und doch fehlte in den meisten kantonalen 
Konzessionen ein Artikel 18 des Eisenbahngesetzes ^) ent- 



') Simon Kaiser, Der Bund und die Eiaenbabnen. Solothum 
', S. 18. 
») BBl. 1856, I 8. 1 ff. 
') Art. 18. ,Bie Gntaolieiduiig über die Zulänglicbkeit des gemäss 



n,g:,.-ndtyG00glc 



_ 44 — 

sprechender Vorbehalt, dass dem Bunde wenigstens eine ab- 
schliesBende Uitteilung gemacht würde Über den Plan, daa 
Inventar und die AnUgekoeten dessen, was er später zurück- 
kaufen konnte. Der Bundesrat hielt es aber begreiflicherweise 
im staatlichen Interesse, nicht nur eine Mitteilung betreffend 
den definiÜTen Äbschluss des ersten Änlagekontos einer Bahn 
EU erhalten, sondern er erachtete es als angezeigt, ihn auch 
dem Entscheide der Bandesversammlnng vorztilegen, und bier- 
tüt eine gesetzliche Bestimmung zu haben. 

3. Während er endlich zur Berechnung der EonzessioDS- 
gebübr auf dem Wege der Gesetzesvollziefaung sich Einsicht 
in die Betriebsrechnnngen verschaffen konnte, war dagegen 
bei Fneionen nnd YerkSafen von Bahnuntemehmungen sein 
Mitspracherecht zweifelhaft, so sehr sonst der Bund damals 
Yerschmelzongsbestrebungen sich zugetan erwies. Die Bück- 
siebt auf die militärischen Interessen der Eidgenossenschaft 
verbot aber allerdings eine Vereinigung schweizerischer mit 
auswärtigen Bahngesellschaften unbedingt. Und doch schlössen 
die Statuten dies nicht aus, ja einzelne sollen derartige Trak- 
tate geradezu voigeeehen haben. So muaste wohl hier die 
Oeset^ebnng eingreifen. Darum achlug der Bundesrat vor, 
die Vereinigung schweizerischer Bahnen mit auswärtigen, so- 
wie deren Verkauf oder Betrieb sübertrt^ung an solche, kate- 
gorisch zu verbieten, von Anscblusslinien an der Qrenze ab- 
gesehen. Ebenso sollten nach ausdrücklicher neuer gesetzlicher 
Bestimmung Fusionen im Innern der Genehmigung der Bundes- 
versammlung unterliegen, obwohl nach Ansicht des Bundes- 
rates schon mit Rücksicht auf das Rfickkanfsrecht jene ohne 
sie nicht zulässig gewesen wären. 

Das Ergebnis der Beratungen der Bundesversammlung ist 
wieder bezeichnend genug. Man wollte die Gesellschaften 
nicht stdren, ,laissez faire, laissez aller' hiess die Losung, und 
der Entwurf wurde am 5. Februar 1856 zurückgewiesen ,zn 
gelegentlicher Vorlage*, das heiest begraben. Der Bundesrat 
liesa sich auch später über diese Zustände nicht mehr vet- 

Att. 11 von den Eisenbahnverwaltnngen über die gehörige FotUetzung 

eioer Eisenbabauntemelimung zu leisteoden Ausweise« steht dem 

Baudesrate zu." 
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nehmen, zumal die von ihm befürchteten Fusionen nicht ein- 
traten. 

III. In den folgenden Jahren schon gab der Mangel eines 
rationellen, einheitlichen Planes f&r den Ansban, sowie die 
Zersplitterung der Bahnen unter viele kleine Gesellschaften 
vorsichtigen Finanzmännem und Leitern tod Gesellschaften 
zu denken. Die natnmotwendige Folge waren FusionsTerenche. 
Am 21. Mai 1857 wnrde in Paris ein Fnsioasvertrag ab- 
geschlossen, welcher nichts weniger als die Gtrüadung einer 
,al]gemeiaea schweizerischen Eisenbahngesellschaft" einleiten 
und zunächst die Vereinigung der Gentralbahn, der Nordost- 
bahn und der westschweizerischen Bahnen ermöglichen sollte. 
An der Spitze der Unterzeichner aber stand kein anderer als 
Eacher, der 1852 das Staatsbahnprinzip bekämpft hatte. 

Bei diesem Anlass regte sich auch der Bundesrat. In 
einem Bericht des Post- und Baudepartements an ihn ') wurde 
zum erstenmal, und zwar schon fOnf Jahre nach Ablehnung 
der Staatsbahn, ein Rückkauf als wünschenswert erklärt, und 
ein Versuch wnrde bei Anlass der schwebenden Fusionsverhand- 
Inngen empfohlen. Dieser Bericht erwog die Auszahlung in 
Staatsobligationen mit festem Zins und bestimmter Amortisation, 
eventuell auch mit einem Anteil am Ertrag. Auf jeden Fall 
befürwortete er die Anlage eines Bückkanfs- oder Amortisations- 
fonds aus jährlichen Beiträgen der Bundeskasse, welcher im 
Hinblick auf den ersten konzessionsgemässen RQckkaufstermin 
(1888) zum schrittweisen Ankauf von Eisenbahnaktieu ver- 
wendet werden sollte. Schon in diesem Berichte erscheint ein 
Hauptargument fOr den gegenwärtigen Rückkauf, nämlich der 
Hinweis auf den Heimfall oder die successive Amortisation bei 
den Nachbarstaaten. 

Das Ergebnis aller dieser Bemühungen war aber gleich 
Null. Das Pariser Fusionsprojekt kam nicht zu stände ^), weil 
lokale und private Interessen sich dem allgemeinen nützlichen 
Zwecke nicht unterordnen wollten , und aus dem Rückkaufs- 



') Vgl. BBl. 1883, I S. 810 f. 

*) Zechokke und Kaiser, VerbeMernngea im scbweizeriscben 
EiseobahnweBen durch Tereinbeitlichang des Betriebs. Aaran 1682, S. 10. 
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fonds, den der Bandearafc am 17. Juni 1857 den Räten ein- 
zufahren emp&bl '), wurde ebenfalls nichts *), 

Damit war ein zweiter Versnch des Bundesrates gescheitert, 
im Eisenbahnwesen fUr den Band allmählich eine festere Stellung 
zu erobern, und die Entwicklung blieb in den alten Bahnen. 
Gescheitert war aber gleich&lls ein grosses Fusionsprojekt, 
welches eine zentralinerte Leitung und Verwaltung der schweize- 
rischen Eisenbahnen erstrebt hatte, und dessen Yerwirklichung 
einen Hauptfehler von 1852 noch fast hätte gut machen können, 
nämlich zu einem nach einheitlichen volkswirtschaftlichen Gtrund- 
sätzeu entworfenen Eisenbahnnetze Terholfen hätte. 

Ton da ab verstummen vorläufig die amtlichen Protokolle 
über Reformen und Beformversuche seitens des Bundes in 
Eisenbabnsachen. Die sechziger Jahre hindurch hielt er sich 
ruhig in seiner unbequemen Stellung, und vom Rückkauf oder 
ihn vorbereitenden Massnahmen war keine Bede mehr. 

IV. Bereits gelangten weitere Früchte des 1852 gesäten 
Samens zur Reife. Gerade das Publikum hatte unter der 
schrankenlosen Selbstfaerrlichkeit der Gesellschaften am meisten 
zu leiden. Die noch kleinen Gesellschaften waren bestrebt, 
zum Nachteil desselben einander aus Eonkurrenzrücksichten 
das Dasein mdglichst sauer zu machen. Ein berühmter Fall, 
welcher im Jahre 1858 zum erstenmal die öffentliche Auf- 
merksamkeit auf sich zog, war ein Konflikt zwischen der Nord- 
ostbahn ^) und den Vereinigten Schweizerbahnen *) betreffend 
die ÄnschluBs Verhältnisse an ihren Uebergangsstationen Winter- 
thur und Wallisellen ^). Die Freiheit, welche das Eisenbahn- 
gesetz geschaffen hatte, und der Mangel an Beaufsichtigung 
seitens der Kantone hatten die Rücksicht auf das allgemeine 
Interesse soweit in den Hintergrund treten lassen, dass an jenen 
Stationen die Nordostbahn die Umladung der Transitgüter ver- 
langte und ausserdem dafür noch eine Dmladegebühr bean- 

') BBl. 1857, I S. 693. 
') BBl. 1888, I S. 311. 

*) Eigentümerin der Linie Zflrich-WinterthurRomanshornt-Bodensee). 
*) Eigentümerinnen der Linien Winterthnr- St. Gallen- Ron chach- 
(•Bodensee) und WalUgellenBapperawjl-Char. 
') An der Linie Zürich- Winterthnr. 



n,g:,.-ndtyG00glc 



— 47 - 

spraclit«, ebenso die Weiterexpedition so lange wie mSglich ver- 
zögerte. Dazu weigerte aie sich, direkte Personen- und Qe- 
päckscheine nach einzelnen Stationen der Vereinigten Schweizer- 
bafanen, ganz besonders nach Rorscbacb, auszugeben, dies alles, 
am das Pubtikam za zwingen, für den dentscben Verkehr ihre 
Linie Ober Bomanshom zu benutzen. Ihr Verhalten hatte die 
Nordostbahn noch den Mut, mit dem Hinweis anf Art. 13^) 
des Eisenbahngesetzes zu rechtfertigen, der ja nur den tech- 
nischen nnd den baulicheu Anschluss einmfindender Bahnunter- 
aehmnngen im Äuge habe. 

Eine Beschwerde der Vereinigten Schweizerbahnen führte — 
wenigstens auf dem Papier — zn einer Sanierung dieser nn- 
leidigen Zustände, indem der Bundesrat in einem Beschlüsse 
vom 11. August 185S *) die Eisenbahnunternebmungen ver- 
pflichtete, eich wechselseitig den Anachinas zu gestatten in der 
Weise, dass im Interesse eines zusammenhängenden Betriebes 
durchgehende Wagen für den Güterverkehr, sowie direkte 
Personen-, Gepäck- und Warenexpeditionsscheine zugelassen 
werden. 

Solche Reibungen zeitigte das unbeschränkte Walten der 
Geeellschafteu zum Nachteil der Verkehrsioteressenten. 

V. Ganz anders sah es aber noch da aus, wo es sich nicht 
um die Konkurrenz zwischen schon bestehenden Bahnen handelte, 
sondern um die Errichtung von neuen. Auch hier hatte ja das 
Eisenbabngesetz nicht nur nicht daf^r gesorgt, dass die kan- 
tonalfSderalistischen Bficksichten nicht tiberwucherten, sondern 
ihren massgebenden EinSnss geradezu heraufbeschworen. So 
waren bezt^lich der Erstellung neuer Linien Eisenbahnkonflikte 
unvermeidlich, in welchen die rOckaichtslose Gier nach dem 
kieinkantonalen Vorteil zum Nachteil der Allgemeinheit eine 
wenig rühmliche ßoUe spielte. Denn wo wäre eine Über den 
Parteien stehende Gewalt gewesen, welche beim Widerstreit 



>) Art 13, .Jede EiBenbahnTerwaltung ist reipflicbtet, den ADBchlusa 
anderer EiBenbahaantemehiniiii^eii an die ihrige in echicklicber Weiee 
zn geatatton, ohne daaa die Tariis&tze zu nngnnsten der einmOndenden 
Bahnlinien ungleich gehalten werden dflrfen. 

.Allf&lUge AnetäDde unterliegen der Eutecheidnng des Bunde«.* 
») BBl. 1858, II 8. 125 ff., 311 ff., 384. Ä. S. VI S. 51, 74. 
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kantonaler Interessen über Eisenbahnprojekte in nationalem 
Sinne bfttte entscheiden kOnnen? 

Diese Eiaenbahnkonflikte bilden eines der nnerfrenlichsten, 
aber aucb der interessante sten Blätter der acbweizerischen 
Ei senbahnge schichte , nnd so dürfte es angebracht sein, zur 
Illnstration der Folgen des Oesetzes von 1852, den wildesten 
bier zur Darstellung za bringen. Es ist dies der berQbmte 
Oronbahnkonflikt *), welcher volle sechs Jahre die öffentliche 
Meinung beschäftigte. 

1. Zur Herstellung einer Bafanverbitidung zwischen Bern 
und Genf hatten sich durch einen rorlänfigen Vertrag TOm 
2. Dezember 1852 die Eantone Bern , . Freibnrg, Waadt nnd 
Genf geeinigt, gemeinBchaftlich ffir eine gleichmässige Eos- 
zessioniemng einer Bahn von Bern fiber Laupen-Mnrten- 
Fayeme-Yverdon-Lausanne nach Genf zn sollen, und ein halbw 
Jahr später hatte bereits Waadt die Eonzession für die auf 
seinem Gebiet liegenden Strecken an die Westbahngesellsehaft 
erteilt. Nun stellte in einer Eonfereoz vom 14. August 1853 
Freiburg zum erstenmal den Antrag, Ober die Stadt Freibnrg 
zu bauen, und beharrte bei späteren Verhandlungen auf ihm, 
obschoD es am 3. Januar 1854 der Westbahngesellschaft be- 
reits die Eonzession für das ursprüngliche Trac^ erteilt hatte. 
Die Gesellschaft und mit ihr der Stand Waadt bielten indessen 
aus technischen, beziehungsweise partikularistdschen Interessen 
am alten Plane fest; als darum Freibnrg später erklärte, weiter- 
bin prinzipiell nur mehr eine Linie Ober die Stadt Freibnrg 
konzessionieren zu wollen, reichte die Westbahngesellschaft, 
gestützt auf Art. 17 des Eisenbahngesetzes ^) und den übrigens 
auch sonst nicht peinlich befolgten Vertrag von 1852, unterm 
24, Februar 1855 ein Gesuch um eine neue, diesmal eine 
ZwangskonzessioD gegen Freiburg für die Murtener Linie, zn 
Händen der Bundesversammlung ein. Nach weiteren, erfolg- 
losen Unterhandlungen blieb aber auch Freiburg nicht untätig. 

■) D&m ist folgendes Material zu vergleichen: BBl. 1856, I S. 13 ff-, 
189 ff., 160 ff.; II S. 253 ff-, 83S ff-, 373 ff., 427 ff., 443 ff-, 457 ff. Bßl. 
18.57, I S. 367 ff., 681 ff.; U 8. 61 ff., 487 ff., 556 ff., 571 ff. BBl. 1858, 
I S. 65 ff. Ä. S. V S. 239 ff-, 367, 399, 597, 599; VI S. 2 ff-, 10 ff. 

*) d. h. den Interrentionsartikel ; vgl. oben S, 26. 
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Zur Wafaruiig seioer partikolaiistischeD Interessen beschloss 
nämlich seio Grosser Rat am 27. November 1855, der Staat 
aolle selber den Bau der Bahn Qber Freiburg an Hand nehmen 
und keine andere Eonzession bewilligen. 

Als nun anfangs des Jahres 1856 das ZwangskonzeBsions- 
gesncb vor die BundeBversammlang kam, entschied diese trotz 
gegenteiliger Anaicbt des Bundesrates zu Gunsten des Frei- 
bui^schen Dekretes, weil das Yoi^efaen des Kantons die An- 
wendung des Interrentionsartikels nicht rechtfertige, da er den 
Eisenbahnbau nicht hindern wolle, sondern in Wahrung seiner 
lebendigsten Interessen den Staatsbau Qber Freibnrg beschlossen 
und damit die Richtung über Unrten verworfen habe. An die 
Genehmigung des Dekretes wurden indessen gewisse Bedin- 
gungen geknüpft. 

2. Das weitere Yorgehen Freibnrgs änderte die Lage wieder 
vollständig. Statt des genehmigten Projektes Freiburg-Yver- 
don- Lausanne trat nämlich bald eine neue Linie, die um 26*/t km 
kürzere Bahn Freibnrg-Orou-Lansanne , in den Yordergrund; 
ihr wandte nun der Staat Freiburg seine ganze Aufmerksam- 
keit zu und unterhandelte mit einem Konzessionär ffir diese 
Linie, ohne sich im geringsten um Waadt zu kümmern, dessen 
Interessen durch das neue Projekt noch viel mehr beeinträchtigt 
wurden. Waadt protestierte wieder mit einem Zwangskon- 
zesaion^esach fBr die Murtener Linie gegen Freiburg, weil 
dieses vom Staatsbau wieder abweichen wolle, eine neue Rich- 
tung noch ohne ein bestimmtes Trace plane , damit . also die 
an die Genehmignng des Dekretes geknüpften Bedingungen 
nicht erffillt habe. 

Mit Rücksicht auf die neue Situation, namentlich aber 
wegen des noch sehr im Unklaren befindlichen Oronbabn- 
projektes, verschob indessen die Bandesversammlnng auf Antr^ 
des Bundesrates am 25. Jnli 1856 weitere Entscheidungen bis 
znr YervollstÄndignog des Materials. 

3. Am 18. August 1856 erstatteten anf Einladung des 
Bundesrates die als Experten bestellten Herren Fr. Aag. von 
Pauli , Direktor der bayerischen Eisenbabnkommission , ans 
München, und P, L'Eveillö, Oberingenieur der Strassen und 
Brücken, aus Cbälon-sur-Saöne, ihren Bericht über die von 

Herold, Dar SchwclioiiBche Bnnd Dud die Eisenbahnen. i 
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ihnen ontersachten Projekte, Sie biinien znm SchluBse, dass 
die Linie über Oron infolge bedeutender tedinisoher Scbwierig- 
keiten nnaasfOhrbar Bei. Darani mUsse man über YrerdoQ 
bauen; eine Eisenbahn Tverdon-Bem über Freibnrg Bei zadem 
nur aosfOIirbar, «eim sich der Kanton Freibnrg tu einem 
Staatabeitrag von 3 — 4 Millionen herbeiliesse , w^en der 
bSheren Änlagekosten. Sonst aber bleibe nichts übrig, als 
über Hurten zu bauen und den Hauptteil des Kantons Frei- 
barg nnr durch eine Zweigbahn Hurten-Freiburg zu berück- 
sichtigen. 

4. Mit dieser kategorischen Erklärung der Experten Bchienen, 
wie man meinen sollte, die Akten für Freiburg- Orou' Lausanne 
geschlossen, und es war nicht mehr unmöglich, nunmehr eine 
Einigung herbeizuführen. Die Westbahngesellschaft und der 
Stand Waadt erklärten sich bereit, für eine Linie Yverdon- 
Freiburg den Änschluss an der freibaigischen Grenze bei Payerne 
za bewerkstelligen. Eb Iragte sich nnr noch, oh der Kanton 
Freiburg fOr diese Linie auch einen Konzessionär suchen und 
finden würde. Allein er beharrte nach wie vor auf dem Bau 
der kflrzeren Oronlinie, die, wenn auch teurer, seiner Ansicht 
nach doch rentabler zu werden versprach und nach Aneicht 
anderer Experten keineswegB unausführbar war. Als nun die 
Bundesversammlung wieder Ober die Frage zu verhandeln kam, 
siegte trotz Widerspruchs des Bundesrates und der Mehrheit 
der nationalrätlichen Kommission und trotz eines zweiten Gut- 
achtens von Pauli und L'£veill4, welche ihre &(ihere Ansicht 
aufrecht erhielten, das Sonderinteresse Freibnrgs vollständig. 
Durch Beschluss vom 23. September 1856 wurde die Oron- 
linie grundsätzlich gutgeheissen, und der Stand Freibutg wurde 
eingeladen, auf einen bestimmten Termin gewisse Garantien 
und Bedingungen zu erfdUen und mit Wasdt eine Yeratändignug 
anzubahnen. 

5. Die Gemüter waren aber bo erhitzt, dsss eine gfitht^e 
Yerständigung nmni^lich war. Waadt wollte sich fiberhanpt 
mit der Angelegenheit nicht befassen, solange nicht gleichzeitig 
die Konzession für die Muitener Linie erteilt werde, obwohl 
ein gleichzeitiger Bau beider Linien von vornherein schon 
grundsätzlich abgelehnt worden war. So blieb denn, nachdem 
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Freiburg die geforderten Bedingnngen nnd ÖaruitdeD erfiÜlt 
hatte, nichts anderes Qbrig, als die Bedingungen der Detail- 
konzession zn bescbliessen. Zugleich erhielt Fieiburg die 
Zwangskonzession ffir den Bau auf Waadtländer Qebiet, mit 
gewissen Vorbehalten zn äunsteo Waadts. 

6. Als Waadt mit einem neuen Zwangskonzessionsbegehren 
gegen Freiburg für die Murtener Linie nenerdings abgewiesen 
wurde, geschah ntm dos Unerhörte, dass es sich direkt gegen 
die Bundesgewalt anflehnte und am 25. September 1857 den 
Kompetenzkonäikt erhob, weil National- und Stäaderat die 
Errichtang einer Eisenbahn aaf seinem Ctebiete veiweigeit 
hätten, welche die militärischen Interessen der Eidgenossen- 
schaft nicht verletze, and weil sie umgekehrt fUr eine Eisen- 
bahn eine Zwangskonzession bewilligt hätten durch einen Kanton, 
welcher sich der Erstellung einer Babn nicht widersetzte, sondern 
die Bewilligung nur von der Reziprozität abhängig machte. 
Es war aber keine Rede davon, dasB neben der Oronlinie die 
Eraiellung der Mnrtener Linie noch durch das Interesse der 
Eidgenossenschaft oder eines grossen Teils derselben geboten 
erscheinen konnte, und so bescbloss die Vereinigte Bandes- 
versammlung am 19. Dezember 18ä7, dem Eompetenzkonflikt 
keine Folge zu geben. 

Damit endete der Streit. Die Oronlinie wurde gebaut, 
trotz der angeblichen technischen Unmöglichkeit, and sie bildet 
noch heute ein der Jura-Simplon-Babn gehöriges Stück der 
grossen Transitlinie Romanshom-Oenf. 

7. Noch ein interessantes Nachspiel muss aber berührt 
werden. Der Staatsrat von Freibarg und die Oronbahngesell- 
schaft waren infolge des errungenen Sieges ihrerseits über- 
mütig geworden und wollten ihn nach Möglichkeit ansnutzen. 
So scheuten sie sich nicht, je ein Gesnch an den Bundesrat 
zu Händen der BandesTerBammlung zu richten, des Inhalte, es 
möchte der Kanton Freiburg durch Bundesbes^luss ermächtigt 
werden, während 20 Jahren jede Eonkurrenzlinie auf dem 
rechten Ufer des Nenenbuiger Sees ausznschhessen ! Dieses 
unerhörte Privilegium wurde natürlich nicht erteilt, schon wegen 
seiner Natur. Dann war die Oronbohn Oberhaupt auch ohne 
ausdrückliches Privileg gesichert genug. Denn eine zwischen 
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ibr nnd der Bahn Biel-Nenenatadt-Keuenbarg-YTerclon liegende 
Gisenbahn hätte sicli nicht als im allgemeinen Interesse liegend 
dargestellt, und es war demnacli Freibnrg dnrch den Inter- 
ventioneartikel dea Eisenbahngesetzes gegen nene waadtländische 
Zwangskonzessionsgesncbe genfigend geschOtzt. — 

Drastischer ala in diesem Oronbahcstreit konnten die Miss- 
stände nicht zn Tage treten, welche ans dem Fehlen eines 
einheitlichen Bauplanes und einer starken Zentralgewalt herror- 
gehen konnten: kantonalen Kirchturmsinteressen war die Sorge 
fSr die Errichtung von Eisenbahnen anrertrant worden. £s 
ist bemerkenswert genug, wie bei diesem Handel keine der 
streitenden Parteien auf allgemein schweizerische Interessen 
irgend welche BQcksicht nimmt. Dnrch die Miirtener Linie, 
in geringerem Masse dnrch die Linie Ober Freibnrg und Yver- 
don, sieht der Kanton Freiburg einen grossen Teil seines Se- 
bietea vom Durchgangsverkehr abgeschnitten; darum, aber nur 
darum, protestiert er g^en diese Linien. Bei Waadt ist es 
umgekehrt. Die Oronlinie mflndet erat nnweit Ton Lausanne 
in sein Gebiet; der Nordosten desselben aber wird durch sie 
al^eschnitten ; darum, aber nur darum, sträubt es sich mit 
Händen und Füssen gegen die Oronlinie. So hatte erst die 
Bundesversammlung die Aufgabe, die Streitfrage von hSheren, 
eidgeDSssischen Gesichtspunkten aus zu beurteilen, nnd da hat 
sie wohl mit Recht die Oronlinie, die kürzeste, als die {Qr 
eine grosse Transitlinie einzig richtige erklärt, wie nur ein 
Blick auf die Karte zeigt. 

Die Frage aber, ob es richtig sei, den Kantonen die Sorge 
fQr Angelegenheiten des ganzen Bandes, wie die Eisenbahnen, 
anzuvertrauen, war damit schon dnrch die Ereignisse in einem 
dem Eisenbahngesetze entgegengesetzten Sinne entschieden 
worden. 

VI. Trotz alledem blieb aber die Entwicklung der Eisen- 
bahnen auf Schweizerboden fortdauernd unerwartet günstig. 
1861 waren schon 1051 km im Betrieb, während man 1852 
gerechnet hatte, bis 1865 würden erst 750 km gebaut sein. 
Ja, die Entwicklung war nur zu rasch. In dieser Periode 
bestand wohl noch keine Bauwut wie später, und die zwar schon 
ziemlich häufigen Subventionen von Gemeinden und Kantonen 
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hielten sich doch noch in n^sigen Schranken, aber trotz aUem 
war bei den meisten Bahnen der Ertoig banm zur Obligationen-i- 
verzinsnng aa§reichend, die EapitaUnfnabme immer schwieriger '). 
Die Netzzerstficklniig , die Verschiedenheit der Eonzessions- 
bestimmangen nnd der Administrationsaysteme fBhrten aasser- 
dem zu Hemmnissen und Verwicklungen im Inneren, machten 
ein zielbewnsstes Auftreten nach anssen hin unmöglich und 
maesten im Auslände die Bchweizeriechen Bahnen in Hisskredit 
bringen *). 

Diese Missstände gaben weitblickenden schweizerischen 
Staats- nnd Finanzmännern zu denken, und in den sechziger 
Jahren entstanden auch von den verschiedensten Seiten Vor- 
echl^e zu deren Abhilfe. 

1. Im Jahre 1862 erschien kein Geringerer als der da- 
malige Bundespräsident Jakob Stimpfli mit eber Schrift; 
„Rückkauf der schweizerischen Eisenbahnen*. Schon im Jahre 
1852 war er im Kationalrate ein warmer Verteidiger der Staats-* 
bahnidee gewesen. So sah er auch jetzt als Ursache der be- 
denklichen Eisenbahnzustände ausschliesslich Kantonalantonomie 
und Privatbau an, und als einziges, allerdings kühnes Mittel 
der Abhilfe den totalen Bfickkauf. Der Privatbau an sich war 
indessen sicherlich keine Ursache der MisssULnde, sondern nur 
die mit ihm verbundenen Fehler, die dem Systeme selber nicht 
eigen sind, vorab der Mangel einer zusammenfassenden Zentral- 
gewalt. Stämpflis Zahlenangaben enthalten höchst interessante 
Ausweise Über -die klägliche finanzielle Situation der Bahnen. 
Von Fr. 166955500 Aktienkapital bezt^en Fr. 100630000, 
welche 611 Bafankilometer repi^sentäerten, keine Dividenden, 
und im Jahre 1861 fehlte im. Ertrag aller Bahnen die Summe 



'] Wie Kahn a. a, 0. nachweist, sank zwar seit dem Erimkrieg 
der ZiuBÜita von tagt 4'/i°/» bis etwas unter 4"/e. und erreichte dabei im 
ItiuB 1865 seinen Tiefponkt AUbald aber trat neuerding« eine be- 
deutende Steigerang ein , eo äaaa im Jahre 18T0 ein Zinafuss von 5 "1« 
die ßegel, ZinefOsae von 6 und 7 "/* nicht selten waren. So wu fOi die 
Kcliweizerischeik Bahnen in dieser Zeit die Eapitalanfnahme keineswegs 
leicht. 

*) Vgl. Stämpfli, Rflckkaof der schweizwischen Eisenbahnen, 
Bern 1862, 8. 1—2. 
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von Fr. 1388108 znr Decknog des btosaen ObligatdonenziaHes! 
Und der Zinsfiiu be^g auch im Dorohgchnitt nicht weniger 
als &,022'>/o! 

Trotzdem hält St&mpfli den Rückkauf f&r rentabel, aller- 
dinge aber imter swei, nachträglich stark angefochteneo Yorana- 
Betznngen: einmal der MSgüchkeit, die Babnobligationen in 
i^jt '/oige Siaatsobligationen zu konrertierfln, nnd ebenso, znr so- 
fortigen Einlösang der rentierenden Aktien Ton Nordost- und 
Oentralbahn in bar ein Anleihen zu 47>''/a zu bekommen; so- 
dann der anderen Voraassetzung, dass ein einheitlicher Betrieb 
die Kedaktion der Aasgaben von 47 anf 40^/0 der Einnahmen 
ermSgliche. In diesem Falle rechnet er ffir 1864/65 auf einen 
üeberschues von Fr. 9550. 

So kfibn und bestechend die Idee auch war, die Opposition 
gegen den Vorschiff lässt sich wegen der Unsicherheit der 
Berechnungen sehr wohl begreifen. Stampfli hatte zwar ge- 
sagt^): «Trotz unserer angeblich generSsen Behandlung der 
Aktionäre kommt die Eidgenossenschaft jetzt unter allen Um- 
ständen viel billiger in den Besitz der Eisenbahnen, als dies 
nach 30 Jahren der Fall sein wird; und wenn je ein Rück- 
kauf stattfinden aoU, so ist vom finanziellen Standponkte aaa 
jetzt der gQnstigste Moment da, ron anderen Qesichtspunkten, 
die noch schwerer in die Wagschale fallen, gar nicht zu reden.' 
Aber erst zehn Jahre, nachdem das Eisenbahngesetz in Gleltnng 
getreten, als Überdies die erste Bauperiode des schweizerischen 
Netzes noch nicht zum Abschluss gekommen war und die 
Bundesversammlung eben erst ganz schüchterne Versuche de« 
Bandesrates, die nach einer Zentralisation tendierten, abgewiesen 
hatte, war es nicht erstaunlich, dass der Vorschlag ungehOrt 
verhallte. 

2. Ein anderer Schriftsteller, aus Finanzkreisen, der Genfer 
Bartholony *), erhoffte Abhilfe von der Vereinigung aller Ge- 
sellschaften in einer Hand, wünschte aber, dass sie dabei Nntxen 
ans ihren Untemehmungen z5gen, in Anerkennung ihrer Vei- 

') a. a. 0. S. 8». 

') Bartbolon?, Letlre &a Coiueü fdd^ral, Genf 1862. Derselbe, 
Note adreuäe k Mr. le PF^ttdent et Hrt. lea membrea da Coiueil f6diial, 

Pari» 1863. 
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dienste um das EiMDbafanweseD. Er beantrap^te Dnn eine Fusion 
aller BahngeBellachaften unter Leitung des Bandesrates. Der 
Band hätte ffir 46 Jahre Zinaengarantie ron 4^/0 m leisten, 
und nach franzöaischein Muster sollte dsfQr das Bahnuetz nach 
46 oder 99 Jahren an ihn fibei^ehen. Zur Einbringung der 
Garaatiesummen aber sollte der Bundesrat eioen Taxznschlag 
Ton 10*/<) erheben and ausserdem etwaige Reingewinne mit 
den Aktionären teilen dflrfen. 

Uebertriebene QemeinnQtzigkeit kann man diesem Projekte 
nicht nachiOhmen. Es ist vom Standpunkte des Aktionärs ans 
abgefasst; in der Eonsolidiernng der Stellung desselben sieht 
der Verfawer die beste Abhilfe, nnd wenn auch zu diesem 
Zwecke das die Bahn benfitzende Publikum Tarifzuschläge 
entrichten mnss I Die Verwirklichong dieses Planes war natfir- 
lich anssichtelos. 

3. Viel besser hinsicbtlich der Bertlcksichtignng der fiffent- 
lichen Interessen war schon das Projekt von Bonna ') aus Genf. 
£r schlägt eine einheitliche Betriebsgesellscbaft vor, mit dem 
weiteren Zwecke des Uebergangs der Eisenbahnen an den 
Band auf Gmndli^e von Annuitäten, mittels welcher das ganze 
Anlagekapital (412 Millionen) binnen 90 Jahren abgetragen 
und zarUckbezahlt wäre. Die einheitliche Verwaltung würde 
durch ein eidgenCasisches Eisenbabndepartement besorgt. Nun 
wfirde jeder (^esellacbaft der von ihr im Jahre vor der Fasion 
erzielte Reinertrag garantiert, daneben aber jeder Linie aus 
dem Gesamtreinertrag ein Zntcblag zugesichert, bis sie 4<'/e 
ihres Anl^ekapitats abwirft. Der Eidgenossenschaft sollte die 
Hälfte des verbleibenden Ueberschusses überlassen werden, die 
in erster Linie zn einem gemeiosamen Spezialfonds ftlr Ver- 
besserungen zu verwenden väre. Der Rest des Reinertrags 
fiele endlich den GeseUscbaften zu, auf deren Netz er erzielt 
wurde. Immer aber dtlrften die einem Netze belasteten Be- 
triebskosten 45''/o der auf ihm erzielten Einnahmen nicht Ober- 
Steigen. Unter dem einheitlichen Betriebe durch die Eid- 
genossenschaft würde also jede Gesellschaft als Finanagesell- 



') Bonns, Prcqet paiir In centnili^tion du lerrice et le rachat 
des chemins de fef snÜMi pat la Conf£deration, Qenf 1807. 
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schaffc fortbeatehen, und fUr ihre Verwaltnngskoeteo mit einem 
bestimmten jährlichen Betrage entschädigt werden. Das Eisett- 
bahndepartement stund« ausserdem unter einer ans Abgeord- 
neten der GeselUchftftea gebildeten UebeiwachuagsbehOrde. 

Dieser Vorschlag sucht also in ganz bemerkenswerter 
Weise dem Elend der einen Bahn durch die Prosperitiit der 
anderen abzuhelfen. AUein er mnaete daran acheitem, dass 
er den gut rentierenden Bahnen wirklich eine allzu grosse 
Opferwilligkeit zumutete. Aaf ihre Kosten würde den schlecht 
rentierendeii Gesellschaften eine Erhöhung der Rente bis zu 
4'>/o gewährt; dte Hälfte des dann verbleibenden Beinertr^es 
mflssten sie zu Verbflsserungen fdr alle Bahnen hergeben and 
sie mflssten die Mittel liefern, damit die Netze aller Gesell- 
schaften mit nicht mehr als ib"!« der Einnahmen fSr ihre Be- 
triebskosten belastet wQrden. Endlich erwäge man die der 
staatlichen Behörde unwürdige Ueberwachung durch Interessen- 
ten ron Erwerb^esellschaften und die infolge der schwachen 
Position der Bandesgewalt noch doppelt grosse Schwierigkeit 
der Durchführung. Der Vorschlag ist nicht aus dem eng- 
herzigen Interesse des Aktionäre erwachsen, sondern aus dem- 
jenigen der notleidenden Bahnen und aus dem Gefühl, die 
Eidgenossenschaft hätte den Eisenbahnen ganz besonders die 
Steigerung der Post- und ZoUeinnahmea zu verdanken und sei 
ihnen deswegen verpflichtet; aas der irrigen Vorstellung end- 
lich, dass der Staat dazu da sei, um alten Eisenbahngesell- 
achaften auf seinem Gebiete durch angeblich gerechte Aus- 
gleichung ohne volle Rücksicht auf Ertragsverschiedenheiten 
fast gleiche Einkünfte zuzuweisen. 

Im Hintergrande steht auch bei Bonna; allerdings nar 
als ein in allmählichem Vorschreiten zu erreichendes Endziel, 
die Staatsbahn, 

4. Im Zusammenhang mit den vorigen Vorschlägen möge 
es uns gestattet sein, an dieser Stelle noch auf den Re- 
fonnvorschlag Simon Kaisers '), des hervorragenden Solothumer 
Parlamentariers, hinzuweisen. Obwohl er prinzipieller Anhänger 



') Simon Kaiser, Der Bund und die EÜaenbahnea. Ein Beitrag 
r LCaungp der Bchweiüeriachen EiBeobohnfrage, Solotiium U69. 
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der Verstaatliclinng ist, will er doch diunit nicht äberstOrzen, 
Tifllmebr al? Yorbereitong eine administrstiTe Fasion dec Qe- 
eeUscbaften eintreten lassen, damit durch die Vorteile der Be- 
tariebevereinigong wenigstens so viel erspart werde, dass man 
alle Schulden verzinsen kSnne. So hofft er mit der Zeit als 
GrundUge der VerstaatUchnng fSr den .wahren Wert" der 
Bahnen Indizien zu erhalten. Jenen denkt er sich als einen 
längeren Durchachnittawert , im wesentlichen beeinflusst von 
der Rücksicht auf Rentabilität, baulichen Znstand und Eon- 
knrrenzi^igkeit. Für die Verwaltung während dieser Ueber- 
gangsperiode denkt er sich einen Generalrat, aus Abgeordneten 
der Gesellschaften bestehend; über ihm stünde aber der Bundes- 
rat als.bestätigeude Instanz mit einem Vetorecht, und ausser- 
dem mit einem Entscheidungsrecht, wenn eine SesellBchaft sich 
über Vergewaltignng durch MehrheitsbeschlÜBse des General- 
rats beschweren sollte. Im übrigen ist Kaisers Torschh^ nicht 
so genau ausgearbeitet wie die übrigen und namentlich der 
Bückkaufsplao noch unbestimmt. — 

So lauteten also die Stimmen einiger Männer, denen, jedem 
in seinem Sinne, die Prosperität der schweizerischen Bahnen 
am Herzen lag. Einigkeit in den Anschauungen bestand darin, 
dass die bisherige Zerfahrenheit und Zersplitterung als Hanpt- 
nrsaehe des Uebels unhaltbar sei, und daas darum das Bestreben 
des Bundes auf grössere Vereinheitlichung gerichtet sein müsse. 
Wie weit diese zu gehen habe, darin nur wich man Tonein- 
ander ab. Während Stämpfli mit der kategorischen Befilr- 
wortnng einer sofortigen freihändigen Verstaatlichung am weite» 
sten ging, sahen die anderen Schriftsteller weniger auf die 
Tatsache des E^entums als auf diejenige des Betriebs und 
empfahlen alle eine in ihrer AuBgestaltung verschiedene Be- 
triebsfusi^n, ohne allerdinga an der Schwierigkeit ihrer prak- 
tischen Durchführung starken Anstoss zu nehmen. 

Au ein Anskanftsmittel dachte aber im Ernste niemand, 
niünlicb an den Rückkauf auf Grund der in den Konzessionen 
niedergelegten Grundsätze. Stämpfli und Bonna erachteten ihn 
als viel zu teuer, und Kaiser fühlte sich zu der Bemerkung 
veranlasst, dass ,die Bestimmungen Über den Rückkauf entweder 
nicht ernstlich gemeint wären, oder aber zu Gunsten der Ge- 
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sellechaften, aber zu Ungunsten des Staates, mit AbEicht und 
Torbedacht den LCwenanteil begründen soUten* '). Wohl wax 
ein konzeBsionagemäBaer Rflckkau&tenoin noch gar nicht in 
der Nähe, aber auch von den Grundsätzen selber wollte mwi 
nichts wiaseii. Die Interpretation der Konzessionsbestininiungen 
Trat also noch immer dieselbe wie nach den Verhandlungen 
von 1852, eptlrte doch Kaiser an ihnen den ,Be)geecbmack des 
PriTatTorteils". 

YII. Bevor wir mit einer zasammenfassenden Charakteri- 
sieruDg des Zustandes des schweizerischen Eisenbahnwesens 
am ßnde unserer Periode schliessen, verlohnt es eich, noch auf 
ein Vorkommnis hinzaweisen, welches wieder ausnehmend dazu 
geeignet ist, die damaligen Verhältnisse zu beleuchten. 

Schon zu wiederholten Malen hatte der Bundesrat die Auf- 
forderung erhalten, sich für die EinfBhrnng von Nachtzfigen 
bei den Eisenbahngesellschaften zu verwenden, da solche nament- 
lich fOr den durchgehenden Postverkehr sehr wQnschenswert 
gewesen wären. 

Die eidgenössisch e Post Verwaltung hatte sich auch bereit 
erklärt, am Anfang fär deren Ffihmng gewisse Entschädi- 
gungen zu zahlen. Allein ein erstes Projekt scheiterte am 
Widerstände der Gentralbahn, ein zweites an der Forderung 
der Westbabn, welche fßr durchgehende NachtzUge beinahe 
eine halbe Million Franken jährliche Entschädigung verlangte. 
Angesichts der beharrlichen Renitenz der Bahnen tauchte im 
Jahre 1865 diese Frage auch im Schosse der Bundesversamm- 
lung auf, nnd man fahndete nach einem Mittel, um die Bahnen 
zu zwingen. Es fand sich aber nur eines, nämlich eine ge- 
künstelte Interpretation von Art. 8 des Eisenbahngesetzes *). 
Der Umstand, dass er dem Bande keine Bescbtänkung in den 
Weg legte, sollte schon die Vermutung nahelegen, es stehe 



') Kaiser a.a.O. S. 51. 

*j Art 8. iDie EigenbahnveTwaltuiigen und dem Bande gegenflbor 
Eur nnestgeltiicheii BefSrderaug der OegeniUliide der Blie^ nsd Fahi^ 
post, inaoweit der Transport nach dem Bnndesgeaetze über das Postregal 
vom 2. Brachmonat 1849 aneachliesslicb der Post vorbehalten ist, vei^ 
pflichtet. Übenao ist mit jedem PoBttraosporte der dain gShOrige Eon- 
dnktenr unentgeltlich zd befOrdem." 
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darum dem Bunde das Becbt zu, die NBcbtlcoise ohne weiteres 
zu fordern! 

Diese Ansicht war freilich nnr vereinzelt. Charakte- 
ristisch war aber der Entscheid der BnndesTersammlnng: man 
wies nämlich den Bandesrat eio&cb aof neae VerhandlangeD 
mit den Gesellschaßen hin, bekannte eich also hiermit als nicht 
berechtigt und unfähig, die im allgemeinen Interesse liegende 
Forderung von NacbtzQgen durchzusetzen ^). Die Yerhand- 
Inngen dehnten sich aber noch aus bis — in die achtziger 
Jahre! 

YUI. Uit dem Jahre 1868 möchten wir diese Periode der 
Betrachtung des Verhältnisaea von Bund und Eisenbahnen und 
der BeformTorschläge schliessen. — Die Charakteristika am 
Ende derselben sind, in aller Eürze zusammengehsst , die 
folgenden : 

1. Ein machtloser Bund, dessen Ohnmacht sich bei An- 
lass der Frage der Einführung von Nacbtzfigen erst wieder 
glänzend bewährt hatte. 

2. Formal einäussreiche Kantone, die aber faktisch infolge 
der Kleinheit ihres Gesichtakreises wenig genug zu sagen 
hatten. 

3. Allmächtige Eisenbabngesellscfaaften, die, obwohl zum 
Teil mit Privilegien ausgestattet, in der Mehrzahl nicht ren- 
tierten ; sie beherrschten den Verkehr nach ihrem GutdQnken, 
traten sich aber gegenseitig nicht gerne nahe, sondern trafen nur 
ganz wenige Abmachungen im Sinne einer übereinstimmenden 
B«gelnng gewisser Materien (Tarifwesen, Schiedsgericht). Es 
gibt, mit Ausnahme der dem Kanton Fieiburg seit dem 
1. Mai 1864 zu Eigentum zugefallenen Oronbahn, nur eine 
einzige kleine Staatsbahn und zwar im Kanton Bern, aber 
ebenfalls nur eine kantonale '). 

4. Der Babnbau hielt sich, im Vergleich zu später, noch 
in massTollen Grenzen, trotzdem er schneller ging, als man 
1852 erwartet hatte. 

5. Die öffentliche Meinung war vielfach nnzuhieden. — 



■) Vgl. zu dieser Materie: BBl. 1865, Hl S. 471 ff. A.S.VII S.587. 
') Rückkaafebot«chaft ä. 18. 
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Hit dem Jabre 1668 tritt dud eine Wendung nach zwei 
Richtangeii hin ein. Einmal erfolgt ein glflcklicher Anlauf 
zar Erweiterung der Bnndeakompetenzen, und sodann beginnen 
Symptome einzutreten, welche die schon drohende Eisenhahn- 
krisis zn einem rascheren Äosbrnch brii^en. 

Versuchen wir nun, in den zwei folgenden Abschnitten 
die Weiterentwicklung nach diesen beiden Qesichtspnnkten 
uns zn Teranechattlichen. 
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Sie Erweitening der Kompetenzen des Bandes auf 

dem Gebiete des Eisenbahnwesens in den Jahren 

1869 bis 1875 

L Dem Bande war dnrcti die Macht der Verbältnisse im 
schweizerischen EüsenbahDweBeD lange eine tatsächlicbe Apathie 
zwangaweise auferlegt worden, mid die wenigen bescheidenen 
Verenche, welche der Bundesrat anstellen wollte, am ihn ans 
dieser Lage 2u befreien, scheiterten. Dieser Umstand erklärt 
es vielleicht sach, das« der Bundesrat sich mit all den, von 
verschiedenen Seiten ergangenen Reformvorachlägen kaum be- 
fasate, da er ihre Terwirkliclinng doch als aussichtslos an- 
sehen musste, und daas es erst einer förmlichen Anstachelung 
desselben durch neue Ereignisse bedurfte, um ihn zu neuen 
Zentralisationsversuchen zu veruilassen. Diese Ereignisse, 
welche auch das Parlament in der gleichen Richtung beein- 
flussten, waren zweierlei Art. 

1. In erster Linie drang immer mehr die Macht der öfifent- 
Uchen Meinung durch. Gerade der missglQckte Anlauf, Nacht- 
zflge za bekommen, hatte deufcUcb gezeigt, dasa die Sorge für 
die Verkehrsinteressen den Eiseubahngesellschaften Ter&llen 
war, und der taträchlicfae Zustand machte den Eindruck, dass 
die Interessen des Publikums dauernd denen der Bahnen unter- 
geordnet bleiben mOssten. Dass hierauf die Stimmung im 
Publikum immer gereizter wurde, ist nicht verwunderlich; 
ünmer weitere Kreise hielten die Kantone für unfähig, f(ir 
die Interessen der Allgemeinheit besorgt zu sein, und ver- 
langten dringend nach einer Stärkung der Bandesgewalt. Von 
dieser öffentlichen Meinung getrieben, fingen nun einzelne 
kantonale Regierungen an, ihre Hoheitsrechte auf ihrem Ge- 
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biete schärfei ansznüben aU bisher, und suchten insbesondere 
bei neuen EonzesaionaeTteilnugen möglicbBt viele Vorteile fSr 
die kantonalen Intereasen zu erwirken. Der ünffille gegen 
die Gesellschaften fand anch in der anderen Tatsache seinen 
Ausdruck, dasB es zu Wechseln in den Regierungen kam, wie 
in Zttricb, wo die Ende der sechziger Jahre gestürzte liberale 
Regierung zugleich bei der Nordostbahn ein tonangebender 
Faktor gewesen war. Der kantonalen Beeinflussung aber waren 
die Oesellschaften entwöhnt, und unter sich ianden sie keinen 
Halt, da sie sieb auch gegenseitig fast ganz abgeschlossen 
hatten. So erlebte man denn das seltsame Schauspiel, dass 
sie sich selbst an den Bund wandten, um von ihm Schutz 2n 
erlangen gegen die Kantone'). 

2. Zu dieser durch die historische Entwicklung bedingten 
direkten Veranlassung des Bundes, im Sinne einer Zentralisation 
die Eisenbahngesetzgebnng weiterzubilden, kam sodann als 
zweites treibendes Moment die Verwirklichnng der Gottbard- 
babn. Der Staatsvertr^ ') , den die Schweiz und Italien am 
15. Oktober 1869 in Bern abschlössen, und welchem nachher 
such Deutschland beitrat (am 28. Oktober 1871)'), legte eine 
Anzahl Kompetenzen , welche nach dem bestehenden Eisen- 
bahnrechte den Kantonen zustanden, in die Hände des Bandes. 
So kann er eine Kaution verlangen fQr die von der Gesell- 
schaft eingegangenen Verpflichtungen. Der Bundesrat ge- 
nehmigt femer das Regulativ betreffend den Ernenemngsfonds, 
er erhält ein Programm und einen Eostenvoranschlag för die 
Arbeiten am Tunnel, ebenso einen jährlichen Bericht über deo 
Stand der Arbeiten an demselben und einen Ausweis über die 
wirklichen Kosten. Ihm ist nach Eröffnung des Betriebes 
Rechenschaft zu geben Qber die Betriebeergebnisse, die Ver- 
waltung, den Stand des Unternehmens Überhaupt, und er ist 
befugt, nach Belieben tou der Geschäftsführnng und den Akten 
der Gesellschaft Kenntnis zu nehmen. Diese neue Lage der 
Dinge bedingte eine Aenderung des bestehenden schweizerischen 

') BBl. 1S71, U S.651— 6£2. Cobn, Sjstem Bd. in S. 899— 900. 
RDckkanfabotachaft 3. 10—11. 
») Ä. S. X S. 555 ff-, 594 ff. 
•) A. 8. X S. 588 ff. 
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EiBenbalitirechts , wenn man nicht in den unerwfiaschten Za- 
stand eines doppelten Eiaenbalinr«chtee TeHallen wollte ^). 

Danach mnsBte jetzt eine diesbezügliche Bewegnng auf 
fmchtbaren Boden fallen. 

II. Uit einer Eingabe vom April 1867 ^) hatten nun ein 
Herr Ott and Mitunterzeichner an den Bundesrat das Gleauch 
gestellt, die BundeBTersammlnng möge ihn beauftr^en, zu 
prüfen, ob ihm nicht durch eine Erweiterung der Bundeegesetz- 
gebung Über den Bau und Betrieb der Eisenbahnen grössere 
Kompetenzen zu erteilen seien, um die Regelmäseiglceit der 
interkantonalen und internationalen Betriebs- und Anschlnss- 
Verhältnisse der schweizerischen Eisenbahnen zu überwachen. 
Bei dieser Gelegenheit wurde konstatiert^), dass der Brief- 
nnd Fahrpostdienst schlechter geworden war als Tor dem Be- 
stände der Eisenbahnen; vom guten Willen der Gesellschaften 
abhängig war die vorgeschriebene nnent^ltliche Beförderung 
von Militär und Kriegsmunition ; die Haftpflicht war zum Schaden 
des Handels in jedem Kanton wieder anders; Verspätungen 
konnte der Bund nicht vorbeugen, noch die einzelnen Gesell- 
schaften zur Yerantwortang oder Eraatzleistnng ziehen; die 
Betriebssicherheit war geßihrdet, weil da, wo eine Gesellschaft 
nur kurze Strecken in einem Kanton besass, die Bahnpolizei 
desselben fast numl^lich war ; endlich zeigte sich eine kantonale 
üeberwachung der Tarife als unausführbar. 

Diese Hindeutungen bestimmten die stäuderätliche Kom- 
mission zur empfehlenden Begutachtung der Petition^}, und 
so wurde auch, angesichts ausserdem der durch den Staats* 
vertrag betreffend die Gotthardbahn geschaffenen neuen Sach- 
lage, im Jahre 1869 der Bundesrat eingeladen, Bericht und 
Antrt^ darüber vorzulegen, in welcher Weise dem Bunde in 
Bezug auf den Betrieb der schweizerischen Eisenbahnen weitere 
Befugnisse eingeräumt werden könnten "). 

Das eidgenössische Departement des Innern arbeitete zu- 

>) Rackkaufebotecliaft S. 9—10. 
") BBl. 1869, III S. 367. 
') BBl. 1865, m S. 60, 471. 
') BBl. 1869, m S. 867 ff. 
») A. S. IX S. 876 ZifF. 7. 
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nächat einen ersten Entwurf ans, der alsd&nn anf Veranlassaag 
einer ExpertenkommiBsion umgearbeitet wnrde ^). 

Inzwischen hatten nnterm 31. H&rz/12. April 1870 die 
Eieenbahngesellschaften ein Memorial eingereicht, ein beredtes 
Zengnia fflr ihr hochentwickeltea UnabhängigkeitegefÜhl *). Auf 
ein Gutachten des Staatarechtslehrers ßflttimann gestfltEt, 
stellten sie die Theorie auf, die Eisenbahnkonzeeaionen bildeten 
unter den Parteien einen Privatrertrag , welcher ein Privat- 
recht zum Oegenstande habe ; dieser jeder EisenbahnkonzessioH 
eigentümliche Vertrag aber bestehe nicht nur aus dem Kon- 
zessioneakte selbst, sondern ebenso ans dem Eisenbahngeaetze 
,uud den Weiterentwicklnngen, welche daselbst ausdrficklich 
vorbehalten aind* '). Die Konsequenz dieser Anachauung ist 
daa Postulat der ünab^derlichkeit sogar des Eiaenbahngesetzes 
ohne beiderseitige Znatimmung, und die Forderung, der Bund 
müsse, wenn er die Verpflichtungen der Konzessionäre in er- 
schwerendem Sinne modifizieren wolle, sich entweder mit ihnen 
über eine die Erachwerang kompenaierende Entschädigong ver- 
ständigen, oder aber zum konzesaionagemäasen Bfickkauf schreiten. 
Die Gesellschaften waren zwar im Prinzip für grössere Einheit 
im Bau und Betrieb eingenommen; aber unter Berufung auf 
diese Theorie verlangten sie, vor dem Erlass neuer Beatim- 
mungen in einer Konferenz mit dem eidgenössischen Departement 
des Innern gehört zu werden. 

Wenn schon die Eonzessionen selber richtigerweise nur 
in ihren ökonomischen Zusicherungen vom Standpunkte des 
Privairechts aus beurteilt werden dfirfen, so ist es gewiss erst 
recht unhaltbar, ein staatliches Gesetz als unter die Kategorie 
des Vertrages fallend anzusehen, und dem Staate das Recht 
abzusprechen, es einseitig abzuändern*). Der Bundesrat hielt 

') BBl. 1871, II S. 648—649. 

») BBl. 1871. II S. 652 ff. Qeigy, Einige ErOrtetungan über daa 
Bchweizeriache Eiaenbahnweaen, Basel 1874, S. 55 — 56. 

■) § 2 des Memorials; BBl. a. a. 0. S. 652. 

*) Ygl. Sohm, InstitiitioiieD, TL Aufl. S. 15: .Daa Recht entsteht 
. . . teila durch einen bewussten, formell wUlkürlichen Akt der Staata- 
genalt (GeaetEOBTecht). Qeaetzesrecht ist du Recht von Gewalt yregtai 
(ee gilt formell kraft eines Befehls der Staatsgewalt).' 
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auch mit Recht dafQr, dass der Staat sich mit den Geeell- 
schafteo nicht über QesetzesbesUmmungen oder einen besonderen 
Richter ffir die Entschädignngsfrage zu verständigen habe. 

So legte denn der Bundesrat am 16. Jnni 1871 den Räten 
eine Botschaft za einem revidierten Bundeegesetze Ober den 
Bau und Betrieb von Eisenbahnen im Gebiete der schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft nebst einem entsprechenden Gesetz- 
entwürfe vor '). Als Prinzip wurde an einem Zusammenwirken 
von Bund und Kantonen festgehalten, aber anter Verschiebung 
der grösseren Kompetenzen. 

1. Bisher hatte der Bund nur das Recht der Konzessions- 
genebmignng. Jetzt sollte er überhaupt das Etecfat der Eon- 
zessionserteilung haben, damit er immer, und nicht nur in 
EonfliktafäUen, das nationale Interesse mitsprechen lassen kSnne. 
Um aber zu verhSten, dass der Bund seine Gewalt missbrauche, 
sollte ausdrücklich bestimmt werden, der Bund müsse die Eisen- 
bahnbestrebungen aller Landesteile gleichmässig unterstützen, 
besonders hinsichtlich der Alpenbahnen. 

2. lieber den Inhalt der zukünftigen Konzessionen enthält 
sodann der Entwurf allgemeine Vorschriften. So muss eine 
bestimmte Zeitdauer in ihnen fixiert sein, die Möglichkeit der 
Wiedererneuerung bestehen; sie dürfen keine Ausschluss- und 
Vorzugsrechte begründen; eine Veräusserung derselben an irgend 
einen Dritten soll unzulässig sein. 

3. Was die Rechtsstellung der Konzessionäre anlangt, so 
sollten nunmehr alle Bahnen in allen ihren Stadien unter Bnndes- 
aufsicht stehen. Der Bundesrat erhält alle Ausweise zur Prüfung, 
soweit sie den Bau betrefifen , und er stellt die Fristen. Die 
Eröffnung der Bahn darf nur nach ihrer Untersuchung durch 
Delegierte des Bundesrates und der Kantone erfolgen. Der 
Bundesrat erhält die Jahresberichte und die Rechnungen zuge- 
schickt, sowie das zur Erstellung einer Etsenbahnstatistik not- 
wendige Material, und er kann von sich aus spätere Erweite- 
rungen und Verbesserungen bestehender Anlagen verlangen, 
wogegen den Gesellschaften nur das Recht der Beschwerde an 
die Bundesversammlung offen steht. Und dazu werden die 

') BBl. 1871, II S. 647 ff. 
Harold, Der SohweizerlBche Bimd and dla BÜBenbihiieii. S 
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alten Befn^iue betrefFend Erhebnng einer Ko&zesnon^ebdfar, 
Post, Telegraph, Uilit&rtranBporte etc., sowie Rflckkanf «nf- 
recht erhalten. Indessen fehlt dem Bunde ein Mittel, die 
Bahnen zur ErMtung ihrer geutzlichen nnd konzeasionsge- 
n^sen Verpflichtnngen direkt zu zwingen. Er kann nnr 
im Notfall, wenn Aa^rdernngen und FristenaDsetznngen nicht 
wirken, dnrch die BandesrerBammtung die Konzession als ver- 
wirkt erkl&ren lassen. Dann hat die Versteigerung fDr Rech- 
nnng der Oesellscbaft einzutreten. 

4. Da es endlich von jetzt ab eine Pflicht des Bundes 
sein sollte, ffir die Einheit des Babnnetzes in Bau and Betrieb 
zu sorgen, so war ihm nunmehr die Oberau&icht Über die Fahr- 
pläne nnd das Tarifwesen zugedacht, wobei jede Taxe vom 
Bundesrate aosdrtlcklicb genehmigt und Offenblich bekannt ge- 
macht werden muss, sowie die Befugnis, die Verhältnisse des 
Transportrechts und der zivilrechtlieben Haftbarkeit einheit- 
lich zu ordnen. Die Verpflichtung der Verwaltungen, anderen 
Bahnen den Änscbtnss zu gestatten, wurde ausdrücklich auf 
die Einräumung der Mitbenutzung bestehender Bahnhofanlagen 
und Bahnsirecken bis zur Einmündnngsstation ansgedebni u. a. m. 
Den Oesellschaften dagegen, unter Oberaufsicht der Kantone, 
verblieb nach wie vor die Bahnpolizei. 

Das unbeschränkte Walten der Eisenbshngesellscbaften 
sollte also ein Ende haben, und der Einheitsgedanke im schwei- 
zerischen Eisenbahnwesen zu ausgeprägterer Geltung gelangen, 
die Kantone aber auf die Bolle von Mitarbeitern des Bundes 
beschränkt werden. So spricht sich denn auch der Bundes- 
rat am Ende seiner Botschaft über die Tendenz des neuen 
Gesetzes folgendermassen aus ') : 

,In höherem Masse (als gegenüber den Kantonen) ver- 
mehren sich die Kompetenzen des Bundes gegenüber den Eisen- 
bahngesellschaften. Die Kantone verlieren aber dabei nichts, 
sondern es wird lediglich die gelegentlich berührte Souveränität 
der Eisenbahngesellschaften beseitigt und das allgemeine Landes- 
recht auch ihnen gegenüber zur Geltung gebracht. D^egen 
wurde soi^^tig vermieden, den Skonomischen Interessen dieser 



') a. a. 0. S. 701- 



n,g:,.-ndtyG00glc 



— 67 — 

Untern ehmnngen zu nftbe zn treten. Die Scfaveiz bedarf für 
den Ausbau ihres Netzes noch in hohen) Uasse des Kredits, 
und dieser beansprucht vor allem Ächtung der erworbenen 
Rechte. Ein wiUkfirliehes Eingreifen in diese Yerbilltiusse 
wQrde nicht sowohl die bestehenden ttnteTDehmungen berahreo, 
sondern in viel höherem Masse die znkSnftigen. Gerechtig- 
keit ist auch in dieser Beziehung die beste Politik .... 

„Die bisherigen Zustände im Eisenbahnwesen haben be- 
wiesen, dase die Kantonalgewalt für sich allein nicht die nötige 
Kraft besitzt, um den mächtigen Gesellschaften gegenüber die 
Rechte des Staates und die Interessen des Publikums vollki^ftig 
za wahren. Ob die Bunde^ewalt in Verbindung mit der 
Eantonaigewalt diese Aufgabe besser erftlllen kann und wird, 
mnss erst die Zukunft lehren. Gelingt der Versuch, so wird 
die Schweiz das ihren Institutionen sonst konforme System der 
Ueberlasenng auch dieser wichtigen Industrie an die Privat- 
tStigkeit aller Wahrscheinlichkeit nach festhalten. Misslingt 
dagegen der Versuch, so wird ein nächstes Gesetz in dem ein- 
zigen Artikel bestehen: 

,,Der Bund Übernimmt den Bau und Betrieb der schweize- 
rischen Eisenbahnen^ * 

Das Privatbahn System wird also hier noch als das der 
Schweiz und ihren Institutionen konforme System angesehen. 
Das Staatsbahnsystem hingegen fasst der damalige Bundesrat 
für die Schweiz erst als eines blossen Notbehelf auf, für den 
Fall nämlich, dass Bundes- und Eantonaigewalt zusammen die 
kräftige Wahrung der öffentlichen Interessen nicht durchzusetzen 
vermöchten. Mit Recht beurteilt man noch das eine wie das 
andere System nicht nach seinen theoretischen angeblichen Yor- 
ztigen und Nachteilen, sondern nach den konkreten Verhält- 
nissen des Landes, in welchem es zur Anwendung zu kommen 
hat. 1897 dagegen, in der letzten Eückkaufsbotschaft, musste 
der letztere Gesichtspunkt zwar nicht ganz weichen, wurden 
aber doch die theoretischen Scheinargumente mit besonderem 
Nachdruck in den Vordergrund gebracht '^j. 

Die Sanierung des Privatbahnsystems auf zeutralistischer 



■) Im ganien Kapitel II deraelben, 8. 45 ff. 
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Orusdiage, das war dae voraehmste Ziel der neuen gesetz- 
geberischen Massregel. 

Dem Bundesrate schloss sich, sowohl im Prinzip, wie 
audi in den Ausführungen und Anträgen, die Mehrheit der 
ständerätlicben Kommission im wesentlichen an (Bericht vom 
27./28. September 1871) i). 

Der Minderheitsbericht ^) hingegen, von einem West- 
sohweizer verfasst, fuaste auf der Auffassung von der recht- 
lichen Natur der Konzessionen, welche das Memorial der Bahn- 
gesellachaften entwickelt hatte, ohne indessen auch das Gesetz 
von 1852 als einen Bestandteil eines Vertr^es anzusehen. 
Praktisch weicht dieser Vorschlag hauptsächlich darin von dem- 
jenigen der Mehrheit ab, dass er das Recht der Konzessions- 
erteilung nach wie vor den Kantonen belassen will. 

Das Ergebnis der Verhandlungen der Bundesversammlung 
war ein Sieg der fortschrittlicheren Anschauungen des Bandes- 
rates, nämlich das hente noch geltende Bundesgesetz über den 
Bau und Betrieb der Eisenbahnen auf dem Gebiete der schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft vom 23. Dezember 1872 ^). Das 
in Art. 1 festgelegte Grundprinzip desselben lautet: 

,FQr den Bau und Betrieb von Eisenbahnen auf schwei- 
zerischem Gebiete ist in jedem einzelnen Falle eine staatliche 
Konzession erforderlich. Die Erteilung derartiger Konzessionen, 
sowie die Erneuerung von solchen, die bisher von den Kantonen 
erteilt worden sind, ist von jetzt an Sache des Bundes, jedoch 
unter Mitwirkung der beteiligten Kantone bei den vorberei- 
tenden Verhandlungen." — 

Das schweizerische Privstbahnsystem erhielt damit ein 
anderes Aussehen. Die Politik der Nicht-Intervention seitens 
des Staates hatte sich als nicht heilsam erwiesen: jetzt mnssten 
eich die Privatbahnen mit einer im Prinzipe starken staatlichen 
Aufsicht zu vertragen suchen. Diese wurde die Bedingung 
^er Aufrecbterhaltbarkeit des ganzen Systems. Starke Ten- 
denzen nach Einheit äussern sich schon in Neuerungen im 



') BBl. 1871, in S. 815 ff. 
') BBl. 1871, in S. 864 ff. 
■) A. S. XI S. 1 ff. 
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Yergleicli zum bisherigea Gesetze, nicht weniger aber darin, 
dasB BeetimmungeD über einzelne VerhältnisBe , welche frOber 
die kantonalen Konzessionen jeweilen im Einzelfalle geregelt 
hatten, in das Gesetz herübergenommen wnrden. Demselben 
Geiste entspringt endlich die EinfGbrnng eines besonderen Post- 
and Eisenbahndepartements in der Gescbäftsteilung des Bundes- 
rates '), und diejenige einer amtlichen Eisenbahnstatistik '). 
Das neue Eisenbabngesetz bedeutete ohne Zweifel einen 
grossen Fortschritt und war geeignet, den am Ende der sech- 
ziger Jahre grassierenden Missständen zum guten Teile ab- 
zuhelfen, und beschämende Vorkommnisse wie einen zweiten 
ronbahn kon&ikt in Zukunft unmöglich zu machen. 

Aber zwei Anssetzungen dürfen ihm nicht erspart werden: 
1. Wir hatten schon öfter zu konstatieren Gelegenheit, 
daas der Mangel eines nach den volkswirtschaftlichen Gesichts- 
punkten der Nfitzhchkeit und der Rentabiht&t aufgestellten 
einheithchen Bauplanes för ein eidgenSssisches Eisenbahnnetz 
die Ursache TOn unnfitzen oder verfehlten Bauten und von 
finanziellen Schwierigkeiten werden konnte. Das grosse Escher- 
sche Fusionsprojekt von 1857 wäre im stände gewesen, den 
Hangel noch fast ganz zu heben. Jetzt hätte man ihn wenig- 
stens noch zum Teil beseitigen können, nämlich im Rahmen 
des schon bestehenden Netzes. Statt dessen aber blieb es 
wiederum beim alten: die Devise des neuen Gesetzes lautete 
abermals, alles zu konzessionieren, es müssten denn — was 
selten genug der Fall ist — die militärischen Interessen der 
Eidgenossenschaft gefährdet sein. So beseitigte man wider 
besseres Können die bei eintretendem Baufieber sofort gegebene 
Erisengefahr nicht. Dieses faktische Fehlen einer staatlichen 
Entscheidung über die Konzessionsobjekte zeigt im fihrigen 
noch deutlich, wie ferne es dem Bunde, trotz seiner neuen 

■) Erst durch Bandesbeschluas vom 21. Ängiut 1878. Ä. S. (N. F.) 
ni S. 481 ff. 

*) Durch BandeBbeachltiBg vom 24. Juli 1868. BBI. 1868, lU S. 68. 
Die Schweizerische Eieeubahostatistik nmfaBBt bis jetat 27 Bände. Der 
erst« umfABet das Jahr 1866, der zweite die Jahie 1868—1878, der dritte 
das Jahr 1873, der vierte die Jahre 1874—1876, Seitdem erschien jähr- 
lich ein Band, der letzte fQr 1899 im Frühjahr 1901. 
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Eompetenzen , damals noch lag, etwaigen späteren Verstaat- 
iichungsabsichten zuliebe die private Uaternehmangslast dnrch 
die Anknüpfung von erschwerenden Bediagungen sn die Kon- 
zeesionserteilung zu beechränken. 

2. Der Bund bekam im achweizflrischen Eisenbahnwesen 
eine ganz auBnehmende Rolle, and doch kostete es ihm nichts, 
denn von Subventionen, Zinsengaraotieo des Bundes und der- 
gleichen war doch bis 1879 keine Bede gewesen. Ja, er hat 
das allerdings an bestimmte Termine gebundene RQckkanb- 
recht, er läset sich überdies von den mehr als 4'*/o abwerfenden 
Bahnen Eonzessionsgebfibren fttr den Personentransport ent- 
richten, legt den Gesellschaften die unentgeltliche Posthef&rde- 
rung auf, hat sogar das Kecht, in ihre internen Angelegen- 
heiten im öffentlichen Interesse hineinzureden. Die Oesell- 
ecbaften aber zahlen alles und sind nnr durch Zollbeireiungen 
auf eingeführten Rohmaterialien und kantonale Steuer ex emtionen 
erleichtert, und sie befehlen — fast nichts mehr. Die Lage 
des Bundes wurde somit zu einer beneidenswert günstigen. 
Aber es waren Kontroversen unvermeidlich, ein besiändiger 
Kriegszustand zwischen Bund und Gesellscha^n anabwendbar, 
ungerechtfertigte Benachteiligungen dieser wohl möglich, wenn 
er nicht mit nur sehr weiser Mässigung und bloss im öffent- 
lichen Interesse von der Fülle seiner Rechte Gebrauch zu machen 
beabsichtigte, und auf diese Weise die für eine gedeihliche 
Entwicklung nötigen Garantien selber zu schaffen sich vornahm. 
Denn jetzt ist der Bund, nicht mehr die Gesellschaften, der 
mächtigere Teil. 

Durch Art. 26 der revidierten Bundesverfassung vom 
29. Mai 1874 wurde das Prinzip des neuen Eisenbahngesetzes 
noch ausdrücklich sanktioniert '■), 

III. So waren die Kompetenzen des Bundes, auf dem Pa- 
pier wenigstens, erweitert. Es handelte sich nunmehr um die 
praktische Anwendung der aufgestellten Prinzipien. Natur- 
gemäss wurden in erster Linie die Konzessionen davon betroffen, 
für welche das bisherige Schema jetzt veraltet war, and so 



■) A. S. (N. F.) I S. 1 ff. Art.26: .DieGesetEgebimg über denBan 
und Betrieb der Eüenbabnen i«t Bundenache.* 
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maaste sich zu allernächst die Anfmerksamkeit des Bnndearates 
auf die Fonu und den Inhalt der neu zu erteilenden Kon- 
zessionen richten ^). 

(Soweit die veränderten ZeitTerh&ltnisse es erlaubten", 
wollte er, angesichts des nationalen Interesses am Eisenbahn- 
bau, die Qrfindung neaei Unternehmungen ebensosehr be- 
günstigen, wie vordem die Kantone, nnd die neuen Bewerber 
im atigemeinen nicht schlechter stellen als die bisherigen. Allein 
in Anbetracht dieser veränderten Zeitverhältnisse und früherer 
Erfahrungen erwog er drei Aenderungen: 

a) eine KUrzung der Konzessionsdauer; 

b) eine wesentliche Erleichterung der Rückkanfsbedin- 
gungen für den Bund; 

c) die ausdrfickliche Bestimmung in der Konzessionsurkunde, 
dass ihr Inhalt keineswegs für die ganze Konzessionsdauer als 
anveränderlich anzusehen sei, also die gesetzliche Yerwerfang 
der Theorie, die Konzession sei ein privatrechtlicher Vertrag. 

So entstand die sogenannte Normalkonzession, das ist die 
Bnndeskonzession f(lr die Jlisenbabn von Thun nach Konol- 
flngen '). Sie bestätigte im einzelnen in der praktischen Aoa- 
gestaltnng die neuen Kompetenzen des Bundes, welche wir bei 
der Skizzierung des neuen Gesetzes zusammenzufassen ver- 
suchten. Was die drei oben speziell hervorgehobenen Punkte 
anlangt, so wurde: 

1. die Konzessionsdauer nach wie vor bei 99 Jahren belassen, 

2. aber in Art. I ansdrEicklich die Bestimmung auf- 
genommen, es sollten die jeweiligen Bundesgesetze, sowie alle 
fibrigen Vorschriften der Bundesbehörden über den Bau und 
Betrieb der schweizerischen Eisenbahnen jederzeit genaue Be- 
achtung 6nden. 

3. Endlich wurde der Rückkaufsartikel nunmehr in ver- 
schiedenen Funkten za Qnnsten des Bandes abgeändert. Wir 
müssen uns indessen hier, zur Vermeidung von Wiederholungen, 

») B81. 1873, II S. 1145 ff. E. A. S. {N. F.) I S. 38 ff. 

^ Vgl. BBI. 1873, II S, 919 ff. und K. A. S. (N. F.) t S. 137 ff. Der 
Wortlaut aller EoDzeaaioneu findet eich in der E.A.S.; soweit sie die 
Nordostbahn angehen nnd sioh auf die RQckkau&beatimmimgen beziehen, 
auch in einer von ihr heratuge^ebenen Broechttre (Zürich 1898). 
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auf diesen einfacben Hinweis beschräDken und führen aus- 
Bchlieaslicli den WorÜaat der betreffenden Bestimmung an, 
während wir uns eine genauere Präziaierung der Unterschiede 
gegen frfiher auf einen späteren Zusammenhang rorbebalten 
mBssen ^). Nnn lautet der neue Rackkaufsartäkel 27 : 

(Für die Geltendmachung des Rüchhaufsrechts des Bundes 
oder, wenn er davon keinen Gebrauch machen sollte, der be- 
teiligten Kantone, gelten folgende BesÜmmungen : 

,a) Der Bfickkauf kann frühestens auf 1. Mai 1903 und 
von da an jederzeit erfolgen. Vom Entschluss des Rfickkaafs 
ist der Gesellschaft drei Jahre vor dem wirklichen Eintritt 
desselben Kenntnis zu geben. 

,b] Durch den Rückkauf wird der RUckkänfer Eigentümer 
der Bahn mit ihrem Betriebsmaterial und allen Übrigen Za- 
gehören. Immerhin bluben die Drittmannerechte hmsichtlich 
des Pensions- und Unterstützungsfonds vorbehalten. Zu welchem 
Zeitpimkte anch der Rückkauf erfolgen mag, ist die Bahn samt 
Zugehör in vollkommen befriedigendem Zustande dem Bande 

bezw. den Kantonen abzutreten. Sollte dieser 

Terpäichtung kein Genüge getan werden, und sollte auch die 
Verwendung der Emeuerungs- und Reservefonds dazu nicht 
ausreichen, so ist ein verhältnismässiger Betrag von der Rück- 
kaufssumme in Abzug zu bringen. 

,c) Die Entschädigung für den Rückkauf betrl^^, sofern 
letzterer bis 1. Mai 1918 rechtekränäg wird, den 25fachen 
Wert des durchschnittlichen Reinertrags derjenigen 10 Jahre, 
die dem Zeitpunkte, in welchem der Rückkauf der Gesellscbaft 
notifiziert wird, unmittelbar vorangehen; sofern der Rückkauf 
zwischen dem 1. Mai 1918 und 1. Mai 1933 erfolgt, den 
22 Vi fachen Wert; wenn der Rückkauf zwischen dem 1. Mai 
1933 und dem Ablauf der Konsession eich vollzieht, den 20- 
fachen Wert des oben beschriebenen Reinertr^s, immerbin in 
der Meinung, dass die Entschädigungssumme in keinem Falle 
weniger als die nachgewieseneu erstmaligen Anlagekosten der 
bestehenden Einrichtungen, jedoch unter Abzug des Betrages 
des Erneuerungs- und Reservefonds, betragen darf. 



'J Kapitel II dm zweiten HanptteilB, Vgl. unten 3. 158 S. 
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,Bei ErmitUmig der Änlf^ekosten und des Keinertrags 
darf lediglich die durch diesen Akt konzedierte Eisenbahn- 
tmteniebmiiDg mit Ausschluss aller anderen etwa damit ver- 
bundenen Geschäftszweige in Betracht und Berechnung ge- 
zogen werden. 

,d) Der Reinertrag wird gebildet aus dem gesamten Ueber- 
schuas der Betriebseinnahmen Über die Betriebsausgaben, zu 
welch letzteren auch diejenigen Summen zu rechnen sind, 
welche auf Ab&chreibuDgsrechnnng getragen oder einem Re- 
servefonds einverleibt wurden. 

,e) Im Falle des Rflckkaufs im Zeitpunkte des Ablaufs der 
Eonzession iet nach Wahl des Rückkäufers entweder der Be- 
trag der erstmaligen Anlagekosten für den Bau und Betrieb, 
oder eine durch buodesgerichtliche Abschätzung zu bestimmende 
Summe als Entschädigung zu bezahlen. 

,f) Streitigkeiten, die über den Rückkauf und damit zu- 
sammenhängende Fragen entstehen möchten, unterliegen der 
Entscheidung des Bundesgerichts.* 

Endlich bestimmt noch Art. 28, dass, auch wenn die Kan- 
tone den Rückkauf schon bewerkstelligt haben, der Bund 
nichtsdestoweniger auch ihnen gegenüber sein Recht nach 
Art. 27 jederzeit ausüben könne. — 

Diesem Muster entsprechen alle bis zum Jahre 1886 er- 
teilten Konzessionen des Bundes. Also auch unter der neuen 
Aegide sollte mit Bezug auf den Inhalt der Konzessionen die 
alte Schablonenhaftigkeit einreissen. Dies war sicherlich ein 
Fehler: auf die Lebensfähigkeit einer Eisenbahn haben die 
durch die Konzessionen geschaffenen Lebensbedingungen der- 
selben den hervorragendsten Einfluss. Mit der Normalkon- 
zession schuf man aber für alle Bahnen gleiche Lebensbedin- 
gungen, während in Wirklichkeit die Bedür&isse der einen 
Bahn ganz verschieden sind von denjenigen der anderen. So 
denke man nur an den Unterschied von grossen Transit- und 
kleinen Lokalbahnen. Wollte der Staat für alle in gleichem 
Masse sorgen, so hätte er die IndividuahÜit jeder Unterneh- 
mung sorgfältig berücksichtigen, aber zwischen der Rücksicht 
auf diese und der anderen auf Vermeidung der Gewährung 
von Vorzugsrechten eine annehmbare Grenze suchen müssen. 
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Mit Dietler darf man es in dieser Hinsicht ab eine Ironie be- 
zeichnen, dass eine damals nicht zn stände gekommene Eisen- 
bahn, die SekundKrbahn ThuD-Konolfingen, als Mutter für alle 
späteren Eisenbahnen dienen musste ^). 

IV. Nachdem wir nunmehr die gesetzgeberischen Qrnnd- 
l^en der neuen Entwicklaag betrachtet haben, erflbngt uns 
noch, auf einzelne besonders wichtige, das Eisenbabngesetz 
teils ausführende, teils ergänzende Erlasse überzugehen. Vor- 
her dürfen wir aber nicht anterlassen, noch einmal um Tier 
Jahre zurückzugehen, um hier eine Anregung zu finden, welche 
für die damalige Zeit ziemlich überraschend ist. Der erste 
konzessionsgem&Bse Rückhaa&tennin war der 1. Mai 1888, und 
doch wurde bei Behandlung des OeschäftsberichteB des Bundes- 
rates von 1868 dieser in einem Postulats eingeladen *), Bericht 
und Antrag darüber Torzolegen, ob die Feststellung des An- 
lagekapitals der schweizerischen Eisenbahnen jetzt schon staU- 
finden solle, und in welcher Weise bejahendenfalls bei dieser 
Ermittlung und Feststellung zu verfahren sei. Wie früher 
erwähnt, bildet das orsprOngticbe Anl^ekapital den einender 
Faktoren, welche für die Berechnung der Entschädigung beim 
konzessionsgemässen Bückkauf in Betracht kommen, und zwar 
in allen vor 1873 erlassenen Konzessionen. Nun haben aber 
die zur Entscheidung über die Entschädigung kompetenten 
Schiedsgerichte sich auch über diese Grundsätze auszusprechen. 
So ist es höchst verwunderlich, dass man damals dem Bnndes- 
rate eine Aufgabe zu lösen gab, die keinen praktischen Nutzen 
haben konnte, indem er zu deren verbindlicher Lösung gar 
nicht kompetent war. Die Erledigung des Postulates in der 
Bundesversammlung bestand naturgemäss darin, dass man die 
Angelegenheit auf eich beruhen liess^). 

Das Postulat ist indessen deswegen höchst bemerkenswert, 
weil es gleichsam einen ersten Angstschrei bildete über eine 
mögliche, den Bund benachteiligende Interpretation der an sich 

') Dietler, Die BchweizeiiBche Eisenbohnlrage (Schweiierische 
Zeitfragen, Heft 4), Zürich 1877, S. 33. 

•) A. S. IX S. 876 Ziff. 6. 

>)Bßl. 1869, ms. 609 ff.; 1870, HI S.S70ff., 376 ff.; 1871, I 
9. 44S ff., 453. 
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sehr nDklaren RQckkaafsbeBtimmaiigen der EoDzeBsionen. Eben- 
so stellt es den ersten Aosdrack einer späteren Tendenz dar, 
welche dahin ging, durch etoAtHches Üinscbreiten auf alle mög- 
liche Weise eine dem Bunde ungünstige Auslegung unmöglich 
zu machen und dessen finanzielle Stellung als Rückkanfer zu 
befestigen. 

Die zeitlich nachfolgende Botschaft zum revidierten Eisen- 
bahngesetz gab dem Bundesrate Teranlassung , sich über die 
Verstaatlichung noch in durchaus ablehnendem Sinne auszu- 
sprechen; hier, zwei Jahre früher, am 29. Kovember 1869, 
begegnen wir einer wegen ihres Urhebers sehr bemerkens- 
werten A.ensserang über eine Art derselben, den konzessions- 
gemassen Rückkauf. Kachdem der Bundesrat konstatiert, doss 
alle bisherigen Rfickkaufsprojekte nach einem Rfickkanf auf 
einer anderen Grundlage als derjenigen der Konzessionen 
strebten, fährt er fort ^) : ,Es dürfte darin ein Fingerzeig liegen, 
dass der Rückkauf strikte nach den Eonzessionshestimmungen 
nnpraktikabel erscheint, und dass entweder ein solcher gar nie 
stattfinden wird , oder aber dann auf anderer Gmndloge als 
derjenigen, welche dort aufgestellt ist. Je mehr man sich 
diesem Gedanken zuneigt, um so weniger wird man darauf 
Wert legen wollen, dass der Bund jetzt die ganze, schwer- 
fällige und von jenem Gesichtspunkte aus jedenfalls unnütze 
Operation der Ermittlung des ursprünglichen Anlagekapitals 
<ler Eisenbahnen romehme und durchmache.* 

Die Wandlung der an höchster Stelle vertretenen An- 
schauungen über die Eisenbahn Verstaatlichung, ihre Wünach- 

.barkeit und ihre Durchführung lässt sich nicht besser reran- 
schanlichen als durch die Gegenüberstellung solcher Aensse- 
rungen und der jüngsten Entwicklung. 

V. Dos neue Eisenbahngesetz, die Kormalkonzession, welche 

.seine Neuerungen zu praktischer Ausgestaltung zu bringen be- 
rufen war, sie bedeuten beide einen mächtigen Torstoss des 

-Bundes in zentraltstischem Sinne. Allein mit ihnen verschwanden 
die üeberreste aus der alten Zeit noch nicht von selbst. So 
darf es uns nicht wundern, dass, wenn einmal die neue Strö- 

') BBI. 1869, m 8. 518. 
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mung offenbar so wirkBam war, sie auch Bolche, Dnnmelir ver- 
altete Zustände ans &fiherer Zeit hinTegzoschwemmen sicli 
anschickte. So erklären sich logiscberweise zwei neue An- 
läufe der fortschrittliclien Bundesgewalt in zentraliBtiBchem 
Sinne: der eine ron ihnen war gegen die ehedem rerhängnis- 
vollen Prioritätsrechte gerichtet, der andere aber bezog sich 
auf die Neuordnung der Rechte Terhältnisse der Verbindnngs- 
geleise industrieller Etablissements. 

VI. Am 16./18. September 1873, bezw. am 20., wurde 
durch BeschluBs der Bi&te der Bundesrat eingeladen, Bericht 
zu erstatten über folgende Motion des zflrcheriBchen National- 
rates Dr. Dubs: ,Neue füsenbahnkonzesBionen und Erneue- 
rnngen ablaufender Konzessionen, sowie Bewilligungen von 
KonzeBsioneflbertxi^ngen und Fusionen werden nur unter der 
Bedingung erteilt, dass die betreffenden Gesellschaften binnen 
einer vom Bundesrate festzusetzenden Frist auf alle ihre noch 
innehabenden FrioritÄtsrechte Verzicht leisten* ^). 

Im neuen schweizerischen Eisenbahngesetze war in Art 6*) 
diese Frage für die Zukunft bereits erledigt worden, wie auch 
schon Art. 41 ') der Ver&ssung des Norddeutschen Bundes 
und des Deutschen Reiches alle Prioritätsrechte, aber auch 
schon frfiher erteilte, aufhob und untersagte. 

Die bisher von den Kantonen erteilten PriorilStBrechte 
hatten sich weit eher als ein Mittel der Intrigne denn als ein 
Schutzmittel erwiesen, und sie hatten in der Regel eine erheb- 



') BBl. 1873, HI S. 926—927. 

*) Art. 6. ,Iii den neuen Eon Zessionen dürfen keine Auwchlnss- 
tmd Torzngsre<dite gegen künftig zu errichtende Bohnen eingeräomt 
werden. 

,Bei den bereits erteilten Konzessionen bleibt der Bund beiüglich 
der von einzelnen Kantonen zugeatandenen AnsschluH- und VorangBrechte 
in demjenigen Rechtsstellung, die er sich bei der Genehmigung der b^ 
treffenden Konzessionen gewahrt hat." 

') Reichsverf asBung , Art 41 (Abs. S) ; .Die gesetzlichen Bestio^ 
mungeu, welche bestehenden £isenhahnuatemehmungen ein Widerspmchs- 
lecht gegen die Anlegung von Parallel- oder Eonknrrenzhahnen einr&unieii, 
werden, unbeschadet bereits erworbener Rechte, fUr das ganze Beich 
hierdurch aufgehoben. Ein solches Widetsprochsrecbt kann anch in den 
künftig zu erteilenden Konzessionen nicht weiter Terlieben werden." 



n,g:,.ndtyG00glc 



— 77 — 

liehe Erschwerung des Baues neuer Linien gebildet. Daher 
hielten Bundesrat wie nationalrätliche Kommission dafür, sie 
seien schon durch den InterTeotionsartikel ^) deB alten Eisen- 
bahng«BetzeB grundsätzlich perhorresziert gewesen, und nur die 
Kantone, nicht der Bund, hätten Verpflichtungen Übernommen. 
Daher sei der Bund schon damab, und jetzt erst recht, nicht 
verpflichtet gewesen, die von den Kantonen verliehenen Priori- 
t&tsrechte als zu Recht bestehend anzuerkennen, indem ja in 
den KonzessionsgenehmigungsbeschlQssen jeweilen die Bundes- 
gesetze Torbehalien waren '). Trotzdem beantragte aber der 
Bundesrat, durch Ann^me der Motion ihre successive Auf- 
hebuDg zu beschliessen. Diese Folgerung war indessen in- 
konsequent, und daram schlag die Eommission des National- 
rates, diesmal in konsequenter Folgerung aus den Prämissen, 
vor, die Motion nicht anzunehmen, da man Aber etwas, was 
nicht zu Recht bestehe, keinen Anfhebungsbeschluss fassen 
kOnne. In diesem Sinne wurde auch in der Bundesversamm- 
lung das Postnlat erledigt^). Praktisch war indessen die Be- 
dentang der Frage nicht gross, denn sogar die Direktion der 
Nordosthahn anerkannte damals, in richtiger Würdigung der 
Verhältnisse, die Prioritätsrechte hätten infolge der neuen 
Eisenbabnpolitik wesentlich an Wichtigkeit verloren*). 

Der Gedanke der verkehrspolitischen Gleichberechtigung 
aller Bahnen und Landeegegenden hatte demnach schon so 
grosse Fortschritte gemacht, dass man sich ohne Widersprach 
ober Prioritätsrechte hinwegsetzen konnte, welche allerdings 



') Vgl. oben Kapitel U S. 26. 

*} Tgl. SE. B. A, 8. Till 8. 640, den UandeabeBchluBs, betrefFend die 
Eisenbahn Borscbach-ßornaneborn auf St. Oalliachein Gebiete: 

Art. 4. ,Eb sollen alle Tonchriit«n der Buudesgesetzgebung Ober 
den Bau und Betrieb toh Eisenbahnen vom 28. Heumonat 1852 genaue 
Beachtung flndeu, uiid es darf denselben durch die Beetimmungen der 
vorliegenden Eonzasaion in keiner Weise Eintrag geschehen. Im beson* 
deren soll den Befugnissen, weli^e der BondeBTersammlung gemHss Art. 17 
des erahnten BundesgesetEeB zustehen, durch die im Art. 3 der Kon* 
zesaion enthaltene Beslimmnng über die Errichtung von Eisenbahnen in 
gleichet Richtung nicht vorgegriffen sein.* 

•) BBl. 1874, II S. 248 ff. ; 1875, I S. 13 fl. A. S. (N. F.) I S. 191. 

*) BBl. 1874, U S. 256. 
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infolge der BnndeBgeaelunignng der alten KoazessioneD als 
nicht zu Recbt bestehend gestempelt, aber doch durch die 
formellen Herren im Bisenbahnweaen, die Kantone, in feier- 
licher Weiae zugesichert worden waren. Die Macht der neuen 
Entwicklung setzte sich über die alten formalen Schranken 
nngehindert hinweg. 

Vn. Eine viel grössere praktische Bedeutung hatte in- 
dessen die fast gleichzeitige Erledigung einer anderen, f&r die 
landwirtschaftlichen und gewerblichen Verkehrsintereesenten 
hochbedeutsamen Frage. Am 25, September 1873 wurde n&m- 
lich vom Nationalrate folgendes Postulat angenommen: ,Der 
Bnodesrat wird eingeladen, mit Beförderung den eidgenössischen 
Raten Bericht und Vorschlag über die Stellung des Bundes zu 
der Anbringung von Yerbindungsgeleisen zwischen dem schwei- 
zerischen Eisenbahnnetz and industriellen Etablissements, bezw. 
anderen gewerblichen Anstalten, einzubringen' '). 

Unter dem alten Eisenbahngesetz hatte sich die Ansicht 
entwickelt, dass fär eine Eisenbahn rein privaten Charakters 
die Bondesgenehmigung weder erforderlich noch zulässig sei. 

Durch Interpretation des neaen Eisenbahngesetzes ei^ab 
sich aber das Folgende: 

1. Jede Eisenbahn, welche an eine bereits konzessionierte 
Unternehmung anschliesst und über fi-emden Grand und Boden 
geführt werden will, also auch ein privates Verbindnngsgeleise, 
bedarf einer Eonzession seitens des Bandes ^. 

2. Jede solche Eisenbahn soll das Expropriationsrecfat 
gemessen *). 

3. Sie hat das Recht des Anschlusses, eine unabwendbare 
Lebensbedingung fßr sie *), 



■) BBl. 1873, in S. 927. 

*) Art. I. ,FQr den Bau Dnd Betrieb von Euenbahnen auf schweite- 
rischem Gebiete ist in jedem einzelnen Falle eine staatliche Konzeieion 
erfordertich. 

,Die Erteilung derartiger KonzeMionen iat von jetst an Sache 

des Bundes * 

') Art. 12. .Die Bandeageaetzgebang über die Verpfliditnng Eur 
Abtretung von Frivatrechten findet auf alle vom Bunde konseeuonierten 
Eisenbahueo ihre Anwendung.* 

^) Art, 30. .Jede Eisenbahnveiwaltung ist verpflichtet, den tech- 
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Dnrcb die blosse geschichtliche and wörtliche Interpreta- 
tion des neoen Gesetzes war iodessen noch kein befriedigender 
Zoetand geschaffen. 

Einmal fehlte noch eine einheitliche Ausgestaltung des 
Enteignnngsrechtes. Bisher waren ffir Anschlnssgeleise stets 
die kantonalen Expropriationsrechte zur Anwendung gekommen, 
welche zwar noch günstiger waren als das eidgenössische, 
natui^emäfis aber eine ungleiche Behandlung der Industrie in 
den yerschiedenen Landesgegenden verursachten. Man hätte 
es nunmehr in der Hand gehabt, das eidgenössische Expro* 
priationsgesetz, welches eich nur auf ,öfFentliche Werke' be- 
zog '■), zu erweitern und ihm auch die Verbindungsgeleise zu 
unterstellen. Leider wurde aber dieser Schritt nicht getan. 

Den wichtigsten Punkt bildete indessen das Recht des 
Anschlusses. Zwar war es durch das Gesetz normiert, aber 
dennoch nicht genügend gesichert. Wenn nun nach früherem 
Kechte schon grössere Eisenbafangesellschaften bezüglich der 
Anschlussrerhältnisse einander hatten beliebig schikanieren 
können, wie war es erst gegenüber blossen privaten Anachluss- 
bahnen möglich? Die Gesellschaften hatten es in der Hand, 
an das Anschlussrecht oneröse Bedingungen zu knüpfen, und 
über die Fortdauer der Schienenverbindung nach eigenem Gut- 
dünken zu verfügen. Auch bestanden am 29. September 1874 
157 Eonzessionen, welche keine anadrückliche Pflicht zur Ge- 
stattuDg des Anschlusses von Yerbindungsgeleisen begründeten ^). 
So war trotz des neuen Eisenbahngesetzes in diesem Punkte 
eine bundesgesetzliche Regelung dringend notwendig, und sie 
erfolgte im Bundesgesetz Ober die Rechtsverhältnisse der Yer- 



■uBchen nnilBetriebsaiuchlosB anderer Bchneizerii)cheTBa,hiiuDtemehmuii gen 
an die ihrige obne Znachlagstaxe oder ReexpeditionsgebQhr und ohne 
ErschTrerong des durchgehenden Verkehrs in achickliclier Weise zn ge- 
statten. 

.lieber allf&llige Anstände entscheidet der Baudesrat' 
') A. S. I S. 319 ff. Art. 1. ,Wenn kraft Art. 21 der Bundesver- 
fassung entweder öffentUohe Werke von Bundes wegen errichtet werden 
oder die Anwendung dieses Bundesgesetzes auf andere öffenüicfae Werke 

von der Bandesrenanimlang beschlossen wird, so ist ' 

»} BEI. 1874, III S. H9. 
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binduDg^eleiee zwischen dem schweizeriachen Eisenbshonetz 
und geweiblichfln Anstalten vom 19. Dezember 1874 '). 

Den kantonalen Gesetzgebangen vorbehalten ist darin die 
Normierung desVerhältnieaes zu den Bodeneigentümem. Bundes- 
gesetzlich statniert ist aber nanmehr das Recht auf Anschluss 
für ein Verbindnng^eleise an die öffentliche Bahn, und zvar 
ohne daas diese erschwerende Bedingungen aufstellen dfirfte. 
Ebenso mnas der EigeniKmer eines Verbindungageleises als 
Entgelt für sein Recht einem benachbarten Etablissement den 
Anschluss an sein Verbindnngsgeleise gestatten, gegen eine 
angemessene, im Kotfall durch das Bundesgericht zu bestimmende 
Entschädigung. Auf allen diesen Qeleisen darf das Betriebs- 
material der einzelnen Unternehmungen wechselweise veikehreo, 
die Lokomotiven ausgenommen. Das bedingt die Anwendung 
der technischen Einheit auch auf alle Verbindungsgeleise. 

Was die Kompetenzen des Bundesrates anbelangt, so ent- 
scheidet er über den technischen und Betriebsanschlnss, beauf- 
sichtigt ferner Bau und Betrieb ; namentlich aber kann er die 
Aenderung oder Beseitigung bestehender Verbindungsgeleise 
verlangen, wenn veribiderte Bau- oder Betriebsverhältnisse der 
Hauptbahn dies erfordern, oder wenn der Besitzer des Geleises 
den Betrieb der Hauptbahn oder die Sicherheit durch beharr- 
liche Zuwiderhandlung gegen bestehende Vorschriften geßhrdet. 
Irgend ein Rekursrecht besteht gegen diese administrativen 
Entscheide nicht. Die Kompetenzen des Bundesrates sind mit- 
hin sehr umfassende, und sie durften auch mit Fug und Recht 
und ohne Gefahr so geregelt werden, solange sie der Bundes- 
rat als unbeteiligte, neutrale Instanz ausüben konnte. 

Durch die, mit Ausnahme leider des Expropriationsrer- 
fahrens nun einheitlich geregelte Stellung der Verbindungs- 
geleise war aber ein wichtiger weiterer Schritt in der Eisen- 
bahngesetzgebung des Bundes getan, und das Gedeihen vob 
industriellen Etablissements durch sehr gfinstige Bedingungen 
von der Willkür der Bahngesellschaften onabhilngig gemacht. 

Wie sehr sich im übrigen die Verbindungsgeleise unter 

') BBl. 1873, m S. 722 £f. ; 1874, 111 ß. 187 S., 1021 ff. A. 8. (N. F.) 
I S. 488 ff. 
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d«r neuen Oesetxgebang entwickelten, zeigt folgende aas den 
seit 1883 vorliegenden amtlichen Angaben zusanimengestellte 
Tabelle, zugleich ein Bchöner Beleg für die ansebnliche ge- 
werbliche Entwicklung der Schweiz. 

Tabelle 2 (siehe S. 82). 

YHI. Uebersll in diesen Jahren sehen wir also beim Bunde 
die ausgesprochene Tendenz, seine Kompetenzen, insbesondere 
diejenigen des Bundesrates, in Eisenbahnsachen allgemein zu 
erweitem. Der 1874 im nenen Grundgesetze ') der schweize- 
rischen Eidgenossenschaft znm Siege gelangte neue Geist hatte 
schon vorher im Eisenbahnwesen seine unwiderstehliche Macht 
offenbart. 

Die Qbrigen hier einschlagenden Gesetze können wir rasch 
erledigen, da sie für nnsere Zwecke geringere Bedeutung haben, 
und alle überdies im neuen Eisenbahngesetze entweder vor- 
gesehen oder aus ihm abgeleitet sind. Da wurde ein Yer- 
pfUndungsgesetz ') erlassen, wonach die Bestellnng von F&nd- 
rechten auf Eisenbahnen von der Bewilligung des Bundesrates 
abhängig ist, ein Transport- ^) und ein Haftpflichl^esetz*), so- 
wie verschiedene Ausffihmngsbeschlasse ^). 

Den Gesetzen, welche in den ersten Jahren der neuen 
Aera erlassen wurden, ist dos gemein, daas sie sich in der 
Hauptsache erst auf das Verhältnis der Eisenbahngesellscfaaften 
znm Publikum beziehen, interne Angelegenheiten derselben 
aber unberührt lassen. Es ist nun in der weiteren Entwick- 
lung ein sehr bemerkenswertes Symptom, doss der Bund, in 
Fortbildung der Tendenz, seine Eompetenzen in Eisenbahn- 
sachen in zentralistischem Sinne zu erweitern, jetzt auch be- 
ginnen wird, ganz interne Angelegenheiten der Gesellschaiten 

■) A. S. (N. F.) I S. 1 ff. 

») BBl. 1874, II S. 440 ff. oder A. S. (N. F.) I S. 121 ff. 

•) BBl. 1875, II S. 339 ff. oder Ä. S. (N. F.) I S. 682 ff. 

*) BBl. 1875, III S. 1021 ff. oder Ä. S. (N. F.) I S. 787 ff. 

') z.B. BuudeBratsbeachluaB , betreffend die Benutzung von Eisen- 
bahntelegraphen. BBl. 1875, I S. 421 ff.; oder die Terordnnng, betreffend 
die erforderlichoD Nachweise bei Geenchen um Eisenbahn konzesa Ionen, 
sowie die vor und nach dem Bau konzedierter Eisenbahnen einzureichen- 
den Pl&ne und Dokumente. E. A. S. (N. F.) 1 S. 31 ff. 

Herold, Der Sohwelzeiiidie Bund nnd die EÜBenbahnen. 6 
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auf geBetzgebeTiBchem Wege zn regeln, und dass damit, zu- 
nächst in versteckter Weise, eia später ausschlaggebeDdes 
Moment immer mehr seine Wirksamkeit zu äussern aaföngt, 
nämlich das finanzielle Interesse, welches der Band als Rück- 
käufer hat. 

Indem wir nun die Betrachtnag des allmählichen Hervor- 
tretens dieses Momentes weiteren AnsfÜhrnngeo vorbehalten, 
mflssen wir zunächst die Weiterentwicklung der Bahnen selber 
uns vergegenwärtigen, da sie die späteren Schritte des Bandes 
mit veranlasst bat. 
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Die EisenbahnkriBis der siebziger Jahre und die 
Vorschläge zu deren Beseitägang 

I. Am Ende der sechziger Jahre äes vorigen Jahihuaderts 
war die erste Bauperiode der schweizerischen EisenbahDeD zu 
einem gewissen Abschluss gelangt. Im Jahre 1871 war die 
bauliche Entwicklung, dank der privaten Initiative und insbe- 
sondere schon recht namhaften Subventionen von Interessenten 
und politischen Verbänden, bereits anf eine ansehnliche Höhe 
gelangt. Es gab am Ende dieses Jahres in der Schweiz 
1 389,799 km betriebene Bahnstrecken ^). Verschiedene west- 
schweizerische Gesellschaften hatten bereits für Anschluss- 
bahnen nach Frankreich gesorgt, welche als Fortsetzung der 
grossen Durchgangslinie vom Bodenaee nach ZOrich, Bern, 
Freibnrg und Lausanne in den Kantonen Neuenburg und Genf 
das Schweizergebiet verliessen. In Basel, Waldshut, SchafF- 
hausen und Eonstanz wnrde der Bahnanschluss nach Deutsch- 
land bewerkstelligt, und im Osten der Schweiz bestanden be- 
reits die Vereinigten Schweizerbahnen in ihrem heutigen Um- 
fange, welche, ohne schon eine Transitlinie zam Arlberg zn 
bilden, doch den Bahnanschluss an den von Chur auegehenden 
grossen Verkehr Ober die graubDndnerischen Alpenpässe nach 
Italien vermittelten. In Lnzem endlich, sowie in Siders im 
Wallis, endigten weitere Zufahrten für den italienischen Vor- 
kehr; Italien, sowie der Eanton Tessin, entbehrten aber noch 
vollständig einer direkten Bahnverbindung mit der Schweiz 
nßrdlich der Alpen. Der schon 1851 ventilierte Alpenüber- 
gang oder Alpendurchstich harrte noch seiner Verwirklichung; 

') EiBenbahnBtatirtik Bd. 11 S. 42—43. 
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die schweizerischen Zentratalpea standen noch als ein ffir die 
LokotBotive unnahbares Massiv da. 

Dieses eben in grossen Umrissen gezeichnete Netz war 
anter relativ viele äesellschaften verteilt. Seit dem Anfang 
der Entwicklung hatten zwar bereits umfassende Fusionen und 
Liquidationen stat^^efonden, aber trotzdem gab es damals noch 
neun grössere schweizerische Eisenbahnuntemehmungen, unter 
welchen namentlich noch im Westen ein bedeutender Zwerg- 
betrieb herrschte. Nicht weniger als fünf Bahngesellschaften, 
die Paris- Lyon-M^diterranee- Bahn ausgenommen, beherrschten 
nämlich das westlich von Luzern, Bern and Basel gelegene 
Verkehrsgebiet. Weiter im Osten aber war die Zersplitterung 
geringer. Im £anton Bern hatten es die bernischen Staats- 
bahnen za einer Länge von fast 100 km gebracht, und die 
übrige Mittel- und die Ostschweiz beherrschten, wie heute noch, 
die Gentralbahn, die Nordostbahn und die Vereinigten Schweizer- 
bahnen. 

Es würde weit über die Qrenzen hinausgeben, welche 
dieser üntersachnng zu ziehen sind, wollten wir die Verhält- 
nisse darlegen, welche zar Entstehung einer jeden einzelnen 
äesellschaft und zu den erwähnten Fusionen und Liquidationen 
gefuhrt haben. Wir mfissen nns mit der kurzen Erwähnung 
begnügen, dass nur die infolge von Liquidationen eingetretenen 
Verluste aaf Aktien und Obligationen bis 1871 nicht weniger 
als Fr. 50693252 betrugen i). 

Ein Bild von dem finanziellen Stand der schweizerischen 
Eisenbahnen im Jahre 1871 gibt im übrigen folgende Auf- 
stellung : 

Tabelle 3 (siehe S. 86). 

IL In früheren Ausführungen haben wir das Verhältnis 
der Staatsgewalt zu den Eisenbahngesellschaften am Ende der 
sechziger Jahre zn entwickeln versncht Wir sahen, dass zwei 
mächtige Faktoren, die Unzufriedenheit des Volkes und die 
Entstehung der Gotthardbahn, die seit langem zaghaft ge- 
wordene Bnndesgewalt veranlassten, entschiedener einzugreifen 
und im neuen Eisenbahngesetze eine starke Bundesaufsicht 

■) Rachkaufabotschaft S. 19. 
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TabeUe 8. 

le Situation der schweizerischen Bahnen 
Ende 1871'). 



Betriebs- 

t&DRe 

am Ende 

dea 

J&hm 


Bahn 


Kapital 
Fr. 


der Betrieba- 

Uber 
die Betriebt- 
anegaben 

Fr. 


Dividende 
fiir 

die Aktien 


86 677 
239 401 
37 808 
79 506 
213 952 
327 896 
270 131 


Bemieche Staatsbahii 

Schweiz. Centralbabn 

Jura Indurtriel 

Ligne d'Italie 

Netz) 

Suiwe Occidentale 

Vereinigte Schweiser- 

bahnen 


18160 000 
86 187 50a 
17 700 698 
28 819 170 
74 513 653 
143 728 656 
83 546 812 


743 589 
6122596 
210 980 
161546 
5 774973 
S 932 693 
2 858 023 


4.1 
9 

9 

1,24 

1,09 


1 889 799 


Alle Bahnen zusammen 


474 695 471 


22489 612 


4,4 



Anmerkungen. Emeuerunga- und Reseirefonda werden nur teil- 
weise und in geringem Masse dotiert. 

Eine Tilgung der Obligationen findet meist nicht statt. Ihre Ver- 
sinsung ist die Regel; die Ligne d'Italie veninst ihre Obligationen nicht. 

Ober die bisher allzn freien Eisenbahngesellschafteu zu be- 
gr finden. 

Genau dieselben Ursachen haben aber noch in ganz anderer 
Weise auf die Entwicklung der folgenden Jahre eingewirkt. 

Im alten Eieenbahnrechte war das Prinzip aufgestellt 
worden, jede Eisenbahn zu konzessionieren, mit dem faktisch 
bedeutungslosen Vorbehalte, sie darauf zu prUfen, ob sie sich 
mit den militärischen Interessen der Eidgenossenschaft ver- 
trüge. Diese im Jahre 1852 eingeschlagene Politik, so sehr 
sie auch dazu angetan war, das Schweizerland rasch mit einem 
umfangreichen Eisenbahnnetze zu versehen, war anderseits, wie 



■) Vgl. die Eisenbahnstatistik Bd. ü. 
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bereits gesagt, auch schon die Ursach« einzelner fiaanzietler 
Ealamitilten geworden, indem lebenstmfabijfe ünternehinuDgen 
damit begründet werden konnten. Das Gesetz Ton 1872, so- 
viele anerkennenswerte Neuerungen es anch brachte, ver- 
säumte abermals, die Bedingnngen fQr die Konzessionierung 
zu yerschärfen , liess also in dieser Beziehung das Alte fort- 
bestehen. 

Die dadurch hervorgerufene Lage war nun so, dass, so- 
bald eine gQnstige Konjunktur eine f5rmliche Bauwut in allen 
Gegenden des Landes zu erregen im stände war, eine TJeber- 
produktion an Eisenbahnen eintreten, und eine Krisis deren 
unabwendbare Folge sein musste, sobald die günstige Kon- 
junktur nachlassen sollte. Dieser Fall trat auch in der Schweiz 
während der siebziger Jahre in hervorragendem Masse ein ^). 

1. Der deutsch-französische Krieg und die darauffolgen- 
den Jahre brachten der Schweiz und ihrem Verkehr einen 
grossen Aufschwung, und schon die dadurch gebrachte Kapital- 
überfülle eröfiiiete jedem noch so abenteuerlichen Bauprojekt 
Aussicht auf Verwirklichung. 

Tabellen 4 und 5 (siehe S. 88 und 89). 

2. Ganz hervorragende Bedeutung aber hatte die Stim- 
mung des souveränen Volkes. Es hatte sich im Laufe der 
sechziger Jahre daran gewöhnt, die bestehenden Eisenbahn- 
gesellschaften als seine Feinde zu betrachten, und der Unwille 
gegen sie, welcher sich immer breiter machte, musste schliess- 
lich in ihm Bestrebungen wachrufen, ihnen durch Konkurrenz- 
bauten zu schaden. Diesen den GeaeUschaften feindlichen 
Strömungen verdankte die bernische Staatseisenbahnpolitik ihre 
übrigens wohltätige und erfolgreiche Weiterbildung. Aber 
ganz andere, diesmal verderbliche Wirkungen halten sie im 
Osten des Landes. Hier spielten noch politische Begleiter- 
scheinungen mit. In Zürich hatte die liberale Partei geherrscht, 
und die hier massgebenden Persönlichkeiten waren zugleich 
die eiuflu Bereichen Autoritäten der Nordostbafan, wie denn über- 



') Cohn, Sjatem Bd. III S. 900 ff. Vgl. ansBerdem: Zachokke, 
Betrieb der schweizerüchen EiBenbahnen unter Leitung dea Bundes 
(Schweiz. Zeitfragen, Zürich 1877, 1) S. 10 ff. Dietler a. a. 0. S. 6 ff- 
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hanpt diese wegen ihrer stets guten Rendite hoch geachtet 
war und namentlich aus der Stadt Zürich grosse Aktienbs- 
teiliguiigen erhalten hatte. Dem Hass gegen die Nordostbafan 
fiel auch die Herrschaft der liberalen Partei zum Opfer, und 
die auf dem Lande gross gewordene demokratische Partei trat 
ans Ruder. In ihren Reihen aber war ein ganz neues, un- 
mittelbar anf die Schädigung der Nordostbahn hinzielendes 
Projekt entstanden, die nngtückselige Nationalbahn. Schon ihr 
Name deutet ihre Tendenz an, eine Volksbahn zu sein, im 
Gegensatz zu der verhassten Nordostbahn, der Herrenbahn, Die 
demokratische Partei hatte mit ihrer Agitation fQr das neue 
Unternehmen Erfolg; Städte und kleine Bauerngemeinden ver- 
standen sich zu sehr beträchtlichen Subventionen ^). Die Bahn 
sollte nach ihrem endgültigen Plane eine neue Verbindung 
zwischen dem Bodensee und der Weatschwelz darstellen, von 
Konstanz aus über Winterthur und Zofingen, und zwar mit 
Umgehung des Verkehrs mittelp unkte s der Ostschweiz, der Stadt 
Zürich. Und die Bahn kam zu stände, obwohl gerade der 
letztere Umstand kein günstiges Omen für ihr Gedeihen bilden 
musste. Wie bei der Nationalbahn, so geschah es auch anders- 
wo : der Unwille gegen die Gesellschaften, die Konjunktur und 
der gleich nachher zu besprechende Einfluss des Baues der 
Gotthardbahn veranlassten eine wahre Subventionswut, und so 
wurden Eisenbahnprojekte künstlich gezüchtet, welche auf nichts 
weniger als auf das Prädikat der volkswirtschaftlichen Nütz- 
lichkeit Anspruch erheben konnten. Zürich und Thurgau gingen 
sogar so weit, dass sie die Subventionierung jeder den Kanton 
berührenden Linie zum Gesetz erhoben *). Neid und Egois- 

') Die Gemeinde Wmterthnr figurierte beim Untemehmen mit einer 
Beteiligung au Aktien, Obligationen nnd Oarantieverpflichtung^ von 
Fr. 8026 000; die aai^niachen Stadt» Zofiogen, Baden und Lenzbnrg 
mit EV. 4120 000, 2 028 000, 2028 000. 

(Vgl. den nBericht der zur Unteisnchnng der Fioanzl^e der Ga- 
rantieatädte für das Nationalbahnanleben yon 9 Millionen Fr. ernannten 
ExpertenkommiBgion an den hohen BnndeBrat' vom 15. Oktober 1883, 8.6.) 

») Geigy a.a.O. 8.75, 

Vgl, z. B. Zürcherischea Gesetz, betreffend die StaatabeteÜigang bei 
Eisenbahnen, vom 14. April 1672 (in der „Sammluog der Qetetae und 
Verordnungen des Kantons ZUrieh, welche bis 1883 erlassen wurden nnd 
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mna waren entfesselt und ofifenbarten ihre nnwideratebliche 
Macht. Die Ani^iffe auf die OeseUschaften aber konnten 
nattirlich diese auch nicht teilnahmslos lassen, sondern regten 
mächtig den Selbaterhaltniigstrleb in ihnen. Als eine Tat der 
Selbaterbaltung aber sahen sie es an, in wilder, kopfloser Hast 
jedes auftauchende neue Eisenbahnprojekt ohne Wahl an sich 
zu reissen, nur um es allfälligen Eonkarrenten aus der Hand 
zu nehmen. So bauten sie sich selbst auch noch Eonknrrenz- 
linien. Am meisten fortgerissen von dieser Bewegung worde 
indessen gerade die bisher bestrentierende Bahn der Schweiz, 
die Kordostbahn. 

3. Zar Hervorbringnng dieser Subventions- und Banwat 
hätten aber die materielle Wohlfahrt dieser Jahre und der 
Hass des Volkes gegen die Eisenbahngesellschaften noch nicht 
ausgereicht. Es musste daza noch ein drittes, mächtig treibendes 
Moment kommen, n&mlich die Entstehung der Gotthardbahn. 
Mit Recht konnte man diese preisen als eine reiche, neue 
Lebensader für das schweizerische Verkehrswesen und als eine 
QueUe neuen Wohlstandes für einen grossen Teil des Landes, 
aber am Anfang hat ihr Aufkommen für die Schweiz veihängnis- 
voUe Nebenwir'kungeD gehabt. Ihr Zustandekommen wurde 
mit Begeisterong begrfiest; überall erhoffte man Berge Goldes 
von ihr, und so waren alle schweizerischen Landesgegenden, 
welche aus ihr Nutzen ziehen konnten, bestrebt, sich Zufahrte- 
linien zu ihr zu siebern. Es ist nun klar, dass diese Hoffnung 
auf reichen Gewinn der Bau- und Snbrentioniernngswut, welche 
die Konjonktnr und der Hass gegen die alten Gesellschaften 
erregt hatten, nur noch grössere Ent&ltung geben musste. 

noch zu Kraft bestehen', ZQrich 1896, S. 938 ff.). §1 deeBelben beBtinmt: 
.Der Kanton ZOrich beteiligt sich beim Bau derjenigen auf aeinem Ge- 
biete nocli zu erstellenden Eisenbahaen, welche einem ansehnlichen Teile 
des EantODB zam Votteil gereichen and den GesamtinteresHen dea Kan- 
tons nicht widersprechen, mit einem Betrage von 50 000 Franken auf den 

Kilometer der Babnlänge * — Dafür beansprucht der Kanton eine 

Vertretung in den Verwaltungen. 

Anf Zürich und Thnrgau folgten in späteren Jahren noch Grau- 
bünden, Bern und Neuenbürg mit der .gesetzlichen Regelung dieser Snb- 
ventioniernngen. Vgl. Gabler, .Die Kontrolle des Bnndes über das 
Rechnungswesen der Eisenbobnen", ZQrich 1898, 8. 29. 
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So kam es, daBs im Jahre 1873 allein 914 neue Kilo- 
meter^) konzessioniert wurden, mit einem Kostenroranschli^ 
von Fr. 328640000 bis Fr. 237240000, also eine Bahnläoge, 
welche nahezu zwei Dritteln der bis 1871 Überhaupt ent- 
standenen schweizerischeii Eisenbahnen ') entsprach ! 

III. Die auf den grossen wirtschaftlichen Aufschwung, 
welcher sich während and nach dem deutsch-franzSaischeD 
Kriege zugetragen hatte, folgende grosse Finanz- and Hsndels- 
krisis kam bald genug, und nach kurzer Zeit rächte sich wieder 
der Mangel eines einheitlichen Bauplanes und einer fflr dessen Be- 
stimmung moBsgebenden einheitlichen Gewalt. Die Dividenden 
der Aktien nahmen ab , denn die neuen Linien schmälerten 
die Erträgnisse, und als das Uebel sich bereits in eine ge- 
wisse Kalamifät verwandelt hatte, da kam wie ein Donnerschlag 
auf einmal die Kunde, die Gotthardbahn selber stehe in Ge- 
fahr. Es ist sicherlich eine bittere Ironie, daas die Bahn, von 
welcher man überaU so grossen Segen erhofft hatte, selber in 
den Mittelpunkt der Krisis treten musste. ■ 

Dieser Umstand nötigt uns, wenigstens mit groben Um- 
rissen auf die Entstehangsgeschichte der Ootthardbahn einzu* 
gehen '), 

Die Gkitthardbahn, welche nach langen Kämpfen schliess- 
lich fiber andere schweizerische Alpenbahnprojekte den Sieg 
erlangt hatte, war dazu bestimmt, von Goldan am Znger See 
aus eine Verbindung quer dnrch die Alpen nach Bellinzona 
und an die italienische Grenze bei Ghiasso und Luino zu bilden, 
und zwei Zufahrtslinien, die eine von Luzern, die andere von 
Zug, sollten den Anschluss von Basel, Zürich und weiterher 
vermitteln. Sie kam zu stände durch eine gemeinsame Be- 
teiligung der drei interessierten Staaten, zuerst Italiens und 
der Schweiz, dann auch des Deutschen Reiches, nachdem der 
Heimfall Elsass -Lothringens die letzten Bedenken gegen sie 

'yGeigj a.a.O. S. 19. 

') 1871 waten Mletit 1889,799 km im Betrieb. 

■) Vgl. Eum folgenden : Cohn, Sjatem Bd. III S. 902 ff. Heinrich 
Rüegg, Die Wirkungen der St. (rottbardbahn, in Scbmollers Jahr- 
buch, 1891, S. 1187 ff, BBI. 1878, 1 11 8. 49 ff., 305 ff., 863 ff., 461 ff-, 
560 ff-, 603 ff-, 654 ff. 
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anch hier hatte schwinden lassen. Infolge der 1869 — 1871 ab- 
gescblosseoenStaatsTerträge übernahm von dem auf 187 Millionen 
Franken festgesetzten Baukapit&I an SnbTentionen Italien 45 Mil- 
lionen, Deutschland nnd die Schweiz je 20 Millionen. Den Regt 
brachte nach mfiheTollen Unterhandlungen die Gotthardbahn- 
geseÜBchaft anf dnrch Vermittlung einer dentschen Finanz- 
gruppe und durch Ausgabe von nur 34 Millionen Franken 
Aktien, dagegen 68 Millionen Obligationen. Dieses etwas anf- 
fallende Verhältnis entsprach weder den in der internationalen 
Konferenz von 1869 ansgeepTochenen Voraussetzungen, noch 
auch den eigenen Wünschen der Gründer der Gesellschaft. 
Aber die Geldinstitute waren zu einer anderen Basis nicht ge- 
neigt, und infolge des allgemeinen Vertrauens in das Gelingen 
des Unternehmens sah niemand, auch der Bundesrat nicht, in 
der starken Inanspruchnahme des Kredites irgend welche Ge- 
fahr. Die schweizerische Subvention wurde durch Verteilung 
auf 13 Kantone nach dem Grade ihres Interesses, vorab aber 
durch Heranziehung der Nordostbahn nnd der Centralbahn mit 
7 Millionen Franken, aufgebracht, und nach dem Abschluss 
eines sehr günstigen Generalakkordes für den Bau des grossen 
Tunnels schien die am 6. Dezember 1871 konstituierte Gesell- 
schaft unter den besten Auspizien zu stehen. Indessen schon 
bei dem Bau der zuerst in Angriff genommenen tessinischen 
Tatbahnen Hess die Wirtschaftlichkeit sehr zu wünschen Übrig, 
indem die Voranschläge in grösster Sorglosigkeit bedeutend 
überschritten wurden. Da tauchten in den Jahren 1874 und 
1875 immer bestimmtere Gerüchte auf, der Bestand der Ge- 
sellschaft sei infolge ausserordentlichen Mehrbedarfs an Geld- 
mitteln ge&hrdet. Dies veranlasste denn anch den Bundesrat, 
die Gesellschaft zur Darlegung ihrer finanziellen L^e einzu- 
laden. Jetzt wurden die pessimistischsten Erwartungen über- 
troffen ; so groesartig das Unternehmen war, so grossartig war 
auch seine Not. Der Bericht des Verwaltungsrates brachte 
nämlich folgende Enthüllungen für die unvollendeten Strecken : 
TabeUe 6 (siehe S. 94). 
Wenn man die Geldbeschaffungskosten und die Bauziasen 
einrechnete, so ergab sich im ganzen ein Kapitalbedarf von 
289 Millionen Franken, also 102 Millionen mehr, als der Vor- 
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Tabelle 6. 

Die finaozielle Situ&tion der GottbardbaliD 

März 1876'). 



Bftustrecke 


SchUtnng 

der 

Experten 

(18M) 

Fr. 


Voranschlag 

der 

intemat. 

KoDferenz 

(1869) 

Fr. 


Vorlage 
der 

Gotthard- 
baim (1876) 

Fr. 


Zug-Goldan 

Goldan-Brunnen 

Bnmnen-Flöelen 

FlOelen-QöeoheneD 

GSBcheneo-Äirolo 

Airolo-Biase» 

Giabiasco-Logano 

CadwaBaxo-Pvao 


6 648 680 
4 ISl 302 
6 067 602 
5468090 
28 855498 
53 756821 
26 577 435 
15 000000 


6 643 680 
4 131 302 
6067 602 
6 468 050 
28 855498 
69 600000 
26 648 938 
15 000000 
4000000 


14 917 800 
4987 800 
8 729000 
14 842100 
41004 500 
61088 900 
50 960900 
14 809 100 
6 449 100 


Totale .... 


146 500 388 


156 415 070 


217 739100 



anschlag angenommeD ! Auf 74 Milliooen konnte zanächsb das 
Defizit reduziert werden , aber die Lage war dennoch trostloa 
genug. Die internationale Konferenz vom 4, Juni 1877 zu Luzem 
dachte nun nicht daran, die damalige Gesellschaft eiufach ihrem 
Schicksale zu überlassen und auf ihren TrQmmem die Gründung 
einer neuen zu versuchen. Dies hätte für die Fortführung der 
Arbeiten keine Garantie gegeben. Ebensowenig aber konnte 
man leider auch nur hoffen, 74 Millionen aufzubringen, und 
als einziger Ausweg blieb deshalb eine radikale Beschränkung 
des Bauprogramms. Mit schwerem Herzen musste sich der 
scbweizeriache Bundesrat auf die energische Haltung Deutsch- 
lands hin dazu verstehen, die Monte-Cenere-Linie^) und da- 
mit die direkte Verbindung nach Mailand aufzugeben, und mit 
früheren Vereinfachungen und Beschränkungen, namentlich hin- 
sichtlich der Zufahrtslinien, gelang es, auf diese Weise das 

') BBI. 1878, III S. 53. 

') TeilBtOck BetlinEonar Lugano. 



n,g:,.-ndtyG00glc 



— 95 — 

Defizit auf 40 Millionen zu reduzieren. Daroa soUten auf dem 
Wege neuer SubTentionen Italien und Deutschland je 10, die 
Schweiz 8 Millionen aufbringen. Der halb bankerotten Oott- 
hardbahngesellechaft aber wurde die schwierige Aufgabe zu- 
gemutet, fQr den Beat zu Borgen. In DeutscbUmd und Italien 
zeigte sich fflr die Aufbringung der Nachsnbvention relativ 
noch keine Schwierigkeit, obwohl sie auch hier nur mit 
schwerem Herzen und lauten Stimmen des Miasmnta bewilligt 
wurde. Aber in der Schweiz! Das Verlangen nach neuem 
Gelde für den Gotthard traf da mitten in die Schwierigkeiten 
der Eiaenbahnkrisis und in deren politische Begleiterscheinungen 
hinein, sowohl in die Gegensätze der politischen Parteien in 
den Kantonen, als auch in die Gegensätze der Kantone bezüg- 
lich ihrer Interessen am notleidenden Projekte. ÜDd .die 
Schwierigkeiten der breit demokratischen Institutionen, deren 
Wesen es ist, ein Hemmschuh zu sein in neun von zehn Fällen, 
traten hinzu' '). 

Obschon die Gentralbahn wie die Nordostbahn keine Divi- 
denden mehr an ihre Aktionäre verteilen konnten^), über-^ 
nahmen sie doch noch l'/s Millionen von dem Subventions- 
betrag. Für die Aufbringung des Restes unter den Kantonen be- 
mühte sich aber der Bundesrat mehr als ein Jahr lang vergeb- 
lich, denn die Kantone steiften sich auf ihre pattikularistischen 
Interessen. Sogar der am Gotthard am meisten interessierte 
Staat Zürich gab in einer schwachen Stunde das beschämende 
Schauspiel, dass er am 19. Mai 1878 die von Regierungsrat und 
Eantonarat bewilligte neue Subvention von nur 800000 Franken 
in der Tolksabsbimmung verwarf. So dokumentierte die un- 
berechenbare Stimme des Volkes dessen Verständnis für eine 
hervorrf^ende Schöpfung und Ofi^enbarnng menschlicher Kultur. 

Wenn so alles kleinmütig wurde, so behielt aber eine 
Stelle in der Schweiz ihre frUheire Hoffnungsfrendigkeit. Das 
war der Bundesrat und vor allem Welti, der Chef des Eisen- 
hahndepartements. Er überblickte die Lage genau : die Schweiz 
stand vor der verhängnisvollen Alternative, entweder der Welt 

') Cohn a.a, 0. S. 90S. 
') Vgl, unten Tabelle 13. 
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das traurige Sohanapiel zn geben, vom Lazenier Vertrag zurflck- 
zatreten und zn erklären, mangeU der Bereitwilligkeit der 
nächstbeteiligten Eantone nicht imstande zn sein, die ihr zu- 
gemutete Nachsubvention von 8 Millionen Franken zu Über- 
nehmen; oder aber sie konnte den noch ausstehenden ßest 
von 6^/s Millionen ans Bandesmitteln zusagen. 

Aber auch im eidgenössischen Parlamente waren die 
Schwierigkeiten gross angesichts der verschiedenen Interessen 
der Kantone und des allgemeinen Missmutes Ober die Lage. 
Eine siebzehntt^ge Redeschlacht entspann sich Über diese 
Frage in der Sommersession von 1878, und die Rettang aus 
der Verlegenheit brachte nur ein glücklicher Kompromiss. Der 
Bund gewährte der Gotthardbahn eine eidgenSssische Subvention 
von 4^8 Millionen Franken, sicberte aber zur Versöhnung der 
Interessen anderer Landesgegenden je gleiche Zuschüsse ftlr 
eine Alpenbahn im Osten und im Westen zu. Trotz des er- 
griffenen Referendums nahm am 19. Januar 187d das Volk das 
betreffende Gesetz an ^). Es gereicht ihm noch zur Ehre, 
wenigstens diesem Gesetze , betreffend Gewährung von Sub- 
sidien für Alpenbahnen* seine Zustimmung nicht vers^t zu 
haben. Mit der vorher noch nie erreichten Mehrheit von 
278731 gegen 115571 Stimmen erfolgte sie, und nur drei 
Stände, nämlich GranbCnden und Waadt, sowie Appenzell- 
Innerroden, verwarfen die Vorlage, die beiden ersteren aus 
nabeliegenden partikularisti sehen Rücksichten. Damit war das 
gefährdete Gotthardunternehmen endlich gerettet, denn die noch 
fehlenden zwei Millionen Subventionen brachten die Eantone auf, 
und zum nachträglichen Bau der Monte-Genere-Linie votierten 
die Schweiz und Italien noch einen letzten Zuschuss von je 
3 Millionen. 

Keben die entstehende Gotthardbahn stellte sich als ein 
sehr krankes Glied im Organismus der schweizerischen Bahnen 
die einst so blühende Nordoatbahn. Die von ihr, wie schon 
hervorgehoben, köpf los übernommenen Bauverpfliebtungen hatten 
sie an den Rand des Abgrundes gebracht. Ihre fatale Situation 



') A. S. (N. P.) IV S. 1 (f., oder BBl. 1878, III S. 597 ff. BBl. 1879, 
I S. 406 ff. 



n,g:,.ndtyG00glc 



— 97 — 

entlockte ihi das zutieffende Bekenntnis: ,Die Verquickung der 
Eisenbahnverwaltang mit der Politik ist der Feind jedes ge- 
ordneten, ruhigen, zwischen den eigenen Kräften und den ein- 
g^^ngenen Verpflichtungen richtig abwägenden Betriebes 
solcher TToternehDinngen, und erzeugt eine Ueberprodaktion, 
welche zum Rnin der konkurrierenden Unternehmungen ffibrt* ^). 
Auch bei der Nordostbahn erreichte die £risis am Anfang des 
Jahres 1877 ihren Höhepunkt. Sie war ausser stände, einer 
Reihe Übernommener BaurerpäichtnngeQ zu genügen , deno 
sonst hätte sie dadurch ihren Zusammenbrach mit Notwendig- 
keit selbst veranlasst. Darum ersuchte sie den Bundesrat, 
zwischen ihr und den beteiligten Landesgegenden zu vermitteln, 
lieber die Gründe des Zusammenbruchs äusserte sich das Organ 
der Gesellschitft selbst in einer Generalversammlung: „Die 
Fehler liegen zum grössten Teil in der Organisation der 
Gesellschaftsbehörden, im Mangel an Uebersicht Ober die Er< 
fordernisse der Unternehmung, in der Selbsttänschnng über 
deren Bentabilität und festen Eredit, der daraus entspringenden 
Sorglosigkeit hinsichtlich der verfügbaren Mittel und dem Mangel 
an Sparsamkeit auf allen Gebieten' '). 

Die anderen Bahnen litten ebenfalls, wenn auch nicht in 
diesem Masse ^). Die Kalamität findet ihren drastischen Aus- 
druck darin, dass, nach der Mitteilung eines nationalrätlichen 
Eommissionsberichts *) , in dieser Zeit keine einzige Bahn in 
der Schweiz rentierte ausser — der Touristenbahn Vitznau- 
Bigi. Die eine Kategorie von Bahnen verzinste zwar noch 
ihr A nlf^e kapital , zahlte aber keine oder ungenügende Divi- 
denden; eine andere brachte es nur zur Bestreitung der Be- 
triebskosten, und die tranrigste Kategorie war nicht einmal 
zu letzterem fähig! Die Aktien aber, welche als anerkannte 
solide Kapitalanlage bisher sich vorwiegend in einheimischen 
Händen befunden hatten, wurden im allgemeinen Schrecken 
^veräussert und gelangten zu Schleuderkursen ^) jetzt ganz über- 

') BBI. 1888, III S. 201. . 

^ BBI. 1888. lU S. 200. , . 

') Vgl. vatm Tabelle |3. 

') BBI. 1878, I S. 278. ■ 

^) z. B. Mitte 1878: Kurs der N(irdoBti>ahiiaktien (Stammaktien) 
Eerotd, Dei Sohwelzertiohe Bond and die Eiienbobnen. 7 
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wiegend in die Hände meist austeodisclier Grosgkapifcftlisten 
und Spekulanten. 

Nach dem Jahre 1877 trat ein langBomes Znrackgeheo 
der Krisis ein, aber infolge der allgemeinen Erschöpfung er- 
folgte in der baulichen Entwicklung sehr bald eine Pause. 

Yersnchen wir nun, an Hand einiger Zahlennachweise die 
damaligen Zustände zu beleuchten. 

Von der abnormen baulichen Entwicklung der schweize- 
rischen Eiaenbahnen während der kritischen Jahre gibt zu- 
nächst folgende Änfistellang ein Bild: 
Tabelle 7. 
Banrängen der schweizerischen Bahnen 
(je am Ende des Jahres)^). 





Normal- 


Schmal. 
spurige 


Zahnrad- 








Jahr 


azt 

bahnen 

mit 

Lokomottv- 

betriefc 


Ad- 
häeiotu- 
haboen 


bahnen 
mit 
Loko- 


Draht- 
■eil- 

bob- 


Tramwaje 


Toial 




mit Loko- 
motiv- 
betrieb 


motiv- 
betrieb 


nen 








m 


" 


m 


m 


m 


m 


1870 


1420462 


_ 


_ 


_ 


5.740 


1 426 202 


1871 


I 439 168 


__ 


5 155 


— 


5 740 


1 450 068 


1872 


1 4S9 158 


— 


5155 


— 


S740 


1 470 053 


1873 


1 462 gi2 


7 509 


7 058 


— 


5 7« 


1483 219 


1874 


ISMUd 


17 816 


7 058 


,— 


5 740 


1 626 973 


1875 


imto^ 


35 782 


19 848 


— 


5 740 


1 991 458 


1876 


2348244 


35 782 


19 846 


_ 


7 550 


2 306 424 


1877 


2419176 


85 782 


19 648 


1928 


11730 


2 488 464 


1878 


2 460 337 


35 782 


19 848 


1928 


12130 


2 520 025 


1879 


2 465 588 


35 782 


19 848 


2787 


12180 


2536135 


1880 


2 452586') 


48 813 


19 848 


2787 


12130 


2 535664 


1881 


2 488 841 


48 818 


19 848 


2787 


18 330 


2 573 11» 



63 Fr., der Centiolbahuaktien 167 Fr., der Stammaktien der Vereinigten 
Schweizerbahnen 37 Fr. Anfangt IST9 waren die bezüglichen Kurse 65, 
173, 35 Fr., anfangs 1880 wieder 185, 316, 103 Fr. Nominalwert der 
Aktie überaU 500 Fr. — Vgl. BBl. 1883, I S. 296. 

') Nach der Ziuammenatellnng in'der RUckkanfsbotschaft Beil. XIX. 

') Die auffallende Abnahme im J^re 1880 rtkbrt vom Abbrach TOn 
Nationalbahnstrecken her. 
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Die Zersplitterung der ecbweizeriBcben Eisenbaboen, also 
dei Kleinbetrieb, ebenso die Anlagekeaten derselben im Ver- 
häitnis ZQ den auBländiscben Untemebmnngen , erbellen BOr 
dann aus Folgendem: 

TabeUe 8. 
Eine Verwaltung kommt in ... . anf^): 



Jahrgang 


Land 


Kilometer 


Qnadrit- 

kilometor 


-1877 


Schweiz Qberbaupt 
ohne Anrechnung von Lokal- 
bahnen von 1—15 km 


126 
2« 


2298 


1876 


Oe»terreich 


858 


18 229 


1876 


DeuUchland 


426 


8 257 


1875 


Frankreich 
Parü-L;oD M^ditetannöe speziell 


659 
5102 


17 545 


1876 


England 


1348 


15 887 



cbnittlicbe Anlagek 


Osten, 


1877») 


(pro Kilometer) : 






Schweiz : 






Normalbahnen ... Fr 


3U498 




Spezialbahoen .... 
Bayern , 


806 849 
262457 




Baden ....... . 

Württemberg 


378129 
341148 






816 000 




Oerterreich 


327 131 




Frankreich 

England 


369890 
576 102 





Die weiteren Znsammenstellungen geben ein Bild von 
den finanziellen Wirkungen der Erisis, sowohl hineichtlich der 
Eapitftlentwertang als binsicbUicb der Rentabilitätsverhältniase, 
fQr alle Bahnen zusammen wie ffir die Nordostbahn allein. 



') Vgl. ScbweizeriBche Zeitfragen, 1877, Heft 1 8. 12. Die Ver- 
heiunagen des Herrn Zschokke, 1877, S. 6. 

') Vgl. fOr die Schweiz die Eisenbabnitatistik pro 1677 ; für die 
anderen Länder die Angaben der .Schweizerischen Zeit&ogm', 1877, 
Heft 1 8. 15. 
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Tabelle 10. 

Eapitalentwertung der schweizeriscbeD Eisenbahnen 

(ansschlieBBÜch der Werte füt VergnUgungs- und {lokalbabneo) 

jeweilän anfangs Mäiz^): 



Jahr 




EnrBwert 


Entwertnng 


1874 
1875 

1876 
1877 


Fr. 580114 797 
. 663 867 8U 
. 739 896 566 
, 803 138 917 


Fr. 479 744 888 Fr. 100 370409 
, 519 657 484 , 143 710 327 
. 527 617137 , 212 079 429 
. 528662801 . 274477116 


Dazu von dem Bankapita 

Kon, (Fr. 108 026 285) 
Sabventionen ä fondii pei 


ohne o^ielten 
07o Taxwert 

dng 


54013142 
114 368 538 



Gesamtverluat .... Ft. 442863796 
Anmerkuni;. Dieae Tabelle »t als unkootrollieibar bezQglich 
des Korswertaa mit Toraicht aufzonehmen, um bo mehr als anoh die An- 
gaben bezfiglioh des Nominalbetrages, weil aof Anfang M&rz aufgestellt^ 
nach der Eisenbahnatatistik nicht geprüft werden können. 

Tabelle 11. 

Die Rendite der schweizerischen Bahnen vor, 

während und nach der Krisis'). 



1873 



1877 



pro Kilometer 
G esamtauagaben 

pro Kilometer 
Ueberachuss . . . 

pto Kilometer 
Dividenden fQr die Aktien 
Bestand von Reserve- u. Emene- 
ningafonde am Ende d. Jahres 



18 398 
22504 259 



18 S20 584 



84571472 

14 360 

23649 999 

9 773 

1,06 "/• 

14275 425 



12 218 
1,75 7" 



') Vgl. Schweizeriscbe Zeitbagen, 1877, Heft 1 S. 18. 
>) Vgl. die BiBenbahnatatäatik Bd. II, V, X. 
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Tabelle 12. 

Finanzielle Situation der Nordostbabn (eigenes 

Netz) insbesondere^): 



zeichn 



1873 



1877 



Einnahmen ans dem Personen' 

tranaport 

pro Kilometer. 

Einnahmen ans dem 
tramport .... 

pro Kilometer . 
Gesamteinnahmen . , 

pro Kilometer . 

GeeamteoBgaben . . 
pro Kilometer . 

Ueberecbnsa (Beinertrag) 

pro Kilometer . . , 
Dividende fQr die Aktien . 
Einlage in den Reserrefonds 

Einlage in den EmenemngB' 
fonds 



8 843 710 
18 046 

5467 986 

25 671 

10 927 991 

51305 

nur für das 

ersiiÄUlBb. 
5 605 38S 

26 316 

8> 

1862 607 



7 4S4 6S3 
19 721 



7 689 214 
20 342 

5 649 664 
14946 



5 064386 
9 361 

8 407 162 

15 540 

15 150 947 

28005 



8 346 128 
15 427 



670000 
132 238 822 



BankoBten der im Betriebe 

stehenden Linien .... 78858665 132238822 142615442 
pro Kilometer . ... 348979 369202 277450 

Besonders interessant ist endlich die im folgenden dar- 
gelegte Wirbung der Erisia auf das Divideudeneinkommen der 
Aktionäre. 

Tabelle 13 (siehe S. 102). 

Hier ist namentlich der grosse Rückgang der Rendite der 
Nordostbabnaktien sehr auffallend und das Spiegelbild des 
Kampfes mit der Nationalbahn. 

Ohne Besitzve ränderungen unter den einzelnen Gesell- 
schaften ging natürlich die grosse Eisenbahnkriais nicht ab. 
Es erfolgten eine Reihe von Liquidationen , namentlich die- 
jenige der neu entstandenen Bem-Luzem-Bahn, welch letztere 



') Vgl. die Eiaeubahnalatistik Bd. II, V, X. 
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TabeUe 13. 
A.Q dl« Aktionäre der schweizerischen Bahngesell- 

scbafteD bezahlte Dividenden^). 

(Bei Tenchiedenen Aktienkategorien üt der geBBmte Dividendenbetrag 

aal du geaamte Aktienkapital bezogen.) 











Vereinigte 


Jahr 


jQra-SimpIon*) 


Nordoatbabn 


Centralbahn 


bahnen') 


1870 


7o 
1,29 


7,00 


6,80 


7o 


.1871 


2.46 


9,00 


9,00 


1,09 


1872 


1,97 


8,00 


9,00 


2,17 


1873 


1,84 


8,00 


9,00 


0,87 


1874 


0,67 


8,00 


8,00 


0,86 


1876 


0.71 


8,00 


5,00 


1,89 


1876 


1,19 


3,10 


4,50 


0,86 


1877 


0,64 


— 


2,00 


0.69 


1878 


0,55 


— 


— 


0,8S 


1879 


0.56 


- 


— 


1,09 


1880 


: 0.79 


1,20') 


3,20 


1,81 


1881 


0.79 


1,25») 


3,60 


1,53 


1882 


1,01 


1,25') 


4,00 


1,53 



Gotthardbahn: Dividende im Er5ffuung^ahr 1682: 2,50. 

an den BemJBchen Staat tiberging, und vor allem diejenige 
der Nationalbahn. Diese wurde von dei Xoidostbaha, welche 
man durch sie hatte vernichten wollen, nm einen Spottpreis 
ersteigert 

Neben den trostlosen finanziellen Begleiterscbeinungen der 
Krisis dürfen wir aber nicht vergessen, noch einmal auf die 
grosse räumb'cbe Zunahme des schweizerischen Eisenbahnnetzes 
hinzuweisen, welche die Krisis ja mit veranlasst hatte. Im 
Westen und im Zentrum des Landes erfuhr insbesondere das 
Bernische Bahnnetz infolge des Ausbaues der Jurabahnen eine 

') Vgl. Rückkanfsbotschaft, Beila^ XVII a—d, sowie die Eisenbahn- 
atatistik. 

') Die Angaben unter dieser Rubrik beziehen aich auf alle Liniett, 
»eiche 1890' in da« Eigentum der AmonierteD Jara^Simplon-Babngesell- 
schaft fibergegangen sind. 

') Dividenden erhielten nur die Prioritätsaktien. 
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wesentliche Verstärkung, und die Jura-Bem-Luzern-Bahn hatte 
hier sowohl die dem Kanton Bern gehSrendeo Bahnen in Pacht 
genommen, als auch umfansende eigene Linien gebaut. Als 
Vorstufe zur Simplonbahn ging jetzt die Walliserlinie bis Bng. 
IiD Norden und Osten aber entstand in den siebziger Jahren 
vor allem die direkte Linie von Basel nach Zaricb dorch den 
Bötzberg, sodann eine grosse Menge von Bahnen teils von 
weiterem, teils von nur lokalem Interesse im Nordost- und 
Nation albahn gebiete ^). 

IV. Diese Ausführungen wQrden an Unvollständigkeit 
leiden, wollten sie nicht noch kurz der Männer gedenken, 
welche in damaliger Zeit die Gefahr erkannten und in Schriften 
Vorschläge zur Verhütung oder zur Abwendung der Krisis 
brachten. 

Dass angesichts früherer Stimmen auch diesmal wieder 
der Gedanke an einen Rückkauf der Bahnen auftauchen würde, 
war wohl vorauszusehen , und er wurde auch wirklich selbst 
zur Zeit der argen Not der Bahnen noch warm befürwortet. 

Vor dem Ausbrach der Krisis, im Jahre 1874, schrieb 
Dr. Alfred Öeigy von Basel *), ein überzeugter Anbänger der 
Verstaatlichung, welcher nur bedauerte, dass man, als SlAmpfli 
znm ersten Male sich vernehmen liess, den Rückkauf nicht vor- 
genommen hatte, damals, wo der Ertrag der Bahnen die 
Schuldenzinsen noch zu decken im stände war. Er erkannte 
richtigerweise die Ursache des schon drohenden Gewitters in 
dem System der schrankenlosen Konzessioniernng durch den 
Bund. Da aber in dieser Beziehung das grOeste Unheil schon 
geschehen war, empfahl er ein vorl&ufiges Abwarten.. Aber 
er war der festen Ueberzengung, dass nur ein Rückkauf die 
neuen Linien werde vor dem Bankrott zu bewahren vermögen. 

Dies trat &eilich nicht ein, obwohl zur Zeit des Höhe- 
punktes der Krisis, im Jahre 1877, Stampf li noch einmal seine 
mächtige Stimme zu Gunsten der Betriebsübernahme und der 
Rfickerwerbung der Bahnen durch den Bund erhob '), und 



■) Backkaufabotachafb S. 20—21. 

*) Dr. Alfred Qeigy , Einige ErOrteruogen Über das schweizerische 
EiaeDbahnwesen, Buel 1874. 

') BQcbkauftbotschaft S. 32. 
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obgleich auch Nationalrat Dietler von Solothum'), mehr ans 
theoretischen, durch Adolf Wagner beeinflasaten Erwägungen, 
angeaicbts der nun beseitigten Ge&hr der Ueberzahlung, den 
sofortigen, auf freier YerstäDtiigung fuseenden Rfickkauf drin- 
gend empfahL 

Alle Schriftsteller aber waren einig in der Verurteilung 
der Zersplittemng und des Kleinbetriebs unter den Qesellschaflen, 
und so betonte gerade Dietler auf jeden Fall die Notwendig- 
keit der ÄaabilduDg des Terbandswesens unter den Gesell- 
schaften bis zur ZentraiisatioD gewisser BetriebB- und Ver- 
waltungszweige. 

Eineu originellen Vorschlag, dessen Verwirklichung fast 
einer Sequestration gleichgekommen wäre, brachte endlich der 
radikale Aargauer Ständerat Olivier Zechokke *). Auch er sah 
in der Zeutralieation des Betriebes das einzige Mittel fSr die 
Bahnen, eich wieder zn erholen. Er verlangte aber zu ihrer 
DurchfGhrung die Dazwischenkunft des Bundes, da er eine 
freiwillige Fusion der Gesellschaften infolge ihrer doch ver- 
schieden schlechten finanziellen Lage fQr unerreichbar hielt. 
Der einheitliche Betrieh aber würde durch eine von den Bundes- 
behörden zu wählende Direktion erfolgen; die Gesellschaften 
mÜBsten ihr Betriebsmaterial an den Bund vermieten. Die 
Roheinnahmen würden zuerst zur Deckung von Verwaltungs- 
und Betriebskosten verwendet, dann zur Speisung von Reserve-, 
Pensions- und Erneuerungsfonda, und weiterbin zur Verzinsung 
der Obligationen. Der Rest aber bliebe fQr die Aktien übrig 
zur Verteilung nach Massgabe des Verkehrs auf den einzelnen 
Linien. 

Bei seinem Vorschlage schwebten Zsbhokke die bayerische» 
Staatsbahnen als Master vor. Seine Rentabilitätsberechnung, 
sein Vorbild wie sein Organisationsentwnrf erfahren indessen 
seitens der Gentralbahn eine scharfe Kritik '). Namentlich 

^) H. Diotler, Die achweicerische EiBenbahnfrage (Schweizerieche 
Zeitfr^en, 1877, i), Zürich 1877. 

') Ol. Zachokke, Betrieb der BohweizerischeD Eiaenbahnen unter 
Leitung dea Bnndea (Schweizerlache Zeitfragen, 1877, 1), ZQrioh 1877. 

') Die YerheisBQngen des Herrn Zachoklce. Eritäk vom statietiachen 
Bureau der SCB., 1877. 
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wurde hier gegen Um betont, bevor eine Äktionärversamoilung 
dem Bnnde den Betrieb einer Bahn Überhaupt übertragen 
würde, müssten ihr weitgehende Ueherwachungsrechte gegeben 
oder ihr diese Rechte etwa durch Garantie einer Minimaidivi- 
dende abgekauft werden. Dadurch wSre nun das vorgeschlagene 
Verfahren fßr den Band geradezu demütigend, oder aber sein 
Erfolg unter Umständen illusorisch geworden. Der Vorschlag 
krankt auch wirklich daran, dass die Möglichkeit seiner Ter- 
wirklichnng nicht ernstlich darin in Frage gezogen sein kann, 
denn er mutet den Aktionären eine unnatürliche Yerzicht- 
leistnng auf die Wahrung ihres Selbstinteresses zu, dem Bnnde 
aber eine ausserordentliche, wohl kaum vorhandene Macht zn 
seiner Durch^hrung und vielleicht auch ein etwas unlauteres 
Gebaren •), 

T. Und der Bund? Es erübrigt uns noch, die Solle ins 
Auge zu fassen, welche er in dieser Zeit spielte, wo die 
schweizerischen Eisenbahnen ihre Existenzkrisis zu bestehen 
hatten. 

Zu einem Rückkauf schritt er nicht, und zwar aus be- 
greiflichen Gründen. Eben erst hatte er das Eisenbahnrecht 
reformiert, und das Frivatbabosystem war noch vor kurzem 
als das den schweizerischen Yerhältnissen konforme of^ziell an- 
erkannt worden*). So fehlte auch, zumal da der erste kon- 
zessionsgemässe Rückkaufstermin noch nicht da war, für die 
Yerstaatlichang jede rechtliche und finanzielle Grundlage ; da- 
rum hätte sie damals schon aus rein technischen Gründen nicht 
Btattfinden kfinnen, indem gerade schnelles Handeln einzig im 
Stande gewesen wäre, Zusammenbrüchen zuvorzukommen. Und 
zudem war die L^e zu trostlos, als dass der Bundesrat auch 
nur mit geringer Wahrscheinlichkeit darauf hätte rechnen 
können, in der Bundesversammlung eine Mehrheit für die 
Verstaatlichung zu finden, im Hinbhck insbesondere auf die 

') Die Polemik Ewischeu St&nderatZschokke und der Centralbabii 
fand damit noch keineBwega ihren Abachlaae. Vielmehr replizierte jener 
in der Beilage zu den .Basler Nachrichten* Tom 29. nnd 30. Juni 1877, 
worauf das statiitüohe Bureau der Centralbahn noch eine Duplik ver- 
SSentlicbte (Baael 1877). 

') BBl. 1871, II S. 702. Vgl. oben S. 67. 
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Zerfahrenheit und Mutlosigkeit, welche die EiseDbahnkKinpfe 
lind daa anföngliche Fiasko der Gotthardbahn hervorgerafen 
hatten. 

Vom Standpunkte des späteren Beurteilers und von dem- 
jenigen des fiskalischen Vorteils ans wäre allerdings eine rasche, 
energische ÄusnQtzung der Situation in der Richtung noch ier 
Verstaatlichung gerade damals sehr angezeigt gewesen, allein 
die konkreten YerbältnisBe diktierten ein anderes Verhalten. 

Der Band verhielt sich vielmehr in der ausgesprochensten 
Passivität. Besseres konnte er kaum tan, denn auch durch 
anderweitiges Eingreifen hätte er nur die Gegensätze und die 
Aufregung noch verschärft. Er ging in seiner Passivität sogar 
so weit, dass er sich anlässlicb der zweiten Gotthardsubvention 
nicht einmal günstigere Rflckkaufsbedingungen als sonst vor- 
behielt. Er half nur da, wo die Not am dringendsten war. 
Einmal rettete er, wie schon gesagt, die Gotthardbabn, indem 
er einen grossen Teil der zweiten Subvention auf sieh nahm, 
allerdings auch erst dann, als er sieb dazu ffinulicb genötigt 
sah infolge der Apathie der Kantone. DafQr wnrde aber ^) 
die unmittelbare Aufsicht über die Bauausführung dem tech- 
nischen Inspektor ate des Eisenbahn departements übertragen. 
Ausserdem nahm der Bundesrat umfassende Befugnisse für sich 
in Beschlag betreffend die Wahl von Verwaltungeräten , die 
Genehmigung der Wahl des Oberingenienrs, und ganz besonders 
hinsichtlich der beliebigen Teilnahme an den Verhandlangen 
und der Geschäftsführung der Gesellschaft; er behielt sich sogar 
das Recht vor, die Wiedererwägung wichtiger Gesellschafts- 
beschlüsse zu veranlassen. 

Sodann half der Bnndesrat auf ihren Notschrei hin der 
Nordosfcbahn. Die schweren Konsequenzen, welche ein Zu- 
sammenbmt^ dieser Gesellschaft für das Wohl des Landes hätte 
nach sich ziehen müssen, drängten zu einer Intervention der 
BundesbebSrden. Man musste neben anderem nur an die Be- 
deutung des Fortbestandes der Nordosfcbahn für das grOsste 
Sorgenkind unter den schweizerischen Bahnen, das Ootthard- 
unternebmen, denken und an die enorme Summe schweizerischer 

') BB!. 1879, m S. 116 ff., 122 f, 
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Kapitalien, welche in ibr engagiert waren. Schon darum also 
musste der Bund den Konkurs abzuwenden suchen, um so mehr 
noch, als er sich in späteren Jahren ^) selbst von der Mitschuld 
sn jener Kalamität nicht freisprechen konnte, und zwar, wie 
sich der Bundesrat ausdrückte, weil der Btastlicberseits aner- 
kannte Grundsatz absoluter Freiheit der Qeschäft^ebarung 
fQr die Bahnen notwendig dazu führen musate, dass die Mit- 
wirkung des Bundes erst dann geduldet wurde, als der dro- 
hende Konkurs seine Hilfe unumgänglich machte. So erfolgte 
eine ausnahmsweise, dem Kisenbahngesetz zum Teil wider- 
sprechende, äusserst zuvorkommende Behandlang der Kordost- 
bahn. Für eine ganze Anzahl neu übernommener Linien ver- 
längerte ihr der Bund die Baufristen vorläufig auf unbestimmte 
Zeit, entband sie mithin davon, gleichzeitig 177,6 km neuer 
Linien mit Fr. 35331000 Anlagekosten zu bauen, von denen 
die Hälfte unaafgebracbt war ^. 

Wie frühere Zahlenaachweise ergeben*), erholten sich die 
Bahngesellschaften um die Wende des Jahrzehntes wieder ganz 
langsam, und zwar ohne dass der Bund weiterhin positiv zu 
helfen brauchte, aber auch ohne dass seitens der Qesellschaften 
Mossr^geln zu engerem Zusammenschluss versucht worden 
wären. So besserte sich die Lage noch langsamer als sonst, 
und so ist es begreiflich, dass noch 1882 Zschokke und Kaiser 
in einer Schrift fQr die Vereinfaeitlichang des Betriebes der 
schweizerischen Bahnen unter Leitung des Bundes eintraten, 
und den Bundesrat zur Prüfung der Frage einluden*). In- 
dessen hatte er sich damals mit einer viel einschneidenderen 
Frage zu befassen: es nahte der erste Bückkaufstermin der 
Eonzessionen. 

') BBI. 1888, Ili S. 200. 
>) BBI. 1877, IV 8. 737 ff. ; 1878, I S. 272 ff. 
•) Vgl. Tabellen 11—13. . 

*) Zschokke und Kaiser, Verbessenmjfen im schweizerischen 
Eiaenbahuweaen durch VereiDheitlichnng des Betriebs, Aarau 1SS2. 
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Die Frage des konzesuonsgemässen Rtlckkaufs im 

Jahre 1888, nnd das Rechnangswesen der Eisenbalm- 

gesellschaften 

Am 1. Mai 1883 trat der erste KODdignogstermin gegen- 
QbeT einer grossen Anzahl Bahneo fQr den koDzessionsgemässen 
RQckbauf ein. So wurde denn am Anfang des Jahres 1883 
die Fr^e eine brennende, ob der Bund von seinem damaligea 
Kündignngsrecfate Gtebranch machen wolle oder nicht. 

Die Lösung der Frage hing vom finanziellen Stand der 
Bahnen ab, und so bildete dies die Veranlassung fßr die Bundes- 
behSrden, deren Rechnungswesen etwas genauer in Augen- 
schein zu nehmen^). 

I. ^t dem Rechnungswesen der schweizerischen Eisen- 
babngesetiscbaften stand es eigentümlicb. Im neuen BÜsen- 
babngesetze hatte der Bundesrat zwar die Eompetenz erhalten, 
die Form der Rechnungen festzustellen, nnd sie zu prüfen, 
soweit sie sich auf spätere Bauarbeiten bezogen ; die Prflfang 
aber hatte sich auf die formale Seite za beschränken ') ; Rech- 
nungsposten selber hingegen dnrfte er nicht beanstanden. Er 
konnte sodann zwar Verhessernngen und Erweiterungen ver- 
langen '), sowie einen Zustand, der den Sicherheitsanforderungen 

') BBI. 1883, I S. 267 ff., D S. 558 ff. 

^ Art. 18 Abs. 3. .Wenn spater entweder weitere Bauarbeiten, 
welche nicht bloss sur Unterhalt nng der Bahn dienen, anage^brt werden, 
oder da» BetriebBmaterial vermehrt wird, so sind auch Rechnuni^en über 
die dadurch TeranlaMten Konten einzuliefern. Der Bundesrat wird die 
Form festsetzen, in welcher diese Rechnun(;en aufzustellen sind.* 

*} Art. 14 Abs. 8. .Sofern in der Folge die Sicherheit des Bahn* 
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jeweils entsprach ') ; aber er hatte kein Mittel, das Kapital in 
Bezug aof seine» Bestand und seine Verwaltung zu sichern. 
Obwohl er endlich das Recht und die Pflicht hatte, eine Bahn- 
Unternehmung bei ihrem Entstehen auf die Solidität ihrer 
finanziellen Basis zu untersuchen *) , war es ihm hintendrein 
doch wieder benommen, die Verteilung unsinniger und wabr- 
heitswidriger Dividenden zu hintertreiben. Das Obligationen- 
recht vom 14. Juni 1881') hatte diesbezüglich die Machtsphäre 
des Bundes nicht erweitert, denn die Anwendung seiner Grund- 
^tze konnte doch nur von den privatrechttich Beteiligten ver- 
langt werden*). In der «anachronistischen B«chnunga8tellnng' 
der Bahnen hatte es sich indessen deutlich gezeigt, dass sie 
durch die Wahrung der Interessen der Aktionäre nicht auch 
die Grundsätze des Obligationenrechtes respektierten. Hatte 
sich doch eine diesen widerstrebende üeberlastung der Bau- 
konten breit gemacht. Angesichts der Konsequenzen aber, 
welche sich hieraus ftlr den Rückkauf, sowie nicht minder ffir 
den guten Stand und die Leistungsfähigkeit der Bahnen er- 
gaben, wurde es eine immer dringendere Aufgabe der staat- 
lichen Fflrsoi^e, fßr die Abstellung der Uebelstände einzu- 
treten. 

Im Jahre 1883 war man darüber in der Bandesrer samm- 
lang mit dem Bundesrate einig, ohne dass die Parteizugehörig- 
keit zu Gegensätzen Veranlassung gegeben h]itte. Es ist aber 
bemerkenswert, dass der Bundesrat selbst noch kurz vorher, 
während der Krisis, ganz anderer Meinung gewesen war, 1877 
mnsste er sich von der Bundesversammlung auffordern lassen, 

betriebes und erweiterte VerkehwbedOrfnisse oder die Interessen der 
Landeaverteidignng die Anlage eines zweiten Geleises, die ErOfFnang 
neuer Stationen oder Erweiterung bisbeiiger und andere derartige Yer- 
besaerungen notwendig macben, so wird der Bundesrat nach vorheriger 
PrOfang durch SachverstHndige die Geaeltschaft auffordern, das NBtige 
Torzukehren • 

') Art 16 Abt. 2 Ueberhanpt hat sie (die Gesellschaft) alle 

diejenigen Yorkebmngen auf ihre Kosten zu treffen, welche jetst oder 
künftig zur üfientlichen Sicherheit nOtig befanden werden.* 

'] Anläselich der Statatengenehraigung (Art, 7). 

') A. S. (N. F.) V S. 635 ff. 

*) BBl. 1883, 1 S. 270. 
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den Art. 18 des Eisenbalingesetzes ^) genauer zn Tollzielien als 
bisher*), und 1879 negierte er noch neben der gesetzlichen 
Yerpäichtung eogar das praktische Bedfirfnis zu einer materiellen 
Rechnungsprüfung ^). Diese Anschanungeweise änderte er nun 
h'eilich. Sie harmonierte aber mit seiner praktischen Teil- 
nahmslosigkeit an der Eisenbahnkrisis. 

Drastisch und pathetisch genug belencfatete in seiner Art 
der jGngst verstorbene Unterwaldener Ständerat Würz, der Be- 
richterstatter der ständerätlicben Kommission fUr diese Frage, 
die Situation : ,TJnd kann und; soll nicht der heillosen, das Land 
beschämenden Absnrditätabgehcdfen werden, dass&eibeuterische, 
6''/oige Divjdendenbezüge bei eigentlichen Defiziten dekretiert 
werden, während Landesgegenden, die ihr gutes Cield für Er- 
weiterung des Bahnnetzes einzahlten, mit Moratorien ad calendas 
graecas mehr halb mitleidig halb schaden&oh belächelt als ernst 
und ehrenhaft vertröstet werden?' Und von den künstlichen 
Reinertr^en sprechend, föhrt er fort: «Der Aktionär wird hier 
niemals Ordnung schaffen, weil dem einzelnen Aktionär die 
biezu notwendige Beholfenheit und Orientierung mangelt, und 
weil der ephemere Aktionär an augenblicklicher Ausbeute des 
Gesell Schafts Vermögens, am Hinaufschrauben des Kurswertes 
ein wenig ethisches Interesse hat" *). 

Diese Worte sogar aus dem Munde eines Überzeugten 
Föderalisten beweisen, wie anerkannt das Bedürfnis nach staat- 
lichem Eingreifen war. 

Worin bestanden nun aber die vom Bandesrate und den 
Kommissionsberichten gerügten Mängel in der Bnchftihrung der 
Bahnen '■) ? 

1. ärSndnngs-, Organisation s- und Verwaltnngskoeten 
waren samt nnd sonders auf Bankonto geschrieben worden"). 
So wies derjenige der Simplonbahn einen Posten auf: „Prozess- 



') Bezieht »cb anf die Einreichuugp eines Orenz- und KataaterplaaM, 
dB8 InveatatverzeichuisaeB nnd der Rechnungen. 
») Ä.S. {N. F.) m S. 115 Nr. 9. 



') Vgl. die eingangs zitierten Bericlite. 

') Andere Art. 656 Ziff. 1 des Obligationenrechts. 
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kosten in Sachen gegen die Ligne d'Italie.* Anderwärts wurden 
Betrieb saus fälle dem Baukonto zugerechnet. Unter dieser Rubrik 
ergab sich ein zu beanstandender Betrag von Fr. 11330254. 

2, Die Kursverluste wurden nicht nur nicht amortiaiert ')i 
sondern in un verändertem Betrage auf Bankonto gebucht. Der 
Bundesrat vertrat indessen, wie später auch, die Ansicht, sie 
seien als Schuld der Gesellschaft aus dem Baukonto zu ent- 
fernen, und beanstandete dementsprechend Fr. 89218700. 

8. Bei Umbauten und Aendernngen in den Bahnanlagen 
wurden sowohl die Kosten der . ersten Anlage auf Baukonto 
gestellt, wie sämtliche späteren Terwendungen. Solche hielt 
der Bundesrat aber nicht immer ftlr produktiv und beanstandete 
deswegen Fr. 15499026. 

4. Ebenso hielt er endlich noch andere Verwendungen fflr 
anfechtbar, die, ohne den vorigen Kategorien anzugehören, 
statt amortisiert zu werden, auf Baukonto standen, obschon 
,kein Gegenwert dafSr vorhanden" war. Hierunter fielen 
Fr. 4364661. 

Im ganzen standen also nach der Ansicht des Bundesrates 
Fr, 70412 641 eigentlich zu amortisierende Verluste auf Bau- 
konto ') ; sonach war die Kapitalschuld um diesen Betrag zu 
gross, and die Aktionäre bezogen an drei Millionen zu viel Zins. 

So war die Lage. Es fragte sich nun: Durfte überhaupt 
an ihr gerüttelt werden? und, bejahendenfalls: Worin sollte 
die Abhilfe bestehen? 

Was den ersten Punkt anbelangt, so war man jetzt, im 
Gegensatze zu den Jahren 1870/72'), einig, dass der Staat in 
seinen Massnahmen nicht ein für allemal durch den starren 
Wortlaut der Konzessionen gebunden sei. In „richtiger Inter- 
pretation* dieser .interessanten Bechtsinstrumente* hielt mau 
es vielmehr für selbstverständlich, dass die den Aktionären zu- 
kommende Dividende sich auf den ihnen privatrechtlicb allein 
zufallenden Reingewinn beschränke, und dass der Staat bei 
Gefährdung des Ansehens der Schweiz durch bestehende Ver- 



') Entepcecheud der Vorschrift de« Obligationenrechtt Art, 656 Ziff. 7. 
*) Der Uesamtbetrag der Bilansahtiva pro Ende 1881 betrug da- 
gegen fax die Haoptbahnen Fr. 766999409. Vgl. BBl. 1883, I S. 290. 
') Vgl. das damalige Memorial der EiaenbahngegeUschaften. 
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tmgs- oder Geaetzesrorschriften durch ei 
abhelfen dürfe. 

Wenn nun der SUat einschreiten durfte und sollte, wie 
hatte er dabei vorzugehen? Es handelte sich um die Alternative: 

1. neue Oesetzgebung, bestehend in der Anwendung von 
OR. Ari 656, 1, 2, 7 und Art. 631 auf die EiBenbahugesell- 
schaften, oder aber 

2. radikaleres Vorgehen durch den Gebrauch des eben 
herannahenden ersten konzessionsgemässen Rückkaufstermins. 

II. Zunächst von diesem. Bekanntlich handelte es sich 
bei der Entscbädigungsberechnung um zwei Faktoren: das 
ursprüngliche Anlagekapital und den 25fachen Reinertrag. 

Die nacli der Rechnungsstellung der Gesellschaften sich 
ergebenden Resultate waren nun die folgenden: 

Tabelle H. 

Rechnungsergebnisse der schweizerischen Bahnen 

hinsichtlich des ersten konzessionsgemässen 

Rückkaufs (in Franken)'): 



B-""» ktÄ 


25facher 


Schweizerische Ceattalbfthn | lU 812 763 

BeniUche Jurababnen 66 099 063 

Bern-Luzeru-Bahit 9 236 488 

Bötzberffbahn 24400682 

Suisse Oeeidentale-Simplon 206310 247 

Bulle-ßornont 28CK)786 

Vereinigte Schweizerbahnen .... 8531877» 
Orenzach-BaBel-LeoiraldBhOhe .... ? 
Wiesenthalbahn (Baael-Grenze) 484015 


126 578 125 

1 465 325 

1 086 975 

27 646 300 

1641250 

12166S72S 

17 862 325 

137 817 225 

772 725 

52148750 

9 

? 

3992100 






Alle Bahnen 675 497 203 


492180825 



') Vgl. BeUage 10 zur BotMhaft vom tf. Man: 1883. BBl. 1883, I 

22. Dieselbe Aufstellung enthUt auch die Rflckkaufsbotschait anf 8. 30. 

'] Fällt nicht mit dem oben aogefOhrten Gesamtbetrag der Bilanz- 
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Danach wäre einzig die Gäntralbsha auf Grund des Rein- 
ertrages zurückzukaufen gewesen , alle anderen Linien auf 
Grand des Eapitalwertes, so dass die Entschädigung sich auf 
rund 687 Millionen belaufen hätte. Nun standen freilich noch 
70 Millionen darnnter, welche der Bundesrat beanstandete, and 
die erat noch hloss für die fSnf grösseren Bahnen berechnet 
waren, so dass sich vielleicht ein Totalabzug von 85 Millionen 
ergeben hätte. Es war aber sehr die Frage, ob die konzessions- 
gemässen Schiedsgerichte, welche mangels einer Verständigung 
eher die Entachädigungssumme zu entscheiden gehabt hätten, 
die Abzugsberechtigang anerkennen würden, denn ein gesetz- 
licher Anhalt dafür ging ab, und die bisherige Praxis sprach 
dagegen. Ja, materiell entschieden hätten diesfalls nicht ein- 
mal die Schiedsgerichte, sondern die durch sie bestellten Ex- 
perten. Dieser Umstand aber veranlasste den Bundesrat zu 
einer auch mit Bezug auf die heutigen Yerhältniase sehr be- 
merkenswerten und noch ebenso zutreffenden Aeusserung : 
, Dieser Umstand', heisst es, „macht nach unserer Auffassung 
den Rückkauf auf Grund der Konzessionsbestimmungen in den 
meisten Fällen von vornherein illusorisch, indem der Kauf ab- 
geschlossen werden mnss, bevor der Kaufpreis, über dessen 
Betrag die Kontrahenten möglicherweise sehr auseinander- 
gehen, gütlich oder rechtlich festgestellt ist *). Und der schon 
oben erwähnte Unterwaldner Ständerat, sowieso ein über- 
zeugter Rilckkaufsgegner, versinnbildlichte diese , Absurdität" 
mit dem folgenden schönen Gleichnis: ,Die Väter des Vater- 
landes müssten sich mit verbundenen Augen in den Abgrnnd 
stürzen' *), Gegenüber der Begeiferung der jüngsten Zeit 
für diese Rückkaufsart berühren solche Aeusserungen recht 
eigentümlich. 

Wenn es also schon zur Zeit der Eisenbahnkrisis an einer 
finanziellen Basis für den Rückkauf gefehlt hatte, so war dies 
auch jetzt noch im selben Masse der Fall, insbesondere, wo 
nun auf einmal, im Verein mit diesem sowieso vorhandenen 
Mangel, noch neue Ansichten über eine richtige Buchführung einer 

') BBl. 1883, I S. 318-319. 
•) BBl. 1883, II S. 574. 
B«rolil, Der Schwdzeriicbe Bnnd and die EiBenlahncn. 8 
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gütlichen TeretBndigung wieder mehr Schwierigkeiten bereiteten. 
So empfahlen denn begreiflicherweiee Bundesrat, ständeiät- 
liche und eine Hinderfaeit der nationalrättichen Kommiasion 
Übereinstimmend, vom ersten konzeBsionsgemässen Kflckkaufs- 
termin keinen Gebranch zu machen. Dieeer Vorschl^ ist noch 
um BO erklärlicher im Hinblick auf die erst mit Mühe und 
Not Uberstandene Eisenbahnkrtsia , und erst recht begreiflich, 
wenn man die Rendite der Bahnen in dieser Zeit in Beziehung 
setzt zn den für den Bund ja sowieso onerSsen ROckkanfa- 
beding un gen. 

Tabelle 15. 

Bendite der schweizerischen Bahnen 
im Jahre 1883'). 



Bahnen 


nahmen Dber die 
reinen Betriebs- 
kosten 


UeberschuBS der 
aber die 


Dividende 
fae die 

Aktien 




absolut 


pro km 


absolut 


pro km 






Fr. 


Fr. 


Fr. 


Fr, 


7» 


Schweiz. Centralbahn ') 


5 201 206 


16103 


5 659 382 


17 521 


■4,0 


Gotthardbahn . . . . 


5 927 686 


22 285 


5 441 422 


20 456 


2,5 


BemiBche Jurabahnen . 
Bem-Luzem-Babn . . 


} 3 557 873 


10165 


3 296 496 


9418 


3,0 
2,69 


NordoHtbahn ') . . . . 


8291851 


15 327 


8808002 


15 857 


— 


ZOrioh-Zug-Luzern . . 


1060067 


15822 


1022 521 


15261 


— 


Bötebergbahn .... 


1 061 532 


18 302 


943 730 


16 271 


_ 


SnÜHe Occidentale«) . 


6175 286 


10309 


5 996 875 


10012 


0,35 


Vereinigle Schweizer- 
bahnen') . . . . 


2 838101 


10191 


2965 692 


10 668 


2,01 


Normalbahnen im 
ganzen 


35038 968 


12 704 


34 506 587 


12 612 


1.69 


Alle Bahnen . . . . 


35 542 547 


12 498 


35 002 612 


12 308 


1,58 


■} Ans der Eieenb 

') Eigenet Netz. 


ahnstatUtik zasammengesleUt. 
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Allein so achliinm stand es mit dem schweizerisclien Eisen- 
bahnwesen doch nicht, als dass nicht von fortschrittlicher Seite 
aus wieder der Ver staatlich nngsgedanke aufgetaucht wäre. War 
doch Berichterstatter der Mehrheit der nationalrätlicheu Kom- 
mission ein Mann, den wir bereits früher als eifrigen Verfechter 
der YerstaatUchungsidee nennen konnten, nämlich Dr. Simon 
Kaiser. Auch dieser Teil der Volksvertretung hielt zwar den 
totalen Rückkauf für sehr lästig, empfahl aber, im Hinblick 
auf die geschichtliche Erfahrung mit der Staatsbahn in anderen 
Ländern, einen Anfang mit der Verstaatlichung zu machen 
dnrch die Erwerbung der allein gut rentierenden Centralbahn ^). 
Der Zweck des Vorschlages war einerseits die EinfOhrung eines 
Musterbetriebs, und namentlich eine Stärkung der Stellung des 
Bundes auch den anderen Netzen gegenüber. Für die Dnrch- 
f&hrung des Planes bestand zwar ein Hindernis darin, dass 
noch nicht alle Centralbahnlinien konzessionsgemäss käuflich 
waren, aber man erhofiFle eine loyale Verständigung. Einem 
solchen eklektischen Ankauf war indessen der Charakter eines 
allzu kanfmännischen Verfahrens seitens des Bandes nicht ab- 
zustreiten, und es ist auch ganz sicher, dass die egoistischen 
Lokalinteressen der anderen Landeateile in einer erentuellen 
Volksabstimmung den Bundesbeschluss zu Falle gebracht hätten. 

So trat man auch auf diesen Vorschlag nicht ein, und der 
erste Rückkanfstermin der Konzessionen verstrich unbenutzt. 
Der Gedanke an einen partiellen RQckkanf begegnet uns hier 
zum ersten Mal. Er flackerte zwar diesmal nur rasch auf, um 
gleich wieder zu verlöschen. Später aber sollte er noch in 
einigen Fällen eine wichtige Rolle spielen. 

III. Man wollte also Tom Rückkauf nichts wissen, und so 
konnte es sich weiterhin, wenn die finanzielle Verwaltung der 
Bahngesellfichaften unhaltbar war, nur um eine Reform des 
Rechnungswesens derselben handeln. Letztere protestierten 
zwar in einer Eingabe vom 30. März 1883*) lebhaft gegen 
die projektierte Einmischung des Bundes in ihr Rechnungs- 
wesen und gegen die theoretische Richtigkeit der Entfernung 



>) BBI. 1883, II S. 921 ff. Ebenda S. 918 ff. 
*) BK. 1883, II S. 969 ff. 
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einer grossen Zahl der angeblichen Verluste ans dem Ban- 
konto. Aber sie vermochten nicht viel damit auszurichten: 
sie bewirkten nur, dass der Bundesrat versicherte und betonte, 
diese Gesetzgebung habe nicht den Zweck, Regeln für die Be- 
rechnung des Eau^reises beim Rdckkanf festzustellen, und es 
habe dabei der Staat ein anderes Interesse, nämlich vor allem 
dafQr zu sorgen, dass die Eisenbahnnntemehmungen nicht znm 
Kachteil der Gläubiger und des gesamten Gemeinwesens ge- 
föhrdet wGrden ^). Wohl unterstOtzte die Stener^eifaeit der 
Bahnen die Gesellschaften in ihrem Bestreben, zu reich zn 
erscheinen, und ihre Beseitigung wäre wohl ein wirksames in- 
direktes Mittel zur Abhilfe gewesen. Aber der DuaÜsmuB 
von Kantonal- und von Bnndesgewalt stand dazu im Wege: 
die Steuerfreiheit war eine kantonale Angelegenheit, und in 
diese durfte sich der Bund nicht einmischen. So blieb nichts 
anderes 0brig, als ein besonderes Kechnnngsgesetz zu erlassec, 
welches aber neben den Bfickkaufsgrundsätzen der Kon- 
zessionen bestehen und sie nicht beeinflussen sollte ^. 

Der wesentliche Inhalt des Gesetzes ist nun folgender: 

1. Seine Anwendbarkeit ist vor allen Dingen keine all- 
gemeine : es erstreckt seine Wirksamkeit nur auf Eisenhalm- 
gesellschaften, welche ihren Sitz in der Schweiz haben, also 
nicht anf die die Schweiz berührenden ausländischen Bahn- 
nntemehmungen, und namentlich nicht auf die Bernische Staats- 
bahn, bei der man im Fiskus und der Steuerkraft des Kantons 
einen genfigenden Bückhalt fSr die Obligationäre erblickte. 

2. Im allgemeinen verlangt es die Anwendung des eid- 
genössischen Obligationenrechts auf Rechnungen und Bilanzen 
der Eisenbahngesellschaflen , soweit es nicht besondere Yor- 
schriften aufstellt. 

3. Die unantastbaren Posten des Baukontos dQrfen fol- 
gende sein: 

a) die für den Bau, bezw. den Erwerb, sowie für die 
Anschaffung des Betriebsmateriab verwendeten Kosten. Wenn 

') BBl. 1883, 11 S. 969—970. 

>) Vgl. zum folgenden: BBl. 1383, I S. 267 ff.; 1883, U S. 969 ff.; 
1883, in S. 317 ff. ; 1883, IV S. 381 ff., 1019 ff. A. 8. (N. F.) VII S. 42» ff. 
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eine Babn dnrch Vertrag ernorben wird, so darf der Ansäte 
in der Bilanz höchstens den Kaufpreis, and, wenn dieser höher 
ist als der bisherige Bilanzwert, höchstens diesen betragen. 

h) Organisations-, Verwaltnngskosten und Zinsen, welche 
während des Baues einer Bahn im Interesse der Erstellung 
und Einrichtung derselben erlaufen sind, Oeldbeschaffungs- 
kosten aber aasgenommen; 

c) die Kosten für Ergänzungs- und Xeuanlagen, sowie 
für spätere Anschaffungen Ton Betriebsmaterial, wenn dadurch 
eine Vermehrung oder wesentliche Verbesserung der bestehen- 
den Anlagen im Interesse des Betriebes erzielt wird. 

i. Aus den Einnahmeüberschflssen sind zu bestreiten die 
Einlagen in die Spezialfonds, sowie alle laufenden Unterhaltungs- 
kosten, die im schlimmsten Falle höchstens auf mehrere Jahre 
verteilt werden dürfen. 

5. Die nach alledem aber fölschlicherweise auf BaukontrO 
gestellten Posten sind aus den Einnahmeüberschüssen zu 
amortisieren. Dabei erhält der Bundesrat die wichtige Befug- 
nis, nach Einholung eines Amortisationsplanes die zu amorti- 
sierende Gesamtsumme festzusetzen und die Amortisationsfristen 
und -raten zu bestimmen. Für die Kursverluste auf noch 
nicht zurückbezahlten Anleihen ist betreffend Amortisation die 
Anleihensdauer massgebend. Einzig Emissionsverluste auf 
Aktien unterliegen der Amortisation nicht. Alle diese Be- 
stimmungen sollen dem Kredit der Gesellschaften eine neue, 
reelle Unterlage geben. 

6. Wenn schon nach Art. 18 des Eisenbahngesetzes von 
1872 der Bundesrat vom ursprünglichen Baukonto und von 
jeder Vermehrung des Betriebsmaterials Kenntnis nahm und 
überdies die Form der Rechnungen festsetzte, so sollen ihm 
jetzt in konsequenter WeiterfOhrung alljährlich Bilanzen wnd 
Rechnungen unterbreitet werden, damit er sie auf ihre 
materielle Uebereinstimmung mit dem Gesetz und sogar 
mit den Statuten der Gesellschaften prüfe. Dabei hat er die 
Priorität vor der Generalversammlung, und wenn diese von ihm 
getroffene Verfügungen nicht anerkennt, beziehen sie sich nun 
auf Korrekturen der Rechnungen oder auf den Amortisations- 
plan, so bringt der Bundesrat die Streitpunkte vor dem Bundes- 
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gerickte zum endgültigen Äustrag. Bis dabin unterbleibt aber 
jede Dividendenzahlung. 

7. Endlicb werden die in Abweichung vom Obligationen- 
recht ') geschaffenen aosnahniBweisen Rechte betreffend Stimm- 
berechtigung and Verwaltung fflr Bund und Kantone gewahrt 
und deren fernere Begründung vorbehalten. Dies bezieht sich 
vorläufig insbesondere aof die Gotthardbahn, bei welcher sicii 
der Bundesrat, mit Rücksicht auf die finanziellen Opfer des 
Bundes, für seine Vertreter im Yerwaltungarate unbedingte, 
weder an Aktienbesitz noch an sonstige Yoraussetzungen ge- 
knüpfte Wahliahigkeit ausbednngeD hatte'). 

8. In den Uebergangsbestimmungen werden noch aus- 
drücklich die Bestimmungen der Konzessionen über die scbieds- 
gerichtliche Feststellnng der Anlagekosten im Falle des Bück- 
kaufs gewahrt. — 

Dieses erste ßechnungsgesetz trägt das Datum des 21. De- 
zember 1883. Das Referendum gegen dasselbe wurde nicht 
ergriffen. 

Es bedeutete eine höchst wichtige Etappe in der Geschichte 
des VerhältnisBes von Bund und Eisenbahnen in der Schweiz 
und gab demselben eine ganz neue Gestalt. Seit 1872 hatten 
wir Gelegenheit, ein stetiges Vordringen des Bundes zu be- 
obachten in der Ausbildung seiner Kompetenzen. Infolge der 
Eisenbahnkrisis sahen wir ihn allerdings wieder in eine zag- 
haftere nnd abwartende Stellung zurückgehen, um aber danach 
nur einen um so entschiedeneren Vorstoss zu w^en. Zum 
konzessionsgemässen Rückkauf der Centralbahn schritt er zwar 
nicht, wenn auch im Nationalrate der betreffende Antrag am 
21. April 1883 nur mit 8 Stimmen Mehrheit unterlegen war'). 
Allein die Wahrung der öffentlichen Interessen vorschützend, 
erlangte nun der Bund auch auf die internen, privatrechtlichen 
Verhältnisse der Gesellschaften einen entscheidenden Binfluss. 

Zehn Jahre vorher war es ihm noch nicht eingefallen, 
sich um diese ernstlich zu kümmern. Auf einmal aber interessierte 



') Art. 640. 

») BBl. 1879, hl S. 122. Vgl. dazu oben S. 1 

') RackkaDfabotacbaft S. Sl. 
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er sich fdr alle Einzelheiten d^ Bankontos and Mirte eine 
Btrenge gesetzliche Begelung derselben ein. Diesen Gesetz 
bildet den bedeutenden, merbbaien An&ng einer Bewegung, 
welche in der Oesetzgebnng der fönenden Jahre stets als 
Kebentendenz zq Tage tritt. Warum denn entstand diese? 
Der erste Bückkaufstermin war nnbenützt vorbeigegangen, 
aber es hatte sich bereits seit langem eine starke, der Ver- 
staatlichung fi-eandliche Strömung im Lande geltend gemacht; 
ee galt also, sich auf den zweiten Rückkaiifstermin gebührend 
zu rfisten. Von jetzt ab ist al^o bei der Gesetzgebung stets 
auch das Interesse des Rückkäufers mit massgebend : er sucht, 
durch die Eonzeeaionen einereeite in eine anvorteilhafte Situation 
gebracht, anderseits aber infolge seiner Stellung als Gesetz- 
geber grosser Machtmittel teilhaftig, in sehr begreiflicher, 
wohlverstandener Wahrung seiner Interessen seine Lage beim 
Rfickkauf anf diese Weise etwas zu verbesseru. 

Schon das Rechnangsgesetz selber gab der Staatsgewalt 
Timfassende Gelegenheit dazu. Auf der einen Seite sollte es 
die Bahnen auf eine solidere Grundlage bringen und damit 
allerdings eine mißliche Veranlassung zur Verstaatlichung be- 
seitigen; aber was in dieser Beziehung an Boden rerloren 
ging, wurde reichlich wieder gewonnen durch die starke 
Stellung des Bundesrates, welcher nunmehr wirklich in der 
Lage war, durch sein Verhalten den Unternehmungen gegen- 
über einen Bäckkauf auf spätere Termine vorzubereiten und 
zu studieren. Gerade vermöge seines Einflusses auf die 
Becbnungsstellung konnte er auf die Grundlagen fUr die Preis- 
berechnung, wie sie die Konzessionen boten, einwirken, und 
er war so namentlich im stände, Präjudizien fQr die Inter- 
pretation dieser sehr elastischen Instrumente zn schaffen. Ja, 
auch schon durch ganz offene Bestimmungen suchte der Bund 
bereits fQr seinen eigenen Vorteil bei einem spateren RSck- 
kauf zu wirken, so z, B. bei der oben unter 3. erwähnten 
Bestimmung, den Wertansatz einer erworbenen Bahn in der 
Bilanz betreffend, von welcher ein unparteiischer deutscher 
Schriftsteller') sagt, sie sei ,so unbillig, dass sie nur durch 

■) Simon, Bilanzen S. S40- 
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andere ErwSgangen als durch die Rücksicht auf Aktionäre 
oder Gläubiger erklärt werdeo kOnne*. Er kritisiert dabei 
die gleichlautende Vorschrift des nenen Rechnang^eBetzes 
TOn 1896. 

Bisher war der Bund nur Staatsgewalt gewesen, jetzt ist 
er Staatsgewalt und zukünftiger RQckkäufer zugleich. 

Seinen Zweck hat das Gesetz erreicht. Die Bilanzen 
wurden fortan nach seinen teilweise nur zu rigorosen Orund- 
sätzen erstellt, und in den Jahren 1884 and 1885 erfolgt« eine 
umfassende Bilanzbereinigung. DasEisenbabndepartementpififte 
jeweilen das rorbandene Aktenmaterial und er^^inzte es nötigen- 
falls durch aelbstAndige Nachforachungen. Alsdann erfolgten 
kontradiktorische YerhandliiDgen, deren meist auf dem Wege 
des Kompromisses zu stände gekommenes Ergebnis erst noch 
durch eine Expertenkommission geprüft wurde. Die Bean- 
standungen des Bundesrates betrafen neben den Geldbeachaffungs- 
kosten vor allem die Beträge, um welche der Ankaufspreis 
einer Bahn geringer war als der bisherige Bilanzwert, oder 
um welche der frfihere Bilanzwert unter dem späteren An- 
kanfspreis gestanden hatte ; sodann einen Teil der GrSndungs- 
kosten, Ausgaben fOr nicht zur AnsfOhrang gekommene Projekte, 
irrtfimlicherweise auf Baukonto gebrachte andere Verwendungen 
wie BetriebsausfUlle, Kosten des Bahnunterhaltes und der Bahn- 
erneuerung u. a, m. Die finanzielle Tragweite der Bereinigung 
war einschneidend genug. Von Fr. 1028908851, welche fQr 
Verwendungen in die Bilanzen eingetragen waren, wurde der 
neunte Teil, nämlich Fr. 113688459, als zu amortisierende 
Verwendungen erklärt '■), und ftlr die hauptsächlichsten Bahnen 
ergaben sich folgende Beträge: 

Tabelle 16 (siehe S. 121). 

Sogar die Eingabe der Bahnen hatte zwar die Richtigkeit 
solcher Abzüge zum kleinen Teil indirekt zugegeben; ob sie 
aber in ihrer Totalität samt und sonders berechtigt waren, 
daran muss man angesichts der angewandten Prinzipien sehr 
zweifeln, wenn ihnen auch, was nicht zu verkennen ist, zum 
grossen Teil eine durchaus gesunde Haupttendenz zu Grunde lag. 



') BBl. 1885, 11 S. 379 ff; 1886, 1 S. 666 ff. 
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Tabelle 16. 
Nach der Bilanzbereiniguiig aus dem Bauko 
zu entfernende Beträge^): 



Bahn 


Betrag 




Suisse Occidentale-Simplon . 
Jnra-Bem-Luzern-Bahn . . . 

Centralbahn 

Hordoatbahn 

Gotthardbabii 


Fr 


48 698 309 
248 914 
80491007 
25000000 
115X4 938 
6160188 


46 Jahre 
2 , 
29 , 
24 , 
84 . 
23 . 


zu«a<nmen . . . 


Pr 


112113 351 





In weiterer Ausfübrnng des Rechnnngsgesetzes wurde so- 
dann seitens des Bundesrates eine Verordnung erlassen, betreffend 
die* Vorlage und die Form der Rechnungen und Bilanzen^), 
und die Statuten der Bahngesellschaften gelangten zur Revision. 

Das Gesetz leitete eine Periode strengster Beaufsichtigung 
der Rechnungsführung der Eisenbahngesellschaften ein. Zum 
Belege dürften einige einschlägige Beispiele aus der Praxis von 
Interesse sein, welche zeigen, wie minutiös die Prüfung oft war, 

a) Die Öotthardbahn hatte im Jahre 1890 Fr. 9605.28 
auf Bankonto getragen für Frachten auf Materialtransporten 
zu Bauzwecken. Der Bundesrat verlangte die Abschreibung des 
Postens, weil er dem im allgemeinen Frachtsatz repräsentierten 
Betrag von Kapitalzinsen entspreche. Das Bundeagericht gab 
ihm in letzter Instanz recht, weil die Frachtkosten, soweit sie 
die Selbstkosten überstiegen, den durch den Betrieb bezweckten 
Gewinn darstellten. Mit Einstellung der normalen Frachtsätze 
also würde ein fiktives Aktivum eingesetzt. So durfte sich 
die Gotthardbahn nur die Selbstkosten des Transportes be- 
lasten '). 

b) Am 24, Juni 1893 wurde in der Generalversammlung 
derselben Gesellschaft mitgeteilt, der Bundesrat verlange, dass 



') Vgl. BBl. 1888, I S. 669. 
*) A. S. (N. P.) VII 3. 725 ff. 
■) Gotthardbabo, QeBch&ftsbericht 1891 S. 56—57. 
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die Kosten der bei der Mogsa- nnd MelidebrDcke ausgeMiiten 
Verstärkungen (Fr. 8713.77) Terschieden zd behandeln Beien. 
Ihr Preis müsse nämUcli auf Glrnndlage des Einheitspreises 
der erstmaligen Erstellung eines jeden Objektes berechnet 
werden, und die Mehrkosten (Fr. 1797.67), welche sich bei 
der Ausführung ergeben hatten, mOssten toth Baukonto ent* 
femt werden. Dieses Verlangen begründete er damit, dass ein 
verstärktes Bauobjekt zu dem ursprünglichen Einheitspreise 
hätte erstellt werden können, wenn dasselbe schon von Anfang 
an in der Stärke konstruiert worden wäre, welche es durch 
die nachträgliche Ergänzung erhielt! Da braucht wohl kaum 
gesagt zu werden, dass das Bundesgerlcbt das Begehren ab- 
wies und bestimmte, die wirklichen Kosten der nachträglichen 
Verstärkung der Brücken dürften dem Baukonto belastet 
werden '), 

c) Von der Baurechnung der Gottbardbahn für das Jfihr 
1894 beanstandete der Bundesrat einen Posten von Fr. 1 10 818.20 
für Oeleiseregulierung und Kachachotterung der Bausektionen 
Erstfeld-ÖOschenen, Airolo-Faido und Faido-Biasca. Sie waren 
nach allseitiger Hebung für die ersten sechs Monate auf Bau- 
konto verrechnet worden. Die Gotthardbahn hielt nun an der 
Verrechnung fest, erklärte sich aber bereit, aus jener Summe 
einen Posten auf Betriebsreclipung zu Übertragen, welcher den 
normalen Unterhaltungskosten während sechs Monaten ent- 
spreche, d. b. Fr. 13245.28, worauf eine Einigung erfolgte *)- 

d) Ein letztes Beispiel, das angeführt werden m^e, sei 
das folgende: Der Bundesrat verlangte von der Nordostbabn, 
dass Fr. 39 706.42, welche 1887 dem Baukonto belastet worden 
waren für die Ausrüstung des SoUmaterials mit kontinuier- 
lichen Bremsen, auf Betriebsrechnung genommen würden, da es 
sich nicht um Anschaffung von Betriebs-, Material"), sondern 



■) Qottbardbahn, Gesch&ftebericht 1898 S. 83, 60. 

1 Gotthardbahn, GeBchäitabericht 1395 Beilage I. 

') Ygl. Art. 3 Abs. 1 des Recbnungsgesetzea : ,Nach ErOfhung des 
BetriebeB dürfen die Kosten ffir Ergänzungs- und Neunnlagen oder für 
Auscbaffui^ von BetriebBmaterial den AkÜTea der BilanE nur beigefügt 
werden, wenn dadurch eine Vermehrong oder wesentliche Verbeaaerung 
der bestehenden Anlage im Interesse des Betriebes erzielt wird.* 



n,g:,.ndtyG00glc 



_ 123 — 

nur TOD iZubehördeo* zu einzelnen Teilen desselben handle. 
Auf die Weigerung der GeBeUschaft hin appellierte der Bundes- 
rat an das Bund^gericht, dae indeesen zu Qunstea der Nord- 
ostbahn entschied, da die Kosten eine .wesentliche Verbesserung* 
des Bestehenden im Interesse des Betriebs berbeifohrten ^). 

Biese wenigen Beispiele, welche sich Jeicht vermehren 
liessen, zeigen, dass die Yorschriften des ßechnungsgesetzes und 
die Aufsicht des Bundes Oberhaupt keineswegs toter Buch- 
stabe blieben. 

') Nord<»ti>afaii , GesctAftibericht 1888. Bericht de« Verwaltunge- 
ratea S. 4. 
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Die weitere Förderung der Einheitsidee im 
schweizerischen Eisenhahnwesen his 1891 

Die achtziger Jahre des vorigeQ Jahrhunderts stehen unter 
dem Zeichen der Strömung, welche das Eisenbahngesetz yon 
1872 erzeugt und das Rechnungsgesetz verstärkt hatte, nämlich 
der seit dem Ende der Eisenbahnkrisis unablässig wacheenden 
Sorge des Bundes fBr die Eisenbahnen in jeder Beziehung, 
zumal auch der Wahrung seines Interesses als Rückkäufer. 
Der Stein war ins Rollen gekommen und rollte unaufhaltsam 
vorwärts. Bereits treffen wir als weitere Erscheinungsformen 
der neuen Tendenz einige ernsthafte Yerstaatlichungsversuche; 
ihnen kamen allerdings Hindemisse in den Weg, aber sie ver- 
mochten die Bewegung nicht zu ersticken. 

Bei der nun folgenden Betrachtung der neuen Fortschritte 
der Einheitsidee im schweizerischen Eisenbahnwesen bis zum 
Eintritt der letzten entscheidenden Ereignisse haben wir von 
vornherein zwei Faktoren scharf zu unterscheiden: die Gesell- 
schaften auf der einen, den Bund auf der anderen Seite. Wenn 
auch die einschlägigen Massnahmen des letzteren weitaus im 
Yoidergrunde stehen, so wäre es doch unvollständig, wollte 
man nicht diejenigen der Gesellschaften auch eines wenig- 
stens üücbtigen Blickes würdigen. 

A. Im Jahre 1882 bestanden nur noch sechs nambaile 
Eisenbahnnntemehmungen in der Schweiz. Neben 

1. der neu eröffneten Gotthardbahn finden wir 

2. die Suisse Occidentale- und Simplon-Bahn, welche aus 
mehrfachen Fusionen, die letzte vom 1. Juli 1881, hervor- 
gegangen war und mit Ausnahme einer der Faris-Lyon-Mittet- 
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meer-Gesellschaft gehörigen Strecke alle Hauptlinien der Weat- 
scbweiz umfasste; 

3. die Jura- Bem-Luzern- Bahn war iofolge Pachtung ans 
den Beniischen Staatsbahnen heryorgegangen , sowie der bei 
der Liquidation von 1877 vom Staate Bern ersteigerten Linie 
Bem-Lazern ; 

4. die Centralbahn war noch immer die gleiche Firma 
wie frfiber, ebenso 

5. die Nordostbahn, welche sich allerdings infolge der 
Ersteigerung rerschiedener verbrachter Dnternehmangen , zu- 
mal der Nationalbahn, bedentend vergrössert hatte; 

6. die schon 1857 durch Fusion gebildeten Vereinigten 
Schweizerbahnen endlich waren nach wie vor bei ihrem alten 
Bestände geblieben *). 

Die wenigen bestehenden kleineren Unternehmungen von 
nur lokaler Bedeutung können hier ausser Betracht bleiben. 

In der West- wie in der Ostschweiz machten sich nun in 
der Folgezeit grosse Fusionsbestrebungen geltend , als konse- 
quente Qegenmassnohmen der Gesellschaften gegen die wachsende 
Macht des Bundesrates zur Aufirechterbsltung ihrer geschäft- 
lichen Unabhängigkeit, unter diesen ffihrte die eine zum Ziele, 
die andere glückte nicht. 

L Durch Vertrag vom 16. Augast bezw. 11./12. Oktober 
1889*) wurde aus den westschweizerischen Linien und der 
Jnra-Bern-Lnzern-Bahn durch Fusion die Qesellscliaft der Jura- 
Simplon-Bahn gebildet. So entstand ein mächtiges westechwei- 
zerisches Eisenbahnnetz, das alle Hauptlinien zwischen Genf, 
Basel und Delle, und Bern, Luzem und Brig umfasste. Wie 
bei dem schlechten finanziellen Ergebnis ') einzelner Eompo- 

') Rackkanfsbotechatt S. 19 ff. Eisen bahnstatiatik. 
") BflckkatiAboUchaft S. 37. 

') Tgl. nach der EiBenbahnstatittik fOr 1888 die achleohten Renta- 
bUit&tsverhältQisBe z. B. der SaiBse OccidenlAle : 

Zd am orti Bietende Yerwendungeii . . . Ft. 46 868 155 
ÜebenchiuB der Transporteinnahineii Über 
die Teiaen Betriebakosten pro Kilometer , 11 414 

(Ootthardbaho .... , 24746) 

Dividende für die Aktien : 0,706 '/o 
BeatiUid des EmeuerungsfoDda am Ende 

des Jahres nur 436909 
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Deuten des neuen Netzes nicht anders zu ervarien war, wurden 
hierbei zar Konsolidierung der neuen Unternehmung wieder grosse 
Kapitalverluste gemacht, welche im ganzen Fr. 54230000^] be- 
trogen; namentlich wurden dabei die bisherigen 170000 Stamm- 
aktien der Suisse Occidentale von 500 anf 200 flanken herab- 
gesetzt. Ffir jede derselben wurde dafür als Beigabe ein Qenuss- 
Bcbein kreiert, als Aktie dritten Ranges, die erst nach den 
Prioritäts- und Stammaktien am Reingewinn partizipierte, nnd 
welcher nur beim Rückkauf ein Mindesteinlösongspreis von 
50 Franken garantiert warde *). Für uns wichtiger als die Tat- 
sache der Fusion gelbst ist indessen der Umstand, dass sicli 
der Bund für sie besonders interessieren musete, da der Staat 
Bern an der mit fusionierten Jura-Bem-Luzern-Bahn in her- 
vorr^endem Masse beteiligt war, Davon jedoch in späterem 
Znsammenhange. 

IL Nun besass die Westscbweiz, deren Eisenbahnnetz 
früher am allermeisten an der Zersplitterung unter kleine Ge- 
sellachaften gelitten hatte, ein einheitlich verwaltetes, zusammen- 
hängendes Bahnsystem, das grfisste der Schweiz^. Wie hier, 
so machten sich nun auch im Osten Fusionstendenzea bemerk- 
bar, nämlich unter den an verschiedenen Orten in gegenseitiger 
Konkurrenz stehenden Gesellacbaften der Nordostbahn und der 
Vereinigten Scbweizerbahuen *). Im Jabre 1890 fanden zunächst 
vorbereitende Unterhandlungen zwischen den Gesellschaften 
statt; dann aber vergewisserten sie sich vertraulich bei dem 
Eiseubabndepartement, ob eine derartige Fusion etwa als den 
bestehenden Absichten betreffend Eisenbahnverstaatlichung zu- 
widerlaufend angesehen würde. Da die Antwort au^llender- 
weise nicht ungünstig lautete, schritt man darauf zu konferen- 

<) Bäckkaufsbotechaft S. 26. 

>) BBl. 1889, IV S. 1202—1206. 

*) Vgl. die Eiseubahiutatistik iOi 1691 : 

JurarSiinploD .... Baolänge 884 827 m, 

NordoBtbahu 548842 , 

CeBtxalbahn .... , 329919 , etc. 

*) z. fi. WiDterthnr-Romanahoni-Rorachach und Winterthur-St. Gallen- 
Ronohacb; Zfirich -Thalweil- Ziegelbrücke und ZOrich-Uiter-Rappenw;!- 
Ziegelbiücke, etc. 
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ziellen VerhandlungeQ und war beiderseits bestrebt, über die 
vielen Scbwierigkeiten hinwegzakommen. Das war im Jannar 



icfaong der Geutral- 
leten die Verhand- 
:gem EiuTerstäudnis 
iaekos des Central- 
iederanfgenoinmeD ; 



18dl. Als indessen der Plan der Verstaatlic 

babn studiert und verhandelt wurde, 

lungen ins Stocken nnd wurden in beiderseitig 

Anfang April sistiert ^). Ängegicbts des Fia 

babnankaufs aber wurden sie niclit mehr wie 

eine unmittelbare Veranlassung, der Staatsbahn und dem Bunde 

gegenSber ein wirksames Gegengewicht zu schaffen, lag auch 

vorderband nicht mehr vor. 

III. Sonstige Aeusserungen einer Tendenz nach Einheit 
sind bei den Gesellschaften nicht zahlreich gewesen. Es gibt 
zwar eine einheitliche Signalordnung ^ für alle Hauptbahnen, 
ebenso seitdem 1. Januar 1888 einen „schweizerischen Wagen- 
verband". Dieser vereinigt das Güterwagenmaterial aller Ver- 
bandsbabnen fUr den in- und ausländischen Verkehr ^). Damit 
haben die Schweizerbahnen ihre Situation dem Auslände gegen- 
über verbessert und auch den. Wagenaustausch im inneren Ver- 
kehr erleichtert Insbesondere bestand aber die eine beträcht- 
liche Anzahl von Bahnverwaltungen umfassende Union Com- 
merciale. Danach sollten alle Transporte, welche das Netz 
von mehr als einer Verwaltung berührten, auf dem kürzesten 
Wege spediert werden. Indessen waren damit Ausnahmen 
keineswegs aasgeschlossen *■). Es ist im Übrigen recht auf- 
fallend nnd wohl nur durch die Verschiedenheit der Interessen 
und Beziehungen, welche die Gesellschaften ans Ausland knüpfen, 
zu erklären, dass trotz der sie alle vereinenden staatlichen 
Aufsicht die Gesellschaften nach wie vor sich voneinander ziem- 
lich abschlössen und ihr eigener Herr bleiben wollten, wohl 
zu ihrem eigenen Nachteil nnd zur Erleichterung der späteren 
Verstaatlichung. 

B. Viel wirksamer und entscheidender waren indessen, 
wie schon gesagt, die Schritte, welche der Bund in der Rich- 

■] NordoBtbahD, Cteachäft^berichte 1890 8, 8, 1891 S. i. 
*i Rückkanfabotschaft S. 50. 
*) Rückkftufebotacbaft S. 55. 
*) BBI. 1891, I S. 706. 
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tung einer strengeren staatlichen Konzentration der Bahoeo, 
bis zu fünnlicben YerstaatlichiingSYersacheii , mit mehr oder 
weniger Erfolg unternahm. 

I. Wie bereits hervorgehoben, vurd« mit dem Bechnongs- 
gesetz yon 1883 zuerst in merkbarer Weise das Interesse des 
Bandes als des zukünftigen Rückk&ufers fdr die Natar der die 
RechtsverbSltnisse der Bahnen . regelnden staatlichen Erlasse 
mitbestimmend. Frühere Gesetze, welche zwar bereits die er- 
höhte Aufmerksamkeit des Bundes bekunden, zeigen dagegen 
diese Tendenz noch kaum oder erst in sehr ver ach windendem 
Masse. Sie betreffen den Transport auf Eisenbahnen ') . die 
Haftpflicht der Eisenbahn- und Dampfschiffunternehmungen bei 
Tötungen und VerletsungeB *), die Freigebnng des dritten Sonn- 
tags fQr Bahnbeamte and Angestellte ^), die Eandhabnng der 
Bahnpolizei *), die Sicherstetlung der Kranken-, Unterstfltzungs-, 
PensiooB-, Depositen- und Erspamiskassen der Eisenbahn- 
angestellten, sowie der tod ihnen geleisteten Kautionen '), die 
Sichersteliung der Vergütungen ans dem direkten Verkehr*), 
endlich Fragen des Tarifwesens ^. Letzterer Bundesbeschluss 
erging schon etwas nach dem B«chnung^eaetz. 

Die beiden nach dem Rechnungsgesetze ergangenen be- 
deutenden staatlichen Erlasse drangen aber eben so tief wie 
jenes in die Sphäre der privaten Tätigkeit der Gesellschaften 
ein, nämlich das Gesetz, betreffend die Hilfskassen der Eisen- 
bahn- und Dampfschiffgesellschaften, vom 28. Juni 1889 ^) and 
dasjenige, betreffend die Arbeitszeit beim Betriebe der Eisen- 
bahnen and anderen Transportanstalten, vom 27. Juni 1890*). 
Sie dokumentieren'die mit dem Bechnungsgesetz eingeschlagene 
Richtung in ganz bedeutendem Masse. Es ist fQr sie kein 



') A. S. (N. F.) I S. 682 ff. A. S. (N. F.) XIU S. 6M ff. 

») A. S (N, F.) I S. 787 ff. 

») A. S. (N. F.) III S. 419 ff. 

*) A. S. (K. P.) III S. 422 ff. 

») A. S. (N. F.) IV S. 61 ff. 

•) A. S. (N. F.) V 8.-226 ff. 

') A. S. (N. P.) VII S. 779 ff. 

») A. S. (N. F.) XI 8. 265 ff. 

») A. S, (N. F.) SI S. 713 ff. 
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Vorwurf, aber sie zeigen in schöner Weise, wie sich das aozial- 
politische Interesse des Staates am Wohlergehen des Personale 
der Bahnen mit dem anderen, eigenen Interesse desselben an 
einer Schmälerung der Reinerträgnisse der GesellBchaften, also 
einer Fression des Rfickkanfspreises, verbinden kann. 

Oreifen wir z. B. das Arbeitszeitgesetz ^) heraas. Bei 
der Beratung des neuen Eisenbabngesetzea war die Klage laut 
geworden, die Angestellten des Eisenbahnbetriebes würden all- 
mählich Ton der Wohltat des Sonntags ausgeschlossen. Ihre 
bleibende Wirkung war der Art. 9 des Gesetzes '). Weitere 
Misstände machten aber bald eine Umänderung desselben 
nötig ^). Da indessen dieses zweite Gesetz auch noch keine 
Gewähr bot für eine regelmässige Verteilung der Buhetage 
oder gegen eine übermässige Ausdehnnng der Dienstzeit — so 
hatte im Sommer 1888 der Stationsvorstand vonSeTeIen(V. S.B.) 
18 Stunden 15 Minuten, ein Turmwächter in Bern (S. C. B.) 

18 Stunden, der Stationsyorstand von Veytaux (S. 0. S.) gar 

19 Stunden tägliche Dienstzeit — so war eine radikalere Neu- 
ordnung der Verhältniese absolut notwendig. Das schliessliche 
Gesetz ging noch bedeutend weiter als der Entwurf des Bundes- 
rates, und es hat das grosse Verdienst, wohl zuerst eine weit- 
gehende Schonung des Eisenbahnpersonals angebahnt zu haben. 
Die nur ausnahmsweise zulässige Maximalarbeitszeit soll 12 
Stunden t^lich nicht übersteigen. Täglich ist dem Personal, 
je nach seiner Stellung, eine ununterbrochene Kuhezeit von 



■) BBl. 1888, IV S. 830 ff. ; 1890, lU S. 969 ff. 

') Art. 9. .Den Bahnbeamten und AngesteUten ist wenigstens je 
der dritte Sonntag frei zu geben. 

(Diese Bestimmung findet auch Anwendung auf andere, vom Bunde 
konzedierte oder von ihm seihet betriebene Transportanetalten (Dampf- 
schiffe, Posten u. s. w.),* 

•) Es wurde (A. S. [N. F.] m S. 419) folgender Abs. 2) eingefügt: 

.Für diqenigen Kategorien von Aügestellten , deren EreetEuog an 
Sonntagen mit besonderen Schwierigkeiten verbanden oder im Interesse 
der BetriebsBicherheit nicht tunlich ist, können die Bahn Verwaltungen, 
unter GenehmigoDg des Bundesrates, die Anordnung treffen, daas der 
Freisonntag durch einen Freiwerktag ersetzt werden soll. Ein solcher 
Tausch darf ausnahmsweise auch fflr andere Angestellte stattfinden, wenn 
diese selber bei ihren zust&ndigen Vorgesetzten darum nachsuchen.* 
Herald, Der Schweizerlsahe Bund and die EiaeDbsiinen. 9 
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8 — 10 Standen zu gewähren, ebenso innerbalb der Ärbeitazeil; 
eine Paose von mindestens 1 Stande. Endlicb soll es 52 Rahe- 
tage im Jahre geniesaen, ohne Abzug am Qehalt oder Lohn, 
und 17 derselben sollen jedenfalls auf den Sonnt^ fallen. So 
war, wenn dieser Ausdruck biei angewendet werden darf, das 
Nützliche ftlr das Personal mit dem Angenehmen fOr den Bund 
verbunden. Der Einänss der Neuregelung auf die finanzielle 
Stellung der Bahnen war bedeutend, wie sich gentlgend aus 
missliebigen Aeusserungen in späteren Geschäftsberichten *) er- 
gibt, und dabei also der dem Bunde als Rückkaufskandidaten 
angenehme Zweck einer vorfibergehenden Herabminderuug des 
Reinertrags der Bahnen erreicht'). Damit wurde aber ein 
Elitepersonal geschaffen, welches erentuelle Einbassen durch 
erhöhte Arbeitsleistungen alsbald wieder wett zu machen im 
Stande war. 

Wie im vorigen gezeigt, setzte sich die Tätigkeit des 
Staates als Gesetzgebers den Bahnen gegenüber in der 1883 
eingeschlagenen Kichtung fort. Das Hauptinteresse bei einer 
Betrachtung der vorliegenden Periode richtet sich indessen nicht 
auf die Gesetzgebung. Die neue Politik begnügte sich nämlich 
nicht mit der Stärkung der Stellung des Bundes überhaupt 
und insbesondere mit der finanziellen Yorbereiinng des nächsten 

') Vgl. z. B. OeschäfUbericbt der NordostUhn für 1690 8. i. 

") Die finanziellen Wirkungen des Gesetzes erl&utem die folgenden 
Zahlenbeiapiele : 

Bei der Nordostbahn betrugen im Ezpeditiona- und Zugadienat die 
Peraonalauagaben : 

1890 .... Fr. 3 202 086.32. 

1891 ... . , 8 568 668.51. 

1892 . . . . , 3 722161.43. 

Bas Babnbetriebsperaonal betrug bei der Nordoatbabn im ganzen: 

1890 4316 Mann, 

1891 4947 , 

1892 5098 , 

Auf ] km Sahnige kamen ao 6,26, bezw. 7,15, bezw. 7,26 An- 
gestellte. — 

Vgl. die jeweilige Betriebsrechnung im Geachaftobenöht, und zwar 
dort Eub III, Äusgabenaeite. 

Vgl. aoBserdem die GesohUtaberidite pro 1890, 1891 und 1892 anf 
S. 85, bezw. 82, bezw. 82. 
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koDzeasionsgemässea Rückkaufs, Bondern in konsequenter Weiter- 
bildung derselben worden bereits einige Versuche der Ver- 
Btaatlichang auf dem Wege freien Vertrages angebahnt. Es 
lohnt sich, diese einer etwas n&heren Betrachtung zu unter- 
werfen, denn die Lehren, welche sich für den Bund aus deren 
Ausgang ziehen liesaen, bildeten die Richtschnur für die Art 
und Weise seines weiteren Vorgehens. 

II. In einem ^Uheren Zusammenhange haben wir schon 
erwähnt, dass bei Anlass der grossen Krisis, und zwar am 
14. Februar 1877, die Nordostbahn nur durch einen Beschluss 
der Bundesrersammlnng vor dem Konkurse gerettet worden 
war, indem sie, nach einem entsprechenden Verzicht der Inter- 
essenten , für den Bau einer ganzen Anzahl von Linien , der 
sogenannten Moratoriumslinien, eine Fristverlängerung zuge- 
standen erhielt. Der Bundesrat hatte nach Ablauf des Jahres 
1885 zu entscheiden, ob dann die Gesellschaft zum Bau der 
Linien wieder genfigend erstarkt sei, und sodann weitere Ver- 
fügungen zn treffen ^). Unterdessen hatte sich aber beim 
Bundesrate die Ansicht immer mehr gefestigt, die Moratoriums- 
angelegenheit kfinne in angemessener, die Interessen der be- 
treffenden Landesgegenden wie diejenigen der Eidgenossen- 
schaft beledigender Weise nur dann geordnet werden, wenn 
der Bund die ganze Nordostbahn erwerbe. So wurden denn 
im Jahre 1886 Unterhandlungen angeknQpft, zunächst ohne 
Erfolg. 

Die meist im Kanton Zärich gelegenen Moratoriumslinien 
boten keineswegs die besten Aussichten, denn es waren zum 
Teil sehr kostspielige Bauten, wie die rechtsuferige ZDricbsee- 
bahn, zum Teil aber auch solche, welche den bestehenden Nordost- 
bahnlinien ausschliesslich Konkurrenz machen sollten, wie die 
auch bezüglich der Anl^e sehr kostspielige, kürzere, zweite 
Znfahrtslinie von Zürich zum Gottbard Über Thalweil. Ueber 
diese Moratoriumslinien vertrat auch der Bundesrat eine sehr 
skeptische Auffassung: dies erhellt deutlich aus der Tatsache, 

') Vgl. zDtu folgrenden BBl. 1887, IV S. 986 ff.; 1888, I S. 120 ff., 
ni S. 199 ff., IV 3. 872 ff. NordoatbahD: die Geschttftsberichte, mabeson- 
dere 1888 (Bericht des VerwaltungBratea) S. 10 und 13 ff. ROckkanfB- 
botBchaft S. 38—87. 
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dasB er nach dem Scheitern der ersten ROckkanfsverhaudluDgen 
im Jahre 1886, and nachdem er die Nordostbahn ffir genOgend 
erstarkt erklKrt hatte, ihren Verpflichtungen nachzukommen, 
verlangte, diese Linien dürften prinzipiell nicht aae neuen 
Schuldgeldern, sondern bloss ans den jährlichen Ertri^^sen 
des Betriebs des bisherigen Netzes hergestellt werden. Sein 
Grund war der, dass diese Linien als ganz unrentabel nicht 
geeignet seien, die Aktiveo der Bilanz zn Termehren, und dass 
sie ausserdem den Reinertrag des alten Netzes um etwa 
Fr. 1740000 jährlich zn schmälern versprachen. Kach ver- 
schiedenen Schätzungen waren n&mlich die Baukosten der 
Moratoriumslinien auf Fr. 34558000 bis 38461600, der auf 
ihnen allein zu gewärtigende Betriebsaoafall aber auf 1 ^jt bis 
2*/i HillioDen Franken jährlich veranschlagt worden. Zum 
Zwecke der Sicherung der Banmittel wurden nun sogar die 
Dividenden vorübergehend mit Beschlag belegt, bis eine Statuten- 
revision und eine Erhöhung des Aktienkapitals der Sperre ein 
Ende brachte. Aus Interesse an der Verstaatlichung nahm also 
der Bund Veranlassung, so sehr er als Staat die Erstellung 
der Moratoriumslinien wünschen musste, der Oesellschaft deren 
Finanzierung nicht allzu leicht zu machen. 

So liess sich in Bezug auf die Haltung, welche der Bund 
im Falle der sofortigen Verstaatlichung der Nordostbahn ihren 
Bauverpäichtungen gegenüber einnehmen würde, wegen der 
Opfer, welche er dann selbst bringen musste, nicht viel Gün- 
stiges für die betreffenden Landesgegenden voraussehen. An 
die zwischen der Nordostbahn und den Interessenten an den 
Moratoriumslinien bestehenden privatrechtlichen Verbindlich- 
keiten hielt sich allerdings auch der Bund bei einem all^lligen 
Rückkaufe für gebunden, um so mehr, als er sich dnrch die 
Rettung der Nordostbahn im Jahre 1877 moralisch verpöicbtet 
hatte, die Landes- und Verkehrsinteressen jener Gegenden za 
schützen. Indessen bestand von diesem aus der Nachfolge in 
die Nordostbahu sich ergebenden Verhältnis unabhängig das 
Hoheiterecht des Bundes. Diesem zufolge glaubte er aber, 
durch die Bauverträge nur dann gebunden zu sein, wenn seine 
Zustimmung zum Bau, sovrie die Eonzessionen und Fristver- 
längerungen, früher wirklich erteilt worden waren. Nun be- 
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stand aber für die MoTatoriumalini« Thalweil-Zng keine Kon- 
zeasion fSr das Teilatfick auf Zuger Gebiet; da diese Linie 
so wie 80 dem Bunde schwere Einbussen gebracht hätte, so war 
dies ein gnter Yorwand, in Besag auf diese Linie sieb volle 
Fieiheit zu wahren, und dem Interesse nachzugeben, welches 
der Bund als zukünftiger Eüsenbahnfiskna daran hatte, diese 
allerkostspieUgste Moratoriumslinie nicht zu bauen. 

Indessen ruhten die Verhandlungen Über den Ankauf nicht 
lange. Mitte November 1887 erschien e i u Aktionär der Nord- 
ostbahn imd erklärte dem Bundesrate, er sei in der Lage, über 
eine bedeutende Anzahl, und in kurzer Frist über das absolute 
Mehr sämtUcberNordostbahnaktien verfügen zu kdnnen; gleich- 
zeitig offerierte er die Frioritäts- zu 600 und die Stammaktien 
zu 500 Franken, in 3^/» ''/o igen eidgenössischen Obligatioaen 
zahlbar. Schon weil dabei der Bundesrat die bittere Erfahrung 
machen musste, daas bei der Nordostbahn an Stelle einer viel- 
köpfigen Aktiengesellscbaft bloss mehr wenige Aktionäre ge- 
treten waren, und weil er die Beseitigung dieses Znstandes 
als Pflicht des Staates ansehen musste, sah er sich veranlasst, 
das Angebot mindestens zu prüfen. Daraufbin machte er 
seinerseits der Qesellschaft das weitere Anerbieten, die Bahn 
mit ihrem Soll und Haben und allen Zubehörden zu 450 Franken 
pro Aktie zu Übernehmen, 

Am 18. Januar 1888 war ein Entwurf zu einem Kauf- 
vertrag aus Verhandlungen zwischen dem Bundesrat und der 
Direktion hervorgegangen. Der Bund sollte danach die ge- 
samte Unternehmung mit allen Rechten und Pflichten Über- 
nehmen , „behielt sich aber bei dieser Uebemahme seine 
hoheitlichen Rechte in vollem Umfenge vor" '). In S^jt^joigen 
Obligationen, al pari berechnet, wäre der Preis 600, bezw. 
500 Franken für die Aktie gewesen, mit Zinsbeginn vom 
1. Jannar 1887 an und ratenweiser Bückzahlung des Kapitals in 
längstens 70 Jahren. 

Der Vertr^ war f^ die Nordostbahn nicht ungünstig, 
denn im Jahre 1887 hatten die Aktionäre erst 2,83°/o Durch- 
Bchnittsdividende und erst im Jahre 1888 zum ersten Male 

') Rückkaufabotachaft S. 83. 
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wieder mehr ala i°k, nämlich 4,78'*/o, erhalten'). Trotüdem 
machte die aasserordeatliche GeneralTersamnilang der Aktionäre 
vom 25. Febmar 1888 die Glenehmigniig des Yertrages von 
kleinen Aufbessernngeu fUr die Aktien abhängig. 

Inzwischen hatte aber die oben angefahrte Elanset mit 
dem Vorbehalt der hoheitlichen Rechte und die ihr vom Bundes- 
rate zugedachte Interpretation bei den interessierten Landes- 
gegenden einen Sturm der Entrüstung und des Widerspruchs 
hervorgerufen. Han hegte ausserdem das Misstrauen, der Band 
-werde dadurch ein Mittel finden, irgendwie nicht bloss bei 
Tbalweil>Zug, sondern auch bei den anderen Moratoriumslinien 
die Änsftlhrnng zu verzögern oder ganz zu unterlassen. So 
vereinten sich in der Opposition die Qegner der Verstaatlichung 
überhaupt mit den Vertretern der um ihre geplanten Eisen- 
bahnen besorgten Qegenden, welche sich mit Moratorien hatten 
begnügen müssen. Infolge dieses Widerspruchs aber mnsste 
sich der Bundesrat Überzeugen, dass die Bnndesvereammlung 
den Vertrag verwerfen werde, und da benutzte er denn den 
Anlaas, die Verhandlungen abzubrechen, als er von den durch 
die Generalversammlnng der Nordostbahn gestellten neuen Be- 
dingungen Kenntnis erhielt. 

So scheiterte der erste ernsthafte VerstaatlichungSTersuch. 

III. Kurz darauf musste die Fusion der westschweizerischen 
Bahngesellschaften den Bund zu weiterem positivem Ein- 
schreiten veranlassen ^. Mit der Tendenz der jüngsten Eisen- 
bahnpolitik vertrug es sich nicht, ihr ruhig zuzusehen. Denn 
schon im Wesen einer Fusion privater Eisenbahnanternehmunges 
liegt es, dass sie von der Verstaatlichung abführt. Sodann 
hatte an dieser Fusion speziell die Eidgenossenschaft ein be- 
sonderes Interesse. Hier kam nämlich der Einäuss des Kan- 
tons Bern in hervorragender Weise zur Geltung, denn seine 
Beteiligung und sein Eiufluss hatten der mit Ihsionierten Jnra- 
Bern-Luzero-Babn den Charakter einer Staatsbahn verliehen. 
Die Fusion bedeutete sodann nichts anderes als eine eisenbahn- 

■] Ygl. die EiseabahiutiitiBtik pro 1887 uud 188S. 

■) BBl. 1889, IV S. 1197 ff. E. Ä. S. (N. F.) X S. 2» ff. BBl. 1890, 
III S. 86 ff-, 967. A. 8. (N. F.) XI S. 742 ff. E. A. S. (N. F.) XI S. 25» 
bis 260. 
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politüche BnndeegenoBBeiigdiaft der Stände Bern, Freibnrg, 
Waadt und Wallis zur Erreicbnng des Simplondurchstichs: 
sie besassen zusammen 77777 Stfick Aktden tind mehr als ein 
Drittel der Stimmen im Verwaltungsrate der neuen Qesell- 
Bchaft. So ergab eicb, im Verein mit der al^emeinen Richtung 
des neuen Kurses der Eisenbahnpolitik, fGr den Band hier die 
spezielle Notwendigkeit des Einschreitens aus seinem Interesse, 
die Freisgabe des grOaatea schweizerischen Eisenbahnnetzes an 
die Kantonalgewalten zu Terhindern. 

1. Das radikalste und gründlichste Eingreifen hätte natür- 
lich in einem Rückkauf bestanden. Bis zur Genehmigung der 
Fudon eeitens der BundesTersammlung hatten ihn auch die 
Gesellschaften dem Bunde angeboten und zwar: 

a) auf Grundlage des Fusionsvertrages , wonach also der 
Bund 104000 Prioritätsaktien zu 500 Franken und 170000 alte 
Stammaktien samt GenoBscbeinen zu 250 Franken hätte (Iber- 
nehmen mßsseii. 

b) Und die zweite Bedingung war die sofortige Ueber- 
nähme' des Baues der Simplonbahn. 

Indessen wäre das Geschäft fEir den Bund ein schlechtes 
gewesen. Wenn man die DurchschnittsdiTidenden ^) der Jahre 
1880 — lg89 zu Grunde legt, sowie einen Kspitalisierungszins- 
fuBB von 3'/i°/o, so hätte sich fKr die Prioritätsaktien zwar ein 
Wert von Fr. 606.43 auerecknen lassen, ffir die Stammaktien 
aber nur ein solcher von Fr. 131.86. So wäre schon unter 
Zugrundelegung dieser Zahlen dem Buode ein Verlust er- 
wachsen*). Sodann aber standen Erhöhungen der Aasgaben 
bevor infolge des Eilfskaasen- und des damals projektierten 
Arbeitszeitgesetzes, denen sich auch der Bund natürlich nicht 
hätte entziehen können. Endlich wäre es für des Bund zu 
früh gewesen, sich damals schon ffir die Ausführung des Simplon- 
durchstichs zu binden. Diese Frage war noch nicht reif, denn 



'} Vgl die noch der Eiseabahnitatistik vorgenonunene Zatammen- 
stelloDg der RflckkaufiibotBcbaft. Die DorcbsdiuittidiTideDde ffir die 
Prioritftten betrug 4,245 °/d, di^enige fOr die StunmabtieD 0,1^ 'jt (No- 
minalwert 500 Fr,). Vgl. Kackkanfabotacbaft, Beilage XTCa. 

*) Für einen Wert von 85 484920 Fr. hätte er 94500000 Fr. be- 
zahlen mflwen. 
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der Ootthard var ja erst vor sieben Jahren erö0iiet worden. 
So sah sich der Bund gezwungen, von einem sofortigen RSck- 
kauf abzusehen. 

2. Daher blieb ihm denn nichts anderes ttbrig, als sich 
zunftchst gtlDstigere konzeseionsgemässe Rttckkanfsbedingungen 
zu sichern. Ein drastisches Beispiel von dem schweizerischen 
Eonzesaionssystem bietet die Tatsache, dass das fusionierte Netz 
mit seinen ca. 600 Kilometern aus nicht weniger als 27 Kon- 
zessionsobjekton sich zusammensetzte '). Wurden nun die Ent- 
schädigungen für jede der 27 mit besonderen Konzessionen 
Terseheoen, zum Teil Kusserst schlecht rentierenden Linien 
gesondert berechnet, so war die Stellung des Bundes sehr 
uDgÜnstig. Daher wurde an die Genehmigung der Konzessions- 
übertragung der Vorbehalt gekntipft, dass das Netz als anteil- 
bares RQckkaufaobjekt betrachtet und die Sntschädigung auf 
Qrund des Anlagekapitals, oder aber auf Grund des Beinertrags 
des ganzen Netzes berechnet werde. Infolge der Fusion war 
nun allerdings ein Rückgang der Betriebskosten und damit eine 
Erhöhung des Gesamtreinertrages zu erwarten, und in dieser 
Hinsicht wirkte die Fusion fOr den Bund ungQnstig. Aber 
nunmehr war der Fall angeschlossen, dass aus dem Anlage- 
kapital der schlechten Linien und dem Reinertr^e der ein- 
zelnen guten Linien eine viel zn hohe EntschSdigur^ heraus- 
komme. Weiterhin fanden alle durch die Normalkonzession 
geschaffenen Neuerungen selbstredend auch hier Platz; so 
wurde insbesondere die Etodignngsirist beim Rückkauf von 
fünf auf drei Jahre herabgesetzt. Endlich behielt sich der 
Bund das Recht toi, Bau nnd Betrieb der Simplonbaho jeder- 
zeit selbst an die Hand zn nehmen, nnd in diesem Falle auch 
vor dem ersten Kündigungstermin, d. h. vor dem I.Mai 1903, 
die Abtretung des fusionierten Netzes zu verlangen, und zwar 
auf nur einjährige Kündigung hin. Schon dank diesem Vor- 
behalt war also die Stellung des Bandes zur Jura-Simplon- 
Bahn im Vei^leich zu derjenigen zu den anderen schweize- 
rischen Bahnen recht bedeutend. ' 

3. Sie wurde aber noch mehr verstärkt durch eine Be- 



') Eisenbaluutatistik pro 1 
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BtimmuDg, welche eine Aeuderung des Art. 15 der Statuten 
verfugte. Danach sollten, in Anwendung der Ausnabmebestmi- 
mung Ton Art. 6 des BecIiDungBgeBetzes von 1883 ^), neben 
den Aktien der Kantone auch di^enigen des Bundes von der 
Stimmrecbtabeschillnkung des Art. 640 Abs. 2 des Obligationen- 
rechte ') anagenommen sein. 

4. Eine direkte Einwirkung auf die interne Oeschfifts- 
fnhiuag der Gfesellscbaft wurde dem Bundesrate endlich dadurch 
ermöglicht, dass ei die Befi^is erhielt, vier Mitglieder ihres 
Yerwaltungsrates zu ernennen. — 

Die zu Gunsten des Bundes geschaffene Ausnahmebestim- 
mung mit Bezug auf das unbeschränkte Stimmrecht in den 
Generalversammlungen gewährte ihm nun die Möglichkeit, als 
privilegierter Teilhaber in die Gesellschaft einzutreten, dadurch 
das öffentliche Interesse stu wahren and so «den inneren Wider- 
spruch, der — nach Ansicht des Bundesrates — in der Eisen- 
bahnaktienge Seilschaft liegt* *), einigermassen zu mildem. Ganz 
besonders aber hatte er es in der Hand, in einem für ihn vor- 
teilhaften Momente die Erwerbung der Bahn zu eigenen Händen 
herbeizufßhren, indem er sich die Stimmenmehrheit in der 
Generalversammlung verschaffte. 

Da der Bund indessen noch keine Aktien hatte, musste 
er zunächst suchen, sit^ solche zu erwerben. Was lag da 
näher, als den Aktienbesitz des Hauptaktionärs, des Kantons 
Bern, ins Auge zn fassen, welcher so wie so eine ffir den Bund 
unter Umständen lästige konkurrierende Staatsgewalt bildete ? 
Durch Vertrag vom 19. Mai 1890 kam wirklich ein Kauf- 

') Aft 6. .In Abweichnug von den Torsohriftan dea Obligationen' 
recht« bleiben die Re<^te, welche dem Bunde und dea Santonen in betreff 
der Stimmbereohtignng und der Terwaltong gegenüber einzelnen Eieen- 
bahngeaelleobaften zur Zeit zuateheu, gewahrt, nnd es haben ancb in 
Znkonit die BundeabehOrden die Beß^^, derartige YerhUltniaae durch 
die Konzeationen oder bei der FrDfong der Statuten oder der Yertr&ge 
xa ordnen oder zu genehmigen.' 

"i , Vorbehalten bleibt der QesellBohaft, durch ihre Statuten die 
Stimmeuzahl der Besitzer von mehreren Aktien zn beachränken. £einen- 
falls darf ein einzelner Aktionär mehr als den fttnften Teil der s&mtlichen 
vertretenen Stinimzechte in aich vereinigen.' 

■) BBl. 1890, in s. 8a 
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geechäft zu stände. Dieses sollte aber nnr ein erster Schritt 
sein zum schliesslichen Erverb der ganzen ÜDtemehmiing. 
Ton den Aktien wollte sich nun der Bund so riele Terschaffea, 
als zur ErUngai^ der überwiegenden Stimmenzahl in der 
GteneralTersammlnng nOing «aren, also nach der Erfahrung etwa 
ein Drittel •), So wäre er in die beneidenswerte Lage ge- 
kommen, als Herr ond Meister über die Aktiengesellschaft zn 



Der Kanton Bern trat nach dem Vertrage dem Bunde 
30000 Prioritätsaktien der faeionierten Gesellschaft ab. DafQr 
bezahlte dieser je eine jährliche Rente Ton 20 Franken, indem 
er für eine Aktie zu 500 Franken einen S^/oigen Rententitel 
zu 600 Flanken ausgab, zum Enise von dO°/o, mit Benten- 
genuse vom 1. Januar 1890 an. Das Recht, die Titel ins- 
gesamt oder serienweise gegen zwölfmonatlicbe Kündigung auf 
einen der drei jährlichen Zinsrerfallt^e al pari einzuISsen, 
wurde vorbehalten. Wenn man den wirklichen Zinsfuss von 
S'/i^/o zu Örunde legte, so ergab sich aus der Kapitalisierung 
der Rente als Ankaufspreis «ner Aktie der Betrag von Fr. 571 .43. 
Die Rentabilitilt des Geschäftes hing davon ab, ob die Aktien 
auch in Zukunft eine Dividende von 4'/i */o, also von Fr. 22.50 
einbringen würden. Wurde diese erreicht, dann machte näm- 
lich der Bund noch einen Gewinn von Fr. 2.50 pro Aktie. 

Zugleich wurde aus den CeberschüBsen , welche aus der 
Differenz zwischen der Jahresdividende und dem Renteobetrag 
erhofft wurden, ein Spezialfonds, der sogenannte Eisenbahn- 
fonds, gebildet, dessen Verwaltung und Verwendung der Sfätere 
Bundesbeschluss vom 19. Dezember 1890 regelt *). Er bildet 
eine Art Reservefonds, ist aber nicht zu weiteren Afctien- 
ankäufen bestimmt, sondern bloss zum Bückkauf von Renten- 
titeln am offenen Markte. Da ausserdem neben den Erträgnissen 
der Aktien und den Zinsen angelegter Gelder auch alliallige 

') Die Gesamtzahl der Aktien betrug: 

104000 PrioritätaaMien, 

170000 alte und 
70 000 neae Stunmaktien. 
*) A.S. (N.F.) XI 8. 742 ff. BBl. 1880, IV S.604 ff.; 1881, IV 
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ander« Zuwendungen an den Eisenbahcfonds aU Eimiahmen 
deBselban in Anssicht genommen waren, so sollte er anch 
T.at AblSsnng der BentenÜtel dienen, sofern vom KOnd^nge- 
recht Gebrauch gemacht würde. Diese darf aber nicht in 
geringeren Summen als 1 Million Franken geschehen und 
benötigt die Bewilligung der BandesTersammtnng. Der Eisen- 
b&bnfonds wurde fortan altjäbrlich in der eidgenössischen 
Staatsrechnnng besonders aufgeführt. 

Durch Bundesbeschluss vom 27. Juni 1890 ratifizierte die 
Bundesrer Sammlung den Vertrag und ermächtigte zugleich den 
Bundesrat zu weiteren Aktienanhäufen unter der Bedingung, 
dasB der in diesem Vertrag festf^esetzte Preis nicht überschritten 
werde. So wurden anch zu den 30000 erworbenen Aktien, 
nachdem ihre Erwerbung allseitige Zustimmung gefunden hatte, 
Tom Bunde 47090 weitere Stücke in den Jahren 1890 und 1891 
hinzugekauft, teils gegen Rententitel ä Fr. 600, teils gegen 
bar netto ä Fr. 573. 

Der Erfolg der Operation ist nach den Erträgnissen der 
. späteren Jahre klar zu beurteilen. Statt einer Dividende von 
Fr. 22.50 brachte das Jahr 1891 blosse 2,40°/o, d. b. nur 
Fr. 12.— pro Prioritätsaktie ein, das Jahr 1892 sc^ar nur 
l,50<'/o oder Fr. 7.50, während im Jahre 1893 die Dividende 
wieder 20 Franken erreichte, um sich erst im Jahre 1894 und 
später abermals auf Fr. 22.50 zu erheben ^). So war also 
hinsichtlich ihrer finanziellen Wirkungen die Operation eine 
verfehlte, und dies nicht zum mindesten nach dem eigenen 
Seatändnis des Bondesrates. In den Jahren 1890 bis 1896 
wurden nämlich nach dessen eigener Rechnung ') aus dem 
Eisenbahnfonds Fr. 834115 mehr an Renten entrichtet als ihm 
an Dividenden zuflössen. Und dabei sind die nicht unbedeu- 
tenden Zinsverlnste nicht mit eingerechnet, welche sich daraus 
ei^ben, dass die Dividende erst sechs Monate nach Schluas des 
Rechnungsjahres ausgerichtet wurde, während die Rente je zu 
einem Drittel im Januar, Mai und September zu bezahlen war. 



') Vgl Beilage XVU a der Rflckkaufsbotschaa EoL. 555 der Giten- 
twhiutatiitik gibt nnr die Dniohaclitiittsdividende fDr Priorittlti- nnd 



) Rfickkaofabotflchaft 8. 41. 
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Wenn aXao aua finanziellen Erwägungen der ßentabilitöt 
der Aktienankanf kanm zq billigen ist, so musB er dagegen 
dennoch als politische Notwendigkeit der damaligen Zeit an- 
erkannt werden. Er lässt sich erklären aus der Zwangslage, 
in welcher sich gewissermassen der Bund den in der neuen 
Oesellschafl fibermächtig zu werden drohenden westschweize- 
rischen Kantonen gegenüber befand. Seine zentralistische Eisen- 
bahnpolitik und die Interessen des ganzen Landes mussten sich 
gegen eine solche üebermachb sträuben. 

Der Plan des Bundesrates, allmählich dnrc^ weitere Aktien- 
ankäufe die Alleinherrschaft in der Gesellschaft zu erwerben, 
verwirklichte sich allerdbgs nicht. Die Aktienerwerbungen 
wurden schon nach 1891 sietiert, denn sie hatten ja angesichts 
des Beginnes der Vorbereitungen zur grossen, allgemeinen Ver- 
staatlichung vorläufig wenigstens keinen Sinn mehr. Sollte doch 
ihr Weg ein anderer werden i). 

IV. Bald bot sich fQr den Bund eine weitere Öel^enbeit, 
auf dem eben betretenen Wege des Aktienankaufs in ent- 
scheidender Weise vorzugehen '). Ein Konsortium von Banken, 
nämlidi der Internationalen und der Deutschen Bank in Berlin, 
sowie dem Bankverein in Zürich und der Eidgenössischen Bank 
in Bern, machte ihm Offerten fSr die BeschaSung von Gentral- 
bahnaktien, und am 5. März 1891 kam ein Vertrag zu stände. 
Kochdem der Bund sich bereits bei der Jura-Simplon-Bahn 
eine massgebende Stellung geschaffen hatte und hoffen konnte, 
sie durch weitere Aktienerwerbungen noch zu verstärken, war 
ihm nidits erwünschter, als den Erwerb der Gentralbahn an- 
zubahnen, um so im stände zu sein, diesen beiden teils in- 
einander verflochtenen Netzen die Vorteile des einbeitlicheii 



') Eine noch später zu berührende anderweitige Vorbereitung der 
Terataatlichung war die nnf Protokoll vom 22. Oktober 1890 (GescMfls- 
bericht der Jura-Simplon-Bahn pro 1890 8. 100) fasgende Festlegung dea 
Anlagekapital! fDr den Bttckkaof. 

') Vgl. daza folgend« Material: BBl. 1891, I S. 698 ff., 936; 1891, 
II 8. 841 ff., m S. 734; 1898, I S. 70 ff. Schweizerische Ceatralbahn, 
Beilage znm GeBch&ftsbericbt fOi du Jahr 1890. Amtliches stenogr^ihi- 
schee Bulletin der achweizeriscben Bundesvenanunlnng, Juni 1891. Bflck- 
kanüibotfichaft B. 41—44. 
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Betriebs zukommen zu lassen. So war ihm ferner die Mög- 
lichkeit gegeben, sowohl innerhnlb der beiden Gesellschaften 
einen Druck anszofibeo entsprechend seiner Tendenz nach 
Zentralisation, als auch, infolge seiner herrorragenden SteUnng 
in diesem nun zum weitaas grössten gewordenen Eisenbahn- 
netze der Schweiz, die anderen PriTatbahnen zu beeinflussen. 
Endlich hatte die fOr die Ertragsberechnong beim nächsten 
koDzessionsgemässen Rfickkanf massgebende zehnjährige Periode 
zum grossen Teile im Jahre 188S bereits begonnen, und da 
war es dem Bunde erwünscht, in der Lage zu sein, selber ein 
fQr ihn nidernatOiliches Hinaufschrauben der Reineinnahmen 
ans der Nahe hintertreiben zu kennen. 

So konnte dem Bundesrate die Offerte nur angenehm sein. 

Wie der Ankauf der Jura-Simplon-Aktien , so sollte in- 
dessen auch diese Massregel nur ein Mittel zum Zweck sein. 
Die Absicht des Bundesrates war keineswegs, den Bund dauernd 
zam Grossaktionär der Gentralbahn zu machen. Vielmehr sollte 
ihm der Aktienankauf nur ein Mittel in die Hand geben, um 
in der Gesellschaft ein massgebendes Wort sprechen und bei 
einer besonderen Gunst der Verhältnisse zur sofortigen Ein- 
leitung der Verstaatlichung infolge Gesellschaftisbe Schlusses 
achreiten zu können. Die Vorzugsstellung des Bundes war 
indessen hier von Anfang an als eine noch stärkere gedacht 
als bei der Jura-Simplon-Bahn ; er wollte noch radikaler zu- 
greifen. Es handelte sich nämlich um die Erwerbung von 
nicht weniger als 50000, das heisst der Hälfte der Aktien der 
Gesellschaft, also am eine gänzliche Unterordnung der anderen 
Aktionäre unter die Bundesgewalt, um die Schaffung einer 
Earikatui von einer priTaten Aktiengesellschaft. 

Dies war aber nur eine Alternative. Der schon anläss- 
lich der Nordostbahnangelegenheit aufgetretene Verstaatlichungs- 
gedanke, welcher in Ansätzen beim Ankauf der Jura-Simplon- 
Äktien und ganz besonders beim nunmehr projektierten weiteren 
Aktienankauf wiederkehrte, sollte, wenn möglich, zu sofortiger 
Verwirklichung gebracht werden. Als Alternative zum Aktien- 
ankauf brachte nämlich jetzt der Bundesrat den allerdings 
offeneren und einfacheren Weg des vertragsmässigen Ankaufs 
der ganzen Centralbahnunternehmung in Vorschlag. Ein Ver- 
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trag kam zu etande zwischen dem BundeBrate und dem DirektoTinm 
der GlesellBcliafl:, und er wurde am 25. April bezw. am 24. Jnni 
1891 vom Verwaltungsrat nnd der 9eneralTersammlniig derselben 
genehmigt unter der Bedingung, dasB der Bund ihn bis zum 
1. Januar 1892 ratifiziere. 

Mit dem Plane dee Aktienankaufs musste aber noch eine 
weitere geeetzgeberiBche Massnahme verknüpft werden, sollte 
die ihm zu Grunde liegende Tendenz, auf welche ea ja allein 
ankam, verwirklicht werden kSnnen. Das Hindernis begegnete 
ans schon £rGher : bb lag in der im Interesse der Kleinaktioi^ie 
anfgestellten StimmrechtsbeBchränkung des Art 640 des Obli- 
gationenrechts. Wurde hier nicht Abhilfe geschaffen, so war 
die beabsichtigte dominierende Stellung des Bundes illuBorisch, 
denn was hätten ihm die vielen Aktien genfitzt, wenn er fSi 
sie nicht ein volles Stimmrecht gehabt hätte ? Zwar hatte man 
auf Grund von Art. 6 des Rechnungsgesetzes seinerzeit beim Er- 
werb der Jura-Simplon-Aktien den Bund von der Beschränkung 
im Stimmrecht ausgenommen, allein die Anwendung jenes Ar- 
tikels schien in diesem Falle versagt zu sein, da kein von ihm 
in Aussicht genommener Anlass vorlag, als da waren: Er- 
teilung der Konzessionen nnd Prüfung von Statuten oder Ver- 
trägen '). So schlug denn zur HerbeifDhrung derselben Wirkung 
der Bundesrat in untrennbarem Zusammenhange mit dem An- 
trag auf partiellen Aktienankauf eine Abänderung dieses Art. 6 
vor, im wesentlichen folgenden Inhaltes: «Die in Art. 640, 
Absatz 2 des Obligationenrechts enthaltenen Beschränkungen 
des Stimmrechts der Aktionäre finden auf Eisenbahnaktien, 
welche sich im Besitz des Bundes oder der Kantone befinden, 
keine Anwendung' *). Für alle Aktien des Staates sollte also 
ein Ansnabmerecht bestehen. 

Die Bedingungen des Ksu^eschäftes waren dieselben, ob 
man sich für den blossen partiellen Aktienankauf oder aber 
ffir den Ankauf der ganzen Unternehmung entschied. D^r 
Preis für die Aktien der Centralbahn musste von vornherein 
ein bedeutend höherer sein als derjenige für die Jura-Simplon- 



') Vgl. oben S. 187 Amn. 1 und 2. 
") BBl. 1891, I S. 717. 
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Aktien, denn sie war nach allaeitigem Zengoisse in der Bundes- 
Ters&mntlnng vorzüglich verwaltet, und sie konnte Dividenden 
ansiichten, welche in den Jahren 1882 — 1890, in stetiger 
Zunahme begrifFen, Sß—Gfi^la des Äbüenkapitala betragen ^)^). 
Zar Ermittelang des Kaufpreises benutzte man nun die nach ' 
den Angaben der Bisenbaknstatistik votliegenden Eeinerti%e 
der Jahre 1885 bis 1889, welche, unter Abzug der Kosten 
für die Verzinsung der konsolidierten Anleihen, im Durchschnitt 
pro Jahr Fr. 3140248, also Fr. 31.40 für eine Aktie") be- 
trugen. So beantragte denn der Bundesrat, für jede Aktie 
30 Franken S^/oiger eidgenössischer Rente jährlich eu entrichten, 
also pro Aktie einen Kapitalbetrag von Fr. 1000. Wenn man 
in Berücksichtigung zieht, dass mit den Aktien der ganze 
Ckinpon von 1891 abgetreten wurde, während der Zins der 
Rententitel erst vom August desselben Jahres laufen sollte, so 
betrug der Kaufpreis eigentlich nur eine liente von Fr. 29.47 
pro Aktie nnd der Gewinn des Bundes je Fr, 1.93^); und dazu 
versprachen die Erträgnisse des allerdings durch die Pariser 
Weltausstellung stark beeinflussten Jahres 1889 und die trotz- 
dem nicht viel tieferen des Jahres 1890 noch grösseren Ge- 
winn für die Zukunft. 

Allerdinga war infolge des Ruhetagsgesetzes für die nächsten 
Jahre eine ziemliche Steigerung der Ausgaben und ein vorüber- 
gehender Rückgang in den Dividenden zu erwarten. Dieser 
Umstand mag die Aktionäre, welche im Jahre 1889 33 Franken 
Dividende bezogen hatten, veranlasst haben, sich schlieaslicL 
einstimmig mit einem niedrigeren Kauipreis zufrieden eu geben, 
nachdem nur eine Minderheit des Yerwaltungsrates ihn zu 

■) Tgl. Eol. £55 der Eisenbabnstatistik. 

*) Die UeberechüMti der Geeamteitinahmen über die GesamtAusgaben 
betrugen pro Bahnkilometer : 

im Jahre 1883 ... Fr. 17 521, 

dagegen , , 1888 . . . , 20 652, 

, 1889 ... .22895, 

, , 1890 .... 20913. 

(Vgl. Eol. 515 der EieenbahiiBtatistik.) 

■) HShe des Aktienkapitala : Fr. 50 000 000 (in Stücke zu Fr. 500 
eingeteill). Tgl. Kol. 12 der Eiaenbabnstatirtik pro 1890. 
*) Fr. 81.40 minus Fr. 29.47. 
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niedrig gefan den hatte, da eineDnrclischnittsreiite von mindestens 
30 Franken anch fBr die Zakmift gesichert sei. Letztere Ter- 
mtituDg erwies eich allerdings als total nnrichtig. Wie ea sieh 
Dachher zeigte, warfen die Jahre 1891 tmd 1892 nar 4,4 bezw, 
4> Dividende ab, während erst sptUer eine nene Steigerung 
der Ertrilgnisse eintrat, welche fOr das Jahr 1895 wieder die 
Verteilung von 6,5 "/o Dividende ermögUchte *). So hätte jeden- 
falls fQr die erste Zeit der vom Bundesrate erwartete Minimal- 
gewinn von Fr. 1.93 pro Aktie einem ganz beträchtlichen 
Defizite Platz machen mttsseo. 

Als nnn die Angelegenheit im Juni 1891 vor die Bäte 
kam, war man Über die Absicht, plötzlich zu einer eigenUichen 
Staatebahn überzugehen, etwas erstaunt. Erst drei Jahre vorher 
waren nämlich die Yerhandlongen mit der Kordostbahn abge- 
hrochen worden, und seither war der Gedanke an eine sofortige 
Verstaatlichung wieder etwas eingeschlnmmert; denn so sehr 
der Ankauf der Jura-Simplon-Aktien ein Schritt war, welcher 
ihr direkt zustrebte und vom Bundesrat auch als solcher 
qualifiziert worden war, so entschieden war doch ein sofortiger 
Rückkauf der neu fusionierten Bahnen zn teuer befunden worden 
und ausser Frage gekommen. So hatten sich anch nur wenige 
ober die Organisation einer vielleicht erst in vielen Jahren zu 
gewärtigenden Staatsbahn Sedanken gemacht. Da kam anf 
einmal dieses Projekt und fiel in dieser Hinsicht auf unvor- 
bereiteten Boden. So riefen denn einfiussreiche Stimmen nach 
einer Auskunft über die beabsichtigte Organisaläon der zu- 
künftigen Staatsbahnen, oder nach vorheriger Ausarbeitung 
eines Organisationsgeeetzes , vorab die nationalrätliche Kom- 
mission und die kaufmännische Gesellschaft von Zürich, und 
sie warnten vor zu grosser Hast. Dies veranlasste den Bundes- 
rat, in einer Nachtr^sbotschaft seine vorläufigen Orgauisations- 
pläne zu beleuchten, allerdings aber nur in einer flüchtigen 
Skizzierung, die keineswegs allgemein befriedigte. 

Der Doppelvorscbl^ kam zunächst vor den National- 
rat, und es entwickelte sich eine lange, sehr interessante 
Debatte, welche bemerkenswerte Streiflichter warf sowohl auf 



') Vgl. Eol. 555 der EiaenbahiutatiBtik. 
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die Stimmung im Volke als auch auf die Hanptursacben der- 
selben. 

Dieser Anlauf zur SisenbahnTerstaatlichung in der Schweiz 
traf naturgemäss aaf die gescblossene Pbalanx ron prinzipiellen 
Gegnern, zn welchen znm groesen Teile die Vertreter der 
katholisch-ultramontanen Landesteile and eine Anzahl West- 
schweizer gehörten, die ja Oberhaupt die meisten zentralistischen 
Hassregeln des Bundes von föderalistischen Oesichtepimliten 
aus bekämpfen. Za ihnen gesellten sich in diesem speziellen 
Falle aber auch die anderen westschweizeriscben Abgeordneten, 
und zwar wegen lokaler Interessen an baldiger Lösnng der 
Simplonfrage. Man ftirchtete eben in ihrer Heimat, der Band 
wQrde der Simplonbahn weniger Interesse znwenden, nachdem 
einmal die Gentralbahn in seinen Besitz gekommen sei. Damm 
konnten diese weatschweizeriscben Abgeordneten auch nur dem 
Äktienankauf znatimraen. 

So fanden sich denn die Freande der Verstaatlichung vor- 
zagsweise nnter den Vertretern der fortschrittlichen Eantone 
der deutschen Schweiz. Manche, wie vor allem Nationalrat 
Harti ans Bern, redeten einer £rfas3nng der Angelegenheit 
Ton grossen Gesichtspunkten ans das Wort nnd befürworteten 
darum den sofortigen Qesamtankanf der Babn. Fflr diesen 
trat man von anderer Seite ausschliesslich ein, weil der Aktien- 
ankauf den Bund in eine äusseret schiefe Stellang zu bringen 
drohte, indem er Oroasaktionär und Aufsichtsbehörde in einer 
Person würde. Andere, bedächtigere Stimmen endlich konnten 
nttr dem Aktienankanf das Wort reden, weil fSr den Gesamt- 
ankauf der Boden noch zu unvorbereitet sei. 

Die Freunde der fortschrittlichen Anträge des Bundesrates 
hatten zwar im Nationalrat die Mehrheit, aber die Gegner 
hatten Argumente bei der Hand, welche auf das Volk grossen 
Eindrack machen konnten und sich sehr beqnem als Schlag- 
wörter gebrauchen liessen. Wenn wir von der Simplonfrage 
ganz abseben, welche ja nur in dem Falle eine Bolle spielen 
sollte, wo der scbliessliche Entscheid auf Gesamtankauf aus- 
fallen würde, so fiel vor allem der hohe Preis der Aktien auf. 
Er war zwar im Vergleich zur Insherigen Rendite der Bahn 
nicht nbertriehen, aber der Umstand, dass die R«nte zu S^/o 

Herold, Der SobweizerUehe Bond nnd dla Elienbalmen. 10 
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kapitaÜBiert wurde, liesa ihn bedentend höher erscheinen aU 
er war. Manche Abgeordnete scheuten vor der Zumutung 
zurQck, eine Eapitalschuld von 1000 Franken einer Aktie von 
500 Franken gleicbzuachten, nnd erst beim Volke war dieser 
Umstand recht dazu geeignet, das Gefühl einer Ueberzahlung 
der Aktien aufkommen zu lassen. Und dies ganz besonders, 
wenn es die Inhaber der Aktien ansah. Es waren zum guten 
Teil ausländische, etwa auch jüdische Spekulanten, and die 
geringe Zuneigung zu diesen fQhrte schon in der Bundes- 
versammlung dazn, dass man davor warnte, ihnen unverdiente 
Gewinste zukommen zu lassen. Und erst beim Volke musste 
dies ein äusserst zugkräftiges Argument bilden. Damit liessen 
sich leicht patriotische und religiöse Leidenschaften in ihm er- 
wecken, welche es, im Verein mit seinen ökonomischen In- 
stinkten, zur Äblehnnng dieser das Inland zu Gunsten des 
Auslandes und der Juden angeblich schädigenden Massregel 
drängen mussten. 

Das schwerste Bedenken aber, welches durchaus stichhaltig 
war und namentlich von juristischer Seite geäussert wurde, 
ging gegen die projektierte Aendernng des Bechnungsgesetzes, 
welche ja mit dem Plane des Aktienankaafs untrennbar ver- 
knüpft war. Diese war auch wirkUch ein unverantwortlicher 
Eingriff in die Rechtsordnung zu Gunsten der Privilegierung 
des Staates, welcher als Privataktionär, als Privatmann in die 
Gesellschaft eintrat. Es war, als wenn hier beim Staate der 
Zweck die Mittel heiligen würde: mau ermöglichte so eine 
verkappte Expropriation, eine Konfiskation von Privatrechten, 
denn nichts stand im Wege, um mit diesem Ausnahmeartikel 
den Eonzessionen ganz einfach ihre Inhaber wegzunehmen. So 
warnte mau eindringhch davor, dass der Bund den ersten 
Grundsatz der staatlichen Freiheit aufgebe, nämlich, dass der 
Staat seine Gesetze auch selbst respektiere. Zwar sollte der 
Umstand die Massregel rechtfertigen, dass die Beschränkung 
des Stimmrechts infolge des üppig blühenden Strohmänner- 
unwesens doch eine Illusion sei, und dass der Bund, der keine 
Strohmänner anstellen könne, doch ein Gegenmittel haben 
müsse. Indessen zc^ es der Rat doch vor, offener vorzugehen, 
und einigte sich auf die neue Bestimmung, dass die Be- 
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schränknngen des Art. 640, 2 aberhitupt auf Generalver- 
sammlungen einer Eisesbahngesellscbatl, bei denen sich der 
Bund oder ein Eanton als Aktionär beteiligt, keine Anwendung 
finden, dasB also in diesem Falle alle Aktien volles Stimm- 
recht haben sollten. Wenn der Bandesrat aber die Hälfte 
aller Aktien an eich bringen wollte, so war im Effekte damit 
gar nichts geändert, denn seine Vorzugsstelinng mit der durch- 
schlagenden EntacheidungsmGglichkeit behielt er so wie so. 

Das Projekt des Aktienankaufs hätte prinzipiell bei alle- 
dem weniger Beachtung verdient als das andere, wegen der 
überr^enden Stellung, welche der Band bei dessen Verwirk- 
lichung in einer privaten Gesellschaft erhielt. Trotzdem aber 
neigte man sich, wesentlich aus Furcht vor Ueberstürzung und 
ganz besonders zur Gewinnung der Weetschweizer, im Nstional- 
rate immer mehr ihm zu, so dass er schliesslich den Gesamt- 
ankauf verwarf und mit der Abänderung des Rechnungsgesetzee 
am 8. Jnni den partiellen Aktienankauf mit 82 gegen 31 
Stimmen annahm. 

Und nun kam eine U eberrasch ung. Der Ständerat, in 
richtiger Beurteilung der Bedenken gegen den Aktienankauf, 
namentlich unter dem Gesichtspunkt der gefährlichen „Drei- 
einigkeit*, in welcher der Bund als „Vormund, Grossaktionär 
und Käufer" auftreten würde, und wegen der misslichen Ab- 
änderung des Rechnungsgesetzes, entschied sich am 18. Jnni 
mit Stichentscheid des Präsidenten fQr den Gesamtankauf. 

Am 14. Juni war eben auf dem Jura-Simplon-Netze der 
furchtbare Brückeneinsturz von Mönchenstein ') erfolgt, welcher 
den Bundesrat mehr als je auf eine mögliche Schadhaftigkeit 
des Unterbaues der Bahnen aufmerksam gemacht und zu einer 
eingebenden Untersuchung veranlasst hatte. Nachdrückliche 
Mahnungen in der zweiten Beratung des Nationalrates , im 
Hinblick darauf die Entscheidung zu verschieben, waren in- 
dessen fruchtlos; es gab jetzt aar mehr die Alternative: so- 
fortige Verstaatlichang der Centraibahn oder nichts, und darum 
trat der Nationalrat mit 80 gegen 38 Stimmen dem Beschlüsse 
des SiÄnderats bei, nachdem Tags zuvor die Generalversamm- 



') Linie Basel-Delsberg-Bie]. 



n,g:,.ndtyG00glc 



, ~ U8 - 

lung der Aktionäre einsiimniig dea Vertrag genehmigt hatte. 
Damit fiel von eelbst das Projekt des partiellen Aktienanksnfa 
und der Abänderong des Rfichnnngsgesetzes dahin. 

Im Volke rief aber dieser Bundesbeschlnss vom 25. Juni 
1891 grossen Widerwillen herTor ^), Zu den prinzipiellen Vei- 
etaatlichongagegnern gesellte sich jetzt die fibrige Westachweiz, 
nnd die Argumente der Opposition taten ihre Schuldigkeit. 
Bia zum 29. September langten 91698 gUltige Unterschriften 
für ein Beferendamsbegehren an. So war eine Volkeabstimmung 
nötig '), nnd in ihr wurde am 6. Dezember, wie kaum anders 
zu erwarten war, der Ankauf der Centrslbahn mit gewaltiger 
Mehrheit — 289406 gegen 130729 Stimmen — verworfen. 
Der hochverdiente Leiter der schweizerischen Eisenbahnpolitik, 
Bundesrat Welti, nahm darauf seinen Rücktritt aus der Behörde. 

Das Ergebnis der Volksabstimmung ist sehr interessant. 
Einmal spiegelten sich darin die Bedenken, welche der angeb- 
lich zu hohe Preis erweckte, wieder. Dann aber haben darin 
die Lokalinteressen eine merkwürdige Ausprägung gefunden: 
die drei eigentlichen Gentralbahnkantone, nämlich Basel, Solo- 
thurn und Bern, nahmen die Vorlage an, alle übrigen, vorab 
das sonst sehr fortschrittliche Zürich, allerdings aber auch der 
fast ganz dem Gentralbahngebiete angehörende Aargau, dieser 
wohl mehr wegen seiner zahlreichen konservativen Bevölkerung, 



') Die verschiedenen Stimmongeii im Volke illDBtrieren e, B. fol- 
gende Publikationen: 

Oegen die VeTataaÜicbuDg wendet sich eine omfiuigreichere ano- 
nyme Broschüre: .Die schweizeriBolte Staatabahn*, sowie die vom Eid- 
genJJraisohen Verein herausgegebene Schrift: ,Znm Ankauf der Centml- 
bahn". 

FOr die Veretaatlichung tritt ein: das Bemei .Correspondenzblatt 
zur Volksabstimmung vom 6. Dezember 1691*, in 4 Nanuaern, ebenso die 
ononjme Schrift: ,Der Ankauf der CentnlbAbn vor dem Schweizerrolke 
— Ein grosses Geschäft*. 

Eine grosse RedeWeltis in einer Baseler Versammlung wird vom 
Luzemer .Vaterland* in einer ExtrabeilEige widerlegt, und gegen dieMs 
Blatt wendet sich J. 0. Hess, Cbef der Abteilung fUr Rechnungswesen 
und Statistik beim Eisenbahndepartement, in einer Broschüre, die recb' 
neriscfae Grundlage der Operation betreffend. — Ü. e. w. 

*) Minimum dazu : 30 000 gQltige ünterscbtiften. Bnndesrerfiisgaog 
Art. 89. 
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verwarfen sie. Man war eben an den Gedanken gewöhnt, dass 
die Stsatsbahn auf jeden Fall bessere Eisenbalmziiatände herbei- 
fOhren müsse als die Privatbabnen. So war es bei dem grossen 
Einäuss der lokalen Kircbtnrmsinter essen auf das Handeln der 
Menschen sehr erklärlicli, dass in dieser onfehlbaren Qewiss- 
beit der ostschweizerische Bürger denjenigen, welcher das dlück 
hatte, dem Centralbahngebiete anzagehSren, mit scheelen Äugen 
ansah und ihm allein den neuen Segen nicht gSnnen mochte. 
Das war fQr den Bundesrat ein nicht zu missverstehender 
Finge^ze^; daför, dass, wenn einmal eine Eieenbahnverataat- 
üchang durchgeführt werden sollte, sie eine allgemein schwei- 
zerische sein muBste, weil sonst die Lokolinteressen die durch 
die Verstaatlichung erwartete BevorzuguDg anderer Landesteile 
Dicht dulden würden. 

Y. Trotzdem jetzt ein ehemaliger Rückkaufegegner Weltia 
Nachfolger in der Leitung des Eiaenbahndepartements wurde, 
kam die Verstaatlichnngsbewegang ni(^t zur Ruhe. Es hiesa 
Tielmehr: die Verstaatlichung ist tot, es lebe die Verstaat- 
lichung ! 

Schon am 29. Januar 1892 wurde in den Räten eine von 
Nationalrat Curti and Ständerat Cornaz eingebrachte Motion 
erheblich erklärt. Sie lautete: .Der Bundesrat wird ein- 
geladen, über die Eisenhahn&^e (Eiaenbahnreform imd Eisen- 
bsbnrückkauf) eine allaeitige Untersuchung zn reranstalten, und 
über die Art und Weise, wie er dieselbe Torzuoehmen gedenke, 
befBtderlicb Bericht und Antrag vorzulegen* '■). 

Durch diese Motion sollte die wirkliche Eisenbahnverataat- 
ücbung eingeleitet und zu wirklicher Durchführung gebracht 
werden. 

Damit stehen wir am Ende unserer geschichtlichen Be- 
trachtungen und an der Schwelle einer neuen Epoche. Eine 
gedrängte Zuaammenf aasung unserer biaherigen Ergebnisse 
dürfte darum am Platze sein. 

In den Torhergehenden Erörterungen sind uns die ver- 
schiedensten Ansichten Ober die zweckmässige Betriebsform der 

') BUckkaofsbotachaft ä. I. 
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Eisenbahneii für die Schweiz eDtgegengetreten. Sie bewegten 
aich zwischen den denkbarsten Extremen, zwischen dem Gte- 
danken an eine reine Staatsbahn nnd der Idee eines so nn- 
eingeschrilnkten Privatbahnsystems, daas man nicht einmal ein 
Eisenbahngesetz als vom Staate &ei abänderlich erklären wollte. 
Die ganze wirkliche Entwicklang zeigt aber, wie aach in 
anderen Ländern'), eine ausgesprochene, unverkennbare Str5- 
mung zur Staatsbahn hin. 

Schon am Anfang der Entwicklung hatte die Idee der 
Staatsbabn warme und überzeugte Befürworter gefunden. 
Allein fßr ihre Verwirklichung war der junge Bond noch nicht 
reif genug: er durfte es nicht wagen, sich in grosse Risiken 
zu stftrzen, und es entsprach anderseits der Idee des noch immer 
sehr mächtigen Föderalismus, die Empfindlichkeit der Eantone 
durch grosse Eonzessionen an sie auch im Eisenbahnwesen zu 
beschwichtigen. In der kleinen Schweiz sollte der politische 
Kleinbetrieb der Kantone auch auf diesem Gebiete zu voller 
Anerkennung kommen; aber bald genug offenbarte sich in den 
Eisenbahnkonflikten ihre Ohnmacht: „Der wirtschaftliche Gross- 
betrieb wuchs dem politischen Kleinbetrieb Ober den Kopf* ^. 
Die Bundesgewalt aber war sozusagen ohne Einfluss. 

Die nun folgende unumschränkte Herrschaft der privaten 
Eisenbahngesellschaften über das Verkehrswesen musste aber 
schliesslich auch die Bundesgewalt zu wirksamen Versuchen 
veranlassen, ihre Macht zu sUlrken. Die Gelegenheit bot sich 
um die Wende der sechziger Jahre. Gefördert von einem 
neuen wirtschaftlichen Aufschwung, getragen ausserdem von 
politischen Bestrebungen, wird die Entwicklung des schwei- 
zerischen Bahnnetzes künstlich durch Subventionen verschiedener 
Kreise gezüchtet, zum Protest gegen die alteingesessenen Ge- 
sellschaften, und damit Hand in Hand geht eine Erweiterung 
der Kompetenzen des Bundes in der Richtung nach einer ein- 
heitlicheren Regelung des schweizerischen Eisenbahnwesens. 

Diese zentralistische Tendenz schreitet nun von da ab 
unaufhaltsam weiter, zunächst noch recht zaghaft infolge der 

') Vf. d. V. s, 621 e. 

*) Cohn, System Bd. III S. 899. 
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Eisenbahnkrisie, dann aber in groaseo Anläufen, »nd eine Reihe 
techoiBcfaer und eozialpolitischei Bnndesgesetze kommen saf 
dem Gebiete des Eisenbahnwesens zu stände. — 

Von einer Tendenz des Bandes nach einer eigentlichen 
Verstaafclichung kann man indessen erst seit dem Jahre 1883 
sprechen^). Vielfache Rubere Rückkaufsrorscbl^e waren nn- 
gebort Tcrhallt, und auch der erste konzessionsgemäsee BUck- 
kaufstermio verstrich unbenutzt. Die Ei^ebnisae der bisherigen 
Entwicklung aber ergaben für den Bnnd die Notwendigkeit, 
wenn er seine neu eingeschlagene Eisenbahnpolitik in konse- 
quenter Weiterbildung zur Verstaatlichung fahren wollte, dafür 
besorgt zu sein, dass die ihm durch die Konzessionen ange- 
wiesene ungünstige Stellung beim Rückkauf auf indirektem 
Wege durch anderweitige Gesetzgebung teilweise behoben 
werden könne. So erklären sich einige neuere, änanzielle und 
BOKialpolitiscbe Gesetze, welche, in erster Linie zu einer Sanie- 
rung der Verwaltung der Gesellscbafken bestimmt, doch auch 
als Kebentendenz eine Pression auf den Rückkaufspreis be- 
absichtigt erBcheinen lassen. Diese Tendenz, sich fflr den 
konzessionsgemässen ROckkauf im Jahre 1903 so Torzubereiten, 
begleitet nun in immer foblbarerer Weise die Bundeseisenbahn- 
politik. 

Einige Anläufe zur Verstaatlichung auf dem Wege des 
Vertrags, nach fremden Mustern, welche teils Überhaupt miss- 
glückten, teils in ihrem Erfolge sich als unrorteilhaft erwiesen, 
suchten der Entwicklung voranzueilen, Sie hatten aber die 
bedeutsame Wirkung, dass sie der Verstaatlichungspolitik der 
kommenden Jahre besondere Wegleitung gaben. Sie zeigten, 
dass die Schweiz, dank ihrer politischen Eigenart, auch hin- 
sichtlich der Eisenbahnverstaatlichung nicht dieselben Wege 
wandeln könne wie andere Länder. 

Wie gestaltete sich denn jetzt die Situation? 

Die Verstaatlichung eines schweizerischen Netzes auf dem 
Wege des freien Vertrages hatte das Volk verworfen. Die 
merkwürdige Erscheinung aber, dass diejenigen Landesgegenden 

') Der Gedanke an einen Rückkauf, welcher 1857 Beiteiu des Buudea- 
ratee geäaesert wurde, fUllt da kaum in Betracht. 
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fdr sie geotimmt hstteo, welche im Beieiche des fr^ichea 
Netzes stBndea, die Tatsache femer, daee die Tagesblätter und 
die Abgeoidneten anderer Gegenden znm grossen Teile keines- 
wegs einer Verstaatlichung im Prinzip abgeneigt waren, die 
neae Motion in der Bandesversammlung, alles dies musste den 
Bundesrat darin bestärken, die Verstaatlichnngspolitik weiter 
zu Terfo^en. 

Es galt aber, ein anderes Yerstaatlichnngssystem zu finden 
als das verworfene. Yor allem mnsste die Yerstaatlichung eine 
allgemeine sein, zur YersShnnng aller Landesgegenden. Dan» 
aber musste der Bundesrat dafür sorgen, dass die Preisfrage 
so gelöst werde, dasa das Volk über ungerechtfertigte Ge- 
winste der Aktionäre sich nicht mehr au&uregen brauchte. 
War der konzessionsgemäese Rückkauf die geeignete neue 
FormP Jedenfalls bedurfte dessen finanzielle Gefährlichkeit 
einer Milderung. Diese aber konnte dadurch erreicht werden, 
dass die im Jahre 1883 zuerst zur Geltang gekommene Neben- 
tendenz in der Oesetzgebang seitens des Bandes zu immer 
bedeutenderer und hervortretenderer Wirksamkeit gebracht 
wurde. 

YoD diesem Bestreben ist zunächst die Entwicklung in 
den folgenden Jahren beherrscht. 



n,g:,.-ndtyG00glc 



Zweiter Hauptteil 

Die Durchfühnmg der Verstaatlichimg 
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Einleitang 
Der koazesBionsgeinässe Rückkaof 

FSr den Bundesrat lag keine YeranlassDng vor, seine 
Yerstaatliclinngspolitik abzubrechen. Sie hatte zwar durch 
den Ausgang der Centralbahnangelegenheit einen Stosa erlitten, 
aber seine iNiederlage brauchte ihn nicht zu entmutigen: die 
Anfechtung von 1891 hatte viel weniger dem Prinzipe als der 
speziellen Form gegolten. !Neben seinen allgemeinen fflr Ver- 
staatlichung sprechenden Rücksichten, die wir unten in ein- 
gehende Erörterung ziehen werden, musste dem Bundesrate 
vor allem die geographische Gestaltung der Gentralbabnab- 
stimmung, die Haltung vieler Tagesblätter und die neue Mo- 
tion in der Bundesversammlnng Aufmunterung zu erneuten 
Versuchen bringen. 

Auf welchen Weg sollte er aber sein Hauptaugenmerk 
richten ? 

Es boten sich ihm, nachdem der freie Vertrag vorderhand 
ausser Betracht gefallen war, zwei andere Wege dar: 

1. die blosse staatliche Expropriation mittels eines neu 
zn schaffenden eidgenössischen Gesetzes. Ihr Wesen war in- 
dessen nicht dazu geeignet, die Angst des Volkes vor angeb- 
lich zu hoben Preisen zu beschwichtigen. Einmal erhöhte sich 
dabei der Preis wegen der unvermeidlichen Berücksichtignng 
der Zukunftschancen; sodann lag die Entscheidung Ober die 
Preisfira^e in letzter Linie in der Hand von sachverständigen 
Experten, welche dem Volke auch keine Garantie dafür bieten 
konnten, dass sie den Wert der Bahnen fQr seine Begriffe 
niedrig genug anschlagen und in ihren Schätzungen sich nicht 
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TieUeicht doch durch die von ihm verpönten BörBenkurse znm 
mindesten einige Wegleitung geben lassen würden. 

Dieses Verfahren war indessen keineswegs ausser Erwä- 
gung geblieben. Schon in den Debatten fiber den Gentralbabn- 
ankauf war es besprochen worden, nnd es hatte in den fol- 
genden Jahren so grossen Anklang gefunden, dass ein Initiatiy- 
begehren betreffend Betreten dieses Weges zur Tatsache wurde. 
Schon waren 50000 Stimmen ffir dasselbe beisammen, nnd es 
wurde nur zurückgezogeo, weil der Äntr^ auf den konzessions- 
gemässen Rückkauf fertig zur Torlage an die Räte ausgear- 
beitet war *). Und ein bedeutender achweizeriacher EisenhahD- 
facbmann, Plazid Weissenbach, hatte zu seinen ßnnsten eine 
Abhandlung veröffentlicht *). Zu irgend welcher Verwirklichung 
wurden diese FUne aber nicht gebracht. 

2. Die allgemeine Aufmerksamkeit wandte sich vielmehr 
dem jetzt am nächsten Hegenden Wege der Verstaatlichung 
zu, dem Verfahren, das, obgleich im Jahre 1883 noch nicht 
zur Anwendnng gekommen, seither nie aus den Augen gelassen 
worden war: dem BQckkauf auf Onmdlage der Vorbehalte in 
den Konzessionen. Von den anderen Wegen der Verstaat- 
lichung unterscheidet er sich dadurch, dass die Ermitteloog 
der Entschädigung dem Boden freier Vereinbarung unter den 
Parteien entrückt ist und auf 3rund früher einseitig und un- 
abänderlich bestimmter Grundsätze zu erfolgen hat; sodann 
dadurch, dass nicht die ganze Bahnunternehmong mit Aktiven 
und Passiven das Rflckkau&objekt bildet, sondern eine in um- 
strittener Weise unter dem Gesichtspunkte der Ausschliessung 
aller ,rein persönlichen' Verhältnisse der Unternehmer kon- 
struierte Masse. 

Für unsere folgenden Erörterungen steht nun dieser a priori 
recht onbestimmte Rückkaofsmodns , zumal bei der grossen 
BeachtuBg, deren er sich zu erfreuen hatte, weitaas im Vorder- 
grunde. Beinahe durchweg interessiert sich jetzt der Bund 
an den Eisenbahnen als zukünftiger Rfickkäufer; and so werden 



') Stenograpfaischee ßalledn der BnndeBvenammtang 1897 (Jimi- 
Jnli) S. 281. 

')'P1. WeiBBenbach, ßflckkaaf oder ExptopriatioD ? Baael ISM. 
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wir ihn in Beinern nunmehrigen Verhalten erat recht der Yer- 
staatUcbung zasteuem sehen, entweder unmittelbar, oder doch 
indirekt. 

Die Grundlagen des konzessionegemäBsen Rfickkanfs, deren 
Betrachtnng sich jetzt zunächst aufdrängt, umfassen nun neben 
schon aus der Vergangenheit Gegebenem die ersten jener ud- 
mittelbaren Schritte. In vorderster Reihe gehören zn diesen 
Grundlagen die Konzessionen selber. In ihren Rückkaufs- 
bestimmungen wurden zwar ihre Typen bereits frSher wieder- 
gegeben, aber eine kurze, damals TOrbehalt«ne Gegenüber- 
stellung derselben ist an dieser Stelle als Basis fQr das Folgende 
doch unentbehrlich. 

Im Vorbeigehen sei vor allem noch einmal daran erinnert, 
dasa fQr die meisten Bahnen dieser Rückkauf auf das Jahr 1903 
erfolgen kann; Ausnahmen sind jedoch nicht selten, namentlich 
ist die Gotthardbahn erst 1909 ffir den konzessionsgemässen 
Rückkauf fallig. 
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Die Qrondlagoi des konzessionsgemässen Mckkauä 



Die KoDzessioneii in ihren BQckkanfebestlmnmngen 

I. In die vorhergehenden ErSrteruDgen sind bereits einige 
frühere Aeassemngen fiber die schweizeriechen Eisenbahn- 
konzessionen in anderem Zusammenhange eingeetreub worden. 
Sie gingen aus von Schriftstellern, wie Stämpfli, von Bericht- 
erstattern in den Bäten, oder nicht zum geringsten Teile vom 
Bundesrate selber. Allen haftete übereinstimmend ein gewisses 
Hohnlächeln oder ein leises Entsetzen über die Bückkaufs- 
bestimmungen dieser .interessanten Bechtsinstrumente* an, 
und wenn man TOn der ansehnlichen Minderheit absieht, welche 
im Jahre 1883 gerne die gut rentierende Centralbahn nach 
den Konzessionen zurückgekauft hätte, so hatte sich doch bis- 
her kaum eine Stimme erhoben, welche einen allgemeinen 
Bfickkanf auf Grund derselben, wie sie waren, als etwas Er- 
strebenswertes angesehen hätte. 

Betrachten wir diese Bflckkaufsbestimmnngen nun genauer. 
Wir haben dafür bereits die beiden grundlegenden Typen 
wörtlich angeführt'), und diese sind, angesichts der ziemlichen 
Uebereinstimmnng aller bis 1886 erteilten Konzessionen mit 
einem von ihnen, zunächst die einzigen. Von einigen immer- 
bin yorkommendeo Abweichungen müssen wir dabei freilich 
absehen, wie derjenigen einzelner Konzessionen der sechziger 
Jahre, daas im Falle des Bückkaufs beim Ablauf der Kon- 
zession als Entschädigung nicht die mutmasslichen Kosten der 

') Vgl. oben S. 86—38 und S. 72-73. 
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Erstellung der Linie in diesem Zeitpankte zu bezahlen seien, 
sondern der 18&che Betrag des Reinertrages '). 

Die UoterscMede zwischen den alten Konzessionen bezw. 
deren OenefamigungsbeschlQsBen und der Normalkonzession be- 
züglich der Rtickkanfsbedingungen lassen sieb nun in folgenden 
Punkten zusammenfassen *) : * 

1. Das Rtlckkauftobjekt omfasst nach den alten Kon- 
zessionen die Bahn samt Material, Oebäulichkeiten und Vor- 
räten, welche dazu geboren. Die neueren sprechen etwas un- 
bestimmter, aber wohl nur im Wortlaut Terschieden, von der 
Bahn mit ihrem Betriebsmaterial und allen übrigen Zubehörden. 

2. Wichtiger ist der Unterschied, der sich anf die EOck- 
kanfstermine bezieht. Die alten Konzessionen kennen deren 
nur ganz wenige, auf den Tag fest bestimmte. Die neuen 
aber geben dem Bunde das Recht, von einem gewissen Zeit- 
punkte an die Bahn jederzeit zurückzukaufen, wenn er nur die 
Kfindigungsfrist einhält. 

S. TJnd diese Kündigung bat nach den neuen Konzessionen 
bloss auf drei statt auf fünf Jahre hin zu erfolgen. 

4. Die alten Konzessionen verlangen als Minimalentscfaädi- 
gnng das , ursprüngliche Anlagekapital", ohne diesen Begriff 
zu erläutern, während ihn die neuen, und zwar erst nach dem 
zweiten Entwurf zur Normalkonzession, umschreiben und statt 
seiner die .nachgewiesenen erstmaligen Änlagekosten der be- 
stehenden Einrichtungen" einsetzen. Im letzteren Falle ist 
von der also beschaffenen Minimalentschädigung der Betrag 
des Emeuerangs- und des Reservefonds abzuziehen, während 
in den alten Konzessionen eine entsprechende Bestimmnng ftlr 
das ursprüngliche Anlagekapital fehlt 

5. In den alten Konzessionen fehlt eine Definition des 
Reinertr^s. Die Normalkonzession aber definiert ihn dabin, 
dass er den gesamten Ueberschuss der Betriebseinnahmen über 
die Betriebsausgaben umfasst. Von der als .Reinertr^' zu 



') Hierher gehOren z. B, die KonzeaBionen der Gotthardbahn. 

*) Vgl. hierzu n. a. die aus der EiBenbabnaktenaanimluiig entnom- 
mene ZnBammenatellang der jRttckkanfsbestiiiininngeii zu bezw. in den 
Konzestionen der Schweizerischen Nordostbahn- Qeaellecbaft fSr den R9ck- 
kaof dtiTcfa den Band (inkl. OemeinEohafbb ahnen)'. Zürich 1898. 



n,g:,.ndtyG00glc 



. _ 160 — 

kapitalisierenden Summe sind in beideo Fällen Summen, welcKe 
auf Abscbreibungsrechnung getragen oder einem ReservefondB 
einverleibt werden, abzuziehen. 

6. Sodann sind die Eapitalisienrngsziffeni , mit Tvelchen 
der darchschnittliche Reinertrag zu multiplizieren ist, bei den 
neueren Eonftessionen fBr spätere Termine durchweg niedriger 
ala bei den alten, indem die kleineren Multiplikatoren früher 
Anwendung finden. Dies hängt zusammen mit der ganz be- 
schränkten Zahl der Efindigungstermine nach den alten Eon- 



7. Bedeutsam ist, dass ffir den Fall des Rückkaufs beioi 
Ablauf der Konzessionen der Bund nach der KormalkonzesBion 
nicht mehr die mutmasslichen Neuerstellungekosten bezw. den 
ISfachen Reinertrag zu zahlen hat, sondern als BfickkSofer 
nunmehr wählen darf, ob er den Betrag der erstmaligen An- 
lagekosten fGr Bau und Betrieb, oder eine durch bunde^ericbt- 
liche Abschätzung zu bestimmende Summe als Entschädigung 
bezahlen will. 

8. Die Bahn ist beiden Typen gemäss in yoUkommeD 
befriedigendem Zustande abzutreten. Wird dieser Verpflichtung 
nicht genügt, so ist nach den alten Konzessionen einfach ein 
verhältnismässiger Betrag von der BGckkaufssumme in Abzug 
zu bringen, während nach der Normalkonzession vorher darauf 
zu sehen ist, ob die Verwendung der Erneuerungs- und Re- 
servefonds dazu ausreicht. 

9. Und schliesslich ist noch ganz besonders hervorzuheben, 
dass fQr die Schlichtung von Streitigkeiten Qber den Rückkauf 
und damit zusammenhängende Fragen das Schiedsgericht der 
alten Konzessionen in den neueren durch das Bnndesgericht 
ersetzt ist. 

II. Sehen wir nun zunächst noch ganz von Einzelheiten 
ab, und vergleichen wir die schweizerischen Rückkaufsbedin- 
gangen mit den ausländischen, so ergibt sich schon auf den 
ersten Blick, selbst wenn wir dabei die erst später durch die 
Kor mal kon Zession geschaffene, etwas günstigere Stellung des 
Bundes berücksichtigen, eine viel unvorteilhaftere Lage des 
zurückkaufenden schweizerischen Bundes, als diejenige des 
Staates in den fremden Privatbahnländem ist. 
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,Wenii ich gesagt habe, dass in Bezag auf die Rechte 
des Staates beim Erlöschen der EouzeBsion die Schweiz schlechter 
gestellt Bei, als irgend ein europäischer Staat, so mnes ich das 
leider in Bezug auf die BUckkaufsbedingungen , wie sie bei 
uns bestehen, wiederholen. Die Rückkaufsbedingungen sind in 
aamÜichen europäischen Staaten besser, d, h. mehr zu Gunsten 
des Staates geordnet, als in der Eidgenossenschaft. Und zwar 
ist diese Ordnung in ziemlicher Gleichmässigkeit die, dosa der 
Staat nach Ablauf von 20 oder 30 Jahren nach Beginn 
des Betriebes das Recht hat, die Bahnen jederzeit znrtick- 
zukanfen, und zwar um den 25facben Durchschnitt der voran- 
gegangenen ffinf oder sieben Jahre, wobei dann bei den fünf 
□der sieben Jahren immer die zwei nngünstigsten Jabre ge- 
strichen werden^).' 

Dieses Urteil fiber die schweizeriscben RUckkaufsbedin- 
gungen fällte kein anderer als Bundesrat Welt! selbst, als er 
im Jahre 1891 die Yerstaatlicbang der Centralbahn empfahl. 
Wenn wir nnn zum Beleg der Bicbtigkeit dieser Ansicht 
nur zwei Beispiele anführen dürfen, so seien es die folgenden : 
1. g 42 des preuBsischen Eisenbahngesetzes vom 3. Ho- 
vember 1838*) bestimmt: 

.Dem Staate bleibt vorbehalten, das Eigentum der Bahn 
mit allem Zubehör gegen vollständige Entschädigung an- 
zukaufen. * 

Kacb der Bestimmung, dass die Abtretung erst nach 
SO Jahren, sowie unter einer weiteren unwesentlichen Bedin- 
gung, endlich nur unter einjähriger Kändtgnng erfolgen kann, 
heisst es dann weiter: 

,4. Die Entschädigung der Gesellschaft erfolgt nach fol- 
genden Grundsätzen: 

.a) Der Staat bezahlt an die Gesellschaft den 25fachen 
Betrag derjenigen jährlichen Dividende, welche an sämtliche 
Aktionäre im Durchschnitt der letzten fünf Jahre ansbezahlt 
worden ist 



') Amtliches ateaograpfaiBches Bulletin der BnndesvereammlQng, Juni 
, S. 17. 

*) G eBetzeBEammlung fQr die kgl. preaasischcu Staaten, 1838, S. 505 ff. 
iarold, Dar Sohweiieiiache Bund und die R 
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,b) Die Schulden der Qesellscbaft werden ebeD&lls vom 
Staate abemommen and in gleicher Weise, wie dies der Ge- 
Bellschaft obgelegen haben wfirde, ans der Staatekaese bericbtigl;, 
wogegen auch alle Torhandenen Aktivfordernngen anf die 
Staatskasse übergehen. 

.c) Gegen Erfüllung obiger Bedingnngea gebt nicht nnr 
das Eigentum der Bahn und des zur Trsnaportnnternehmung 
gehörigen InventariuniB samt allem Zubehör auf den Staat 
Ober, sondern es wird demselben auch der von der Gesellschaft 
angesammelte Beserrefonds mit übereignet." 

2. Folgendes ist sodann die im ,Cahter des Gharges* der 
belgischen Linie LUttich- Maastriebt enthaltene, ffir den Staat 
zwar schon weniger günstige RUckkaufsbestimmung ^): 

,11 ne pourra 6tre fait usage de la facult^ du rachat 
qn'apres que le chemin de fer aura ete exploit^ pendant 20 ans. 
Le cae ^ch^nt, on cslculera le reTenu net moyen de cinq 
ann^es d'exploitatiou, en prenant pour base les cinq annees les 
meilleures eur les sept qui auront imm^diatement pr^ced^ le 
rachat; on capitalisera ce revenu net mojen ä raison de S'/o, et, 
ä la somme ainsi obtenne, il sera ajout^ ane prime de 157o.* 

Auch diese Bedingungen reichen indessen bei weitem nicht 
an die OnerositSt der schweizerischen heran. 

Und sodann besteht in der Schweiz auch kein HeimfaUs- 
recht wie in Frankreich oder wie ehemals in der bayerischen 
Pfalz ^), allerdings in voller Konsequenz davon, dass der Bund 
von Subventioniertmgen in den meisten Fällen Abstand nahm. 

III. Im schlimmsten Funkte wurde nun fteilich die Onero- 
sität der schweizerischen RUckkaufsbedingungen in jüngster 
Zeit noch weiter abgeschwächt. Seit 1886, zum ersten Male 
in der Konzession ftlr die Birsigtalbahn vom 23. Dezember ^), 
fehlte auf einmal die von Bundesrat Welti*) als ein Unikum 

') WOrUich dtiert im Berichte de» l^aiiKOuwhen Berichtentatters 
der Minderheit der Bt&nderätlichen ROckkaufskomminion. Bulletin 1897, 
Juni-Juli, S. 226. 

') ÄQf dieses hat die Staatsre^erusg seit 1869 verzichtet. V^l. 
Bayerisches Gesetzblatt 1866—1869 S. IUI ff. 

') E. A. S. (N. F.) XI S. 171 ff. 

*) la den Yerhandlnngen des Natiooalrats, betreffend Centralbahn- 
ankaaf. BoUetin 1891 S. 17. 
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ia der ganzen EiseDbabDgesetzgebaDg bezeichnete Zasicbernng 
des Anlagekapitals als Minimalentschädigung. Bei Behandlung 
der Eonzeseion ffir die Moratorinmslinie Thalweil-Zug *) war 
diese Neneiung vor allem zur Sprache gebracht worden ^. 
Der Bondesrat verlangte damals bewnsst, ein für allemal, die 
Streichung dieser Klausel, um wenigstens von ds ab seine 
äasserst angünstige Stellung von früher zu verbessern. Als 
Kompensation für die widerstreitenden Intereaseu der Nordost- 
bahn gestand er dafür eine Verlegung des ersten Rückkaufs- 
termins vom 1. Mai 1903 auf den Zeitpunkt zu, wo die Linie 
10 Jahre lang im Betrieb sein würde. 

Diese Neuernng scheint in der Fo^ezeit ganz vergessen 
worden zu sein, obwohl sie zur gewohnheitemässigen Anwen- 
dung in allen späteren Konzessionen kam. Denn am 21. Mai 
1897 machte der Regierungerat von Bern den Bundesrat auf 
sie aufmerksam, and verlangte im Interesse der Kantone, welche 
Nebenbalinen subventioniert hatten, die Aufhebung dieser 
.Läckenhaftigkeif und die Wiejerherstellung der Bestimmung 
der Normalkonzession. Dazu kam es indessen natürlich nicht, 
denn der Zug der Entwicklung vertrug keine Reaktion mehr. 
Auf Antrag des Bundesrates beschlosa vielmehr die Bandes- 
versammlung, um den einschläg^en Bahnen Zeit zur finan- 
ziellen Entfaltung zu lassen und die nachteilige Stellung, in 
welche sie früher konzessionierten Bahnen gegenüber traten, 
einigermassen abzuschwächen, daas hier überall der Rückkauf 
aaf Grundlage der Konzessionsbestimmungen frühestens 30 Jahre 
nach der Betriebseröffnnng erfolgen dürfe, und sie ergänzte 
demgemäss die Konzessionen ^). 

IV, Kehren wir nun zu unseren nunmehr zur Dreizahl*) 

') E. A. 8. (N. F.) XI S. 40 ff. 

*) Vgl. die Botschaft des Buadearatea vom 10. Dezember 1889 im 
BBl. 1889, IV S. 1130 ff. 

•) BBl. 1897, III S. 859; IV S. 271 ff. E. A. S. (N. F.) XV S. 23. 

') Dr. Q. BermBan unterscheidet in seiner BroschOre : ,Die recht- 
lichen Grundlagen für die Betechonng des Rttckkaufwertes der echweiie- 
riechen EiBenbahnen' mit Bezug auf die Bückkanfebestinimungea fQnf 
Tjrpen unter den EonEeuioDen. Wir glaabeo indemen, die zwei letzten 
.wegen ihrer Seltenheit und nur unbedeutenden Abweichung von den alten 
EoDEessionen, bezw. der Normalkonzeasion, ausser acht laseen zn dQrfen. 
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angewachseaen Konzesaionstypen znrfick. Sie sind nicht diit 
onerSa {Qr den Bund, sondem, was noch viel scblimmer ist, 
sie geben mannigfachen Unklarheiten in der Interpretation and 
auch Ungerechtigkeiten Raum. Daher verdienen eie kaum das 
Prädikat einer unanfechtbaren Grundlage fGr eine so weit- 
tragende Operation wie den Rfickkauf. 

Misalich ist schon, dass die mehr oder minder abgeschlossene 
Qebietsteile bedienenden Gesellschaften mit ihren Linien in 
buntem, durch die chronologische Entwicklung bedingtem 
Durcheinander, bald unter dem alten, bald unter dem neuen 
Konzessionsrechte stehen. Notgedrungen mnss es da zu 
schweren Unzukömmlichkeiten führen, wo immer der Bund ein 
ganzes Netz znrSckkaufen will. Denn mfiglicberweise wOrde 
sogar gegentSber verschiedenen Linien der gleichen Bahngesell- 
schafl Rechtsungleichheit eintreten, indem hier ein Schieds- 
gericht, dort das Bundesgericht sehr wohl abweichende Ent- 
scheide über die gleichen Fragen iallen können. Und, wie 
Weissenbach zutreffend bemerkt ^, kann dem Entscheid eines 
Schiedsgerichts ausserdem keineswegs beidseitig mit Beruhigung 
entgegengesehen werden; besteht es doch aus drei Mitgliedern, 
von denen zwei die Parteien vertreten : da ist es schwer, einen 
Obmann zu Gnden, welcher mit der erforderlichen Sachkennt- 
nis absolute Unabhängigkeit des Urteils verbindet. 

Davon ganz abgesehen, geben aber die Konzessionen zu 
folgenden Bedenken Änlass, die schon Weissenbach, welchem 
wir hier in den Grundzflgen folgen, zum grossen Teile her- 
vorhebt *) : 

1. Als Minimalentschädigung muss der Bund in den meisten 
Fällen, wie schon verschiedentlich angedeutet, das nrsprfing- 

Hier wird n&mlich im einen Jf'alle, wenn der erste Rfickkanfstnrtnin 
benutzt witd, der konzeBaionBgemBsHe Reinertrag nur aus einem ftinf- statt 
einem zehnjährigen Durchschnitt gebildet. Der letzte, fOnile Tjpns er^bt 
sich bei Bermann darane, daee er danach unterscheidet, ob in den neuen 
Konzessionen der Abzug des Ernenernnga- und Reeerrefonda vom kapita» 
lisierten Reinertrag anadracklich vorgeschrieben ist, und so Ewei Tjpea 
bildet. Vgl, 1. c. 8. 63—64. Unter den fünften Typus hatte b. B. Feuer- 
thalen-Schaffhauaen (E. A. S, [N. F.] X S. 156 ff.) zu fallen. 

■) Weissenbacli, Rückkauf oder Expropriation? BasellSM, S> 32. 

*} In der zitierten Broschüre. 
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liehe Anlagekapital bezw. die nacbgenieBenen erstmaligen An- 
IsgekoBten der bestebeaden Einnchtungen bezahlen, ohne irgend 
welche Kücksicht auf die Ergebnisse des Betriebs. Dass diese 
Bestimoinng unbillig und ungemein ^tig ist, liegt auf der 
Hand. So muss der Bund für den Anteil der Gemeinde Breni- 
garten an der Linie Wohlen-Bremgarten, welchen er über- 
nehmen muss, da jene Linie eine Oemeinscbaftslinie der Nord- 
ost- und der ein ßUckkaufeobjekt bildenden Centralbabn ist, 
den Eapitalweit zahlen, den die Botschaft des Bundesrates 
zum Kückkauüsgeaetz auf Fr. 208446 angibt, nach Abzug des 
Ton dieser Seite berechneten materiellen .Minderwerts. Ihr 
darchBchnittlicber Reinertrag beläuft sich aber mit Bezug auf 
diesen Anteil nach derselben Quelle auf minus 3219 Franken *) 1 
2. Das ßackkaufeobjekt umfasst die Bahn .samt dem 
Material, den Qebäulichkeiten und den Vorräten, welche dazu 
gehören*, bezw. .mit ihrem Betriebsmaterial und allen Übrigen 
Zngehören". Da ist es unklar, ob es sich um die Zubehörden 
handelt, welche im Zeitpunkt der Uebergabe oder der R(ick- 
kanfsankUndigung zu&llig vorhanden sind, oder um etwas 
anderes, etwa um einen ,sachgemässen Zustand*. Wie stark 
nämlich die wirklichen Bestände wechseln, zeigt die ans den 
Geachäftsberichten zua ammengestellte Tabelle, wo z. B. bei 
der Nordostbahn die Differenzen bis zu einer Million Franken 
gehen. 

Tabelle 17. 

Vergleichungsweise Zusammenstellung des Be- 
standes an Materialvorräten am Schlüsse der 
Jahrgänge 1894—1897 bei der Qotthardbafan und 
der Nordostbahn*). 



Jabr 




Gotthardbahn 


Nordoatbahn 


.Material- und RMervestückvorriito" 


.Materiftlvoiräte" 


1894 




Fr. 8 214 956.06 


Fr. 4 532 871.60 


1895 




, 3 411671.04 


, 3 527 764.90 


1896 




. 3 &54 675.40 


, 4142 275.69 


1897 




, 3 596 419.93 


. 3 454328.63 



■) Rückkaafsbotschftft, Beilage Xt. 

') Vgl. die Geachäftaberichte der betreffenden Verwaltungen 
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3. Wie schon bervorgebobeß, findet sich, im Gegensatz 
zur Xormalkonzession , in den alten Konzessionen keine De- 
finition des Reinertrags. Zur Interpretation dieses Begriff 
darf die zwar such nicht klare Definition der späteren Kon- 
zessionen nicht herbeigezogen werden, nm so weniger, als diese 
fQr den Band absichtlich und bewasst günstiger formnliert 
worden sind. So bleibt denn für die meisteo Bahnen die 
Frage nach dem Begriff des konzessionsgemässen lieinertrags 
eine offene. 

4. In ihrer Definition des konzessionsgemitsBen Reinertrags 
stellt die Normalkonzessinn auf den .gesamten UeberschuBs 
der Betriebseinnahmen 6ber die Betriebsausgaben* ab, veran- 
lasst also durch die nachdrflckliche Betonung des Wortes 
„Betrieb" eine Ausscheidung einer besonderen Betriebsrechnung 
im Gegensatz zur Gewinn- und Verluatrechnnng. Da lässt 
sich mit Weiasenbach sagen*): .Die Abtrennung der Finanz- 
verw^tung einer Bahn von der BetriebsfOhrnng ist von vorn- 
herein etwas Unnatürliches. Zur Erstellung der Bahn wie zu 
deren Fortentwicklung und industriellen Ausbeutung ist eben 
Geld notwendig, und dieses Geld ist von der Gesellschaft, 
welcher die Konzession erteilt worden ist, zu den Bedingungen 
beizubringen, welche ihr der Geldmarkt diktiert. Diese Be- 
dingungen werden allerdings mit abhängig sein von der je- 
weiligen Konstellation des Geldmarktes im allgemeinen, von 
der jeweiligen Höhe des landesüblichen Zinsfnsses u. s. w.; im 
wesentlichen aber werden sie beeinfitisst sein von der Kredit- 
fähigkeit der Unternehmung selbst, und diese Kreditfähigkeit 
hängt in erster Linie ab von der Rendite der konzedierten 
Bahnen. Wenn nnn trotz dieser tatsächlich vorhandenen 
Wechselbeziehungen eine besondere Betriebsrechnung erstellt 
werden soll, so ist das eben theoretisch unricht^.* — Die 
Betriebsrechnung, zumal das Äusgabenbudget , gestaltet sich 
ausserdem je nach der finanziellen Situation äusserst verschieden, 
sobald Ausgaben in Frage kommen, welche zu einer ordent- 
lichen Wirtschaft nicht unbedingt erforderlich sind, sondern 
sich mehr als, wenn auch sehr wünschenswerte, Luxusansgaben 

■) a. a. 0. S. 20. 
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darstellen. Dieser Umstand kann die Ergebnisse der Betriebs- 
rechnung zu Uagunaten der besseren Bahnen erbeblicb beein- 
flussen. 

5. Gewichtige Zweifel erweckt sodann die Unklarheit der 
Konzessionen mit Bezug auf den Reserve- und den Erneue- 
rungsfonds. 

a) Nach allen Konzessionen ist der Reservefonds vom 
Reinertrag abzuziehen, mindert ihn also. Damit ist aber sein 
Wesen vollständig verkannt '). Der Reservefonds ist der aus 
Gewinnen zurückgelegte Teil des Kapitals, welcher über das 
Nennkapital hinaus bei der Gesellschaft erbalten bleiben soll. 
Der Reservefonds mindert also den Reingewinn nicht, sondern 
ist ein zurückgelegter Bestandteil desselben. Gewiss ist die 
Terminologie schwankend und namentlich der Unterschied 
zwischen dem Reserve- und dem Ernenernngsfonds in vielen 
Eisenbahnstatuten nicht straff markiert, aber es muss doch als 
eine ungerechte Behandlung bezeichnet werden, wenn z. B. die 
Gotthardbahn vom konzessionsgemSssen Reinertrag beim Rück- 
kauf ihren Reservefonds abziehen muss, der nach Art. 18 der 
Statuten dazu bestimmt ist, ,bei ausserordentlichen Unglücks- 
fällen , deren finanzielle Folgen auf den Betriebsergebnissen 
einzelner Jahre allzuschwer lasten würden, mit in Anspruch 
genommen werden zu können*. Schon in den alten Statuten 
der Vereinigten Schweizerbabnen vom 8./14. April 1857 hat er 
eine ähaUche Bedeutung, da er als Deckung für unvorher- 
gesehene Ausgaben dient*). Von einer Yermengung mit dem 
ganz anders gearteten Emenerungsfonds ist auch da keine 
Rede. In Prenssen wurde der von den Gesellschaften an- 
gesammelte Reservefonds beim Rückkauf mit übereignet'), was 
gerechtfertigter ist als in den oben angeführten Beispielen, 
weil er da Funktionen des Emeuerungsfonds aiisübte*). 

*) Vgl. Simon, Die Bilanzen der Aktiengesellachaften etc., 3. Aufl., 
Berlin 1899, S. 134. 

') Art. 55. ,11 sera piäev6 ear Vexc6d&at des produits annneh . . . 
,10 Une retenue deetin^ ä constituer un fouds de r^eerve pour tee 

d^ponaes iiopr^vues. . . .' 
■) Vgl. das EiBeubahDgeeetz von 1838, § 42 Ziff. 4 c (oben S. 162). 
*) Ygl. z.B. Statut der NiederBcbleaiBch'Mftrkiaclien Eisenbtdingesell- 
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b) Yon einem ErneneruDgsfoDda sagen die alten Eon- 
zesatonen noch nichts. Sie verlangen ledigÜcb, nnd nach ihnen 
anch die Denen, den Abzug von Snmmeii vom Beinertr^, 
welche .auf Abschreibungsrechtinng getragen' sind. Tbeoredach 
sind nun Abschreibnugen die der Abnützang entsprechenden 
Min derbe Wertungen der Bananlagen. Statt nun auf der Aktiv- 
seite der Bilanz einen solchen Betn^ abzuziehen, kann man 
auf der Passivseite einen entsprechenden Bewertungskonto ein- 
stellen, deaErneuernngsfonds imSinne der Simonschen Theorie'). 
Trotzdem nun 1873 ') ein sogenannter Erneuernngsfonds bei 
den Schweizerbahnen bekannt war, nnd die Konzessionen von 
Abschreibungen sprachen, waren Abschreibungen im technischeD 
Sinne unpraktisch '), aber auch der Erneuernngsfonds ersetzte 
sie nicht, denn er kam lange nicht überall vor*). Unter .Ab- 
schreibungen* dfirften hier nur die aus dem Betriebe bestritienen 
Amortisationen untei^egangener oder unbrauchbar gewordener 
Objekte begriffen sein. Hinsichtlich des Emeuernngsfonds aber 
besteht in den alten wie in den neuen Konzessionen vClIige 
Unklarheit. Seine Anlage ist nicht vorgeschrieben, geschweige 
denn seine technische Behandlung. Die Normalkonzessioii 
schreibt nur vor, dass, wo er vorhanden ist, er mit dem Reserve- 
fonds zunächst zur Herstellung des vollkommen befriedigenden 
Zustandes bei der Uebergabe zu verwenden sei, und erst die 
Konzessionen des neuesten Typus (z. B. Tbalweil-Zug) ^) ver- 
langen ausdrücklich die Einrechnung der Einlagen in den Er- 
neuerungsfonds unter die Betriebsausgaben ^). Damit ist eine 
ganz ungleiche Behandlung der Bahnen ermCglicbt, wenn der 

•chftft vom 27. November 1843, mitgeteilt bei Simon a.a.O. S. 138 Anm.&S. 
Dazu a,uB«erdem : Rc. NOB. S. 104. 

') Simon a. a. 0. 8. 12« ff. 

'J Vgl. EüenbahuBtatiBtik Bd. II und III. 

*) Vgl. die Recbtstchriften in den sp&teren ProzesBen (.Erneuerungs- 
fonde') und die jeweiligen Bilanxen in den Oeechäfteberiebten. 

*) So nicht bei den Bernischen Staatebahnen, bei der Ligne d'Jtalie. 
Vgl. Bd. II der EiseDbahn Statistik. 

') E. A. S. (N. F.) XI S. 40 ff. 

*) Ganz sporadisch, z. B. für Fenerthalen-Scbaffbaugen, iet nnbegreif- 
licberweise der Abzag des Emeuerangs- nnd Beservefonds vom kapitali- 
sierten Reinerträge vorgeschrieben. E. A. S. (N. F.] X S. 156 ff. 
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Emenerungsfunds nach der Kormalkonzession z. B. von den 
Alllagekosten abzuziehen ist, nnd wenn wirklich fQr die Rein- 
ertragarechnung nach den vor 1886 erteilten Konzessionen die 
Kinlagen in ihn massgebend sein sollen. Denn fflr dessen 
fakultative Anlage differieren die Grundsätze der einzelnen 
Bahnen, und er fällt in Wirklichkeit keineswegs mit dem erst 
theoretisch zu konstruierenden Erneneriingsfonds im Simonschen 
Sinne zusammen. 

6. Eine gewisse Eaatele gegen allzu willkflrliche Geschäfts- 
gebarung der Bahnen betreffend die Vornahme oder Verschiebung 
von notwendigen Ergänznngeu und Verbesserungen bildet die 
in allen Konzessionen eich findende Bestimmung, dass, zu 
welchem Zeitpunkte auch der Rückkauf erfolgen möge , die 
Bahn samt ZnbebSrden .in vollkommen beledigendem Zu- 
stande* abzutreten sei. Zur Deutung dieses sehr elastischen 
Begriffes bieten inde^en die Eonzessionen wieder keinen An- 
haltspunkt. Es ist sicher, dass die Bahn nicht in verwahrlostem 
Zustande übergeben werden darf. Aber ob der Zustand .voll- 
kommen befriedigend* sei, wenn die vorhandenen Anisen 
ordnungsgemäss unterhalten sind, oder erst, wenn ausserdem 
die vorhandenen Anlagen auch quantitativ dem Verkehre voll- 
kommen geuOgen, darüber veranlassen die Konzessionen aber- 
mals unbefriedigende Zweifel. 

7. Der Rückkauf hat auf Grund von Ergebnissen irüherer 
Jahre zu erfo^en, und doch kann die Erstellung neuer Eon- 
kurrenzlinien die Rentabilität der alten inzwischen ganz wesent- 
lich beeinträchtigen. Wenn der Bund nun nach der Rendite 
derjenigen Jahre zurückkaufen muss, in welchen die Eonkurrenz- 
linien noch nicht bestanden haben, so zahlt er, wie Weisse nbach 
mit Recht hervorhebt ^), zu teuer. Gegen eine solche Schädigung 
aber bieten die Konzessionen in ihren Rückkaufsbestimmungen 
keinen Schutz. So muss z. B. der Bnnd für die Bötzberg- 
bahn '), deren nächster Rückkaufstermin auf den 8. Juni 1903 ^) 
fällt, die Entschädigung zahlen, welche sich konzessionsgemäss 
aus den Rechnnngsergebnissen von 1888 bis 1897 ergibt, 

') a. a. 0. S. 85. 

*) {Baael-)PratleIn 8tein-Bnigg(-ZUrich). 
■) Rackkaa&bobchaft, Beilage It. 
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trotzdem im Jahre 1892 die Linie Kobleiw-Stein eröflfoet wurde, 
die einen Teil des durchgehenden Verkehrs an sich zog. Für 
die nun nicht mehr ao gut rentierende Linie muss also der 
Bund eine Entschädigung zahlen, die durch fiUhere, jetzt nicht 
mehr bestehende Verhältnisae heraufgeschraubt ist. 



Ergebnis der Linie Brugg-Basel (Beteiligung der 
Nordostbahn), 



Jahr 


UeberH 
Betriebae 

Total 


hnsB der 
innahmen') 

Eilomater 

dnrcbBchnitt- 

Uche Be- 

triebaianee 


Reiner 
Total 


rag') 

in •/. des 
Aktien- 
kapitab 


KUo- 
metrischer 
Bruttoertrag 
der ganzen 
BQtzberg- 
bahn') 




Fr. 


Fr. 


Fr. 


Fr. 


Fr. 


1888 


483 6U.7S 


8 338.19 


150 473.08 


4,54 


44 694- 


1889 


590 051.53 


10 173.80 


261 481.06 


7,62 


49 762 


1890 


608 860.42 


10 497 59 


297 027.49 


7,69 


50 590 


1891 


594 190.28 


10 244.66 


282 324.42 


7,80 


50 837 


1892 


522 674.55 


9 0U.60 


207 904.84 


5,41 


42174 


1898 


527 695.31 


9 098.20 


216 494.27 


5,25 


37 745 


1894 


540 705.86 


9 322.51 


230 608.10 


5.45 


89 099 


1895 


535 790.72 


9 237.77 


222 869.23 


5,42 


41451 


1896 


_ 


_ 


_ 


_ 


45 262 


1897 


_ 


- 


- 


- 


48 320 



(Am 1. Augurt 11 



: ErSffnnng der Linie Koblenz- Stein.) 



8. Wenn der Bund den Rfickkauf einmal angekündigt hat, 
so muss er ihn auch vollziehen und kann nicht zurücktreten. 
Und doch können sich, zumal in der durch die alten Eon- 
zessionen eingesetzten fünfjährigen Zwischenzeit, dieVerhältuiese 
auf dem Geldmarkt sehr zu seinen Ungunsten ändern, und die 
schiede-, bezw. bnndesgerichtliche Entscheidung über die Rück- 
kaufsfragen kann die Entschädigung, die er zu leisten bat, 

') Vgl. GeBch&ftsbericht der NOB. pro 1896 S. 18—19. 

*) Eier iiit die der Centralbahn angehörende Hälfte der Bahn auch 
eingerechnet, und damit die ganze Unternehmung Pratteln-Brugg und 
KoblenE-Stein. Ygl. Eol. 441 der Eisenbahnstatirtik. 
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über Bein Srwarteii erböfaen. Es ist eben überhaupt misslicb, 
dass beim konzessionsgemässeii Rückkauf der Preis von Anfang 
an nnbeatimmt ist, die Operation also steta mehr oder minder 
einen Schritt ins Dunkle bedeutet. 

9. Endlich könnten nach Weisaenbach Partiolfiisionen die 
damit bedingten Betriebsersparnisae der fusionierten Gesell- 
schaft Zuteilen, und so anch den vom Bnnde zu zahlenden 
Preis erhöhen. Als Waffe gegen Fusionen bat indessen die 
Bundesversammlung immer noch die Möglichkeit, die Kon- 
zeseionaübertragung an die fusionierte Gesellschaft zu rer- 
veigern oder nur bedingt zu gestatten. 

Zu den dem Auslände gegenüber zu konstatierenden Be- 
nachteiligungen des zurückkaufenden eidgenössiachen Staates 
tritt also noch ein ganzea Register mehr oder minder achwer 
kriegender Misstände, welche in den Konzessionen selber liegen. 
Ist es doch schon der Natur der Sache nach ein sehr anfecht- 
bares Beginnen, höchst weittragende finanzielle Operationen 
nach bestimmten, starren Schemen vollziehen zu wollen, welche 
einst die Yei^angenheit unter ganz anderen konkreten Ver- 
hältnissen für die Gegenwart aufgestellt hatt 

Y. Und liegt nicht darin noch ein Uebelstand, dass die 
Konzessionen gerade ihrem rechtlichen Wesen nach recht 
eigentlich dazu angetan sind, diese Inferiorität und diese Un- 
deutlichkeiten zu solchen zu machen, die sich nur äusserst 
schwer beseitigen lassen? Denn die Konzessionen, so sehr sie 
einseitige ataatliche Hoheitaakte sind , haben , zumal in ihren 
rein ökonomischen Teilen, auch privatrechtlicben Inhalt, und 
die TJnantastbarkeit desselben war von jeher, wie mehrmals 
gezeigt, von Schriftstellern und von offizieller Seite anerkannt 
worden. So kommt dazu noch eines : es ist ganz gewiss, dass 
mit vieler Mühe und mit der nötigen Müsse ein Rückkauf auf 
Grund der blossen Eonzessionen und eine Feststellung der 
Entschädigungen trotz der Vieldeutigkeit der Eonzessions- 
bestimmangen den Schiedsrichtern und dem Bundesge richte 
schliesslich möglich gewesen wäre; keine Bestimmung hätte 
in Wortlaut und Sinn geändert werden dürfen. An einer 
passenden, annehmbaren Grundl^e für die Interpretation hätte 
es aber gefehlt. Die historische Auslegung allein hätte mithin 
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Recht behalten mfisseD, und so hätte man im Zweifel, zumal 
auf Qrund der alten Konzessionen, in den meisten Fällen za 
Ungunsten des Bandes zu entscheiden gehabt. 

So masste denn anfangs der 90er Jahre dem Bunde seine 
Lage aieht gerade vorteilhaft erscheinen 1 

Und trotzdem beschritt er diesen Weg. Er mnsste wissen, 
dass, so wenig das Volk beim verworfenen Cen^albabnankaaf 
zu viel zahlen wollte, es auch ebensowenig beim ßQckkauf 
nach den Konzessionen eine Ueberzahlung dulden werde. Und 
eine solche war, sobald man jene historisch interpretierte, 
geradezu unabwendbar. 

So stand der Bund in einem Dilemma. Er mnsste, um 
dessen Herr zu werden, die für ihn geschaffene ungfinstige 
Lage trotz der Unantastbarkeit der RQckkaufebestimmungeD 
so gut wie möglich zu verbessern suchen. Dies geschah auch 
in der Folgezeit, und zwar auf zwei Wegen: 

1. wo es möglich war, durch freie Tereiubarung mit den 
Gesellschaften, in den Konzessionszusammenlegungen, und dann 

2. ganz besonders durch eine erneute gesetzliche Beein- 
flussung der Rechnnngsfflbrung derselben, vielleicht in der 
stillen Hoffnung, damit auf die Auslegung der Konzessionen, 
womöglich in Gestalt einer authentischen Interpretation, zurück- 
wirken zu können. 



Die Torschriften aber die Berechnung des Reinertrages 
and die sogenannten Konzessionsznsammenlegnngen 

L Am 1. Mai 1888 hatte bezOglich des grössteu Teiles 
der schweizerisch eu Normaleisenbahnen die zehnjährige Periode 
begönne^, welche im Falle des Rtickkanfs auf den nächsten 
Termin, im Jahre 1903, fQr die Ausmittelung des die Ent- 
schädigungssumme mit bedingenden Reinertrages massgebend 
sein sollte. Nun genügte aber die Becbnungsstellung der Eisen- 
bahngesellschaften dafür in allen den Fällen nicht, wo nicht 
ihr ganzer Betrieb auf einer einzigen Konzession beruhte, weil 
sich ja die zu bezahlende Entschädigung je nach den Resultaten 
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des Betriebs auf dem einzelnen Konzessionsobjekt zu richten 
hatte. 

Danach hatte der Bandesrat durch Beechlusa vom 21. JuÜ 
1888 den Oesflllschaften die Anstellung von besonderen jähr- 
lichen Ertragsrechnnngen anferlegt fQr jede einer besonderen 
Konzession teilhaftige Bahnstrecke ^). 

Diese sollten ausser den Positionen der bisherigen Be- 
triebsrechnongen etwaige Kontokorrentzinsen, ßeldbeschaffungs- 
kosten, FrovisioneQ, Amortisationen und Abschreibungen, die 
Leistungen an die Spezialfonds und die Bezflge aus ihnen, 
endlich allföllige weitere, auf die betreffende Konzession sich 
beziehende Einnahmen und Ausgaben umfassen. ,Der Saldo 
dieser Zusammenstellnngen'', heisst es sodann, , bildet den Rein- 
ertrag der Konzession." Es ist sehr interessant, diese Änf- 
fasenng des Bundesrates mit der späteren vom 6. April 1897 
zu vergleichen, und zu sehen, wie diese letztere in einigen 
wesentlichen Punkten schon wieder anders lautet. 

Um den Emeuerungsfonds , den grossen Zankapfel der 
Zukunft, hatte sich der Bundesrat bisher erst wenig bekümmert 
Nun dokumentierte er schon sein Interesse an einer ansehn- 
lichen Speisung desselben, indem er vorschrieb, dass in den 
zehn kritiscben Jahren die den Betriebseinnahmen zu ent- 
hebenden Einigen nicht geringer sein dürften als die Zuschüsse 
des Fonds an die Betriebsrechnung. 

Ausserdem wurde noch ein Nachweis über die ursprüng- 
lichen AnU^ekosten bezw. über den Kaufpreis von erworbenen, 
dem Rückkauf unterworfenen Anlagen und Einrichtungen ver- 
langt, und der Bundesrat erklärte sich bereit. Ober Eonzessions- 
zusammenlegnngen oder andere Vereinbarungen zu unterhandeln, 
80 dass die besonderen Ertragsrechnungen entfallen könnten. 

Es liess sich erwarten, dass bei den Bahngesellscbaften 
dieser Entscheid schon wegen der grossen Arbeit, die er ver- 
ursachte, und sodann namentlich wegen des in ihm enthaltenen 
Versuchs, den in den Konzessionen eingesetzten Instanzen in 
prinzipiellen Entscheidungen vorzugreifen, Widerspruch finden 
werde. Dieser erhellt auch wirklich aus einer Eingabe der 

•) E. A. S. (N. F.) X S. 79 ff. BBl. 1888, m 8. 947 ff. 
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Nordostbahndirektion TOm 27. Oktober 1888^). Man denke 
aber anch an die Arbeit, welche er gerade fUr sie veranlasate. 
Ihre Konzeeeionen, von den Kantonen und dem Bunde erlassen, 
erreichten die stattliche Zahl ron 45 *), und nach den einzelnen 
Kon Zession sobjekten musste sie nicht weniger als 17 separate 
jährliche Bechnungen abliefern^)! 

Im Hintergrande dürfte bei diesem Beschlüsse, wie man 
vermuteu könnte, die Absicht gelegen haben, die Gesellschaften 
zu Eonzessionszusammenlegungen geneigter zu machen, und 
damit wieder die finanzielle Stellung des Bundes beim ßQck- 
kaof zn Terbessem. 

II. Ton den später nun wirklich erfolgten Konzessiona- 
Kosammenlegungen haben wir den bedeutendsten Fall bereits 
erledigt, nämlich diejenige bei der Entstehung der Jura-Simplon- 
bahnge Seilschaft *). 

1. Eine weitere, umfangreiche Konzesaionszusammenlegungs- 
aktion erfolgte infolge von 1888 — 1892 gepflogenen Unterband- 
lungen durch den Buudesbeschluss vom 22. Dezember 1893^). 
Er betraf neben einigen kleineren Unternehmungen vor allem 
die Gentralbahn mit ihren acht Eonzessiousobjekten, für welche 
je besondere Rechnungen aufzustellen waren. Gerade hier 
waren langwierige Unterhandlungen vorausgegangen^). Es 
wurde zwar nichts anderes ausgemacht als eine Vereinheit- 
lichung des ganzen Netzes unter den alten, vor 1873 bestehenden 
Bflckkaufsbedingungen. Allein die Centralbahn hatte vor dem 
oben kurz besprochenen Beschlusa von 1888 Angst bekommen. 
In Wahrung ihrer angeblichen konzeasionsgemässen Rechte 
weigerte sie sich nämlich, die darcb ihn aufgestellten Grund- 
sätze für die Ermittelang des Reinertrages, sowie anch die auf 
Grund des Rechnungsgesetzes im Jahre 1885 abgeschlossene 
Bilanzbereinigung, fQr das Verfahren bei der endgültigen Ent- 



<) NordoHbahn, Geachäftsbericlit pro 138ä S. II. 
*) Vgl. die oben erw&hnte Samnilung der Rückkaufebestimmungen 
der KoDzessionen dieKr GeBellschaft (Zürich 1898). 
*) Nordofltbaiin, GeBchäftsbericht pro 1888 S. 11. 
*) Vgl. oben S. 136. 
•) E. Ä. S. (N. F.) XII S. 657 ff. 
') BBl. 1893, Y S. 283 ff. 
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schädigungsberechnung als bindend anzuerkennen. Der Bundes- 
rat behielt sich indessen — mit etwas nnbestimmter Ausdrucks- 
weise — vor, ,die der Eidgenossenschaft gesetzlich und kon- 
zessionsgemäsB zustehenden Rechte in der ihm gutfindenden 
Weise zur Geltung zu bringen* '). Nach langen Mfihen einigte 
man sich schliesslich. Wieder war eine Opposition entstanden 
gegen die Versnebe des Bnudesrates, fttr die Interpretation 
der ROckkaufsbestimmungen dnrch eigene Regelung indirekt 
ein dewohnheitsrecht zu schaffen — noch einmal aber blieb 
der Streit unentschieden, und wurde der Austrag auf spätere 
Zeiten aufgespart. 

2. üebrig blieben nun aber noch die Nordostbahn und die 
Vereinigten Schweiz erbahnen ; alle anderen schweizerischen 
Bahngesellschaften, welche fQr einen eventuellen Rfickkauf in 
Betracht kommen konnten, hatten jetzt einheitliche Rückkaufs- 
bedingnngen für das Gesamtnetz. Mitden Vereinigten Schweizer- 
bahnen kam endlich am 7. Mai 189t» ein Uebereinkommen zu 
stände*). Sie beruhten auf zehn Konzessionen, zerfielen aber 
ffir den Rückkauf in drei Sektionen. Hier wnrde bei der Zu- 
sammenlegung anch die Toggenburgerbahn und die zu bauende 
Rickenbahn ') einbezogen. Die Norm für die einheitliche Kon- 
zession blieb auch hier die alte, aber es wurde schon in ver- 
schiedenen Punkten, vornehmlich bezüglich der gerichtlichen 
lostanz, auf das eben entstehende neue Rechnungagesetz Rtick- 
sieht genommen. Ganz neu war aber die bereits aolässlich 
der Entstehung der Jnra-Simplonbahn voi^enommene ^) und 
angesichts des honzessionagemässen Rückkaufs nun auch hier 
stattgehabte endgültige Festlegung des konzessionsgemässen 
Aulagekapitals, nämlich auf Fr. 80289777.16 auf Ende 1895, 
mit der Anerkennung späterer Zn- und Abschreibungen. End- 
lich wurde, als Gegenleistung für das hierin ohne Zweifel liegende 
Vorgreifen gegenüber der gerichtlichen Entscheidung beim Rfick- 
kauf, der Gesellschaft seitens des Bundes in möglichst unbe- 

') BBl. 1898, V S. 294. 

») BBl. 1896, ni 8. 605 ff. E. A. S. (N. F.) XIV 8. 202 ff. 
*) VerbindDiig Toggenbnrg-Oberer ZOrichsee. 

*} Vgl. Rc. J. S. 8. 4—5. In der Bilanz pro 31. Dezember 1896 
fignriert diesea Anlagekapital mit Fr. 284 953 005.16. 



n,g:,.ndtyG00glc 



— 176 — 

stiniiiiter Weise die Uebernahme aller ihrer Rechte und Pflichten 
beim Rückkauf anadrficklich garantiert •), Am 24. Juni 1896 
wurde der Vertrag bedingt, infolge der Annahme des Bdchoungs- 
gesetzes am 4. Oktober aber definitiv gfiltig. 

3. Nur bei der Nordostbahn blieben die angekoSpften 
Yerhandlungeu erfolglos, nnd sie war also nach wie vor nach 
den einzelnen Konzessionen zurückzukaufen. Dies bedingte 
für sie beim Rückkauf eine ganz besondere Behandlung, auf 
welche wir in späterem Zusammenhatte znrfickznkommen haben 
werden. 

III. Durch die Konzessionszusammenlegungen besserte sich 
die Li^e des Bundes schon in ganz bervorragender Weise. 
Dies liegt in dem eigenartigen Charakter der BtickkauEs- 
bestimmungen begründet. Früher musste er die guten Linien 
einzeln nach ihrem Ertrags- und die schlechten nach ihrem 
Kapitalwert bezahlen. Jetzt aber wurde auf flen Ertr^s- 
bezw. Eapitalwert des ganzen Netzes abgestellt, und so war 
den schlechten Linien Gelegenheit geboten, in der Ertrags- 
rechnung auf die Resultate der guten herabmindernd zu wirken. 
Die Mini male ntschädigung blieb dieselbe, aber die Maximal- 
entschädiguDg verminderte sich. 

Die andere Seite der Massrege) muss man freilich auch 
betonen: auch die Gesellschaften hatten ihren Vorteil von der 
Operation. Nun waren sie davor gesichert, dass der Bund 
ihnen nur die guten Linien abnehme und ihnen die schlechteren 
als zu teuer belasse. 

So sind diese Kouzessionszusammenlegungen als ein beider- 
seits zu billigender Schritt zum Rückkauf zu begrüssen, und 
sie haben die Möglichkeit einer !□ dieser Hinsicht schikanösen 
Rückkaufspolitik da, wo sie erfolgen konnte, beseitigt. Frei- 
lich, so sehr in ihnen vertragliche Abmachungen vorlagen, so 
waren die Gesellschaften doch der schwächere, durch das Recht 
des stärkeren Bundes, die Linien, welche er kaufen will, zu 
wählen, gezwungene Teil. Allein dieses Verhältnis liegt in 

') Art? des Vertrag« lautet ninilich: .Mit dem Uebei^img der 
in Art. 1 bezeichneten Bahnen an den Bund Ohemimmt denelbe sngleicb 
alle danninmal bestehenden Rechte und Pfliciiten seiner Yor^gerin im 
BesitB . . .' BBl. 1896, IH S. 611. 
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der Natur der Sache begrfindet, und solange auf der Gegen- 
seite auch ein bedeutender Vorteil herausschaut, ist eine aolche 
Uaseregel nicht zu Terurteilen. 



Die Terfassongsinässlge Qninälage 

Nachdem wir nunmehr zwei Gh'undlagen des bonzessions- 
gemässen Rückkaufs betrachtet haben, können wir Ober die 
dritte, die Terfassangsmässige, kurz hinweggehen. 

Die Frage, ob sie im geltenden Rechte bereits bestehe, 
fand nämlich keineswegs fiberall eine übereinstiinmende Ant- 
wort. Manche fanden, eine solche Grundlage sei noch nicht 
gegeben und müsse auf Grund einer Verfassungsänderung erat 
geschaffen werden. 

Der Bundesrat aber hielt sich durch Art. 23 der neuen 
Bundesverfassung, den alten Art. 21, für berechtigt, Eisen- 
bahnen zu erwerben und zu betreiben '), 

Art. 23 lautet wörtlich in seinen drei ersten Absätzen: 

.Dem Bunde steht das Recht zu, im Interesse der Eid- 
genossenschaft oder eines grossen Teils derselben auf Kosten 
der Eidgenossenschaft öffentliche Werke zu errichten, oder die 
Errichtung derselben zu unterstützen. 

,Za diesem Zwecke ist er auch befugt, gegen volle Ent- 
schädigung das Recht der Expropriation geltend zu machen. 

, Die näheren Bestimmungen hierüber bleiben derBundes- 
gesetzgebnng vorbehalten." 

Auf Grund dieses Artikels sind die Eonzessionen zu stände 
gekommen, indem man unter den .öffentlichen Werken' vor- 
zugsweise die Eisenbahnen im Auge hatte *). Hätte nun der 
Bund nur das Recht, diese öffentlichen Werke zu errichten, 
nicht aber auch, sie zu erwerben, zu besitzen und zu betreiben, 

') RilokkanfsbotBchaft S. 114 ff. Dazu pasBirn die Verhaodlniigei) 
der Bandetrersainmlnng Aber die Yerstaatlicliung (1897), und einzelne 
weiter unten angeffihrtfl BroBchOren. (Vgl. Kt^itel IT). 

)) RtlckkaufibotBchaft S. 8. 
Heiold, Dei Sohwcizerisaha Bond nad die Biienbthnen. 12 
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dann hätte, wie die ßSckkaafsbotschaft überzengend bemerkt ^), 
der in alle EonzesBionen aufgenommene Vorbehalt des R&ck- 
kanfes gar keinen Sinn. 

Diese Argumentation kann plausibel erscheinen ; doch kann 
anderseits ein blosser Verwaltungsakt wie die Konzessions- 
erteilung die Verfassung nicht interpretieren. TJeberdies war 
die LOflnng der Frage nicht von kapitaler Wichtigkeit, da der 
BeschluBB des RSckkanfes in der Form eines Gesetzes erlassen 
wurde, welches dem &kuUatiTen Referendum unterstand, so- 
mit die Wirkungen am Ende die gleichen waren wie diejenigen 
einer VerfassungBrevision. 

Bei der Gotthardbahn speziell waren über die Zuläsaigkeit 
des Rückkaufs Bedenken staats- und völkerrechtlicher Natur 
wegen des durch die Subventionierungen des Auslandes ge- 
schaffenen besonderen Verhältnisses geänssert worden, in welche 
wir uns indessen hier nicht einlassen kßnnen. Nach genauer 
Untersuchung glaubte sich aber der Bundesrat anch über diese 
hinwegsetzen zu dürfen *). 



Bas Bnndesgesetz Aber das B«chnniig8Tre8en der Eisen- 
bahnen Tom 27. Mirz 1896 

Die letzte Grundlage des konzessionsgemässen Rückkäufe, 
welche wir jetzt noch zur Sprache zu bringen haben, ist von 
den neueren die weitaus bedeutendste. 

Bevor wir indessen geradeawega auf dieselbe eintreten, 
haben wir nur mit wenigen Worten des ersten Schrittes zn 
gedenken, welchen der Bundesrat in Ausführung der oben er- 
wähnten Motion Gurti und Comaz in der Untersuchung und 
Slarlegnng der Eisenbahnfrage unternahm. Es ist dies die 
Vorlage eines umfassenden Berichtes an die Bimdesversammlung 
über das Rechtsverhältnis zwischen Bund und Eisenbahngesell- 

') S. 116. 

*) Rflckkanfgbotacbaft S. 104 ff. 
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Schäften, eventaell Kantonen, bei Anslauf der EonzesBionen 0- 
Mit dem konzessionagemäBBen Kfickkanf selbst hat er indessen 
wenig zu ttm, and was er Neues brachte, war ancb nicht viel. 
Sein Verdienst war nur eine Zusammenstellung der RCckkaufe- 
bedingungen und die EnthfiUang der merkwürdigen Tatsache, 
dass wohl die Kantone in ihren alten Konzessionen Bestim- 
mungen über die Erneuerung derselben aufstellten, der Bund 
aber auffallenderweise in der Normalkonzession solches unter- 
lassen hatte. 

War also der erste in AnsfQhmng der Motion Cnrti und 
Comaz seitens des Bundesrates getane Schritt fGr uns ohne 
Bedeutung, so hat d^egen der jetzt folgende, zugleich die 
letzte Grundlage des konzesBionsgemäsaen Rückkaufs bildende, 
für die schweizerische RQckkaufsfrage eine eminente Wichtig- 
keit. Das Rechnun^gesetz von 1896, wie wir das neue Gesetz 
kurz nennen wollen, hat so Terschiedene Beurteilung gefunden 
und auch so viele mehr oder minder gereizte Äeusserungen 
und Angriffe hervorgerufen, dsss schon darans die ihm bei- 
gelegte Bedeutung sich genügend dokumentiert, dass es aber 
auch schwer ist, aus allen tendenziösen Äeusserungen zu einer 
objektiven Beurteilung seiner wirklichen Bedeutung zu gelangen. 

Versuchen wir nun, es nach seinem Werdegang zu be- 
trachten ! 

I. Am 11. November 1895 legte der Bundesrat der Bundes- 
versammlung eine Botschaft vor, betreffend den Entwurf eines 
Bundesgesetzes über das Rechnungswesen der Eisenbahnen*). 
Das Eisenbahndepartement hatte sich nämlich vorher eingehend 
mit der Ermittlung der Entschädigungssummen für den nächsten 
Rfickkaufstermin befasst, und hatte da Schwierigkeiten gefunden, 
einmal weil es im Unklaren war über die Bedeutung der 
KQckkaufsbestimmungen der Konzessionen, und sodann, weil 
es in der bestehenden Gesetzgebung kein Rechtsmittel fand, 
um die Bahnverwaltungen zur Ausscheidung des Reinertr^s 
und des Anlagekapitals im Sinne der. Konzessionen anhalten 
zu können. Zwar hätte der Bandesratsbeschlnss betreffend die 



>) B61. 18M, I 8. 1070 ff. 
») BBl. 1896, IV S, 53 ff. 
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Berechnung des Reinerbraga vom Jahre 1888 ') wirksam sein 
sollen — aber er wurde ao befolgt, daas der Bundesrat sieben 
Jahre nachher von der Nordostbahn noch keine nach Linien 
auBgeschiedene Rechnungeu erhalten hatte! 

Die Pflicht znr lioienireiseD *) RechnungsfQhmng gesetz- 
lich zu fixieren, und namentlich ein Verfahren ffir den Fall 
der Säumnis zu bestimmen, das war ein erstes Ziel des Entwurfs. 

Sodann sollte das Rechnnngsgesetz die Bahnen zur An- 
fertigung besonderer Ausweise fiber den Reinertrag und das 
Anlagekapital ,im Sinne der Eonzessionen*, d. h. unter Be- 
schränktmg auf das .engere BOckkaafsobjekt* , reranlassen. 
Dies sollte dazu führen, eventuell auf gerichtlichem Wege, 
schon Tor dem Rückkauf Klarheit zu erlangen über die Begriffe 
des Reinertrage und des Anlagekapitals, und sie ,in einer für 
die Bahnen beim Rückkatif verbindlichen Weise" festzulegen. 

Drittens endlich sollte das Gesetz alle Streitpunkte Ober 
die Auslegung der Rückkaniebeatimmungen vor das Bundes- 
gericht kommen lassen, und damit FSr den konzessionsgemässen 
Rückkauf eine , liquide Situation" schaffen. 

Dass es ausserdem die speziell rechnerisch-technischen 
Vorschriften des alten Gesetzes von 1883 zn reformieren hatte, 
.unter spezieller Rücksichtnahme auf den Rückkauf, und fussend 
auf den anerkannten Grundsätzen einer soliden Verwaltung', 
daa war sein letztes, schon in seinem Titel bezeichnetes Ziel. 

II. Sehen wir uns nunmehr seine einzelnen Bestitnmnngea 
etwas näher an*)l 

Seine Neuerungen bezogen sieb auf die Anwendbarkeit des 
Gesetzes mid schufen überdies formelles wie materielles Recht. 

In erster Hinsicht fKllt insbesondere in Betracht die Be- 
stimmung, dass es, im Gegensatz zum bisherigen Recbtazustande, 
alle Eisenbahnen in der Schweiz, auch diejenigen , welche 
Kantonen, Privaten, ausländischen Unternehmungen angehören, 



') Vgl. oben S. 172 ff. 

*) d. h. anf die eiuielnen BQckkauftobjekte bezÜRlichea. 

') A. S. {N. P.) XV S. 517 ff. Amtlichea «tenographisolieB Bulletin. 
Deiember 1896 and Hätz 1896. HeiDrioh Onbler, Die KontroUe d« 
Bandet Ober daa Reohnnngaweaen der EuenbahDen. Zflricher Diwertation, 
Zarich 1898. 
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seinem Eioflnese onterstellt. Die Beratung in den Ruten hat 
diesen Orundestz allerdings etwas modifiziert, dahin, dasB ent- 
gegenstehende StaatsTertri^e Torbehalten sein und dass für 
Kantone and ansländische Unternehmungen die Yorechriften 
betreffend Emeuerungsfonds keine Gfiltigkeit haben sollten. 
Sonst hätte beispielaweise die Bieaenunternehmnng der Paris- 
Lyon -Mittelmeerbahn , der kleinen Strecke Genf- La Plaine 
zuliebe, in Befolgung des Rechnnngsgesetzes ihre Bechnmigs- 
i^hrnng eigentlich ändern mQsaen ') ! 

1. Die formellen Bestimmungen des Gesetzes schufen schon 
viel wesentlichere Äenderangen, Die allereinschneidendste Neue- 
rung bestand im Art. 21. Er bestimmt am Anfang: ,Dem 
Bnndesgerichte kommt die Entscheidung in allen denjenigen 
FiÜIen zn, für welche in den Rückkaufsbestimmangen der 
Konzessionen die schiedsgerichtliche Erledigung Torgesehen ist.* 
Obwohl trotz der Normalkonzession das Rechnnngsgesetz von 
1883 die Schiedsgerichte beibehalten hatte '), mid auch die 
Eonzessionszusammenlegung bei der Centralbahn trotz Opposition 
des Bundesrates nur unter derselben Bedingung zn stände ge- 
kommen war '), wurde also hier ihre Aufhebung verfügt. Damit 
wurde allerdings der durch die Verschiedenheit der Konzessions- 
tjpen geschaffene unleidige Zustand beseitigt, wonach über 
dieselben Fragen zwei parallele Instanzen urteilen muasten. 
Allein in den Räten hatte begreiflicherweise diese Neuerung 
sehr geteilte Aufnahme gefunden. Entsprechend einer Eingabe 
der Bahngesellschaflen hielten viele die Abschaffmig der Schieds- 
gerichte für eine Verletzung wohlerworbener Rechte, um so 
mehr, als auch der Bundesrat einen formalen Verstoss gegen 
feierliche Znsicherungen bekennen musste, ihn aber ans sach- 
lichen Erwägungen rechtfertigen zu können glaubte. Diese 
Strömung war so wirksam, dass in der ersten Beratung des 
Ständerates der betreffende Artikel gestrichen wurde. Es ist 



■) Art. J. 

») Tgl. Art 3 der üebotgaagsbMtimmungen : .Die Beatiinmtmgen 
der Konzegsionen über die Bchiedggerichtlicha Festetelinng der Änlage- 
koaten im Falle des Rücfckaofe« bleiben gewahrt." 

"} Vgl. Art. 6 der betreffenden Uebereinknnft (BBl. 1898, V S. 298) 
Tind oben S. 174. 
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BTUtdesgerichi aber nach dem Oesetze urteilt, und daas die 
Abscba£Fung der Schiedsgerichte, wenn man einmal Tom formal' 
jarisÜBchen Standpunkte ausgeht nnd die Rfickkaufebestim- 
mungen der Konzessionen in ihrer Totalität als rertn^sähnliche 
Abmachungen anffasst, zu Bedenken Änlass gibt. Indessen so 
gross ist praktisch der geschaffene Nachteil nicht, als dass er 
nicht durch die errongenen Vorteile aufgewogen wOrde. .Ein 
unbefangeneres und sachgemSsserea Urteil kann von keinem 
anderen Richter erwartet werden^).* 

2. In wirksamerer Dnrchftlhmng der schon im Jahre 1888 
aufgestellten Forderung *) wird weiterhin wieder die Anfertigung 
Ton Ausweisen Über Reinertr^ und Anlagekapital fßr jedes 
einzelne Konzessionsobjeki verlangt, und zwar bei Strafe der 
Behandlung der Linien einer Gesellschaft als einheitliches 
Rückkauf sobjekt. , Freiwillig war dieser Dienst ron den Bahn- 
Verwaltungen ans begreiflichen Gründen nicht zu erwarten. 
Zur AuBfibung eines Zwanges bot das damalige Bnndesrecht 
keine Handhabe ').* Wohl legte man damit den QeBellachallen 
grosse Arbeit zur Last, aber ihre konzession^emiUeen Privat- 
rechte blieben dabei nnversehrt *). 

3. Diese speziellen Aasweise, sowie die Rechnungen und 
Bilanzen, prQft der Bandesrat auf ihre Uebereinstimmnng mit 
Gesetz und Konzessionen und trifft bei deren Beanstandung 
erstinstanzlich remedierende VerfGgungen, gegen welche den 
Gesellschaften der Rekurs an das Bundesgericht offen stebt^). 
Darin Hegt eine hoch anzuschlagende Nenerung zu Gunsten 
des Bundes. Bisher war die Au&ichtsbehfirde die Klägerin 
vor dem Bundesgericht, sie hatte also die Beweislast^; jetzt 

'] RegeUberger, Rechtsgatacfaten iu der Rekoreaache der Gott- 
hardbahngesellschaft Baael 1898, 8. 15. 

•) E. A. S. (N. F.) X S. 79 ff. Vgl. oben S. 172 ff. 

*) RegeUberger a. a.. 0. S. 16. 

*) Art. 3 und 19 des GeaeUes. 

') Art. 15 und 16. 

') Vgl. Art. 5 Abs. 2 des BedmiuigageMtzea von 1888: .Wenn der 
Bandesrat findet, diwa eine Bilanz mit den Bestimmungen des Geaetiss 
nicht in Uebereinstimmung steht, und wenn die GesellschaA die von ilim 
verlangten Ab&ndenuigen oder die von demselben anf Grund des Art, 4 
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aber wird sie Rekurabeklagte , und die so wie so dem St&ate 
gegenüber in benacbteiligter Stellung befindlichen Gesellschaften 
haben erst noch die BevreisfOhrung zu tragen. So fand auch 
mit Grund diese Bestimmung Opposition, aber ohne schliess- 
lichen Erfolg. Eine allerdings auch Über das zulässige Mass 
hinausgehende Bestimmung des Entwurfs wurde freilich ge- 
strichen. Der Bundesrat hatte nämlich Totgeschlagen , alle 
Kosten, welche bei diesem Verfahren durch besondere Expertisen 
veranlasst würden, sollten zu Lasten der Bahnnnternehmung 
faUen^)! 

4. Ebenso endlich enthält Art. 20 in Abs. 2 und 3 gerichts- 
organisstorische Anordnungen für das Verfahren betreffend die 
Ermittlung der Rückkaufssummeu selber. Der Bundesrat soll 
sich mit den Bahnverwaltungen Über die Grundsätze zu ver- 
ständigen suchen, nach denen Beinertrag und Anlagekapital 
im Sinne der Konzessionen festgesetzt werden sollen. Mangels 
einer Verständigung entscheidet der Bundesrat nach Massgabe 
der vorliegenden Rechnungen und Ausweise, und gegen seine 
Entscheidungen haben die Gesellschaften das Recht des Rekurses 
an das Bundesgericht. — 

Was endlich die materiellen Vorschriften des Gesetzes 
anbelangt, so enthalten zunächst seine eingehenden Vorschriften 
über die Anlage des Baukontos eine Bestätigung und Ver- 
Bchärfung des bisherigen Rechts ^). Viel weiter als das Gesetz 
von 1883 konnte in dieser Beziehung immerhin kaum gegangen 
werden, da es doch schon sehr strenge Vorschriften aufgestellt 
hatte. Es würde zu weit führen, hier alle übrigens sehr 
interessanten Einzelheiten anzuführen. Um nur Weniges zu 
streifen, so sind nunmehr Subventionen nnd Beiträge der Bahnen 
an öffentliche Werke von der Verrechnung auf Baukonto aus- 
geschlossen, ebenso auch Emiesionsverlnste auf Aktien; für 
Transporte zu Bauzwecken dürfen nur die Selbstkosten an- 



getroffenen Änordnungeii nicht anerkennt, »o kann der Bundesrat binnen 
dreiesig Tagen nach der Mitteilung der Schluasnahme der Oeneralver- 
aammlung die Streitfrage an das Bundesgerioht bringen, welches end- 
gültig entscheiden wird.' 

') Vgl. Art. 17 Abg. 3 dei Entwurfes, im BBI. 1895, IV S. 72 ff. 

') Art. 4-9. 
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gerechnet werden u. e. w. So weit wie der Bundesrat trollte, 
ist die BundesTersammlong dabei fteilich nicht gegangen. Als 
beeonders hart erwähnen wir in dieser Beziebong nur einen 
von der Eingabe der Bahnverwaltungen wie von den Bäten 
verworfenen Abs. 2 des Art. 6 des Entwurfes, welcher wörtlich 
lautet: , Werden an bereits bestehenden Anlagen und Ein- 
richtungen oder am Betriebsmaterial Veränderungen zum Zwecke 
der y erbeu er ung, Verstärkung oder Ter grösser ung vorgenommen, 
so dürfen von den daherigen Ausgaben in Zukunft nur die- 
jenigen Beträge auf Baukonto verrechnet werden, welche die 
betreffenden Objekte mehr gekostet hätten, wenn sie schon 
von Anfang an in der neuen Form oder Beschaffenheit erstellt 
worden wären.' Und woraus würde der Beat bestritten? — 
Eines Kommentars bedarf diese Bestimmung nicht. 

Mit diesen Vorschriften begnOgt sich aber das Gesetz noch 
nicht. Ein Hsup^ebiet, auf welchem bisher die Bahngeeell- 
schaften hatten frei schalten können, wird jetzt gesetzUch 
geregelt. Damit wird ihnen eine Vorschrift über eine wesent- 
liche Verwendung ihrer Einnahmen erteilt: es handelt sich nm 
den Erneuerungsfonda '). Das Gesetz schreibt nämlich 
eine der bisherigen Prasis von Gesellschaften und Aufsichts- 
behörde durchaus entgegengesetzte Konstruktion desselben vor, 
welche eine namhafte Verstärkung der Einlagen in ihn herbei' 
führen musste. Die ganze Frage der Behandlung des Er- 
neuerungsfonds spielt indessen in den Prozessen betreffend die 
Grundsätze für die Berechnung der Rückkanfseutschädigungen 
eine so durchschlagende Rolle, dass wir mit Vorteil hier auf 
diese neue Gestaltung bloss hinweisen und Darlegungen von 
Details uns auf eine spätere Stelle im Zusammenhange vor- 
behalten % 

Hier beim Emeuerungsfonds sollte auch das Gesetz seine 
wesentlichen finanziellen Wirkungen äussern. Sonst waren sie 
nicht hervorragend, wie es sich aus den aus folgendem er- 
sichtlichen Bewegungen des Kontos der ,zu amortisierenden 
Verwendungen" herausstellt: 



') Art. 11—14. 

") Vgl. unten S. 285 ff. 
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TabeUe 19. 

Konto ,Zu amortisierende Yerwendangen' ^). 



Jalir- 


Central- 
balm 


Gotthard- 
bahn 




Nordost. 
b>lm 


Ver- 
einigte 
Bdiwei«.- 
bahBOD 


Lokomotiv- 

bahnea 
zasammeu 




Fr. 


Fr. 


Fr. 


Fr. 


Fr. 


Fr. 


1888 


19324 364 


13 894 523 


46 363 ISS*) 


19 654 471 


9446 733 


109 797 649 


1891 


17 749 412 


15 333 856 


8 715 749 


17 950 826 


8 093 338 


69 780 911 


1898 


17 377 153 


15 242 323 


8 610186 


lö 936 842 


7 372 098 


68 353 060 


1894 


17 082 087 


15 060188 


11 707 879 


16 521842 


7 772 959 


71108 368 


1895 


16 745 118 


15 660188 


11603126 


16 088 541 


7 418 869 


70 519 794 


ISM 


16 126 968 


18 259 074 


11465426 


16 774 956 


7 013 490 


69 974511 


1897 


17 103 762 


17 840 573 


8 380 702 


16 263 293 


8 721 021 


69 784782 


1888 


16S75447 


17 500502 


12 569196 


15860 930 


8 862 992 


72 754 590 


1899 


15 618 000 


16 546022 


12 506 107 


15 155 75S 


7 915492 


69 883 492 



III. Selten hat in der Schweiz ein Gesetz Ton gewissen 
Seiten eine solche Aufnahme voller EntrQstung gefunden, wie 
das ßechnungsgesetz, Dass das Referendum dagegen ergriffen 
wurde, ist beinahe selbstTerBtändlich, and als Charakteristikum 
diene das damals in der Bund es 7 er Sammlung aufgetauchte 
Serflcht, es sei dagegen die Intervention des Auswärtigen 
Amtes eines fremden Staates — wohl Deutachlands ? — an- 
gerufen worden! Vor der Volksabstimmung gab, wie später 
beim Kückkaufsgeaetz, die oppositionelle Partei im Yolke ihrem 
Missfallen in heftigen Worten Luft. Man sprach von "Vertrags- 
bruch wegen der willkürlichen Aufhebung der konzeasions- 
gemäasen Schiedsgerichte, von einem unaufrichtigen Spiel der 
Mehrheit der Bundesbehörden mit dem Volke, weil das Gesetz 
etwas ganz anderes bezwecke, als sein Titel besage, indem es 
einzig dazu gemacht sei, um auf den Kaufpreis zu drücken. 
,Das Gesetz,* hiess es in einem ,Mabnwort an das Schweizer- 
Tolk', .stellt die Bückkaufsoperation nicht objektiv und un- 



') TgL Kol. 22 der Eüenbahnitatiitik. 

*) AaesohlieiBlich bei der Snisie Occidentale vor der Fonon. 
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parteüscli klar, sondern bereitet sie im fiskalischen Interesse 
vor und mit der Absicht, die Ansprüche der dermaligen Eigen- 
tümer zu schmälern und zu rerküizen. Die Vorschriften Qbei 
Erstellung der Baarechnnng sind so gefasst, dass die B&ck- 
kanfsBumme überall da, wo der Rückkauf nach dem Anlage- 
kapital erfolgt, herabgedrQckt wird. Der Reinertrag wird 
geschmälert durch die Normen über Betriebsrechnung, Er- 
nenerungsfonds und Amortisation. Und dann sollen die Streit- 
fragen nach Art. 21 in einet Reibe von Prozessen einzeln und 
zum voraus unter den Auspizien des Bundesrates erledigt 
werden '^).* In durchaus ernster und ruhiger Weise machte 
dieselbe Schrift auf die Depression im Eisenbahnwesen auf- 
merksam, welche es zur Folge haben würde, und ganz be- 
sonders fürchteten einzelne einen unheilvollen EinÖuBs des 
Gesetzes auf das Zustandekommen nener Bahnen, sowohl von 
Nebenbahnen, als gans besonders von Alpenbahnen, indem die 
strengen Vorschriften des Gesetzes dem Kapital die Wahrschein- 
lichkeit, hiuTeicbende Verzinsung zu erhalten, schmälerten'). 

Trotz aller Opposition war indessen der schliessliche Aus- 
gang die Annahme des Gesetzes in der Volksabstimmung vom 
4. Oktober 1896 mit 223228 gegen 176577 Stimmen, wobei 
12 ^/i Kantone auch die Mehrheit der Standesstimmen bildeten^). 

IV. Unsere Beurteilung des vorliegenden Gesetzes hat 
nicht in erster Linie seine finanztecbnische Natur ins Auge zu 
fassen, sondern wir müssen es vielmehr in den Rahmen der 
bisherigen Entwicklung stellen und es hier würdigen. 

In seiner oben erwähnten Schrift lallt Gubler über unser 
Gesetz ein Urteil, welches allein anf die Wünschbarkeit der 
Kontrolle des Bundes Rücksicht nimmt, und von diesem Ge- 

') .Zur AnfkläruDg über daa RechnuDgageaetz. Ein Hähawort an 
das Schweizervolk,' Bern 1896, S. 14, 

*) Leider erlaubt uns der Raum dieser Arbeit nicht, auf die ander- 
weitigen ÄeusBerongen der VolkBetimine eingehender zu sprechen zu 
kommen. Eine bemerkenswerte Sammlung von Flugblättern und Press- 
Stimmen zu diesem Gesetze bat die Züricher Stadtbibliothek angelegt, 
von den offiziellen, volkstttmlich gehaltenen Erläutenmgen zum Geseti 
bis zu den gereiztesten Aeuaserongen der Opposition. Anf diese sei hier- 
mit verwiesen. 

') BBl. 1896, IV 8. 139 ff. 
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sichtspuDkte ans gelangt; er zu einer unbedingten Lobpreisung 
desselben. Er sagt nämlich >): ,In Zusammenfassung der bis- 
herigen Ausführungen ergibt sich die Ueberzeugnng, dass durch 
die weitumfassende, mit voller Berechtigung einzig zu Nutz 
und Frommen des Schweizerrolkes statuierte Kontrolle des 
Bundes über das Rechnungswesen der Eisenbahnen eine In- 
stitution geschaffen ist, welche eine Garantie dafür bietet, dass 
die Eisenbahnen, unser wichtigstes modernes Verkehrsmittel, 
fortan eine rationellere und befriedigendere finanzielle Yer- 
waltungsweise erfahren werden, als dies bis anhin so oft der 
Fall gewesen. Diese ernsthafte amtliche Eontrolle ... ist 
nicht nur notwendig zum Zwecke einer zuverlässigen Ermittlung 
der zur Qeltendmachnng des staatlichen Rückkaufsrechtes fest- 
zustellenden Eapitalwerte , sondern ebensosehr aus Interessen 
des Verkehrs und der an den Bahnuntemehmungen finanziell 
beteiligten Personen. Das Hauptziel der staatlichen Kontrolle 
ist ja die Erreichung einer soliden und durchsichtigen Qeschäfts- 
führung, die Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Bahnen, 
sowie die Hebung des Landeskredites. ' 

Mochte das Gesetz auch in einzelnen Beziehungen — ob 
fiberall in zu billigender Weise, bleibe dahingestellt — durch 
eine Sanierung des Rechnungswesens der Bahngesellschaften 
die Interessen des Verkehrs in erster Linie fördern wollen, 
seine wesentlichste Bedeutung müssen wir anderswo suchen. 
Das Gesetz bezeichnet einen grossen Sieg des Bundesrates 
auf der seit 1883 betretenen Bahn, seine durch die Konzessionen 
diktierte ungünstige Stellung beim Rückkauf zu verbessern. 
Das Volk — gleichgültig, ob mit oder ohne Verständnis für 
dessen verzwickte Spezialbestimmnngen — hat mit seiner An- 
nahme die seitherige Eisenbahnpolitik gebilligt. 

Wie der Genfer Ständerat Richard in einer grossen Rede 
zur Kritik des Gesetzes hervorhob, war das Rechnungegesetz 
die erste Etappe des Rückkaufs *), oder, um uns in ähnlichem 
Sinne auszudrücken, die letzte und bedeutendste Etappe in dem 
Herausfinden von Mitteln, um dessen finanzielle Schwierigkeit 

') Gabler a. a. 0. S. 138—139. 
^ Bulletin, Dezember 1895, S. 784. 
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herabzamindfirD, Von diesem Zwecke steht zwar in den ofE- 
ziellea AusIasBuQgeD nichts, dort sind vielmehr andere angegeben, 
welche indessen, so anerkennenswert sie sein mögen, die grosse 
Eile, mit welcher das Qesetz eingebracht wurde, nicht zu er- 
klären TermÖgen. 

Der Hauptzweck des Gesetzes war sicherlicb eine an- 
gemessene Vorbereitung der Ter staatlich nng, und mit ihm 
besserten sich auch die Aussichten auf Verwirklichung eines 
{Ü.T das Volk auuehmbaren konzessionsgemässen Rückkaufs ganz 
bedeutend. 

1. Einmal bot es die übrigens anerkennenswerte Möglich- 
keit, die aus der verschiedenen Auslegung der Konzessionen 
sich ergebenden Differenzen sofort, noch vor der Hückkaufs- 
ankOndigung, zum Auetrag zu bringen , und so vor der Ver- 
staatlichiiDg bezüglich der Entschädigung eine klarere Situation 
zu schaffen. Die Möglichkeit bestand, aber ihr Vorteil 
wurde tatsächlich illusorisch, wenn man sehen musste, wie die 
Prozesse über die Grundsätze der Entschädigungsberechnnng 
sich bis in das Jahr 1899 hinschleppten, nachdem schon ein 
Jahr vorher der Rückkauf beschlossene Sache geworden war. 

2. Das Gesetz verschaffte sodann dem Bunde auf den 
Rückkauf hin schon in seinen formalen Bestimmungen eine 
starke, vielleicht allzu bevorzugte Position, wie er sie sich nnr 
hatte wünschen können, welche ihn zu rücksichtsloser Wahrung 
seiner Interessen reizen, die Gesellschaften anderseits miss- 
trauisch machen musste, und sie auch veranlasste, von Anfang 
an beim Rückkauf dem Staate so entgegenzutreten, als wolle 
er sie übervorteilen. So erklärt sich die Hartnäckigkeit, mit 
welcher auf beiden Seiten der Kampf geführt wurde. 

3. Und wie in formal-prozessualiacher Hinsicht, so besserte 
sich die Lage des Bundes noch viel mehr in materieller Be- 
ziehung, wenn auch nicht so bedeutend, wie der Entwurf es 
gewünscht hatte ^). Die Absicht aber, die dabei im Hinter- 



') Neben der oben hervorgehobenen, verworfenen Beatimmung des 
Art. 5 de« Entwntfes enrilhnen wir hier tia weiteren, hierher gehörenden 
VerBQch die Zumatnng, Bauzinaen tax die uaohtt^Iichs Erstellung von 
Doppelgeleisen mit Inbegriff des Bahnkörpers, für andere Erganzungs- 
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gnmde lauerte, ist nicht za rerbeblen: bei allem Woblwollen 
gegen den Band kann hier onr ein bewnester, deutlicher Ver- 
Hucb angenommen werden, den Rückkaufspreis herabzumindern. 
Der Baukonto sollte anf einmal möglichst entlastet nnd infolge 
der dadurch notwendig erwachsenden grösseren Amortisationen 
die Betriebsausgaben erhöht, bei allem aber die Entschädigungs- 
summe selbst gekürzt werden, und das Verlassen der durch 
die Genehmigung der B«chnangeD nnd Bilanzen bisher doch 
immer gebiUigten Praxis der Gesellachafben, den Emeuemngs- 
fonds betreffend, konnte, in diesem Zeitpunkte diktiert, auch 
nur durch solche Rücksichten mit bedingt sein. 

Man betonte zwar in den Yerhandlungen rielerorts, auch 
seitens des Bundesrates, dass das Bechnungsgesetz die durch 
die Konzessionen geschaffene Rechtsli^e unangetastet lassen 
wolle. Mag diese Absicht auch vorhanden gewesen sein — 
es musste dazu kommen und kam in Tat und Wahrheit auch 
dazn, dass das Bechnungsgesetz mit seinen Neuerungen durch 
eine Hintertüre unter dem Namen der von jeher anerkannten 
Grundsätze einer soliden Verwaltung bei der Interpretation der 
Konzessionen jeweilen da einzog, wo der Text allein für sie 
keine genügende Handhabe bot. Und so kam auch die zwar 
ausdrücklich abgelehnte Rückwirkbarkeit seiner Bestimmungen 
auf abgeschlossene frühere Verhältnisse ebenfalls zum tatsäch- 
lichen Ausdruck, der bisher offiziell anerkannten und sank- 
tionierten Anschauung zum Trotz. 

So war denn das Rechnungsgesetz trotz einiger begrüssens- 
werter Neuerungen, welche es brachte, ein gefährliches Gesetz. 
Ee gab die Gelegenheit, einer durch Geschichte und staatlich 
sanktionierte Praxis vor geschriebenen Auslegung der Kon- 
zessionen unter dem Deckmantel allein sohder Yerwsltungs- 
grundsätze eine fiskalische zu substituieren. 



Mit diesen Betrachtungen sind wir an' der unmittelbaren 
Schwelle des konzessionsgemässen Rückkaufs angelangt. Es 
läast sich nicht lengnen, dass die zu den alten neu hinzu- 



imd Nenanlagen oder f&r Termehning des Betriebamaterials Tom Bankonto 
aoBiiiBcfalieMeti (Art. 9 g de« Entwürfet). 
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gekommenen Grundl^en desselben, die EonzeeBionszasammen- 
legnngen nnd dos Bedmnngsgesetz , ihm ein ganz anderes 
Aussehen gegeben haben. Fast schien ee, als ob nunmehr 
Stämpfli und alle anderen, welche, in Uebereinstimmung mit 
frtifaeren Aenssernngen des Bundesrates, den Rückkauf nach 
den Konzessionen fQr etwas ganz Undurchführbares gehalten 
hatten, LQgen gestraft werden sollten. 

Der entscheidende Schritt konnte nun getan werden: am 
25. März 1897 wandte sich der Bundesrat an die Bäte in der 
Verstaatlichungsfrage selber. Diese seine neue Botschaft ') war 
es, welche die eigentliche Yerstaatlichungsaktion offiziell ein- 
leitete und einen ersten Ausblick gewährte auf die Haltung, 
welche der Bundesrat in der EntscMdigungsfrage defioitir 
einzunehmen gedachte. 

Vorerst muss sich aber unsere Aufmerksamkeit noch einem 
kurzen Zwischenabschnitte zuwenden. Er betrifft ein Gesetz, 
das zwar nicht direkt mit dem Rückkauf zusammenhangt, 
hingegen Verhältnisse regelt, deren Werdegang der Rückkanfe- 
idee eine bedeutende Förderung gegeben hat. 



■) BBl. 18ST. U 8. 230 H. (Hier atel« ab Belbstandige Broschare 
zitiert.) 
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Das Btmdesgesetz, betareffend das Stimmrecht 
der Aktionäre 

I. Schon mebrfacli hatten wir Gelegenheit, anf die Zq- 
stände des AktieaweaenB hei den schweizerischen Eisenbahn- 
gesellschaflen hinzuweisen. Wie schon berührt, waren die 
ersten Sisenbahnen meist mit einheimischem Kapital zu stände 
gekommen, und es blieb ihnen auch treu, solange die Eisen- 
babngesellschaften in angesehener Stellung standen und, zum 
Teil wen^tens, gut rentierten'). Allein diese Voraussetzung 
traf ja nur teilweise, und auch da nur eine Zeit lang zu. Mit 
den kleineren Krisen, rorab erst mit der grossen Krisis von 
1877, wurde der kleine schweizerische Kapitalist, welcher in 
seinen Bahnaktien vielmehr ein Mittel solider Kapitalanlage 
denn der Spekulation sah, in seinem Vertrauen auf die Babn- 
gesellschaften immer schwankender. Es erfolgten Massen- 
Teränsserungen Gchweizerischer Babnaktien zu Schleuderpreisen, 
und als Abnehmer fanden sich fast nur Ausländer, denn das 
schweizerische Kapital war mutlos geworden. So kam es, dass 
der Zusammenhang zwischen den Bahneigentümern und den 
Landesinteressen gebrochen wurde; die Aktien wurden Objekte 
der internationalen Spekulation, und das ausländische Kapital, 
welches auch in anderer Weise den schweizerischen Bahnen 
geholfen hatte ^, beanspruchte bereits zum Teil Vertretungen 
in den Verwaltungen. Von 29 Verwaltungerilten der Ootthard- 
bahn waren darum 1890 bereits 12 im Auslände domiziliert^). 

'] Wie die NordoBt- und die Centrslbabn vor 1873. Vgl. oben 
Tabelle 3 S. 86. 

*) Vgl. die GotthardBDbTentionei). 

') Vg]. den Geuh&ftebericht der Gesellschaft. 
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II. Im Jahre 1894 warde nnn die Aofmerkaamkeit des 
Bimdesr&tes dorch peinliche Vorgänge wachgerafen, welche 
sich in der OeneralTereammlnng der Nordoatibahngesellschafl 
abspielten. Einige Grossaktionäre , unter der Führung eines 
Züricher OrosskapitaUsten , hatten dabei in ganz wiUkfirlicher 
Weise eine teilweise Abberufung der Gesellschaftsbehörden 
zu stände gebracht, und die Umgehung des Gesetzes '), welche 
ja schon früher Qblich gewesen war, hatte sich diesmal in der 
krassesten Weise dokumentiert, indem an dieser Yeraammlung 
ein Aktionär mehr als die Hälfte E^mtlicher vertretenen Stimm- 
rechte in seiner Hand vereinigte und sie direkt oder durch 
Strohmänner susttbte. 

Die dadurch hervorgerufene Aufregung der öffentlichen 
Meinung, welche eich schon vor der betreffenden Yersammlung 
mit den zu Tage getretenen Absichten lebhaft beschäftigt hatte, 
kristallisierte sich in drei im Laufe der Junisession des Jahres 
1894 in der Bandesvereammlnng eingebrachten Motionen*), 
sowie in Zuschriften der kantonalen Regierungen ans dem 
Nordostbahngebiete an den Bundesrat, welche alle eine Inter- 
vention der Bundesbehdrdfln verlangten '). So wurde auch am 
18. Juni 1894 das eidgenössische Post- und Eiaenbahndeparte- 
ment vom Bundesrate eingeladen, ihm einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, durch welchen für die schweizerischen Eisenbahn- 
gesellschaften neue Vorschriften zur Verhütung von Mias- 
hräuchen bei Ausübung des Stimmrechts der Aktionäre an der 
Generalversammlung, aber auch Bestimmungen Über die Mit- 
wirkung des Bandes und der Kantone bei der Bestellung der 
Gesellschaftsbehörden aufgestellt würden *). Vom diesem Ent- 
wurf erhielt die Bundesversammlung mit der Botschaft vom 
3. Dezember 1894 Kenntnis ^). 

Nicht nur Schutzmittel gegen Misebräuche in den General- 
versammlungen sollten also gefunden werden, sondern eine 
Erweiterung der staatlichen Machtsphäre war gleichfalls vor- 



') Art 640 des Obligation eorechta. Vgl. oben S. 137 Amn. 2, 
') BBl. 1894, IT S. 247 und 248. 
») BBl. a. a. 0. S. 248. 
*) BBl. 1894, IV 8. 249. 
>) BBl. 1894, IV S. 247 ff. 
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gesehen, als sichere Kautele gegen die Wiederkehr von dem 
Bunde anstössigen ZtiBtänden. Bisher hatte er nftmlich den 
QeaellschafteB gegenüber Rechte inne gehabt hinsichtlich der 
Eonzeasionserteiinng, der Aufsicht über Bau und Betrieb, der 
Eontrolle Über das ßechnangs- und Hilfskassenweeen, der Fest- 
setzung der Arbeits- und Ruhezeiten etc. „OedrSngt durch 
neue Erfahrnngen im Eisenbahnwesen' wünschte nunmehr der 
Bundesrat eine Ausdehnung der staatlichen Kompetenz auch 
auf die Mitwirkung bei der Verwaltung der Eisenbahngesell- 
schaften. 

III. Als Frucht dieser Zustände und PISne entstand das 
Bundesgesetz vom 28. Jnni 1895, .betreffend das Stimmrecht 
der Aktionäre von Eisenhahngesellechaften und die Beteiligung 
des Staates bei deren Verwaltung *)". £s war als eine Novelle 
zum Obligationen recht gedacht und sollte keinen anderen 
Zwecken dienen als dem Schutze öffentlicher Interessen, he- 
achränkte seine Wirksamkeit darum auch nur auf Eisenbahn- 
gesell Schäften mit mindestens 100 km Betriehslänge. 

Die eingreifendste Neuerung des Gesetzes war nun die, 
dass das Stimmrecht in den Generalversammlungen auf Namen- 
aktien beschränkt wurde. Man abstrahierte zwar davon, die 
Umwandlung aller Inhaberaktien der Gesellschaften in Namen- 
aktien vorzuschreiben, da man auf den Vorteil der leichten 
Begehung jener nicht verzichten wollte. Indirekt aber nötigte 
man doch in gewissem Masse zu jener Umwandlung : denn nur 
solche Aktien sollten in den Generalversammlungen des Stimm- 
rechtes teilhaftig sein, welche auf den Namen lauten und 
ausserdem seit mindestens sechs Monaten im Aktienbuch auf 
den Namen desjenigen eingetragen sind, der sie vertreten will. 
Die WiederumwandluDg von Namen- in Inhaberaktien ist aus- 
geschlossen. Eine Universalvertretung eines Aktionärs in der 
Generalversammlung ist zwar zulässig, aber jedes Ausleihen 
von Aktien behufs Ausübung des Stimmrechts ist untersagt. 
Selbstverständlich erlitten durch dieses nene Recht die Stimm- 
rechtsheschränkungen des Oblij^ationenrechts keinen Eintrag. 
Das Gesetz bringt dann Präservativ bestimmungen gegen 

') A. S. (N. F.) XV S. 283 £F. 
Herold, Cet Scbweiieiiachs finnd and die Eiaenbohnan. 13 
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ein TTebernucliern ausländischer Interessen in den Verwaltungs- 
räten ^), and rerleiht Bundesrat tind Kantonen zusammen ein 
WaUrecbt tod bis zu zwei Fünfteln ihrer Mitglieder. 

Endlich erhält der Bnndesrat das bisher unerhCrte Recht, 
Beschlösse der Oeneralversammlang oder der Verwaltung, durch 
welche bedeutende Landesinteressen ernstlich gefährdet oder 
verletzt werden, aufzuheben. Darum ist er von den Beschlossen 
der Generalversammlung vor ihrem Vollzuge, von denen der 
Verwaltung auf Verlangen, in Kenntnis zusetzen. Die Gesell- 
schaften haben dann gegen derartige Verfügungen des Bundes- 
rates ein Rekursrecht an die Bundesversammlung. Der Bundesrat 
genehmigt endlich die Uebertragung wichtiger Beamtenstellen 
an Ausländer, und er kann, wie schon nach der Xormalkon- 
Zession, disziplinarische Massregeln gegen das Personal zor 
Anwendung bringen lassen. 

Danach beschloss der Bundesrat, dass bis zum 31. Dezember 
18d5 die Statuten der Eisenbahngesellschaften mit den Vor- 
schriften des Gesetzes in Einklang zu bringen seien*). 

Das Gesetz brauchte keiner Volksabstimmung unterzogen 
zu werden, denn die Beferendumsfrist lief am 15. Oktober 1895 
unbenutzt ab ^). 

IV. So war dieses neue Gesetz ohne wirksame Opposition 
gültig geworden, bei den Gesellschaften rief es aber natürlich 
keine grosse Freude hervor. Dem Berichte der Nordostbahn 
nach haben es auch unbeteiligte Kreise stark angefochten mit 
Bezug auf seine rechtliche Grundlage, und sie zweifelte auch 
daran, ob es seinen Zweck erreichen werde, nämlich, dass die 
Ausübung der Kompetenzen der Generalversammlung in mög- 
lichst stabilen Aktienbesitz Qbergehe und dem nur momentanen, 
zu Speknlationszwecken erworbenea Aktienbesitze entzogen 
werde. 



') Ygl. Art. 5. .MindeBtena vier Fünfteile der Mitglieder der Vei^ 
waltungen müsgen auB SchweiBetbürgera beBtehen, welche in der Schweii 
ihren l«t«ächlichen Wohnsitz haben. 

, Abweichungen von dieser Bestiinmnng können vom Bandesrate mit 
Rücksicht auf internatioDale VerbHltnisBe zugelassen werden.* 

«) Ä. S. (N. F.) XV S. 288. 

•) BBl. 1895, in S. 963. 
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Es kam auch zn sehr ingeniösen Retorsionamassregeln. 
Der dem SUmmrechtsgesetz zu Grunde liegenden Tendenz, 
der Staatsgewalt ein massgebendes Gewicht in der Verwaltung 
zQ verschaffen, wurde nämlich seitens der immer kampfes- 
lustigeD Nordostbahn anlässlich ihrer Statutenrevision ein mög- 
lichst starkes Gegengewicht dadurch entgegenzustellen gesucht, 
dass einfach die Kompetenzen der dem staatlichen Einfluss 
eher entrückten Generalversammlang auf Kosten derjenigen 
des VerwaltuDgsrates erheblich vermehrt, wurden ^). So ging 
natürlich die Statntengenehmigung des Bundesrates nicht ohne 
neue Reibungen ab. 

Die den Aktionären feindliche Politik hat also schon in 
diesem, etwas älteren Gesetz, wie später beim Rechnungsgesetz, 
die Billigung des Yolkes gefunden. Missbräuche im internen 
Leben der Gesellschaften hatten so dem Staate zn hochbedeut- 
sameu Erweiterungen seines Einflusses auf ganz interne An- 
gelegenheiten der Gesellschaften einen sehr willkommenen 
Anlasa gegeben. Bei den angezweifelten rechtlichen Grund- 
lagen des Yer&hrens haben wir uns nicht aufzuhalten; der 
hier allein in Betracht fallende Erfolg ist ein konsequenter 
Schritt, dem gesteckten Ziele näher. 

Direkten Bezug auf den Rückkauf hat dieses Gesetz nicht, 
aber ein indirekter Zusammenhang mit ihm kann ihm gewiss 
nicht abgesprochen werden. Es bot eine Gelegenheit, dass das 
Volk auf die vom Staate als Missbräuche hingestellten internen 
Vorgänge im Qeschäftsleben der Gesellschaften noch aufmerk- 
samer wurde als sonst, und dies konnte dazu beitragen, seine 
Meinung über das zweckmässigste Bahnsystem in einem der 
Staatsbahn günstigen Sinne zu beeinSiissen,. sowie seine Stim- 
mung gegen die Gesellschaften zu verschlechtem. Dem Bunde 
anderseits gewährte es auf den Rückkauf hin und, falls 
der nächste VerstaatÜcbungsv ersuch nicht gelingen sollte, für 
spätere Zeit, eine willkommene Gelegenheit, auch innerhalb 
der Gesellschaften selbst, wenn auch nicht in durchdriugender 
Weise, im Sinne seiner Pläne bei der Verwaltung mitzureden. 

■)NordoGtbabnl895: Gescbäftsberlcbt der Direktion S. 5 1 Gescbäft^- 
bericht des VerwaltongiratcB 8. 13 ff. 
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V. Schon öfter war von der YerteiluDg des Aktienbesitzes 
die Bede. Die zar Währung des Stimmrechts nnu obligato- 
risch gewordene Eintragung der Aktien in daa Aktienbucb 
gab nun Gelegenheit, zuverlässige Angaben Qber die Aktien- 
besitzverhältnisBe zu bekommen. Sie sind sehr interesaant, 
und einige, bezfiglichen Angaben der ROckkaufsbotschaft ent- 
nommene Zahlen mögen sie anhangsweise noch beleuchten '). 
Tabelle 20 (aiehs S. 197.) 

Tabelle 21 '). 
Ton den eingetragenen Aktien sind in: 

Schweizer- aualELndis ehern 
besitz Besitz 

bei der •/» "1" 

Jura-Simplon-Bahn 81,65 18,35 

(Bund : 42,57) 

Nordoetbahii 45,86 54,14 

Centralbahn 40,77 59,23 

den Vereinigten Schweiz erbabnen . 72,03 27,97 

der Gotthardbabn 4,86 95,14 

Eingetragene Aktien besitzt im Durchschnitt: 

ein inländischer ein ausländische! 

bei der Aktionär Aktionär 

Jura-Simplon-Bahn 61 200 

(ezklusive Bund) 

NordoBtbahn 81 807 

Centralbahn 58 213 

den Vereinigten Schweizerbahnen . 47 121 

der Gotthardbabn 11 258 

Nunmehr aber steht uns nichts mehr im Wege, zu der 
schon am Ende des vorigen Abschnittes in Aussicht gestellten 
Kßckkaufsbotschalt Ober zu gehen. 



■) Eückkaufabotsohaft S. 101. Die Eisenbahnatatistik enthält hier- 
über keine Angaben. 

=) Ans Tabelle 20 abgeleitet. 
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Das Kückkaufsgesetz vom 15. Oktober 1897 

1 

Die Rflebkaafsbotscihaft 

.Der Rfickkauf der Eisenbahnen durch den Bond ist eine 
Lieblingsidee vieler Scbweizerbürger. Ks ist ein von ibnen 
schon lange gehegtes Ideal, die Morgenröte einer besseren Zeit 
für die Schweiz. Aber mit diesem Ideal des einfachen Bürgers 
mischen sich viele weniger uninteressierte Beweggründe. Der 
Politiker sucht im Rückkauf eine Vermehrung seines Einflüsse 
in der Stellung des Staates, dessen Führer er ist; seine An- 
hänger sehen dabei zahlreiche Stellen zu besetzen. Ändere 
streben vor allem aus danach, sich der Oesellachaften zu ent- 
ledigen; die einen — die Sozialisten — weil darin immerhin 
ein weiterer Schritt zur Realisation ihres Programmes liegt, 
welches das Privatkapital nicht anerkennt; die übrigen ganz 
einfach, weil sie aus vielen Gründen keine Freunde der (Jesell- 
schaften sind ').' 

So erklärte Ält-Bundesrat Droz das ungestüme Drängen 
nach der Eisenbahnverstaatlichung, welches sich immer mehr 
der Gemüter in der Schweiz bemächtigt hatte. 

Angesichts der grossen Beachtung, welche dem Rückkäufe 
so von überall her zu teil wurde, muss es ans nicht wundero, 
dass es auch dem Bundesrate daran liegen mtisste, sich viel 
ausführlicher und gründlicher ab gewöhnlich über ihn zu 

') Dco-i, Der ßdckkauf der schweizerücheu Eiaenbahnen. Basel 
und Genf 1898, S. ». 
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Btissem. So ging er auch ia seiner Botschaft wesentlich über 
eiae trockene, oberäächliche Information hinaus. 

Die Botschaft vom 25. März 1897, mit welcher er die 
ROckkaufsoperation offiziell einleitete, verdient mithin schon 
&ua diesem Grunde eine eingehendere Beachtung, von der 
weiteren gebieterischen Yeranlassung, welche dazu durch ihre 
Wichtigkeit gegeben ist, ganz abgesehen. 

I. Nach einer historischen Einleitung, deren Stoff von uns 
an froherer Stelle in ausfohrlicherer Weise bereibi erled^^ 
wurde, begegnen wir gleich einer ausführlichen Darlegung der 
.grundsätzlichen Begründimg der Kotwendigkeifc der Ter- 
staatlichimg der schweizerischen Hauptbahnen.' 

Die Botschaft betont zunächst den bekannten allgemeinen 
Oesicbtspnnkt, dass der Staatebetrieb deshalb vorzuziehen sei, 
weil man dabei bei der Geschäftsführung nicht in erster Linie 
auf finaDzielle Vorteile zu sehen brauche, wie dies die Privat- 
babnen not^^edrungen zur Befriedigung ihrer Aktionäre tun 
müssen, vielmehr alintllige UeberschOsse im allgemeinen Ver- 
kehrsinteresse verwenden könne. 

Sodann hat sie aber an volkswirtschaillichen Gesichts- 
punkten, welche die Notwendigkeit der Verstaatlichung dartnn 
sollen, anznftiliren ; 

1. den einheitlichen Betrieb. 

Durch ihn verspricht sie im Vergleich zur privaten Ver- 
waltung der künftigen Staatsbahn eine bedeutende Ersparnis 
an Kosten auf verschiedenen Gebieten, wie im komplizierten 
Abrechnungs- und im Reklamationswesen. So könnte für die 
allgemeine Verwaltung eine Reduktion des Personals einb-eten, 
nnd infolgedessen die diesbezüglichen jährlichen Ausgaben sich 
um mindestens 600000 Franken mindern. 

Eine weitere Ersparnis wird nach der Botschaft eintreten 
durch Vereinfachnng von Unterhalt und Aufsicht der Bahn, 
sowie des Stationsdienstes an den 28 Gemeinschaftsbahuhöfen, 
durch ökonomischere Gestaltung des Zugs- und Fahrdienstes, 
durch die Vereinheitlichung des Fahrmaterials. Als grosser 
Unternehmer wird der Bund billigere Materialpreise erzielen 
können als die Materialverwaltungen der Gesellschaften , und 
er kann auf für ihn günstigere Arbeitsbedingungen hoffen. 
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indem er bei voller Garantie der Zahlungeiahigkeit den Äfbeitera 
Aussicht auf Beschäftigung fUr längere Zeitdauer zu geben 
im Stande ist. Zugleich wird er qualifizierte Arbeiter, die nur 
auf einem grossen Netze dauernde Beschäftigung findeiL können, 
ständig zu erhalten und zu beschäftigen vermögen. 

Infolge der Mdglichkeit, die Ueberschüsse der guten Linien 
aof befriedigendere Verbindungen auf weniger einträglichen 
Strecken zu verwenden, wird sich sodann das Fahrplanwesen 
verbessern lassen durch Ausdehnung der Schnell- und der 
Lohalzflge. 

Neben Vorteilen f(lr die Post glaubt die Botschaft endlich, 
auch dem Babnpersonal unter der Staatsverwaltung eine bessere 
Stellung versprechen zu können. Dass das entstehende Be- 
amtenheer eine politische Gefahr werden könnte, hält sie nicht 
für wahrscheinlich, indem ja die schon bestehenden, durchaus 
entsprechenden Verhältnisse bei der Post diese Erscheinung 
nicht zeigten. An Stelle des unsicheren Arbeiterverhältnis:jes 
soll dann weiter für einen möglichst grossen Teil des Personals 
das feste Beamtenverbältnia treten. Gegen willkürliche Be- 
handlung sind ferner die Staatsbeamten durch den Beschwerde- 
weg an die Oberbehörden viel sicherer geschützt als beim 
Instanzenzug einer Privatv er waltung. Endlich will der Staat 
nach der Botschaft für die Gehaltsverhältnisse, sowie die Pen- 
sions- und Krankenkassen Bedingungen erwirken, welche für 
das Personal mögliebst günstig sind. 

2. Auch auf dem Gebiete des Tarifwesens verspricht die 
Botschaft bedeutende Erleichterungen, für deren UerbeiführuDg 
UeberschÜssB über die Verzinsung und Amortisation des für 
den Ankauf benötigten Kapitals verwendet werden können. 
Zunächst ist diesbezüglich in der Hauptsache die Einheitlich- 
keit der Tarife, welche bisher zum grossen Teile nicht bestand, 
einzuführen, weil gleiche Leistungen auch gleich bezahlt werden 
müssen. Ein besonders kostspieliger Betrieb wie derjenige 
der Gotthardbahn kann daherrQhrende Benachteiligungen durch 
Bergzuschläge wett machen. 

Wie sich die Vereinheitlichung der Normaltarife bei der 
Personenbeförderung herausstellt, dartlber gibt nachfolgende 
Tabelle Auskunft. 
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Was die Ausnafametarife angeht, so will der Band uacb 
der Botschaft diejenigen fQr OeselUchaften und Schnlen, für 
Militäitransporte, für die kombinierbareu and die festen Bnnd- 
reisebillette, sowie für die Beamtenbillette beibehalten. Während 
bei diesen allen die in Aussiebt genommene allgemeine Taxen- 
rednktion keinen erheblichen finanziellen Einflnsa haben wird, 
wird hingegen die allgemeine EinfOhning tod sehr billigen 
Arbeiterabonnements, diejen^e von Abonnements für Billette 
znr halben Taxe, sowie die teilweise Verbilligang der persön- 
lichen Abonnements eine Eiobusse mit sich bringen. 

Ueber die in Aussicht genommene Vereinheitlichang der 
Gütertarife auf den vier Hauptbahnen ezklDsive der Gotthard- 
bahn gibt sodanu bezfiglich der Normaltarife eine Angaben der 
Botschaft entnommene Tabelle Auskunft. 
TabeUe 23 (tiehe S. 203.) 

Von den Ansnahmetarifen werden unter der einheitlichen 
Staatsverwaltung naturgemäss alle diejenigen fallen, welche 
die interne Konkurrenz zwischen den Gesellschaften hervorriei 
Mit Rücksicht auf die Konkurrenz ausländischer Bahnen werden 
aber auch imter der Staatsleitung Ansnahmetarife unamgäng- 
lich sein. 

Die Gottbardbahn speziell ist fQr ihren Güterverkehr auf 
die Taxbestimmungen des Staatsvertrages zwischen Dentsch- 
land, Italien und der Schweiz fQr den Verkehr zwischen diesen 
Ländern angewiesen, und sie hat, entsprechend den tieferen 
Transittaxen, auch die Taxen für den internen Verkehr tiefer 
gehalten als die anderen Gesellschaiten. Diese niedrigeren 
Gütertarife sollen auch nach der Verstaatlichung der Gotthard- 
bahn fortbestehen •). 

Sehr wichtig ist nun der finanzielle EinSuss der von der 
Botschaft in Aussicht gestellten allgemeinen Tarifvereinheit- 
lichang, namentlich die Frage, ob der dadurch bedingte Ein- 
nahmeausfall sich rasch vermindern und sich in einer massigen 
Zahl von Jahren beben werde, zufolge einer aussergewShnlichen 

') Darüber äasBert eich das Tarifgesetz von 1901 nicht, während 
aout die YerBprechimgen der Botsohaft alle zum Geaeti erhoben worden 
sind. Vgl. Art 8 und IS des Gesetzes, dazu Art. Ib. 
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Verkehrssteigerung. Für den PeTsonenTerkebr nimmt dies die 
Botschaft unbedingt an, mit Bezug auf ähnliche frühere Er- 
fahrungen, nnd die bis zur jüngsten Erisis immer fortgeschrittene 
normale Verkehrszunahme auf den schweiseriscben Hauptbahnen 
dürfte ihren optimistischen Erwartungen einigermassen Becht 
geben. Die Eisenbahnstatistik enthOllt uns nämlich beispiels- 
weise folgende Tatsachen: 

Tabelle 24 (siehe S. 205). 

Der Yon der Botschaft berechnete Einnahmeausfall beziffert 
sieb, auf den Totalertrag der Jura-Simplonbahn, der Central- 
bshn, der Nordoatbahu und der Vereinigten Schweizerbahnen 
bezogen, auf Qfi"!« der Einnahmen aus dem Personentransport, 
fQr alle fünf Hauptbahnen zusammen auf 8,65 "/o. 

Für den Güterverkehr ist der Ausfall nicht so gross, weil 
für ihn die Schweiz in hohem Masse als Transitland in Betracht 
kommt. Dieser Teil des Güterverkehrs wird auch in Zukunft 
zu den alten Ausnahmetarifen Tor sich gehen müssen. Der 
berechnete Verlust beziffert sich nach der BotschaH auf 3,34''/<i 
der gesamten Einnahmen der fünf Hauptbahnen aus dem GOter- 
Terkehr. Sie erwartet eine baldige Ausgleichung desselben 
durch die Verkehrszunshme. Lassen wir auch diesbezüglich 
die Statistik sprechen: 

Tabelle 25 (siehe 8. 206). 

Wenn endlich die Botschaft noch auf beabsichtigte Tarif- 
reformen hinweist, namentlich auf die weitere Herabsetzung 
der im Vergleich mit dem Auslande immer noch sehr hohen 
Gütertarife, sodann auf die allgemeine Annahme der Staffelform 
für dieselben, so ist sie sich des finanziellen Risikos dabei wohl 
bewusst, und stellt darum deren nur schrittweise Verwirklichung 
erst für später in Aussicht. 

3. Nun kommt die Botschaft auf die Amortisation des 
Anlagekapitals zu sprechen. Sie konstatiert, dass im Jahre 
1957, wo die Hauptlinien infolge Ablaufs der Konzessionen an 
den Bund zu neuer Ver^gung Über sie zurückfallen wQrden, 
die grossen Bahnen der Nachbarländer sich sozusagen unent- 
geltlich im Eigentum des Staats befinden werden. Sie weist 
auf Frankreich hin, wo der unentgeltliche Heimfall der grossen 
Bahnen an den Staat auf Mitte dieses Jahrhunderts bevor- 
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steht, der Staat allerdings sehr beträchtliche Opfer zu bringen 
hatte und noch bringt. Freussen soll nach dem Gesetz von 
1882 einen Teil der Ueberschüsse der Staatabahnverwaltong 
atif die Tilgung der Staatseisenbahnschuld verwenden, und 
wird bis 1950 das Anlagekapital fast ganz amortisiert haben. 
Und auch in Oesterreich hat sich der Staat verpQichtet, als 
er PriTatbahnen übernahm, die Tilgung der bestehenden Obli- 
gationen planmässig durchzuführen. 

Anders bestellt ist die Tilgung der Anleihen in der Schweiz. . 
Wohl haben die Bahngesellscbaften ein System der Amorti- 
sation : sie zahlen entweder succeesive znrQck nach einem ver- 
bindlicben Amortisationsplane, oder sie zahlen die Anleihen 
nach einem Amortisationsplane serienweise zurück, behalten 
sich aber das Becht vor, grSssere Rückzahlungen zu leisten, 
oder das ganze Anleihen vor Ablauf der Frist zu kündigen. 
Allein trotzdem wird oft die Schuld nicht wirklich vermindert, 
solange ein gleich grosses Quantum einer neuen Anleihe aus- 
gegeben wird. 

Die nach Erlass des Rechnungsgesetzes von 1883 erfolgte 
Bilanzbereinigung hat eine andere Amortisation veranlasst, 
wonach die grossen Beträge, welche aus den Bilanzen ver- 
schwinden mussten, successive nacb einem festen Amortisations- 
plane zu tilgen sind. Als Aeqnivalent für sie wurde nun in 
die Aktiven ein fiktiver Posten ,zu amortisierende Verwen- 
dungen ')" eingestellt, der gemäss dem Plane durch regel- 
mässige Tilgungen bis zur Erschöpfung zu reduzieren ist. 
Dieser Posten bewirkt aber, folgert die Botschaft weiter, einen 
tJeberschnss der auf der Passivseite sich als verwendbar heraus- 
stellenden Mittel , ermöglicht also besonders die Verteilung 
wabrheitswidriger Dividenden. Eigentlich amortisiert werde 
indessen bei alledem nichts, denn diese Amortisationen beein- 
flassten weder den konzessionsgemässen Reinertrag noch das 
Bankapital. Wenn nun der Botschaft gegenüber auch nicht 
zn leugnen ist, dass dieser fiktive Posten der Bilanzwahrheit 
schädlich ist, so muss anderseits doch gesagt werden, dass mit 
der snccessiven Herabminderung dieses Postens durch Za- 



■) DazQ StatirtischeB oben auf Tabelle 19 S. 185. 
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Wendungen aus dem Betriebsertrag -mrklich kleine Amorti- 
sationen eintreten, die ihrerseits den konzessionagemässen Bein- 
eitrag beeinflussen. Allerdings wird ihre Wirkung durch neue 
Erhöhungen dieses fiktiven AktiTpostens bisweilen ganz oder 
teilweise wett gemacht '). 

Trotz alledem aber sind, im ganzen betrachtet, die Amor- 
tisationen, wo sie überhaupt bestehen, nur gering und un- 
genügend. Will der Bund indessen um die Mitte dieses Jahr- 
hunderts mit dem Ausland konkurrenziähig sein, so muss er, 
wie die Botschaft weiterfahrt, die Bahnen so bald wie mSglich 
erwerben und bis dahin das Anlagekapital systematisch tilgen. 
Zu diesen Amortisationen reichen von 1903 bis 1962 */s bis 
'/»"/o des zu bezahlenden Ankaufspreises hin. Die Botschaft 
rechnet nun darauf, der Bund werde zu den Amortisationen 
den Gewinn verwenden können, welcher sich aus seinen Finanz- 
operationen ergeben werde. Um nämlich 1 UiUioa Franken 
in 60 Jahren zu verzinsen und zu amortisieren, ist bei 'd^jo 
Zinsfuss eine jährliche Summe von Fr. 36132.96, bei SV*"/» 
eine solche von Fr. 88089.93, und bei S^s^'/o eine Summe von 
Fr. 40088.62 notwendig. Konzessionsgemäss wird nun bei der 
Ermittlung der Rtickkaufssumme der Reinertrag zu 4°/a kapi- 
talisiert; somit machen 40000 Franken Beinertrag eine RQck- 
kaufsaumme von 1 Million aus. Erhält nun der Bund sein 
Geld zu 3 oder SV*"/") w'« ^r eventuell erwarten zu können 



') Es betrugen z. B. bei der Schweiieriachen Centralbabn die za 
amortisieren den Yerwendungen, einBChUesslich der seit Erlau des neuen 
Bechnungsgeaeties gleichfalls zu amortisierenden Emiasionaverluste anf 
den Aktien : 

im Jahre 1896 



. 1899 . 
die entsprechenden Amortisationabeträge hingegen ; 

im Jahre 1896 .... Fr. 673 3S8 
, . 1897 700 308 



Vgl. Kol. 21 und 22, bezw. 574 und 575, sodann Eol. 530 der E 

bahnstatistik. 



Fr. 17 661 479 
, 17 103 762 
. 16 375 447 
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glaubte, 80 kann er amortisieren und sogar noch einen TJeber- 
schoss erzielen. Bei tt^/t "jo Zinsfuss ist nur ein winziger 
jährlicher Zuscfacsa von Fr. 88.62 pro Ifillion znr Amortisation 
erforderlich. Auf Qrnnd des damaligen guten Geldstandes 
glaubte ^80 der Bundesrat, eine günstige Gelegenheit za be- 
quemer und sehr billiger Amortisation za haben, und empfithl 
darum die schleunige VerstaatUcbuog. 

4. Weiterhin stellt die Botschaft daä Prinzip auf, die 
Bundesbahnvcrwaltung mOsse zur richtigen ErfQUung ihrer 
Aufgaben finanziell selbständig sein. Die Reinertri^isse der 
Staatsbahnen sollen ausschliesaUch, anf Grund gesetzlicher Be- 
stimmang, im Interesse der Hebung des Verkehrs rerwendet 
werden, so dass man also von vornherein eine fiskalische Aas- 
beutung der Staatsbahnen hintertreiben will. 

5. Endlich hofit die Botschaft, eine richtige Organisation 
der Staatsbahnverwaltung werde mit dem überwiegenden, un- 
gesunden Einflusa des Auslandes auf die Geschicke der schwei- 
zerischen Hauptbahnen aa&äamen. Eben erst hatten wir Ge- 
legenheit, bei der Erörterung des Stimmrecbtsgesetzes diese 
Einflösse zu beleuchten. Dazu kommt, dass die Obligationen 
der Bahnen sich zum grossen Teile in der Schweiz befinden, 
und zwar gerade als Kapitalanlage des Mittelstandes. Nun 
kamen umfangreiche Konversionen von 4°/o- in 3 '/»"/o -Titel 
vor, und der ersparte Ziusenbetrag ging naturgemäss als er- 
höhte Dividende der Aktionäre zum grossen Teil ins Ausland, 
und dies zum Schaden der schweizerischen Obligationäre, der 
Verkehrsinteressenten selber. Solchen Zuständen ein Ende zu 
machea, das hielt der Bundesrat für eine Pflicht des Bundes. — 

Blicken wir auf diese Betrachtang der (grundsätzlichen 
Notwendigkeit der Verstaatlichung der schweizerischen Haupt- 
bahnen* zurück, so lässt sich kaum leugnen, dass die Mehrzahl 
der von der Botschaft vorgebrachten Argumente nicht so sehr 
für Yerstaatlichung als ftlr Vereinheitlichung überhaupt spricht. 
Die Vorteile des einheitlichen Betriebes wären auch in der 
Hand einer zentralisierten Aktiengesellschafb zu erreichen, welche 
durch eine intensive staatliche Kontrolle zu Reformen im Sinne 
einer gemeinnützigen Ausgestaltung des Eisenbahnwesens zu 
BÖtigen wäre. Für die Zweckmässigkeit einer solchen fnsio- 
Herold, Der 8obweizsrl»cbe Bund asi die Elaenbahnen. 14 
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nierten Oesellsebaft spräche besonders der Umstand, dase ihr 
gegenGber das Personal durch die Bildung toq Organisationen 
weit besser im stände wäre, bei steigender Konjunktur auch 
für sich eine kleine Lohnaufbesserung zu erwirken, als dem 
Staate gegenüber. Dieser hat die Klinke der Gesetzgebnng 
in der Hand, und wie er mit ihrer Hilfe die Lage des Personals 
Terbessem kann, so hat er doch aach das Mittel, durch Nicht- 
gebrauch derselben Zustände, die Überholt sind, über Gebühr 
lange fortbestehen zu lassen. 

Eine solche ideale Aktiengesellschaft mit gemeinuQhdgen 
Zielen erscheint allerdings als etwas ziemlich Paradoxes, zumal 
nach den in der Schweiz gesammelten Erfahrungen und in 
einem republikanischen Lande. Ist darin der staatliche EiuSuss 
sehr gross, dann ist der unhaltbare Zustand da, dass der demo- 
kratisch sein sollende Staat in seiner Bevogtung des Prirat- 
kapitals absolutistische Allüren annimmt; herrscht dagegen der 
staatliche EinSnss nicht mehr vor, dann wird es schwer sein, 
den Aktionären zu verbieten, die Rücksichten auf das öffent- 
liche Wohl ihrem eigenen Vorteil hintanzusetzen. 

Diese ffir schweizerische Yerhältnisse also wohl ins Reich 
der Utopie zu verweisende ideale zentrale Aktiengesellschaft 
vermöchte aber drei Dinge nicht, welche der Staat beim 
Staatsbahnsystem kann: 

I. Man mag über die Zweckmässigkeit der Amortisation 
des Anlagekapitals einer Verkehrsunternehmung denken, vrie 
man will, sie als unnötig und zwecklos hinstellen, weil für die 
Schuld in der Unternehmung selbst stets ein Gegenwert da 
sei; sie als gefährlich ansehen, weil dadurch ein allzugrosser 
Betrag der £rtr^nisse in seiner Verwendung festgebunden 
sei; sie als wünschenswert betrachten, weil man Schuldenfireiheit 
für erstrebenswert hält: — für die konkreten schweizerischen 
Verhältnisse müssen solche apriorischen Erwägungen aussei 
Betracht fallen. Mit Rücksicht auf die Nachbarländer nun, 
vorzugsweise auf Frankreich und Teile Deutschlands, bedarf 
die Schweiz, um nach der Hitte des laufenden Jahrhunderts 
in der Tari^litik konkurrenzf^ig za sein, der Amortisation 
des Anlt^ekapitals als konkurrierendes Transitland unbedingt. 
Darin ist der Botschaft vollkommen zuzustimmen. - Die Frage 
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ist aber, wie es am die Mitte unseres Jahrhuaderts mit der 
Tielgepriesenen Schuldenfreiheit einiger ausländischer Balmen 
auseelien wird. Es können da noch manche Wechselfölle ein- 
treten, und es ist auch zu beachten, daas gerade die mit der 
Schweiz uniuittelbarer konkurrierenden süddeutschen Staats- 
bahnen nicht amortisieren. Trotzdem ist aber der Schweiz 
die Amortisation als ein Verdienst anzurechnen, falls sie nicht 
eiae Schädigung des finanziellen Gleichgewichts ihrer Bahneo 
bedeuten sollte. 

Diese Amortisation des Anl^ekapitals könnte man natürlich 
einer Aktiengesellschaft Torschreihen ; aber niemand kann ihr 
Terbieten, zu diesem Zwecke gleich grosse neue Anleihen zu 
kontrahieren. Der Staat aber ist im stände, bei richtiger 
Organisation der Staatsbahnverwaltung die Amortisation konse- 
quent durchzufahren. Yoraossetznng hierfSr ist nun allerdings, 
dass eine wirksame Eontrolle des Parlaments oder eines Rech- 
nungshofes ihn zu aufrichtiger G(eschäftsgebarung zwingt, und 
dass die Erträgnisse zur Amortisation ausreichen. Freilich ist 
nun in letzterer Beziehung die Rechnung der Botschaft an- 
fechtbar. 

Fttr die Aufbringung grosser Summen mues man — wie 
die Erfahrung gezeigt hat — in der Schweiz in den letzten 
Jahren mit einem Zinsfuse von nahezu 4"/o rechnen. Dann 
sind aber fQr Verzinsung und Amortisation von je 1 Million 
Fr. 44 201.85 nötig, welche den durch die beabsichtigten 
tarifarischen Beformen schon geminderten BetriebsKberschüssen 
zu entnehmen wären. 

Die Frage, ob dazu die Mittel noch erhältlich sein würden, 
hängt vom Preise der Bahnen ab nnd lässt sich zuverlässig 
nicht entscheiden. Jedenfalls aber gewährt das Staatsbahn- 
system die Möglichkeit der Amortisation viel eher. 

Dass dies ein Eempunkt der ganzen Verstaatlichungsfr^e 
war, das hat seine beständige Betonung in den Verhand- 
lungen der Bundesversammlung und in den Aensserungen der 
öffentlichen Meinung genügend gezeigt. 

Ein Risiko besteht. Aber die Amortisation ist wünschens- 
wert. Und so ist auch die Verstaatlichung wünschenswert, da 
sie ihre Möglichkeit allein gibt. Und jede Verschiebung der 
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VerstaaÜiehang Termindert die WabracbfliDliclikeit der Dnrch- 
fUhrbarkeit der recbUeitägen Amorttsatdoti. 

2. För die StaatsTerwaltuDg der Sdiweizerbahnen spricht 
hiniriederum in anlengbarer Weiae, dass ihre Reinerträgnisse, 
statt in die Tascbea der Aktionäre zu gelangen, gesetzlich 
dazu besÜmmt sein BoIIen, dem Betriebe zu verbleiben und in 
■einem Interesse spätere Verwendung zu finden. Wird dies 
ernst genommen, so kann in dieser Hinsicht die Schweiz den 
Staatsbahnl&ndern mit fiskalischer Verwaltung zum Vorbild 
dienen, und der dem Staatsbabnsystem sonst mit Recht gemachte, 
gewichtige Vorwurf, dass es die Gefahr fiskalischer Ausbeutung 
des Verkehrs mit sich bringe, föllt hier weg. 

3. Endlich kann der Staat allein dem aus^ndiachen Aktien- 
besitz und seinen sclüdlichen Einflüssen ein Ende machen. Eis 
ist nun einmal eine feststehende Tatsache, dass die schweize- 
rischen Bahnaktien beim anl^esuchenden schweizerischen Publi- 
kum nicht beliebt sind. Nun kOnnte ihm kein absolutistischer 
Staat diese Anlage vorschreiben, und wenn daher zweck- 
mässigerweise die Schicksale der schweizerischen Bahnen nicht 
mehr direkt von ausländischen Kapitalisten beeinfluset werden 
sollen, so kann nur der Staat selber helfen. Allerdings bedarf 
er fflr den Rückkauf nach den Eonzessionen grosser Geld- 
summen, welche er zum guten Teile im Ausland anfnehmen 
muBS. Bei der Zinspflichtigkeit des Staates wird aber keine 
Regelung der internen schweizerischen Eisenbahnverhältnisse 
durch ausländische Einflüsse mehr stattfinden können wie bisher. 

Es gibt keine allgemeine Antwort auf die Frage: Ist 
Privat- oder Staatsbahnsjstem besser? Es bestimmen sie die 
jeweiligen konkreten Verhältnisse för den einzelnen Fall, und 
sie allein. Für die Schweiz aber zeigen diese Gründe die Ver- 
staatlichung zum mindesten als wünschenswert und zweckmässig. 

Dem gegenüber steht nan allerdings die mit ihr un- 
vermeidlich verbundene Gefahr einer übermächtigen Beamten- 
wirtschaft, welche nicht zu lengnen ist: die politische Färbnag 
einer wirtschaftlichen Anstalt. Ob sie ganz beseitigt werden 
kann, ist irt^lich: eine richtige Organisation der Verwaltong 
kann dem Ziele ziemlich nahe kommen; aber dann muss den 
eigentlichen Veikehrsinteressenten in Handel, Gewerbe um 
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Landniitaebaft, sowie den Arbeitern, in der Venraltimg eio« 
massgebende Stellung eiBgerSumt werden, anstatt den politischen 
Parteimännern. 

II. Nan spricht di« Botschaft weiter von dem üm&ng 
der Verstaatlichung. Um die VerkehrsrerbtUtnisse des ganzen 
Landes einheitlich ordnen zu hSnoen, soll man aaf einmal 
die fönf schweizerischen Hauptbahnen verstaatlichen, also die 
Jura-Simplon-Babn, die Centralbahn ^), die Nordostbahn ^), die 
Vereinigten Schweizerbahnen and die Gotthardbahn. Bezüg- 
lich letzterer liegen allerdings besondere Terhältnisse zn den 
Subventionsstaaten vor, welche indessen nach der üeber- 
Zeugung des Bundesrates der Verstaatlichung selber nicht im 
Wege stehen; freilich dürfte hier die Ablösung der jenen zu- 
Btehenden bedingten Anteile am Betriebaertrag *) einige Schwie- 
rigkeit ergeben. Für spater stellt der Bundesrat noch in 
Aussicht, seine Aufmerksamkeit auch den Nebenbahnen zu- 
zuwenden. Eine Strömung, welche nachher auch in der Bundes- 
versammlong sich geltend gemacht bat "), war allerdings dahin 
gegangen, auch 17 Nebenbahnen mit zusammen Fr. 60372384 
Anlagekapital, eventuell auch nur einen Teil von ihnen, in die 
erste Verstaatlichnngsaktioa einzubezieben. Der Bundesrat 
empfahl aber, zu warten, weil jene Bahnen noch nicht auf der 
Höhe ihrer kommerziellen Entwicklung angelangt seien, und 
weil die konzessionsgemSsse Bfickkanfssumme sich für jede 
Ton ihnen jedenfalls ganz bedeutend höher stellen würde als 
der kapitalisierte Keinertrag, vom Bunde also nicht einmal 



') InlsJosiTe der OememBchaftBbabnen derselben, d. h. der BStzberg- 
balm Brag^g-Fratteln nnd Eoblenz-Stein, sowie der Aarganischen Sfidbahn 
Aoran-Wohlen, Brngg-Wohleo nnd Woblen-Immeasee, endlich Wohlen- 
firemgarten. 

') Wenn die auf die Aktien zo verteilende Dividende 7 'h übersteigt, 
90 ist die Hälfte dee ÜeberachoBBee als Zina unter die gubventiomstaaten 
im Verhältnisse ihrer SnbBidieu ta bezahlen. Art 18 de« StBatavertrageB 
von 1869 (Ä. S. X S. 555). 

*) Vgl. den Bericht des Bondearates an die Kommission des National- 
rates für das Rückkaufsgesetz, betreffend Einbeziebnog von Nebenbahnen 
in die erste Verataatliohnngsperiode (zu Art. 2), vom 13. September 1897. 

Vgl. ausserdem im stenographischen Bulletin fOi 1897: September- 
Oktober, S. 948 ff. 



n,g:,.ndtyG00glc 



— 214 — 

eine VerziiiBiuig zu B^jt'^lo, geschweige denn eine AmortisaUon 
ans deren Betrieb erzielt werden kSnnte. 

m. HinBichtlich des Weges der Veratastlichung lengnet 
die Botschaft nicht, doBs der bisher erfolglose Weg des ^ei- 
hSndigen Kaufes auf den ersten Blick als der einfachste und 
natürlichste erscheine, indem da das Kanfsobjekt gegeben sei, 
und der Karszettel täglich Auskunft gebe über den — wenn 
auch nicht immer angemessenen — ' Wert der bezüglicheo 
Aktien. Aber auf der anderen Seite macht sie geltend, dass 
bei jedem Yerstaatlichnngsgerfichte eine unnatürliche Hausse- 
bewegung der Aktien zu beliebten, und fGr die Wertung der 
Papiere immer die imsolide Spekulation mitbestimmend ist. 
Ferner fallen beim freihändigen Kauf, im Gegensatz zum koa- 
zessionsgemässen Erwerb, fOr die Preisbestimmung noch Zn- 
kunftschancen mit in Betracht, und daher könnte der Preis 
leicht za hoch ausfallen oder wenigstens der immer etwas 
misstrauischen Tolksmeinung zu hoch scheinen. So kommt die 
Botschaft zu dem für die damal^e Auffassung des Bundesrates 
bezeichnenden Schlüsse: ,Els ist daher wahrscheinlich, dass 
jeder freihändige Kauf das Schicksal des Gentralbahnankaufes 
teilen werde ^)', 

Interessant ist die nun folgende Rechtfertigung des auf 
den Konzessionen fussenden Verfahrens, wo fOr die Ermittelung 
des Kau^reises in den Kückkaufsbestimmungen der Konzessionen 
ein , objektiver Boden' geschaffen sei. Wir haben zwar bei 
deren Analyse zu zeigen versucht, dass bei aller Objektivität 
die Konzessionen doch voller Mängel sind. Diese stellt der 
Bundesrat nicht gerade in Abrede, wendet aber ein, dass ver- 
möge der Bestimmungen des neuen Kechnungsgesetzes schon 
vor der Ankfindigung des Rückkaufs im wesentlichen Auf- 
klärung über dessen finanzielle Tragweite gegeben werden 
könne; ,wenn auch in diesem Zeitpunkte voraussichtlich nicht 
alle gerichtlichen Entscheide vorliegen dürften, werden doch 
die Streitpunkte begrenzt und genau fixiert sein*)." Weiterhin 
spricht nach der Botschaft für den konzessionsgemässen BDck- 



') S. 111. 
') S. 115. 
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ksuf noch der Uipstaiid, daes dessen Durchführung keine Ver- 
zögemng i» der Yerstaatlichungsaktioii bringt, und dass er, 
da er sich nach den Konzessionen abspielt, formell keine An- 
griffspunkte bietet. Und gerade jetzt sei das schweizerische 
Eisenbahnwesen an einem Punkte seiner Entwicklung ange- 
langt, weicher den Uebergang zum Staatsbetrieb auf Grund- 
lage der Bestimmungen der Eonzesaionen ermögliche. Beweis 
dafür sei die gUnstige Entwicklung des einheimischen und des 
Transitverkehrs via Gotthard uud Ärlberg. Zur Beleuchtung 
dieses Argumentes diene folgendes: 



Tabelle 26. 

Uebersicbt über den internationalen Gaterverkehr 

der Gotthardbahn. 

(Nach den OescbäfUberichten.) 



Jahr 


Scbweiz- 
Italien 


Italien- 
Schwaiü 


Von Beatachland, 
HoUand und 

Belgien 
nacb Italien 


Von Italien 

Holland. Belgien 
und England 




Tonnen 


Tonnen 


Tonnen 


Tonnen 


1887 


42 933 


89 261 


270 790 


43 557 


1888 


37 948 


110 129 


217 721 


55 861 


1889 


48 822 


113439 


232 351 


64140 


1890 


45 983 


148 631 


178 342 


63 571 


1893 


42 058 


246 725 


166 797 


87 544 


1894 


34088 


289982 


158 687 


82213 


1895 


S8699 


289145 


153109 


75433 


1896 


45 097 


348 024 


125 776 


76 959 


1897 


42 983 


295 801 


137 756 


89 539 



Endlich ist nach der Botschaft nicht zu unterschätzen, dass 
gerade das Recbnungsgesetz dafür garantiere, dass der Bund 
nicht einen zu hohen Preis für die Bahnen bezahlen müsse. 
,Wir sind weit entfernt davon," heisst es diesbezüglich. ,die 
Aktionäre schädigen und in ungerechter Weise bedrUc^en zu 
wollen, wohl aber halten wir es für unsere Pflicht, den Bund 
vor der Gefahr zu bewahren, fiktive Werte bezahlen z 
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uod eine uDgesaade Spekulfttdon fBr ikre AuBachieitungen za 
belohnen').' 

Hit dieser referierenden Wiedergabe der einechlägigen 
Argumentationen mOssen wir ans an dieser Stelle noch begnügen. 

IV. Nach einigen weiteren Erörterungen , welche hier 
Bchon früher Platz fanden, geht nun die Botschaft Qber zu den 
Qnmds&tzen für die Bereohnmig der BOckkanftontsch&di- 
gnDgem Wir müssen sie der YoUstSndigfceit halber und zur 
Erklärung der RechnnngsergebniaBe schon hier kurz berfihren, 
und dies wird uns dann der Notwendigkeit entliebeD, an späterer 
Stelle noch einmal ausfBhrlicher anf ihre Begründung, soweit 
sie vom Bundesrate aufgestellt ist, zurCckzukonunen. 

Es stehen einander in den Konzessionen gegenüber: 

a) der 25fach6 Wert des durchschnittlichen Keiuertrags 
der zehn Jahre, welche dem Jahre der KSckkaufsankÜndigung 
yorangehen ; 

b) das ursprüngliche Anlagekapital , bezw. die nach- 
gewiesenen erstmaUgen Anlagekosten der bestehenden Ein- 
richtungen. 

Der grössere von diesen beiden Beträgen bildet die BQck- 
kaufsentschädigung, 

A. Was ist die HfinimaleiitschftdignDg ? 

Nach den Konzessionen kommt hier bei den einzelnen 
Bahngesellscbaften folgendes in Betracht: 

a) bei der Jura-Simplonbabn die nachgewieseneu Anl^e- 
kosten abzüglich der Erneuerungs- und Reservefonds; 

b) hei der Nordostbalin , soweit es sich nicht um Eon- 
zessionen des neuesten Typus handelt, das ursprangliche Au- 
lagekapital oder die erstmaUgen Anlagekosten (zum Teil ab- 
züglich von Erneuerungs- und Beserrefonds); 

c) bei der Centralbabn und den Yereinigten Schweizer- 
bahnen das ursprüngliche Anlagekapital; 

d) bei der Gotthardbahn das über die Subventionen hinaus 
verwendete Anlagekapital; 

e) bei der ebenfalls, soweit der Anteil der Gemeinde 
Bremgarten in Betracht kommt, extra zu vergütenden Iiiois 

') S. 118. 
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Wohlen-BremgarteD *) die erstmaligen Anl&gekosten abzüglich 
der Erneuerunga- and Beservefonds. 

Zur Interpretation dieser Bestimmungen stellt nun die 
Botschaft folgende Gründete« anf: 

1. Die Minimalentschädignng beträgt nur den TOm der- 
zeitigen Konzessionsinbaber fDr Erstellung und Erwerbung 
der BückkanfBobjekte wirklieb ausgelegten Betrag, mit den 
dnrcb die erwähnten Rflckkaufebestimmungen oder mangelhaften 
Zustand bedingten AbzQgen. Keineswegs fallen aber unter 
das ursprüngliche Anlagekapital die ron früheren Eonzessions- 
inhabem verwendeten, aber durch Liquidation verloren ge- 
gangenen Kapitalien. 

2. Die Angabe des Zeitpunktes, auf welchen das Aulage- 
kapital festzusetzen ist, fehlt in den Konzessionen. 3ie be- 
stimmen aber, dass die Abtretung der Bahn in vollkommen 
befriedigen dem Zustande zu erfolgen habe, zu dessen Herstellung 
indessen der Bund noch Verwendungen von seiten der Bahnen 
wird verlangen müssen. Da diese aber, wenn durcb sie eine 
Vermehrung oder wesentliche Verbesserung der bestehenden 
Anlagen und Einrichtungen im Interesse des Betriebes erzielt 
wird, nach dem neuen Rechnungsgesetze dem Anlagekapital 
beigefügt werden dürfen, so kann die Minimalentschädigung 
erst berechnet werden, wenn der Betrag dieser nachti^lichen 
Bauausgaben ermittelt ist, also im Zeitpunkte der Uebernahme. 

3. Die Materiatvorräte müssen in ausreichenden Mengen 
vorhanden sein, wie es ein regelmässiger Betrieb erfordert. 
Sonst behält sich, trotzdem das Anlagekapital hier in Frage 
steht, der Bund auffallenderweise einen entsprechenden Abzug 
von der Bückkaufssumme vor. 

4. Ausser Betracht fallen die Nebeugescbäfte, die verfüg- 
baren Geldmittel imd Liegenschaften. Anderseits fallen ganz 
zu Lasten der Gesellschaften die als fiktive Aktivposten in den 
Bilanzen auftretenden ungetilgten Verluste, 

Da diese Fr^eu in späterem Zusammenhang kontradik- 
torisch noch einmal zur Behandlung kommen, müssen wir uns 

'] Zweigbahn der aarganiachen Sudbahn. Sie ist eine Gemeinschafts- 
linie der Centialbabn, der Nordostbahn nnd der Einwohnergemeinde 
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hier mit dieser vorläufigen Wiedergabe der Ausffihnmgen der 
Botschaß begnfigen. 

Es ist hier aber der Ort, die rechDerischen Ei^bnisse, 
zu denen die Botschaft auf Omnd obiger AusfKhmngen gelai^, 
mitzuteilen. Seinen Rechnungen legt der Bundesrat die Er- 
gebnisse des Jahres 1895 zu Grunde und ermittelt scbätzongs- 
weise die wahrscheiDlicheu BauauBgaben von 1896 bis 1903 
bezw. 1909. Ebenfalls berücksichtigt er die Abzüge fOr ma- 
teriellen Minderwert der RQckkaufsobjekte. Ueber deren Be- 
rechnungs weise klärt uns die Botschaft nicht auf. Sie sagt 
nur, die Minderwerte bezögen sich, wie sie in den Rechnungen 
schätzungsweise ermittelt sind, einzig auf den Oberbau und 
das Betriebsmaterial, und sie stellten jedenfalls ein Minimum 
dar. Ueber die Ergebnisse der Botschaft gibt nun nachstehende 
Tabelle Auskunft. 

TabeUe 27 (üehe S. 219). 
B. Was ist aber der Reinertrag? 
Die Rückkaufsentachädigung beträgt den 25&chen Betrag 
des diuchschnittUchen Reinertrags der dem Jahre der BQck- 
kaufsankSndignng vorausgegangenen zehn Jahre, sobald sich 
derselbe fiber das ursprüngliche Anlagekapital erhebt. 
Diesbezüglich stellt die Botschaft fest: 

1. Aus der Definition des Reinertn^ in der Normal- 
konzession folgt nicht, daes er identisch wäre mit dem Saldo 
der Betriebsrechnungen der Oesellschaften. Ebensowen^ durf 
der konzession^emässe Reinertrag aus der Gewinn- und Yer- 
lustrechnung hergeleitet werden, da diese auch die mit der 
Finanzverwaltung zusammenhängenden Posten um&sat. Viel- 
mehr wollte nach dem Sinn der Konzessionen ein Rückkanfs- 
preis ausbedungen werden, welcher der Reineinnahme aus der 
Besorgung des «Transport^eschäftes' entspricht. Dement- 
sprechend schied der Bundesrat aus der „allgemeinen Gesell- 
schafterechnung" eine besondere, für den konzessionsgemäsaec 
Rückkauf allein massgebende „Ertragsrecbnung* aus. 

2, Unter die Einnahmen dieser konzessionsgemässen Er- 
tragsrechnung sind nach der Botschaft aufzunehmen: 

a) die Einnahmen auf Betriebsrechntmg, wie sie die .Be- 
triebsrechnung" der Gesellschaften darlegt; 
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b) die rechnuQgBmässigen Zuschüsse aus dem EmeuernngB- 
fonda. Die Ausgaben fOr Erneuerung des Oberbaues, des 
Rollmaterials und des Betriebemobiliars sind DSmlich eigentliche 
Betriebsausgaben, darunter auch diejenigen, welche im Er- 
neuerungsfonds Terrecbnet werden. Will man indessen fOr die 
ErneuerungBausgaben von zehn Jahren einen richtigen Durch- 
schnitt haben, so darf man nicht auf die effektiven Emene- 
rungsauagaben abstellen, da sie gerade in dieser Zeit zufallig 
oder absichtlich tiefer gehalten sein kOnnen, als eine ordnuDgs- 
mässige Regelung derselben es verlangt. So haben aach trotz 
der Erneuemngsfonds vier Gesellschaften während der kritischen 
Periode erheblich weniger für Erneuernngszwecke effekÜT aus- 
gegeben, als sie sogar gemäss ihren eigenen Regulativen als 
Normalausgabe betrachteten. Dazu nimmt aber das Rechnunga- 
gesetz von 1896 eine ganz andere Konstruktion des Emeue- 
rungsfonds in Anasicht als die bestehenden ßegulafcive der 
Bahnverwaltungen. Während er nämlich bisher bloss zur 
An?gleichnng der Ernenerungsausgaben fSr eine längere Periode 
diente, hat er jetzt die Deckung zu bilden fOr die Abnütznng 
nicht nur von Oberbau und Rollmaterial, sondern auch tod 
Mobiliar and Gerätschaften. Wenn also zur Erzielung eines 
richtigen Durchschnitts statt der effektiven Ernenerungsaus- 
gaben die stattgehabten Einlagen in die Ernenemngefonds in 
der Ertragsrechnung zu erscheinen haben, so muss sie ausserdem 
noch Er^nzungseinlagen enthalten, entsprechend einer , rich- 
tigen' Dotierung des Erneu er ungafonds während der zehn- 
jährigen Periode. In die Einnahmen der Ertragsrechnung aind 
daher, zur Vermeidung einer Verrechnui^ der effektiven Er- 
neuerungeansgaben neben den Einlagen in den Emeuerungs- 
fonds, die jenen gleichkommenden ZuachOsse aus dem Emeue- 
rungsfonds aufzunehmen, ausserdem aber 

c) ErganzungszuschQsse aus dem Erneuerungsfonds , wie 
sie bei einer .richtigen* Dotierung desselben ihm hätten mehr 
entnommen werden können. Diese hat die Botschaft in ihren 
Rechnungen schätzungsweise ermittelt. 

d) Betriebseinnahmen sind weiter der Ertrag der Sub- 
ventionen der Gesellschaften an die Gotthardbahn , wogegen 
aber der Eapitalwert der-selben nicht auf Baurechnung Mt, 
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also aaf keinen Fall den Qeaellschaflien znrQckzuTergüten ist, 
nnd endlich 

e) Betriebasnbventionen fQr besondere Zwecke nnd sonstige 
Einnalmieu. 

3. Nicht gehören aber zn den Einnahmen der konzessiona- 
gemässen Ertragsrechnnng folgende Posten der Oewinn- nnd 
Yerlustrechnnng : 

h) die Saldi der Vorjahre; 

b) der Ertrag verfügbarer Kapitalien, die Kursgewinne 
und Provisionen nnd die Bauzinsen, denn diese Einnahmen 
rühren von der Finanzverwaltnng der Oesellschaften her. Die 
Botschaft gibb wohl zu, dass ffir die Erstellung von Bahnen 
die erforderlichen Geldmittel beschafft werden müssen, daas 
ein Betriebskapital vorhanden sein muss, dass die Kreditfähig- 
keit einer Unternehmung von ihrer Rentabilität beeinflnsst 
wird. Aber unabhängig von der Rücksicht auf die Betrieba- 
ergebnisse sei die Yerscliiedenheit des Anleihenszinsfuaeee, die 
Dauer der Anleihen, die MSglichkeit von Konversionen. Da 
nun der Bund voraussichtlich billigeren Kredit habe als die 
Bahngesellschaften, so wäre es fSr ihn unvorteilhaft, in die 
bestehenden Schuldverhältnisse einfach einzutreten. So kommt 
die Botschaft zu der bedeutsamen Folgerung, der Bund sei 
berechtigt, den RQckkanfspreis der Gesellschaft einfach zur 
VerfQgnng zu stellen, nnd den Aktionären zu Oberlassen, sich 
mit den Obligationären auseinanderzusetzen. In Anbetracht der 
grossen Geldsummen, welche der Bund in bar diesfalls zu be> 
schaffen hätte, gibt die Botschaft dann allerdings zu, dose er 
iKonvenienz dabei finden* würde, die Anleihen Übemebmen 
zu können, aber mit einer seinen Wünschen angepassten Til- 
gungsfrist und zu Bedingungen, die dem „für ihn massgebenden* 
Zinsfnss entsprechen. 

c) Keine Einnahme der Ertragsrecbnnng ist weiter der 
Ertrag der Liegenschaften nnd der Nebengeschäfte, also be- 
sonders auch der Dampfschiffabrtsuntemehmungen. Von diesen 
Nebengeschäften nimmt die Botschaft die L^erhäuser aas. 

d) Endlich fallen ausser Betracht die Zuschüsse aus den 
Spezialfonds exklusive Emeuernngsfonds, sowie aus Amortisations- 
nnd Banfonds. Die Fonds sind aus freier Entechliessung der 
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Gesellscfa&fteB gebildet, and zwar ans dem Reinertrag. Soweit 
es sich nun dabei um Einnabmen nnd Angaben aus dem 
Betriebe bandelt, beeinfluasen sie als solche bereits die Ertrags- 
rechnung. Handelt es sich aber um Einnahmen nnd Ausgaben 
auB der FinanzTerwaltung, dann gehen sie als solche Bcbon die 
RfickkanfBrechnang nichts an. Davon unabbSngig bleibt aber 
natdrlich der in den Konzessionen vorgesehene Abzug der 
Einlagen in den BeeervefondB vom kouzessionsgemässen Rein- 
ertrag. 

4. Anderseits gehören nach der Botschaft zu den AuBgaben 
der Ertragsrechnung : 

a) die Ausgaben auf Betriebsrecbnnng; 

b) die recbnni^amSssigen Einlagen in den Emeuerangs- 
fonds und die Ergänzungseinl^en ; 

c) ein Abzug ffir den Ertrag von verfDgbaren Liegen- 
schaften, da die Einnahmen aus denselben in der Regel unter 
den Betriebseinnahmen stehen, die Liegenschaften aber ffir den 
Betrieb verwendet werden ohne Yerrechnung eines Mietzinses; 

d) ferner Verluste zu Lasten der Ertragsrechnung, d. h. 
die Werte der untergegangenen Anlagen und Einrichtongen, 
deren Beseitigung in die zehnjährige Periode fällt, und deren 
Abschreibung folglich der Betriebsrechnung dieser Jahre zu 
belasten ist; 

e) endlich Ausgaben zn verschiedenen Zwecken, wie Ab- 
schreibungen vom Bankonto, deren Entstehungsgrund in die 
zehnjährige Periode föllt, ausserordentliche Beiträge an die 
Hilfskassen, um die zu geringen Einlagen während der zehn 
Jahre selbst zu decken, Ausgaben infolge der gegenseitigen 
Versicherung gegen Haftpflichtschaden aus Unföllen. 

5. Nicht will schliesslich die Botschaft folgende Posten 
unter die Aasgaben der konzessionsgemäasen Ertragsrechnnng 
anfnehmen : 

a) die Verzinsung der schwebenden Schulden, di« Kurs- 
verluste, Finanzunkosten und Provisionen, sowie die Verzinsung 
der konsolidierten Anleihen, weil diese Posten nicht in direktem 
Zusammenhange mit dem Transportgeschäft stünden ; 

b) die Einlagen in die Spezialfonds, exklusive Emeuernngs- 
fonds, und in Amortisations- und Baufonds; 
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c) die Tilgung altei Verluste. Im Gegensatz zu einer 
frfiheren Beliaaptnng ') gibt hier die Botschaft zu , dass zur 
Tilgung des Bilanzpostens .zu amortisierende Yerwendnngen' 
ganz erbebliche Summen dem Reinertrage entnommen werden 
mnsBten, Beträge, um welche die Dividenden gekürzt wurden. 
Trotzdem dttrfen diese Summen nicht in die £rtragarechnung 
eingestellt werden, weil sie mit den Ergehnissen gerade der 
zehn massgebenden Jahre in keinerlei Zusammenhang stehen. 
Aber ganz in die Betriebsrechnung sind die Betr^e ein- 
Eostellen, welche, zur Abschreibung im Laufe der Jahre 
1888 — 1897 reif geworden, den «zu amortisierenden Ver- 
wendungen* beigefügt wurden. Für diese Behandlung sprechen 
auch BilligkeiterScksichten, da die Grundsätze ftlr die Tilgung 
der alten Verluste nicht bei allen Gesellschaften dieselben 
waren. 

d) Wenn endlich die Botschaft einige «Ausgaben zu ver- 
schiedenen Zwecken* nicht berücksichtigen will, so hat sie 
dabei besonders die ausserordentlichen Beitr^e an die Hilfs- 
kassen im Auge. Früheren ungenügenden Dotierungen hatte 
das Gesetz vom 28. Juni 1889*) ein Ende gemacht, und die 
Oesellschaften hatten durch ausserordentliche Zuschüsse succes- 
dve den Fehlbetrag einbringen müssen. Xun gehören die Er- 
gänzungseinlagen für zu tief gehaltene Einlagen pro 1888 bis 
1897 wohl in die Ertragsrechnung, die Deckung für den ans 
früheren Jahren herrührenden Ausfall aber nicht. Dafür behält 
aber die Botschaft dem Bunde einen Abzug ror, falls auf den 
Zeitpunkt des üebei^angs das Kapital nicht die versicherungs- 
technisch richtige H5he aufweist. — 

So weit äussert sich die Botschaft über den Begriff des 
konzessionsgemäesen Reinertrages. Auch in diesem Falle 
mnseten wir uns mit Rücksicht aaf später damit begnügen, 
den nackten Inhalt der bundesrätlichen Ausführungen wieder- 
zugeben. 

Auf Grund der oben angegebenen Sätze stellt nun die 



') Vgl. oben 8. 207. 

") BBI 1888, IV S.828ff.: 1889, Hl S. 805 ff., 
S. 868 ff. A. 8. (N. F.) SI S. 265 ff. Vgl. oben S. 128. 
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Botschaft eine Ertraf^arechnang fflr den konzeBsionagemassen 
RQckkauf auf. Si« betrachtet dabei znnächst das firgebnis, 
welches sich für die Jahre 1886 — 1895 im Dnrchschiiitt ergeben 
würde. Die Ergänznngszoschtlsse aus dem Eroenerangsfonds, 
sowie die ErgänzungBeinlagen in denselben, sind schätzungs- 
weise ermittelt Ihr Ergebnis ist folgendes: 
Tabelle S8 (liehe S. 225 und 226). 

C. Nach den Konzessionen ist die Bahn samt Zubehörden 
jeweilen „in ToUkommen befriedigendem Zustande" abzu- 
treten. Die Uinimalentschädignng, so argumentiert diesbezQg- 
lich die Botschaft, kommt dem orsprünglichen Anlagekapita], 
also den Ersteilungskosten, gleich. Der Begriff eines vollkom- 
men beftiedigenden Zustandes f^ Linien, fflr welche die vollen 
Erstellungskosten bezahlt werden mflsseo, berechtigt aber zu 
der Annahme, dass sich die Bahn nicht bloss in betriebs^igem 
Zustande befinden und in jeder Beziehong gut unterhalten sein 
müsse, sondern daas auch für die durch Abnützung oder andere 
Einwirkungen eingetretenen Minderwerte ein Abzug stattfinden 
dürfe. Bei den zu einem reduzierten Preise erworbenen Linien 
müssen die bestehenden Anlagen und Einrichtungen gut be- 
schaffen sein und wenigstens den auf Baukonto fUr sie ver- 
rechneten Wert repräsentieren. Weiter ist nach der Botschaft 
zu verlangen, dass die vorhandenen Anlagen und Einrichtungen 
auch hinsichtlich ihrer Menge, Ausdehnung, Zweckdienlich- 
keit etc. den im Zeitpunkte der Uebergabe zu stellenden Anforde- 
rungen des Verkehrs und der Betriebssicherheit vollkommea 
genügen. 

V. Qehen wir nun mit der Botschaft Über zur znsammen- 
fassenden Betrachtong der Ee(duiiingsergebm8ae ! 

I. Alle Geschäftsberichte und Jahresrecbnungen der Bahn- 
gesellschaften werden jeweilen auf den 31. Dezember erstelli 
Es fragt sich, ob dagegen das konzessionsgemäsae Rechnungs- 
jahr nicht auf den T^ der Rflckkaufsankündigung abznschliessen 
sei. Das würde indessen dazu fahren, dass z. B. die Nordost- 
bahn ihre Rechnungen Jährlich auf elf verschiedene Termine 
abschliessen müsste '). So geht also mit Vorteil auch du 



') Vgl. Betlage II der Backkaufabotachaft. 
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koDzeesioDsgemässe Rechnungsjafar onr vom 1. Janoar bis zam 
31. Dezember. Uebrigens hat hierbei der Bund einen kleinen 
finanziellen Vorteil, da die Rechonngsperiode so noch etwas 
mehr in die Vergangenheit zurQckgeachoben wird. 

2. Die fUr den Bfickkaufspreis massgebenden zehn Jahre 
sind also bei den einzelnen Geaellschaflen folgende: 

a) fCr die Jura-Simplonbahn und die Linie Wohlen-Brem- 
gsrten (Anteil der Gemeinde Bremgarten), sowie einige Linien 
der Nordostbahn die Jahre 1890—1899 (Rückkauf auf 1903, 
Kündigungstermin drei Jahre vorher); 

b) f(ir die Gentralbahn, die Vereinigten Schweizerbabnen 
und einen grossen Teil der Kordostbahn die Jahre 1888 bis 
1897 (ßückkaof auf 1903, Kündigungstermin fttnf Jahre vorher); 

c) fUr die Gotthardbahn, sowie eine Nordostbahnlinie die 
Jahre 1894—1903 (Rückkauf auf 1909, Kündigungstermin 
fünf Jahre vorher); 

d) fOr den Rest der Nordoetbahn die, Jahre 1889—1898, 
1890—1899, 1895—1904, 1902— 1911 etc., je nach den 
einzelnen Konzessionen. 

Die Kündigungstermine lassen also an Mannigfaltigkeit 
nichts zu wünschen übrig. 

3. An Hand der oben reproduzierten Berechnungen des 
konzessionsgemassen Reinertrages und des Anlagekapitals kommt 
nun die Botschaft hinsichtlich der Rfickkaufsentschädigungen 
auf folgende Resultate: 

Tabellen 29 und 30 (siebe S. 228—229). 

Da 1897 Zahlennachweine erst bis znm Jahre 1895 vor- 
lagen, ermittelt die Botschaft die Ergebnisse für die anderen 
in Betracht fallenden Jahre schätzungsweise, wie die vorletzte 
Tabelle (vgl. S. 228) andeutet, und gelangt so zur Berechnung 
des mutmasslichen konzessionsgemassen Reinertrags der mass- 
gebenden Jahre selber. 

Obwohl bei der Nordostbahn eine Konzessionszusammen- 
legnng nicht stattgefunden bat, und demgemäsa jede einzeln 
konzedierte Linie nach einer eigenen Rechnung zurückzukaufen 
ist, hat hier die Botschaft der Einfachheit halber das Netz als 
ganzes behandelt. 



ty Google 



t 


liil! 


Fr. 
-8 230 

—3230 


s 


T 


3 


s 
1 


S 2 

i f 


>-> 

a 

a 


|i 


fi 1 g 1 

U3 ttS 


8 
s 


8 
i 


1 ä 
s 1 


i 1 

i i 


a 

U3 


.fis 
lll 


.1 :i 


1 


S 


1 1 
s - 


i s 
i 1 

3 " 


S 




S 8 g 


i 

s 


8 
1 


1 1 
s s 


i i 

n - 


« 


l'ä 


o. 1 S 


i 


1 


s i 
1 i 

S 2 


i i 

! - 


!S8 

a 

CO 


i 


1 i i 
*i s - S 


i 


s 


3 S 
S 8 


s - 


a 

CS 

a 

1 


« 


3 '.ii 'ß : 

i 
1 
i 




■i ' 

s ■ 

1: 


II 

t! 


11 
li 

■ ^ 


:i 

1 ti 
p 



n,g:,.ndtyG00glc 



^ a-2 a a 



lall 

5^5 s 



3 i 
; S 

I I 



er ^ 

5 I 



18 i 
s3 S 



3 

Si 



m 



■•sj 
■dl 



Ä Sl 



1! |l 



II ^p 

II til 



;s [2 



I I 



n,g:,.ndtyG00glc 



So ergibt sich bus den Rechnungen, dass nach dem Er- 
tra^wert zu erwerben eiad die Ceotrolbahn, die Oottbordbabn 
und die Vereinigten Scbweizerbahnen, wiÜirend bei der Jura- 
Simplonbfthn, der Kordoetbahn (als äanzes betrachtet) und dem 
Anteil der Gemeinde Bremgarten an der Linie Wohlen-Brem- 
garten der Rfickkauf nacb dem Kapitalwerte zu erfo^en hat. 
Das gesamte aufzubringende Kapital beträgt nicht viel weniger 
als 1 Milliarde Franken. 

4. Da der Bund, wie schon oben auseinandergesetzt, in die 
Anleihenebedingungen der Oesellschaften nicht unbedingt ein- 
treten , Bondern ihnen einfach den Kaufpreis zur Verfügung 
stellen und ihnen fiberlassen will, sich mit ihren Obligationären 
zu Teretändigen , so entsteht die grosse Frage, zu welchem 
ZinsfoBs der Bund die benStigte kolossale E^pitalsumme auf- 
nehmen kann. Die Botschaft ist sehr znTersichtlich und glaubt 
annehmen zu dfirfen, es werde aller Voraosaicht nach mit 
einem Zinsfuss von höchstens 3Vs°|o gerechnet werden können. 

In Beilage XIII zur Botschaft stellt nun der Bundesrat 
Betriebsbudgets pro 1903 bezw. 1909 auf. Et legt seinen 
BerechnnngeD die ZinsfQsse von A, 3V* und S"!» zu Grnnde. 
Entsprechend seinen damaligen Erwartungen nimmt er bei 3 */* "jo 
Alpariemission an, während er bei einer Verzinsung zu 4°/a 
einen Kursgewinn von 5°/o, bei 3'*/a Zinsfuss dagegen einen 
Emissionsverlust von 5^/0 TOraussetzt. 

Wie er Tersprochen, nimmt der Bundesrat in sein Betriebs- 
budget eine erste Amortisationsquote fGr das Anlagekapital 
auf. Diese zu amortisierende Summe muss die ganze Eapital- 
auslage deB Bundes umfassen, wie die Botschaft angibt, mit 
Ausnahme des Betriebsmaterials , des rerfügbaren Betriebs- 
kapitals und der Materialrorräte. Das Betriebsmaterial er- 
scheint nämlich zum Teil durch die Einlagen in den Erneae- 
rungsfonds bereits als gedeckt, und eine Tilgung des Restes 
scheint nicht erforderlich zur Aufrechterhaltung der Parität 
gegenüber dem Auslände, wo beim Heimfall das Be^iebsmaterial 
auch nicht unentgeltlich an den Staat übergeht. 

Zumal im Jahre 1900, und auch gegenwärtig noch ^), im 

') Am 4. Dezember 1901 notierten auf der Züricher Effektenbene 
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Hinblick auf die Htthe der Samme, kSnneii nun fUr die Beur- 
teilong der Betriebsbilanzea, irelche der Bondearat aufstellte, 
diejeoigeii hier ausser Betracht fallen, die sich auf den Fall 
beziehen, dass er die Anleihen zu S^a'^/o oder 3<>/o verzineen 
könne, weil auf diese Eventualitäten angesichts der Geldver- 
teuerung kaum mehr zu rechnen wäre. FBr ersteren Fall rechnet 
er mit Berücksichtigung von Verzinsung und Amortisation dee 
Anlagekapitale einen jährlichen Reinertrag Ton Fr. 2108082 
heraus, bei 3*^/0 Zinsfuss dagegen einen solchen von Fr, 4437 090^). 

Ffir die heutigen Verhältnisse genügt es, die Elechnung, 
welche der Bundesrat unter Zugrundelegung eines 4<'/oigeu 
Zinsfusses aufstellt, etwas näher ins Auge zu fassen. Zunächst 
reproduzieren wir sie genau. 

TabeUe 31 (siehe S. 232 nnd 23S). 

Aus dieser Berechnung ergibt sich mitbin fQr das erste 
Betriebsjahr ein Ueberschuss von nur Fr. 50425. 

Wenn indessen der Bundesrat im Jahre 1897 vielleicht 
erwarten durfte, beim Angebot eines 4°/o-Anleihen8 einen 
Kursgewinn herauszuschlagen, da damals S'/i^/o kein niedriger 
Zinsfuss war und auch die Zinsfüsse der neueren Anleihen der 
Bahnen iu der Mehrzahl nicht über S^a^jo gingen^), so wäre 
doch unter den heutigen veränderten Verhältnissen, zumal bei 
einem solchen Riesenanleihen, bei 4''fo Zinsfuss ein Kursgewinn 
nicht mehr zu erzielen, und günstigere Bedingungen als Alpari- 
emission unwahrscheinlich. So haben wir Qrund genug, diesen 
sehr unsicheren Posten aus dem Budget zu entfernen. Sodann 
müssen wir die von jenen Kursgewinnen bereits abgezogenen 
Anleihensunkosten hier dem Kapital besonders zurechnen. Sie 
können erfahrungsgemäes auf 2 °/o geschätzt werden. Die 
übrigen Posten der bundesrätlichen Ausrechnung lassen wir 
unverändert stehen. 

Dann ergibt sich folgendes: 
_^_____ Tabelle 32 (»iehe S. 234 und 235). 

aVi^oige Obligationen der Stadt Zürich 96,70, i^jnge Nordostbahnobliga- 
tioaen 100,70, i'/oigo Obligationen der Bank fQr orientaliBche Eisen- 
bahnen 96,65, etc. 

>) Beilage XIU b, c. 

•) Beilage XVI der Botachaft. 
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Hierin finden wir ein ganz anderes Resultat. Der vom 
Bundesrate auegerechnete TTeberEcliuss ist verscliwunden , und 
an seine Stelle ist ein Defizit von Fr. 3110326 getreten, welches 
der Bond aus der Staatskasse zu decken hätte. 

VI. Bieber ist nun allerdings der fSt den Band ungünstige 
Fall angenommen worden, dase alles zur Bezahlung der Oesell- 
achaften benötigte Geld auf dem Änleihenswege aufzunehmen 
sei, die Gesellschaften also von ihrem Rechte, Barzahlung zu 
verlangen, auch tatsächlich rollen Gebrauch machen würden. 

Die Botschaft glaubt nun nicht, daas dieser Fall eintreten 
werde. Einmal Hege es im Interesse der Gesellschaften eben- 
sosehr wie in demjenigen des Bundes, die Liquidation möglichst 
zu beschleunigen, und daher den Uebergang der Anleihen zu 
ermöglichen; allerdings will der Bundesrat dabei den Kurs zu 
Grunde legen, welcher sich ans der Differenz zwischen dem 
fOr Bundesanleihen massgebenden und dem wirklichen Zinsfnsa 
der zu Übernehmenden Anleihen seiner Ansicht nach ergibt. 
Sodann erwartet die Botschaft, die Aktionäre würden mit der 
Auszahlung in Rententiteln, welche bis etwa 1962 zu amorti- 
sieren wären, einverstanden sein. 

Dies sind aber nur unsichere Annahmen, und solche dürfen 
bei einer Wahrecheinlichkeitgrechnung , welche naturgemäss 
immer mit der ungünstigsten Eventualität zu rechnen hat, nicht 
in die Wagschale fallen. 

In Jedem Falle aber hält die Botschaft die Au&iahme eines 
Eisenbahnanleihena fUr leicht, da sein Gegenwert in einem 
rentablen Kaufsobjekte bestehe. »Von einer Schuldenlast, die 
den Kredit des Landes bedroht", sagt sie ^), „kann im Ernste 
nicht gesprochen werden, wenn nachgewiesen ist, dass der 
Ertrag des erworbenen Objekts über Verzinsung und Amorti- 
sation hinaus einen sicheren Ueberschuss ergibt." 

Diese Zuversicht ist indessen nicht am Platze. Schon in 
der bundesrätlichen Rechnung mit 4''/d ist einmal der so hoch 
angeschlf^ene , sichere Ueberschuss* eine nur sehr unansehn- 
liche Summe von 50425 Franken. Und sodann lässt sich dieser 
angeblich sichere Ueberschuss nur mit einem höchst Ungewissen 

■} S. 153. 
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Kursgewinne halten. DasB dies für eine finanziell so tief ein- 
schneidende Operation eine unverantwortlich Bchwache und 
darum zu verwerfende Grundlage ist, liegt aaf der Hand. 
Zugegeben, dass infolge der Verwandlung einer Anzahl 
GesellschaftsobligatioDen in Bundesobligationen der auf dem 
Wege des Anleihens aufzunehmende Betrag sich vermindern, 
dass auch der Bund vielleicht etwas günstigere Anleihens- 
bedinguugen erhalten kannte, so darf anderseits auch nicht 
vergessen werden, dass die angeführten Rechnungsposten auf 
einseitiger Schätzung einer Partei bernhen. Schon damals 
waren die ßechnungen betreffend die Nordostbahn infolge der 
einheitlichen Berechnung des Ertrages und der Entschädigung, 
trotzdem ja eine Zusammenlegung der Eonzessionen nicht 
stattfand, viel zu gdnstig fQr den Bund angenommen. Und 
weiter hat sich in der Folgezeit gezeigt, dass noch in anderer 
Hinsicht der Bund ungünstiger als nach diesen Aufstellungen 
wegkommen würde, nämlich: 

a) Die nur schätzungsweise ermittelten Erträgnisse der 
Jalire 1896 und 1897 bezw. der folgenden, für die Entschädi- 
gungsberechnung bei einzelnen Gesellschaften noch massgebenden 
Jahre erwiesen sich als zu niedrig angeschlagen. Wenn dies 
auch vor dem gegenwärtigen Kückschlag die für Verzinsung 
und Amortisation als verfügbar in Aussicht stehende Summe 
zu erhohen versprach, so erhöhte es nicht minder die RSck- 
kanfsentscl^igang nnd die im Anleihenswege anfznnehmenden 
Beträge. 

Tabelle 33 (siehe S. 238). 

b) Sodano sorgte auch das bundesgericbtliche Urteil in 
deD Prozessen für eine, wenn auch nur kleine, Aufbesserung 
der Resultate zu Gunsten der BfJinen. 

Wenn man endlich noch die Einbossen in Betracht zieht, 
vrelche sich der Bund aus der Tarifvereinheitlichung und anderen 
Verbesserungen, die er verspricht, auferlegt, so muss eine ob- 
jektive Betrachtung den finanziellen Erfolg der grossartigen 
Operation in dieser Form wenigstens in Frage stellen. 

Und der weitere Punkt, woher der Bund überhaupt seine 
Milliarde erhalten werde, und die Erschütterung , welche der 
schweizerische Geldmarkt infolge eines solchen Massenbedarfs 
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an Bargeld za erleiden riskierte, sind in der Botschaft kaum 
herTOTgeboben. Man Überliess es der BundflSYersammlung, 
diese umstände ins rechte Licht zu rücken. 

Nach alledem kann die gesperrt gedruckte Schlussfolgernng 
der Botschaft — «DerVerstaatliehung der schweizerischen Haupt- 
bahnen stehen daher auch vom finanziellen Standpunkte aus 
keine Bedenken entgegen* ^) — weiche 1897 in gewissem Qrade 
zutreffen mochte und sicherlich aus voller Ueberzeugong ge- 
zogen war, heute nicht mehr fQr den konzession^emässen 
Bfickkauf unterschrieben werden. 

Vn. In einem letzten Abschnitt behandelt die bundes- 
Tätliche Botschaft die Oiganisation der Staatsbahnverwaltnug, 
über welche wir nur die leitenden Prinzipien in aller Kürze 
anzuführen brauchen. Die Staatsbahnverwaltang soll in erster 
Linie eine möglichst selbständige Stellung in der Bundes- 
verwaltung einnehmen. Auf der einen Seite darf sie nicht 
ein Werkzeug des Bundesrates zu politischen Einflüssen bilden, 
anderseits aber darf in ihr nicht ein Staat im Staate entstehen. 
Technisch erfordert sodann der Eisenbahnbetrieb die tunlichste 
Konzentration aller Kräfte, zur Erreichung der besten Resultate, 
anderseits aber widerstrebt der politischen Entwicklung der 
Schweiz jeder Bureaukratismus , vielmehr bedingt sie eine 
gebührende Berücksichtigung der kantonalen und lokalen Inter- 
essen. 

Diese einander widerstrebenden Gesichtspunkte suchte der 
Bundesrat in seinem Entwürfe möglichst zu versöhnen durch 
weitgehende Verteilung der Kompetenzen auf die verschiedenen 
politischen Kreise. 

Leider aber durchzieht den Entwarf der Fehler, dass das 
Problem der Vertretung alier Kreise darin nicht in befriedigender 
Weise gelöst ist. Die eigentlichen Verkehrainteressenten haben 
zu wenig Einfluss auf die Zusammensetzung der in Aussicht 
genommenen Verwaltungsbehörden. Konsumvereine, landwirt- 
schaftliche Oeuossenscbaften , Handelskammern sind im Ent- 
würfe nicht einmal erwähnt. Ein direktes Wahlrecht der 
Interessenten ist fGr den Verwaltungsrat überhaupt nicht vor- 

■) S. t58. 
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gesehen, sondern hier ist es dem Bundesrate, also einer poli- 
tiscben Behörde , anbeimgestellt , fffir ihre Berflcksichtigang 
besorgt zu sein. Nun sieht die Botschaft allerdings einen 
Laudeseisenbahnrat vor, der in den Kantonen gewählt würde 
nach einer durch sie zu bestimmenden Wahlart, wo also even- 
tuell noch am ehesten die Interessenten hätten zur Vertretung 
kommen können. Ihn aber hat, wie bald zu erwähnen sein 
wird, das definitive Gesetz beseitigt. — 

Damit war eine umfangreiche, in ihrer Tragweite un- 
geheuer einschneidende, das wirtschaftliche Leben des Schweizer- 
Tolkes im Innersten berührende Vorlage erlassen — nun galt 
es, sie durch das Feuer von Expertenkommissionen, der Bäte 
und der Volksabstimmung hindurchzubringen. 



Das üxpertengatacliteii 

Bevor der bundeerätliche Entwurf die Bundesversammlung 
passierte, legte ihn der Bundesrat einer fÜnfgKederigen Experten- 
kommission vor, bestehend aus zwei Mitgliedern der Bundes- 
versammlung, zwei MitgKedern der ehemaligen, 1894 gestürzten 
Nordostbahndirektion und einem Ingenieur. 

In ihrem in Zürich verfasstenBerichb vom 4. März 1897 ') 
äussert sie in allen wesentlichen Punkten ihr Einverständnis 
mit den Ansichten des Bundesrates. Auch sie wünscht grund- 
sätzlich für die Schweiz die Verstaatlichung der Bahnen, weil 
die Eisenbahngesellschaften eine von früheren Verhältnissen 
weit abweichende Qestalt angenommen hätten, welche sie in 
stets wachsendem Grade für die richtige Befriedigung der ihnen 
anvertrauten Verkehrsintereseen ungeeignet mache, und ernste 
politische und soziale Gefahren in sich berge. Anch sie erachtet 
den Weg des konzessionsgemässen Kückkaufs als den vorteil- 
haftesten , wegen der darin gesicherten genügenden Wahrung 

') BBl. 1897, II S. 897 ff. 
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der Rechte des Staates wie dei Aktionäre durch den gericht- 
lichen Entscheid, und des Sinkens des ZinsfusseB unter 4''/o. 

Was den umfang der VerstsatUcbung anlangt, so ist die 
Kommission gleich&Ils mit dem Bandesrate einverstanden, trotz 
der vom Standpunkte des Ertragswertes stattfindenden üeber- 
zahlung der Jura-Simplon- und der Nordostbahn, welche die 
spätere Zunahme der ßeioerträge ausgleichen werde. Für die 
Kordostbahn rechnet sie indessen, mit Rücksicht auf die wirk- 
lichen Rückkanfsbedingungen derselben, auf eine Mehrentschä- 
digung von Ft. 57 4S7 196 über den in der Botschaft ausgerech- 
neten Betrag hinaus. Da nun dies die Ueberzahiung noch 
verstärken würde, eo sieht sie, wenn eine Konzessionsznsammen- 
legung für das ganze- Netz nicht mehr erreichbar sein sollte, 
f&r den Bund keinen anderen Ausweg, ab ihr eine Anzahl 
ihrer unrentablen Linien zu lassen, falls er sich nicht in 
Defizite stürzen wolle. 

Wie der Bundesrat, so messen auch die Experten der 
Amortisation des Anlagekapitals eine ausserordentliche Be- 
deutung bei, raten aber zur Vorsicht, damit die lebende Ge- 
neration zn Gunsten der Zukunft nicht nnnfitig belastet werde, 
und wUnschen nur die Herstellung der Parität mit dem Aus- 
lande. 

Auch in dem bedeutsamsten Punkte, den Entschädigungs- 
berechnungen, sind sie einverstanden. Im ganzen halten sie 
aber jene Aufstellungen als für den Bund eher zu ungünstig 
berechnet, wenn sie sich auch nicht verhehlen, dass die nach- 
tr^lichen Bauverpfiichtungen des Bnndes infolge der Errich- 
tung der Simplon- und der Rickenbahn sich höher als erwartet 
herausstellen könnten. 

Die interessantesten Aufschlüsse geben aber einige Aus- 
lassungen über die mutmassliche, vom Bunde aufzunehmende 
Anleihenssumme, den Uebergang aller Schuldtitel auf den Bund 
vorausgesetzt. Es wird hier der günstige Fall angenommen, 
dass die Qläuhiger aller nach 1903 und 1904 rückzahlbaren 
Anleihen dem Schuldnerwechsel zustimmen, und dass nur jene 
sofort kündbaren Anleihen bar zurückzuzahlen seien. Dann 
ergibt sich aber immer noch folgende zu beschaffende Eapital- 
summe : 

Haiold, Dar Schwsiiarische Bond und di« BitanbalmeD. 16 
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TabeUe S4. 

Im glinstigsteo Falle durch den Bnnd zu 

beschaffende Eapitalsumme. 

(Auf 1. Mai 1903 berechnet.) 
Nach dem ExpertengutAcbten'), 
Ffir die iwiscben 1. Hai 1903 und 81. Dezember 1904 

miigen Anleihen Fr. 388 828 250 

Far die BaaaaBgabeD der GeBellscbaAeD 1896—1903 , 57 665 800 
Für den nrntmos Blieben Beitrag des Bundes an die 

letetecen 38050 000 

FüT das Betdebebapital dea Bandes 11880 204 

Für die Liquidation BbetrefitiisEe an die Aktionäre 
(nach Zurechnung der schwebenden Scholdeaetc. 
und Abzug der verfügbaren Aktiva) .... ,227 217 387 
Zasammen . . Fr. 728 «41 641 
Die Summe ist also dann noch erschreckend hoch. Allein 
die Experten halten diese Schuld fSr ungefährlich, als eine 
produktive, welche zudem amortisiert wird. Zur Verhinderung 
einer Deklassierung und Auswanderung der Titel empfehlen 
sie, den gegenwärtigen — meist schweizerischen — Obliga- 
tioneniDhabem einen Titel zu offerieren, dessen Zinsertrag fflr 
den Anfang etwas höher, fUr später tiefer gehalten wird. 
Endlich warnen sie vor einem, die nominelle Rfickkaufsaumme 
erhöhenden, auf das Volk abschreckend wirkenden Disagio bei 
der Ausgabe, und sie erklären den Rückkauf auch vom finan- 
ziellen Standpunkte aus für tunlich, zumal für die prinzipielle 
Erwägung das Risiko ausser Betracht falle, dass zwischen An- 
kündigung und Uebernahme fünf Jahre liegen, die Verhältnisse 
des Geldmarktes sich ändern und internationale Verwicklungen 
eintreten könnten. 

Auch mit der beabsichtigten Organisation sind die Experten 
einverstanden. 

So weit äusserte sich dieser Expertenbericht. Bösartige 
Flugblätter sagten ihm eine .Beweihräucherung" des Bundes- 
rate» nach. Tatsächlich brachte er auch nicht mehr viel Neues; 
was an ihm einigermasGen bemerkenswert war, haben wir 
hervorzuheben gesucht. 

') BBl. 1897, II S. 920. 
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Die Beratnngen der BnndesTersammlnng and das 
endgültige Gesetz 

Und nnn kam die EnndesTersaninilung ! Im Juni 1897 
behandelte der Ständerat den Entwurf, im September und 
Oktober der Kationalrat >). Der Ausgang konnte nicht zweifel- 
haft sein, nachdem die Politik des Bundes, welche diese Aktion 
vorbereitet hatte, schon gebilligt worden war. 

FUr die Verstaatlichnng traten, da die Botschaft so er- 
schSpfend wie möglich gewesen war, keine wesentlichen neuen 
Gesichtspunkte zu Tage. 

Yon gegnerischer Seite fehlte es allerdings nicht an warmen 
Befarwortem des Privatbahnsystems, oder wenigstens an solchen, 
welche, nachdem jenes dem Scbweizerlande so gute Dienste 
geleistet hatte, es nicht anf geizige Weise wollten zu Qrabe 
tr^en lassen. Die ungemein niedrige Schätzung der Aktien- 
werte in der Botschaft ') hatte allgemeines Erstaunen verur- 
sacht, nnd so bezweifelte man mehrfach ihre Richtigkeit, ohne 
allerdings triftige Beweise zu bringen. Man war einfach miss- 
tranisch, um so mehr als die vom Bundesrate beigezogenen 
Experten mehr oder weniger im Rufe standen, der Rückkaufs- 
partei anzugehören. Wie man an der Wertung der Aktien 
Zweifel hegte, so war man auch skeptisch bezüglich der Finan- 
zierung. Man warf ein, es werde wohl schwierig sein, zu 
Qunsten der Bahnen, deren Wert man auf alle mögliche Weise 
zu mindern bestrebt sei, billigen Kredit zu erhalten, und wies 
auf die Unzufriedenheit des Auslandes und die nicht gerade 
schmeichelhaften Yergleichungen hin, welche dort zwischen der 
„Fides Pnnica' und der schweizerischen Ehrlichkeit gefallen 
waren. Auch war man misstrauisch angesichts frQherer Rech- 



') Tgl. das amtliche stenographische Bulletin der «chweiieriacheu 
BandesTenaminliing, VIT. Jahrgang, 1897. 

*) Eine Stammaktie der Jura-Simp!oB-Bahn (200 Fr.) wurde zu 
Fr. 120.19 gewertet, eine Aktie der Nordostbahn (500 Fr.) zu Fr. 838,42, 
eine solche der Centralbahn (500 Fr.), fQr welche 1891 ein S'/oiger 
Bententitel von 1000 Fr. angeboteu worden war, zu Fr. 548.10, u. b. w. 

Tgl. Bottchaft, Beilage XT. 
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nungsfehleT in der schweizerischen EisenbafanpoUtik , and die 
VflrfassuDgBmfiSBigkeit des Rückkaufs erschien eben&Us nicht 
Aber jeden Zweifel erhaben. 

Kurz, eine Reihe solcher Bedenken tanchten auf, aber 
sie vermocbten nicht durchzudringen. Am 15. Oktober 1897 
kam das .Bandesgeaetz betreffend die Erwerbung nnd den 
Betrieb von Eisenbahnen fOr Rechnung des Bnndes and die 
Organisation der schweizerischen Bundesbahnen* zu stände. 

Der Entwurf gelangte dabei, wenigstens in seinen Grund- 
sätzen, unverändert zur Äunabme. Die fundamentalen Beetim- 
mungen des Gesetzes, deren Erwähnung wir nicht umgehen 
dürfen, sind nun die folgenden: 

A rt. 2. .Die Erwerbung von Eisenbahnen findet auf dem 
Wege des Rückkaufes gemäss den Bestimmungen der Buudes- 
gesetzgebuDg und der Konzessionen statt.* 

(Abs. 3). , Sofern ein einheitlicher Rückkauf der gesamten 
Nordostbahn auf Grund der für deren Stammnetz gültigen 
Bestimmungen nicht erreichbar ist, kann der Bundesrat die- 
jenigen anter besonderen Konzessionen stehenden Linien von 
der Rflckkaufserklärung ausnehmen, deren Erwerbung nur mit 
unverhältnismässigen Opfern mögücb, nnd deren Besitz nicht 
zu einem rationellen Betrieb der Bundesbahnen unentbehr- 
lich ist. 

„Der Bundesrat ist ermächtigt, mit Zustimmung der Bundes- 
versammlung die Erwerbung der genannten Bahnen ^) aach 
auf dem W^e des freibändigen Kaufes vorzunehmen, wobei 
immerhin für die Festsetzung des Bückkaufspreises die Be- 
stimmungen der BundesgesetzgebuQg und der Konzessionen 
massgebend sind." 

Art. 7*). .Die för die Erwerbung, den Bau und den 
Betrieb der Bahnen erforderlichen Geldmittel sind durch 
Emission von Anleihen mittels Ausgabe von Obligationen oder 
Rententiteln zu beschaffen. 

.Die bezüglichen Anleiben sind nach einem festen Amorti- 
eationsplane längstens binnen 60 Jahren zu amortisieren. 

') Scfl, der fOnf Hauptbahnen. 

^ Art. 5 de» Entwurfes. 
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nA.ui dem Wege der freien Verständigung mit den Eigen- 
tümern der B&tmen und unter FeatlialtuQg des Chrundsatzes der 
Seh aide namortisation binnen lingstena 60 Jahren kann auch 
eine andere Zahlnugsmodalität fflr die Erwerbung der Bahnen 
gewählt werden. 

,Die Genehmigung der Anleihensoperationen und des 
ÄmortisationsplaueB bleibt derBundeaTeiBammlnng Torbehalten." 

Art. 8 '). .Das Rechnungeweseu der Bundesbahnen ist 
vom Qbrigen RechnungsweBen des Bundes getrennt zu halten 
und so zu gestalten, dass ihre Finanzlage jederzeit mit Sicher- 
heit festgestellt werden kann. 

,Der Reinertrag des Betriebes der Bundeshslinen ist zu- 
nächst für die Verzinsung und Amortisation der Eisenbahn- 
schuld bestimmt. 

(Von den weiteren üeherschüssen sind 20''/o so lange in 
einen Ton den übrigen Aktiven der Bundesbahnen gesondert 
ZQ verwaltenden Reservefonds zu legen, bis derselbe, Zinsaaf- 
rechnnng inbegriffen, 50 Millionen Franken erreicht haben vrird. 
Die flbrigen SO^/d sind im Interesse der Bundesbahnen zur 
Hebung und Erleichterung des Verkehrs, insbesondere znr 
Herabsetzung der Personen- und Gfttertarife und zur Erweite- 
rung des schweizerischen Eisenbahnnetzes, vorzugsweise des- 
jenigen der Nebenbahnen, zu verwenden. 

, Reichen die ordentlichen Einnahmen, mit Inbegriff der 
nicht verwendeten Qewinnsaldovortr^e, znr Deckung der Be- 
triebsausgaben , zur Verzinsung des Anlagekapitals und zur 
Amortisation nicht aus, so ist ein entsprechender Betrag dem 
Reservefonds zu entnehmen." 

Art. 9^). ,Mit dem 0ebergang einer Bahn an den 
Band erlöschen sämtliche Bestimmungen der bezüglichen 
Konzessionen. Vorbehalten bleiben etwaige in denselben ent- 
haltene privatrechtliche Verpflichtungen zu Gunsten Dritter, 
über welche die Berechtigten sich ausschliesslich mit den bis- 
herigen Eonzessionsinhabem auseinanderzusetzen haben; durch 
die Konzessionen überbnndene Verpflichtungen dagegen, welche 

') Art 6 des Entwurfes. 
*) Art, 7 des EDtwuifee. 
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mit dem Bestände und Betriebe der Bahn in unmittelbarem 
ZagammeDfaang stehen, geben auf den Bund fiber.* 

Art. 11'}. „Die jeweilige Bundesgesetzgebung in Eisen- 
bahnsacben findet auch aof die Buudesbabneu Anwendung, so 
weit die Voraussetzungen bierfQr bei denselben vorhanden sind.* 

Bezüglich der Organisation der Verwaltung hingegen wurden 
am Entwürfe gewichtige Aenderungen vorgenommen. 

Einmal (gelangten leider gewisse Dezentralisationstendenzen 
erfolgreich zur Geltung, indem die Zahl der Eisenbabnkreise 
von drei auf fUnf erhöht und der in Aussicht genommene 
allgemeine Landeseisenbahnrat durch fünf Ereiseisenbahnräte 
ersetzt wurde. 

Zugleich aber verstärkte sich die Position des Bundesrates. 
Die Bundesversammlung, ebenso, wie gewisse Kreise vorge- 
schlagen hatten, die Organisationen von Landwirtschaft, Handel, 
Industrie und Arbeiterschaft, wirken nan bei der Zusammen- 
setzung des Verwaltungsrates nicht mehr mit; Bundesrat und 
Kantone erhielten hier weitaus das TT eher gewicht. Zugleich 
wurde die Wahl der Ereisdirektionen den Eisenbahnräten ent- 
zogen und, wie diejenige der Qeueraldirektion , einzig in die 
Hand des Bundesrates gelegt, welcher sich dabei bloss an den 
unverbindlichen Vorschlag des Yerwaltungsrates zu halten hat. 

Der Bundesversammlung als der zweiten mit der Ober- 
leittmg der Bundesbahnen betrauten Körperschaft blieben nur 
das Recht der Genehmigung der Anleihenaoperationen und des 
Amortisationsplanes, sowie des Jahresbudgets, ferner der Prüfung 
und Abnahme der Jahresrechnung und des Qesch'äftsbericbtea. 
In ihrer Hand liegt die Gesetzgebung über die allgemeinen 
Grundsätze der Tarifbildung und fiber die Besoldungen. Sie 
entscheidet weiter über Vereinbarungen des Bundesrates be- 
treffend die Erwerbung gewisser anderer bestehender Bahnen, 
die Uebernahme des Betriebs von Nebenbahnen oder den Ein- 
tritt des Bundes in Betriebsvertr^e, Wenn endlich neue 
Bahnen gebaut werden sollen, oder solche anzukaufen sind, 
welche nicht „den Interessen der Eidgenossenschaft oder eines 
grösseren Teils derselben dienen,' und deren Erwerbung nicht 

■) Art. 9 des Entwurfes. 
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,ohne anverhältnisDi&ssige Opfer' erreichbar ist*), so erläeat 
sie ein BundeBgesetz , dem natürlich die Referendumskiausel 
anzuhängen ist. So ist also Damentlicb der Bau neuer Linien 
seitens des Staates durch ein umständliches Verfahren ziemlich 
erschwert. 

Was die endgültige Lösung des Problems der Vertretung 
aller Kreise anbelangt, so kann man im ganzen nur bedauern, 
dass sie nicht befriedigender war, und dass in dieser Beziehung 
schon der Entwurf des Bundesrates in der Bundesversamminng 
entschieden zu seinem Nachteil verändert wurde, von weiter- 
gehenden Anregungen ganz abgesehen. Wohl konnten die 
offiziellen „Erläuterungen* zum Gesetze die den organisierten 
Vertretungen der Interessenten widerfahrene Verweigerung des 
direkten Wahlrechtes für die Verwaltungsbehörden mit ge- 
wissem Rechte dadurch rechtfertigen , dass seine Verleihung 
konstitutionelle Bedenken hätte wachrufen müssen: einmal seien 
in der Schweiz die Organisationen keine gesetzlichen, sondern 
nur Ireiwillige Verbände; sodann aber hätte angesichts ihrer 
steten Zunahme die notwendige Beschränkung nicht geringe 
Schwierigkeit geboten. Verbänden aber, welche lange nicht 
die Gesamtheit der Angehörigen der betreffenden Berufskiaase 
umfassen, ein solches Wahlrecht zu geben, das widerstrebe der 
verfassungsmässig garantierten Gleichheit aller Bürger. Aus 
ähnlichen Gründen war auch der schweizerische Handels- und 
Industrie verein selbst dazu gelangt, eine derartige Anregung 
abzulehnen^). Es ist aber sehr die Frage, ob diesen wohl- 
berechtigten Bedenken nicht andere, ebenso grosse Vorteile 
gegenüberstehen, und ein Versuch hätte sich zum mindesten 
empfohlen, wenn er auch nur die Wirkung gehabt hätte, solche 
wünschenswerte Organisationen zu weiterem Gedeihen und neuer 
Entstehung zu bringen. Mit der Zeit wird hier vielleicht am 
Gesetze eine Aenderung vorgenommen werden müssen. 

') Tgl. Art. 4 mit Art. 2 und S. 

*) Vgl. die .Erlftuteraugen lum BuadeBgaaetz, betreCend den Erwerb 
Dnd Betrieb von Eisenbahnen fUr Rechnung des Bandes und die Organi- 
sation der Verwaitang der achweizerischen Bondesbahoen* (ofSziell; 
sonstige Angaben über Provenienz fehlen), S. 9—10; 47. 
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Die Tolkratlmme und der schlleasliehe Aasgug 

Es war klar, iass gegen ein Gesetz toh solcher prin- 
zipieller Tragweite das Keferendum ergrifFen werden wOrde, 
und es konnte den BuadesbehSrden auch nichts angenehmer 
sein, als sich durch eine Tolksabstimmnng der kolossalen Tet- 
ontwortuDg, welche sie darch das Zust&ndebringen dieses Ge- 
setzes auf sich geladen hatten, zum grossen Teile zu entledigen. 
Die KeferendamsbewegUDg hatte einen ansehnlichen Erfolg: 
85590 gültige Unterschriften wurden gezählt, die Mehrzahl 
ans der Westschweiz, besonders aus Freibnrg und Waadt. 
Dies machte eine direkte Befragung des souveränen Volkes 
notwendig. 

So gross waren die StQrme, welche das neue Gesetz im 
Volke herrorrief, dass wir nicht umhin können, die Aensse- 
rungen der Volksstimme, welche für oder gegen den Rückkaaf 
fielen, einer wenn auch nur sehr summarischen Betracbtui^ 
zu unterziehen; es waren ihrer so viele, dasa ihre Erschöpfung 
eine Arbeit fQr sich bilden würde. 

1. Fassen wir zunächst einzelne eigentliche Schriften ins 
Auge, welche, in grösserem oder kleinerem Umfange, die Volks- 
stimme zum Ausdruck brachten. Die Verstaatlichung hatte 
ihre beredte Verteidigung schon genflgend gefanden, und ea 
ist es erklärlich, dass die verwerfende Seite darunter die be- 
deutend stärker vertretene war. 

Das grösste Aufsehen erregte eine Publikation von Alt- 
bundesrab Droz '), welcher in früheren Zeiten zur radikal- 
demokratischen Partei gestanden hatte, jetzt aber sich als aus- 
gesprochenster Gegner der Verstaatlichung erwies. Seine scharfe 
Kritik geht hauptsächlich gegen die rechnerische Grundlage. 
£r ist der festen Erwartung, es würden nicht nur keine Kittel 
für die Schuldenamortisation verbleiben, sondern die Notwendig- 
keit, für Ergänzungsbauten, Anschaffung von Kollmaterial und 
Verbesserung der Betriebseinrichtungen Geld entlehnen za 

') Numa Droz, , Der Rückkauf der ecbweizeriecbeD Eisenbaboen*. 
Basel und Genf 1898. 
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mässen, wQrde zu einer steten VermehrnDg der Schulden fahren, 
auch wenn neue Linien gai nicht gebaut wQrden. Diese Schrift 
erfuhr unverdiente Yerleumdangen ; sie enthält eine herbe, 
aber beherzigenswerte Kritik der Zahlen der Botschaft, nnd 
sie wurde leider nur mit — Schm&hungen beh&mpfl. 

Wesentlich dieselben Bedenken hatte ein anderer West- 
achweiser, Tallichet'), Er war gegenüber den Schattenseiten 
des schweizerischen EiBenbahnweaens keineswegs blind, aber 
er wünschte ihre Beseitigung nur durch eine „coop^raÜon eor- 
diale eutre Is Conf^d^ration, les cantons et les compagnies**). 

Ganz amfisant ist der poetische Ergues eines Basilio Badi- 
kalinsk; ^), welcher sich die Aufgabe macht, die bundesrätliche 
Botschaft in Versen zu kritisieren. Neues bringt er aber nicht, 
und nur um Proben von oft bedenklich hinkenden Versen zn 
geben, dürfen wir uns bei ihm nicht lange aufhalten. 

Um wenigstens eine Broschüre zu erwähnen, welche zu 
Gunsten der Verstaatlichung geschrieben worde, sei endlich 
noch auf die Arbeit von Bedaktor Stettier*) hingewiesen, 
welcher die Notwendigkeit des Bückkaufs geschichtlich nachzu- 
weisen suchte. Neue Argumente konnte aber auch er begreif- 
licherweise kaum mehr bringen. 

2. Viel interessanter und kurzweiliger sind natürlich die 
Flngblätter, welche die Volksstimmnng unverblümter zum Aus- 
druck bringen. Solcher gab es eine schwere Menge ^), wir 
kdnnen aber begreiflicherweise nur ganz wenige herausgreifen. 



') ,le Peuple soisse doit-il racheter aea cheminB de fer?' par 
Ed. Tallichet, LaDBanne 1893. 

^ Unter die dnrchauB ernat zu nehmenden Scbriflen reiht sich 
anch die BroichOre von Dr. J. Steiger, ,Zur Orientierung über die 
Frage der EiBenbahnverstaaÜichnng in der Schweiz". Zweite Auflage. 
ZDrioh 1898. 

*) ,Wie der Mutz um die Bahnen wirbt. (Ein Wintermärchen aus 
der BondeaBtadt]' von Baailio Radikalinskj, ZQrich 1898. 

*) (Zu Guniten der Eisenbahnveretaatlichung (Ein geschichUicher 
Sachweis fQr die Notwendigkeit des Rückkaofa der Eisenbahnen durch 
den Bund)* von E. Stettier, Redaktor. ZOrich 1898. 

*) Es würde zu nmatändlicb und unnütz sein, alle Flngbl&tter, welche 
mir zn Gteaioht gekommen iind, nnd welche ich irgendwie benutzt habe, 
mit Namen zitieren zn wollen. Zu den folgenden kurzen ÄuBfehrungeB 
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&) In empfehlendem Sinne änsserten sich z. B. det schweize- 
rische landwirtschaftliche Verein, Stimmen aus dem Gewerbe- 
Stande, die Basler Handelskammer. Kamentlich wurde hin- 
gewiesen aaf die Nachteile, welche f(ir die Schweiz der Mangel 
an einer einheitlichen Tarifp^itik gebracht habe, und auf die 
Kotwendigkeit , dass ihre Handelspolitik in der Tarifpolitik 
eine ungehinderte Ergänzung habe, insbesondere wenn es gelte, 
im Kampfe um ZoUpositioaen erlittene Schlappen erfolgreich 
auszugleichen durch Reduktion bestimmter Gütertarife im 
eigenen Lande. Ändere, mehr auf die Erregung patriotischer 
Instinkte berechnete Flugblätter benutzten natürlich andere 
Mittel. So erliess der .Werdenberger und Obertoggeobnrger' 
eine Extrabeilage, welche mit Zitaten aus Schillers „Wilhelm 
Teil' dem Volke die Verstaatlichung ans Herz legen wollte, 
wie mit folgendem: 

,Die TOgte wollen wir mit ihren Knechten 
.Verjagen, und die festen Schieaaer hrechen.' 

b) Viel zahlreicher und heftiger waren indessen die Flug- 
blätter, welche für Verwerfung agitierten. Sie kamen aus 
allen Kreisen : von landwirtschaftlicher Seite aus Bern, Schwyz, 
Luzern, Aargau, von einer Versammlung von 130 Indastriellen 
und Grosskaufleuten meist fortschrittlicher Kantone, ebenso 
wie von einem ehemaligen graubündneiischen Ständerat und 
vielen anderen. Allen gemeinsam war die Betonung dea 
.Sprunges ins Dunkle", der grossen Schuld, wobei ,jedes Paar 
Schweizerschultern" mit wenigstens 870 Franken mehr Schulden 
belastet sein werde als zuvor. Man sprach von der Bedrohung 
des bäuerlichen Kredits, von Nachteilen fdr das Eisenbahn- 
personal, Oberhaupt von einer verhängnisvollen Zukunft, in 
welche man die Schweiz aus ihrer gedeihlichen und friedlichen 
hage reissen wolle. „Scbweizervolk, stell dich an die Weichen! 
Du hast es in deiner Macht, ob du den Zug auf ein neues 
Geleise lenken, auf ein Geleise, das ins Ungewisse, ins Dunkle, 
vielleicht in einen Abgrund fDbrt, oder ob du den Zug auf 
den alten, bewährten, sicheren Schienen weiterleiten willst. 



hat die reichhaltige, in der Zaricher Stadtbibliothek gesammelte Flng- 
blätterliteratur den Stoff gegeben, 



/ 



uvGooqIc 



- 251 — 

ScUweizervoIk, stell die Weichen! Auf meiner Weiche steht 
eia iNein^!' So sprach ein Luzerner Flugblatt, welches das 
f^anze Geschäft als eine , Katze im Sack' dargestellt hatte, 
welcher im einzelnen noch allerlei kleine .Eätzlein im Sack* 
znr Seite stfinden. Dass endlich auch allerlei drastische Illu- 
strationen in solchen Publikationen die Sache anschaulicher 
machen mussten, braucht wohl kanm herforgehobea zu werden. 
Indessen es half alles nichts. Mochte auch ein Basier 
Flugblatt erzählen von Terrorismua bei der Vorbereitungs- 
kampagne, wie man sich geweigert habe, fär eine YolksTer- 
samtolung im Rheintale einen Oegenreferenten für den ver- 
werfenden Standpunkt zu bestellen, wie gar in einer Gemeinde 
ein Unterschriftensammler mit Prügeln und Zerreissen seiner 
Beferendumsbogen bedroht worden sei ; mochte auch von Cannes 
aus ein westschweizerischer Ingenieur am 8. Februar 1898 
bereits in höchster Zuversicht ausrufen; ,Dimanche procUain, 
le rachat mourra de sa belle agonie," und am Schlüsse seines 
Schriftchens ^) schon sagen: ,Le rachat est enterr^, la fusion 
ressuscite et s'impose" — das Volk gab am 20. Februar mit 
noch nie erlebter Wucht seinen Willen kund: Die Verstaat- 
lichung erfolge! Fiue solche Beteiligung hatte eine frühere 
Volksabstimmung noch nie gesehen, und es herrschte eine Be- 
geisterung, welche alle früheren derartigen Aeusserungen des 
Volks weit hinter sich liess. 386634 Ja, 182718 Nein wurden 
abgegeben. Die ganze Nord- und Ostschweiz, das kleine 
Appenzell - Innerroden ausgenommen, nahm das Gesetz mit 
überwältigendem Mehr an. Die Verwerfenden rekrutierten 
sich aus einigen katholischen Kantonen wie Uri, Schwyz, Ob- 
walden, Freiburg, Appenzell-Innerrodeu, Wallis, und aus noch 
zwei westscbweizerischen Kantonen , nämlich Neuenburg und 
Genf, zu deren fSderalistischer Gesinnung ihr Interesse an der 
Simplonbahn als Motiv der verwerfenden Stimmabgabe hinzu- 
kam. In der Waadt siegte dagegen trotz grosser Opposition 
die Verstaatlichung*). — 



*) .Uns coneäquence necessaire de reffondremeDt (!) du rachat', par 
nille Barbey, Ingiuienr. Gen^ve et Bäle I89B. 
*) BBL 1898, 11 S. 69 ff. 
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Damit war das Rflckkaufagesetz eadgUlHg sanktioniert, 
und am 7. NoTember 1899 konnte der Bondesrat dazu eine 
YoIlziehungBTerordnnng erlassen *). 



Die unmittelbaren Folgen des Rfickkanfsgesetzes 

Durcb die Annahme des Gesetzes war nan dem Bundes- 
rate sein weiteres Verhalten in der Rackkaufeangelegenheit 
klar Torgezeichnet. Schon ftlnf Tage nach der Yolksabetim- 
mnng, am 25. Febmar 1898, konnte er den konzeseionsge- 
mässen Rfickkanf einleiten, indem er von seinem KQndigungs- 
recht bezüglich der Linien Winterthnr - Etzweilen - Ramsen- 
(Singen) , Etzweilen- Eonstanz , Emmishofen-Ereazlingen und 
Etzweilen - Fenerthalen- (Schaffhausen} der Nordostbahn Ge- 
brauch machte'). Durch Bundesratsbeschluss TOm 19. April 
1S98 ') wurde fernerhin der konzessionsgemässe Rückkauf den 
Gesellschaften der Gentralbahn und der Vereinigten Schweizer- 
bahnen fUr s&mtUche in ihrem Eigentum befindliche Bahnlinien, 
sowie fBr die Anteile der Gentralbahn an Gemeinschaftsbahnen, 
angekündigt. Im Jahre 1900') folgte die Jnra-Simplonbahn. 
Der Rückkauf der Gotthardbahn bat gemäss den Eonzessionen 
erst später zu erfolgen. 

Diese Mossregeln waren dank den Eonzessionsznsammen- 
legungen, welche stat^efanden hatten, ungemein einfach. Un- 
gleich schwieriger gestaltete sich aber die Lage bei der Nord- 
ostbahn. Wie erinnerlich, waren alle Verhandlungen bezüghch 
der Zusammenlegung der Eonzessionen dieser Gesellschaft zu 
einem einheitlichen RUckkaufsobjekt gescheitert, und zwar aus 
begreiflichen Rücksichten, denn gerade sie hatte Sektionen von so 
verschiedener Rentabilität, dass die Zusammenlegung den Bein- 

') A. S. (N. F.) XTII a. 893 ff. 
^ BB1. ISgg, I S. 419. 
•} BBl. 1898, in S. 45. 
*) BBl. 1900, II 8. 557. 
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ertrag nnd damit den Rückbanfspreis der gaten Linien ge- 
waltig herabgedrflckb hätte. 

Die Hoffnung auf eine schliesBliche Verständigung war 
aber nocli nicht aufgegeben worden. Trotzdem der Bundes- 
rat die Ton der Gesellschaft am 28. Dezember 1896 einge- 
reichten sektionsweiaen Rechnungsanf Stellungen als ungenügend 
befand, machte er von seiner Befugnis ^), alle ihre Linien zum 
einheitlii^en Rückkau&objekt zu erklären, keinen Gebrauch. 
Vielmehr setzte er im Jahre 1897 noch verschiedene Fristen 
an, und es fanden auch erfolglose Konferenzen statt zwecks 
Anbahnung der Zusammenlegung. 

Kurz vor der Verstaatlicbungsabstimmung, am 31. Januar 
1898, reichte nun die Direktion der Kordostbabn dem Bundes- 
rate Propositioneo fQr eine Eonzessionsznsammenlegung ein ^), 
welche von ihrem durch die Eonzessionsbestimmungen diktierten 
Standpunkte aus durchaus begreiflich , von demjenigen des 
Bundesrates aus aber ebenso gewiss unannehmbar waren. Der 
Vorschlag ging nämlich dahin, alle vor 1888 eröfheten Linien 
sollten ein Bflckkaufsobjekt bilden, wovon die mehr als 4°|o 
rentierenden Sektionen nach dem Ertragawerte , die anderen 
zu den Anlagekosten, allerdings unter einem Abzug von 25 7a, 
zu übernehmen seien; die seit 1888 eröffneten sechs Morato- 
riumslinien dagegen sollten zu den vollen Anlagekosten über- 
nommen werden. Als Gegenleistung für jene angebotene Re- 
duktion der Anlagekosten verlangte sodann die Kordostbabn 
erst noch gewisse Aufbesserungen beim Rackkauf. Hierauf 
konnte aber der Bundesrat nicht eingeben, und so schien eine 
weitere Verständigung aussichtslos. 

Nun kam am 20. Februar die Volksabstimmung, und in 
ihr wurde unter anderem auch der Rückkauf der Nordostbahn 



>) Tgl. RecknuDgigeseto von 1896, Art. 8 Abs. 3. .Wird die Voi^ 
läge der konzcBÜonaiiiassig aoageschiedeneD Recbnungsergebnisae von einer 
Bahannteraehniang in der festgesetzten Fiiat (Art. 19) nnterloMeu, bo ktuiii 
der Bundeantt die in Art. 18 and 10 vorgesehenen MasBoabmen anordnen, 
üeberdie» können die Bämtlicben Linien der Unternehmung ale einheit- 
liches, nutrennbares RUckkaofsobjekt erklärt werden; in dieeeni Falle 
gilt aU nächiter Rtckkaufntermii) der 1. Mai 1908, . . ■ 

•) Vgl. fOr diese ganze Materie BBl. 1898, I S. 369 ff. 
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eanktioniett. Die Zeit drängte, denn am 25, Februar waren 
bereite einzelne Linien derselben zu kflndigen. Nun waren die 
eingereichten sektioDBweisen Ertragerecbnungen zurückgewiesen 
worden, nnd eo stand am 22. Februar der Bandesrat Tor der 
Alternative, entweder auf Grund des Art.3 Abs. 3 des Bechnungs- 
gesetzes ') die Zusammenlegung der Kordostbabnkonzessionen 
zwangsweise zuTerfUgen, oder aber, gestfitzt auf Art. 2 Abs. 3') 
des Rtickkanfsgesetzes, einen nnr partiellen Bückkauf zn be- 
scbliesseD. 

Zur zwangsweisen Zusammenlegung der Eon Zessionen 
hatte indessen der Bundesrat den Mut nicht, weil er dazu die 
rechtliche Grundlage fBr nicht sicher genug hielt und keinen 
ungunstigen Ausgang riskieren wollte. 

So blieb nur der partielle Rflckkauf Qbrig, da er wegen 
der grossen Ueberzahlung das ganze Netz nicht übernehmen 
konnte. Er beabsichtigte darum grundsätzlich, diejenigen 
Linien zu erwerben, welche entweder einen das Anlagekapital 
übersteigenden Reinertrag aufwiesen, oder aber doch für die 
Schaffung eines konkurrenzfähigen Bahnnebzea erforderlich 
waren. So hoffte er, die Nordostbahn zu veranlassen, auch 
den Rest ihres Netzes mit der Zeit „zu annehmbaren Be- 
dingungen" abzutreten. 

Demgemäss wurde beschlossen, und so ward denn folgen- 
des das Verstaatlichungsprogramm der Nordostbahn: 
Tabelle 35 {siehe S. 255). 

Diese vom Bundesrate vorgenommene Ausrechnung zeigt, 
dass der Bund mit dieser Auslese ein nicht zu schlechtes 
finanzielles Geschäft machte , und dass er so. gleichzeitig eine 
Reihe unter sich zusammenhängender Linien in der Nord- 
schweiz erhielt. Allerdings fehlten ihm dabei die beiden för 
ihn äusserst wichtigen Verbindungslinien Zürichs mit der Gott- 
hardbahn, da sie konzessionsgemäss erst anf 1927 zurOckgekanft 
werden können. 

Und was lässt er der Kordostbahn? Eine MusterVarte 
von durchaus unrentablen Linien, welche zerstreut liegen und 



') Vgl. oben S. 253 Anm. 1. 
>) Vgl. oben S. 244. 
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Tabelle 35. 
iss zotfickzukanfende Nordost- 
bahnlinien •). 



Linien 


Kilo- 
meter 


ErtragB- 
wert 


Anlage. 

kapital 


Preia 


rich-Winterthur-Ro- 

EoüBtanz ■ Romansh. ; 
Turgi-WBldshut) . . 

Wi»terthnr-Eoblena . . 

Niederglatt-WettiDgeu . 
Winterthur - Schaffhan- 

Ben 

Wiaterthnr- S ingen-Kon- 

stanz 

SchaffbaaBea-Eglisau . 
Bötzbergbahn (halb) . 
Aargauische Südbabn 

(halb) 

Eoblenz-Stein (balb) . 


181,2 

59,8 
47,2 
18,3 

30,4 

74,0 
17,4 
24,0 

28.7 
12,7 


Fr. 

144825 750 

20 314 250 

10 925 750 
6 121 775 

8 063 175 

11 371 350 

1022 375 
14020 300 

7 095 326 
-50 050 


Fr. 

89 517 270 

25 770422 
15 579029 

4780 059 

8 721 686 

4 946 814^ 

4 758100 
12 300 000 

5 995 000 
2 285 000 


Pr. 

144825 750 

25 770422 
15 579 029 

6 121 775 

8 721 686 

11 871 350 

4 758 100 
14 020 800 

7 095 325 
2285 000 


SDnima . . 


493,7 


223 710 000 


174 653 380 


240 548 787 



deren einheitlicher Betrieb furchtbar kostspielig wäre, das 
sogen. Rnmpfiietz. Folgende, ebenfalls Angaben der Botechail 
entnommene Zahlen beienchten am besten die Lage: 192,8 km 
sollten der Gesellschaft belassen werden, mit einem Anlage- 
kapital von Fr. 42676327, aber mit einem Ertragswert von 
nar Fr. 3791000! Dazu kamen noch die beiden Zufahrtslinien 
zam Gottbard: Thalweil- Zug (1897 eröffnet) und Zfirich- 
AffoUern-Zng-Luzern, mit Fr. 25610394 mutmasslichen An- 

'} BBl. 1898, I S. 414. 

>) Nach dem Standpunkte der NOB.: Anlagekapital = Fr. 15041 341. 
Damit hätte sich ancb der Preis erhöht. Vgl. hiersu unten S. 269— 270 nnd 
S. 275. 
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lagekofiten uad eiaem damals (anfangs 1898) noch unbestimm- 
baren Ertragswert'}. — 

Wir haben ans bei dieeem Bandesratebeschlusse etwae 
länger aufgehalten, weil er vielleicht dea> HShepnnlit der den 
GeseUschaften feindlichen Eisenbahnpolitik des Bandes darstelli 
Diese durchaus von kaufmännischen Gesichtspunkten diktierte 
Massreget ist ausserdem vielleicht die augenMligste Konse- 
quenz der Atomisiemng der Eonzessionsobjekte nnd der Lästig- 
keit der ROckkaufebestimraungen ftir den Staat. Han kann 
dabei weder der Nordostbahn noch dem Bundesrate einen Vor- 
wurf fQr ihre Haltung machen. Jene konnte sich hinter die 
feierlichen Zusagen der Konzessionen verschanzen, und der 
Bundesrat war durch die Furcht, einen ganz unangemessenen 
Preis zahlen zu raUBsen und zu finanziellem Schaden za kommen, 
in eine Notlage getrieben und musste sich zu helfen suchen, 
selbst auf die Gefahr hin, sich der WGrde der obersten Staats- 
behßrde etwas zu begeben. 

Wir möchten aber diesen Bescfalnss mit Curti*) haupt- 
sächlich fQr einen „rückkaufstaktischen Scbachzug* halten, 
für einen letzten Versuch, durch eine Fression auf die Gesell- 
schaft eine Eonzessionszusammenlegung zu erwirken. Selbst- 
zweck ist er nicht, Dass der Bundesrat als willkommenes 
Endresultat einen nur partiellen Rückkauf der Nordostbahn 
ernstlich angestrebt hätte, ist kaum anzunehmen, denn derselbe 
hätte dem Staate ebenso grosse Kachteile gebracht wie der 
Bahn Unternehmung. Ein solches Vorgehen hätte zudem zu 
den in der Botschaft mit vi elverh eissenden, schönen Worten 
ausgesprochenen Zwecken und Motiven der Verstaatlichung in 
denkbar schroffatem Widerspruch gestanden. 

') BBl. 1898, I S. 415. 

*) Dr. Engen Curti, ,Untersachangen über den Rückkau^ert 
der Schwekeriacben Nordoatbahn", ZDrich 1901, 8. 6 and S. 119. 
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Die Prozesse betreffend die Festsetzung der Crmndsätze 
für die £rniittlimg des Kückkanfspreises 



Einleitung 

I. Die Verstaatlichung war beschlossene Sache, das Volk 
hatte gesprochen. Es galt nun, an ihre Durchführung zu 
denken. Sie hatte nach den Bfickkaufsbestimmutigen der Kon- 
zessionen zu erfolgen, aber diese ei^ingen sich in so un- 
bestimmten Ausdrücken, dass mit ihnen noch kein sicherer 
Boden gegeben war. Zu solcher Erkenntnis reichte schon die 
Unbestimmtheit der Begriffe „Erneuerungsfouds" oder gRein- 
ertrag* hin. 

So musste. erst ein neues Verfahren eingeschlagen werden, 
um zu offenbaren, inwieweit die bezüglichen theoretischen Ver- 
mutungen der RQckkanfsbotschaft auch wirklich zu gültiger 
Anwendung gelangen würden. 

Der Rückkaufspreis und die Grundsätze fQr seine Er- 
mittlung waren immer etwas geblieben, worüber die bisher^e 
offenaichtige Entwicklung einfach hinweggegangen war. Freilich 
hatte es auch schon früher nicht an Versuchen des Bundes- 
rates gefehlt, auf jenen einen massgebenden Einfluss auszuüben, 
80 bei Anlass der Interpretation streitiger Begriffe wie des- 
jenigen des Baukontos in den Rechnungsgesetzen, in dessen 
entsprechenden Buchungsrorschriften, in seinem Beschluss Über 
die Berechnung des B«inertragB, in seinen Abmachungen über 
die H5he des konzessionsgemässen Anlagekapitals mit der Jura- 
Simplon- und den Vereinigten Schweizerbahnen. Hier einzig 
Herold, Der Sohweixeriselie Bnnd und äle Elasnbahnen. 17 
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hatten sich beide Teile auf den ßückkauf bin gebunden ; sonst 
aber nicht, hatte doch erst die Ceniralbabn aolässlich der 
ZusammenlegUDg ihrer EonzeBsionen eich gegen die Oültigkeit 
jenee Beschlusses Über den Reinertrag beim ßiictcbauf ver* 
wahrt >). Und Qber den Einfloss der Bechnnngsgesetze auf 
ihn echwieg man, nachdem staatlicherseits betont worden war, 
dass ein neues Rechnungsgesetz und die Konzessionen zwei 
Dinge seien, die einander nichts angingen. Etwas hatte aber 
schon seinen Einfluss anf die Anschauungen ausQben können, 
nämlich die vom Bunde vorgescbriebene Praxis. 

In diese also wohl nicht mehr ganz absolute terra in- 
cognita sollte nun Licht gebracht werde». Das Rechnungs- 
gesetz hatte dazu das Verfahren geregelt, und die Rfickkaufs- 
botschail gab das Zeichen zum Eingreifen. Nur 14 Tage nach 
ihrer Vollendung, am 6. April 1897, unternahm der Bandesrat 
den ersten grundlegenden Schritt in der neuen Angelegenheit: 
er fasste einen Beschluss, .betreffend Festsetzung der Grund- 
sätze ftir die Berechnung des konzessionsgemässen Reinertrags 
und des Anlagekapitals der fQnf schweizerischen Hauptbahnen" '). 
Sie sollten im Sinne des Art. 20 Abs. 2 ^) des Rechnnngsgesetzes 
die Basis sein, um sieb mit den Bahnrerwaltungen Über den 
Reinertrag und das Anlagekapital im Sinne der Konzessionen 
zu verständigen. Ihnen haftete aber allzusehr die Aehnlicbkeit 
mit den Bestimmungen des yerhassten Rechnungsgesetzes und 
des Reinertragsbescblusses , welchen die Gesellschaften auch 
von sich gewiesen hatten, an, als dass diese sich damit zu- 
frieden gegeben hätten. Hartnäckig wehrten sie sich, wie 
schon frQher, gegen die fiskalische Tendenz, und so schrieb 
der Geschäftsbericht der Gotthardbahn : ,Sie*) weichen aber, 
im Anschluss an die erwähnte Botschaft, nach unserer Auf- 
fassung so sehr von den Bestimmungen der Konzessionen ab, 

') BBl. 1893, V S.293. Vgl. oben S. 174-175. 

') BBl. 1897, II S. 941 ff. 

') gEbenso wird sich der Bundesrat mit den BahnDntemehmiuigen 

über die Qnindsätze lu verständigen suchen, nach welchen der Reinertrag 
und das Anlagekapital im Sinne der Konzessionen festgesetzt werden 

') Seil, die Bestimmungen des BundeemtsbeechlnBEee. 
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dass an eine gütliche VerstäßdigUDg anf dieser Grundlage nicht 
zu denken ist^).' Die Gegensätze, welche, schon lange unter- 
drückt, jetzt zum Ausbruch kamen, waren wirklich zu tief und 
zu prinzipiell, als dass Vergleiche auf gütlichem Wege noch 
möglich gewesen wären: es mnsste zum Krieg, zum Prozess 
kommen. Wohl wurde noch verhandelt, wohl waren Zuschriften 
ergangen, wie ein sehr energisches Protestachreiben der Gott- 
hardbahndirektion an den Bundesrat vom 8, Mai 1897 *), aber 
es half natürlich alles nichts. 

Für den Bundesrat war da das weitere Vorgehen klar 
gezeichnet: ,Wird eine Verständigung nicht erzielt', sagt 
Art. 20, Abs. 3 des Rechnungsgesetzes, „so entscheidet der 
Bundesrat nach Einsicht der vorliegenden Bechnungen und 
Ausweise,* Dies erfolgte auch. Der Bundesrat bestätigte die 
Grundsätze der RQckkaufsbotschaft und seines Beschlusses vom 
6. April und notifizierte in neuen Beschlüssen jeder Gesell- 
schaft seinen Standpunkt im besonderen, wobei er es ihr über- 
liess, zur Geltendmachung ihrer Ansichten den Rekursweg zu 
beschreiten. 

Diese Bundesratsbeschlüsse, .betreffend die Festsetzung der 
Grundsätze für die Berechnung des konzessionsgemässen Rein- 
ertrags nnd des Anlagekapitals', ergingen: 

1. für die Centralbahn am 3. Dezember 1897»); 

2. für die Vereinigten Schweizerbahnen am 16. Dezember 
1897*); 

3. für die Gottbardbahn am 16. Dezember 1897 :*); 

4. für die Jura-Simplon-Bahn am 23. Dezember 1897 «), 
endlich 

5. für die Nordostbahn am 11. Januar 1898 0. 

Alle diese Beschlüsse sind im wesentlichen gleichlautend. 
Trotz ihres ziemlich grossen Umfangs empfiehlt es sich, hier 



') Gotthardbahn, Geschäflabericht pro 1897 S. 8. 

^ Gotthardbabn, Geachäftriieticht pro 1897, Beilaj 

') BBl. 1897, IV S. 1213 ff. 

*) BBl. 1897, IV S. 1385 ff. 

») BBl. 1897, IV S. 1380 ff. 

') BBl. 1897, IV S. 1443 ff. 

') BBl. 1898, I S. 418 ff. 
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einen deraetben wörtlich wiederzugeben, wegen der wichtigen 
finanziellen Folgen, die sich an sie knflpfen. 

II. Als Typus führen wir den Beschluss vom 3. Dezembei 
1897 an, in dem der Bundesrat, in Anwendung dea Art. 20, 
Abs. 3 des Bundesgesetzes über das Rechnungswesen der 
Eisenbahnen, fUr die Berechnung dea konzeasionsgemäsBen Rein- 
ertrags und dea Anlagekapitals der schweizerischen Centralbahn 
folgende Grundsätze fSr maaBgebend erklärt: 

,1. Anlagekapital. 

„Das Anlagekapital im Sinne der Eonzessionen umfaast: 

,1. die gemäss gesetzlicher YorBcbrift der Banrechnung 
belasteten Baukosten bezw. Anschaffungakosten für: 

,a) Bahnanlagen und feste Einrichtungen mit Ausschluss 
des Oberbaues; 

,b) Oberbau; 

^c) Rollmaterial; 

.d) Mobiliar und Gerätachallen ; 
und zwar für die im Betriebe atehenden und tUt die im Bau 
befindlichen Linien und Objekte. 

,Die Baurechnung darf nur mit den Aufgaben belastet 
werden, deren Verrechnung zu Lasten des Baukontoa durch 
die Bestimmungen des Rechnungsgesetzes vom 27. März 1896, 
Art. 4 bis und mit 9, vorbehaltlich des Art. 24, Abs. 3, aus- 
drücklich gestattet iat, nnd ea sind alle Beträge aas der Bau- 
rechnung zu entfernen, deren Verrechnung auf Baukonto durch 
die genannten gesetzlichen Bestimmnngeu unteraagb ist. 

,2. die Materialvorräte. 

„Bezüglich der letzteren ist vorzubehalten, dass sie bei 
der XJebergabe der Bahn an den Bund in einem für eine regel- 
mässige Betriebsführung ausreichenden Masse vorhanden sein 
müssen, andernfalls der Fehlbetrag gegenüber den Bahngeaell- 
acbaften, die nach dem Reinertrag zurückgekauft werden, von 
der Rückkanfssumme in Abzug gebracht wird. 

.Nicht zum Anlagekapital im Sinne der Konzessionen 
gehören alle übrigen in der Bilanz der Bahngeaellschaft anf- 
geführten Aktivposten, als: noch nicht einbezahlte Anleihen, 
Emissionsverluste auf den Aktien , zu amortisierende Ver- 
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Wendungen , Verirendungen auf Nebengescbäfle , verfügbare 
Mittel auBschliesBÜch der Materialvorräte (Kaasabestände, Wert- 
Bchriilea \ind Guthaben, TerfQgbare, nicht zu Bahnanlagen 
verwendete Liegenschaften). 

,11, Erneuernngsfonds. 
.Für die Berechnung der Einlagen in den Erneuernnge- 
fonds sind die Yorschriften der Art. 11 bis und mit 14 des 
Rechnungsgesetzes massgebend. Für die Äusmittlnng derHShe 
der Einlagen auf dieser gesetzlichen Grundlage wird eine be- 
sondere SchluBsnahme vorbehalten. 

,111. Reinertrag. 

,Von den in den Jahrearechnungen der Bahngesellschaft 
enthaltenen Einnahme- und Äusgabeposten sind fOr den bon- 
zessionsgemässen Reinertrag nur massgebend die Betriebsein- 
nahmen und die Betriebsausgaben, d. h. die mit dem Eisenbahn- 
betriebe, dem Transporf^eschäfte, in Zusammenhang stehenden 
Einnahmen und Ausgaben ; dagegen fallen ausser Betracht die 
Rechnungeposten , welche sich auf die Finanzverwaltung der 
Bahn beziehen. 

,Der durchschnittliche R«inertrag ist in der Weise zu be- 
rechnen, dass der TJeberachuss der Betriebseinnahmen über die 
Betriebsausgaben der zehn in Betracht fallenden Jahre zu- 
sammengezählt, und der hieraus resultierende Gesamtüberscbuss 
durch zehn dividiert wird, 

,FUr den konzessionsgemässen Reinertrag fallen in Betracht : 

,a) Betriebseinnahmen. 

„1. die Betriebseinnahmen in den Jahresrechnungea der 
Bahngeaellschaft ; 

,2. der Ertrag der von der Centralbahn an die Gotthard- 
bahn geleisteten Subvention; 

,3. die Zuschüsse aus dem Erneuernngafonds , und zwar 
sowohl die laut bisheriger Berechnung der Bahngesellschaft 
geleisteten, wie die zufolge des neuen Rechnungsgesetzes zu 
ermittelnden Ergänzungszuschüsse; 

,4. die Betriebs Subventionen fUr besondere Zwecke; 

„6. sonstige das Transportgeschäft betreffende Einnahmen. 
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,b) Betriebsausgaben. 

gl. die Betriebsausgaben in den Jahresrecbnnngen der 
Babngesellschaft ; 

,2. die Einigen in den Erneuerangsfonds , und zwar 
sowohl die laut bisheriger Berechnung der Babngesellschaft 
gemachten, wie die zufolge des neuen Rechnungsgesetzes zu 
machenden Ergänzungsei niagen ; 

,3. die Abzüge fUr den Ertrag von verfügbaren Liegen- 
schaften, insofern Einnahmen von solchen, welche nicht zu den 
Rückkaufsobjekten geh5ren, unter den Betriebseinnahmen ver- 
rechnet worden sind, oder insofern auf denselben überhaupt 
kein Ertrag berechnet worden ist; 

,4, Verluste, welche während der zehnjährigen für den 
Rückkauf massgebenden Periode abgeschrieben bezw. dem 
Konto zu amortisierend er Verwendungen belastet werden mussten, 
insbesondere für technische Vorstudien, Werte untergegangener 
Anlagen und Einrichtungen, Beiträge an Strassen, Brücken 
und dergleichen; 

,5. Ausgaben zu verschiedenen Zwecken , welche das 
Transportgeschäft betreffen , insbesondere : ausserordentliche 
Beiträge an die Hilfakasse, welche für die zehnjährige Periode 
nachzuleisten sind; Ausgaben zufolge der gegenseitigen Ver- 
sicherung für Haftpäichtfälle ; Gratifikationen an das Personal; 
NachtragBzahlungen und Rückvergütungen für Mitbenützung 
von Bahnanlagen; jährliche Vergütung der Oentralbahn an die 
Nordostbahn für Abtretung der Linie Zofingen -Suhr-Aarau. 

„Dagegen fallen für den konzessiousgemässen Reinertrag 
nicht in Betracht: 

„a) Einnahmen. 

„1. der Saldo des Vorjahres vor Beginn der zehnjährigen 
für den Rückkauf massgebenden Periode; 

,2. der Ertrag der verfügbaren Kapitalien, mit Inbegriff 
von Zinsen auf den Betriebseinnahmen ; 

„3. Kursgewinne und Provisionen; 

,4. Bauzinaen; 

,5. Zuschüsse aus Spezialfonds mit Ausschluss des Er- 
neuerungsfonds; 
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,6. Zuschüsse aus Ämortisations- und Baufouds; 
,7. Betriebssubventionen i^r aUgemeine Zwecke; 
,8. sonatige die Finanzrecbnung betreffende Einnahmen. 

,b) Ausgaben. 

,1. Verzinsung der schwebenden Schulden; 

,2. Kursverluste, Finanzunkosten und ProTisionen; 

,3. Verzinsung der koneolidierten Anleihen; 

,4. Einlagen in die Spezialfonds mit Ausschluss des Er- 
neuerungsfonda ; 

,5. Einlf^en in Ämortisations- und Baufonds; 

,6. Tilgung alter Verluste , bei denen der Entstehungs- 
grund der Abschreibung vor die zehnjährige für den Rückkauf 
massgebende Periode zurückfällt; 

,7. Ausgaben zu verschiedenen Zwecken, welche die Finanz- 
rechnung betreffen, insbesondere ausserordentliche Beitr^e an 
die Hilfskasse zur Deckung des vor der zehnjährigen Periode 
entstandenen versicherungstechnischen Defizits ; Minderwertung 
verfügbarer Mittel; 

,8. Aktiendividende; 

,9. Saldovottrag auf neue Rechnung. 

,IV. Abzüge von der Rückkaofsentschädigung. 

,a) Von der entweder auf Grund des Anlagekapitals oder 
auf Grund des Reinertrags ermittelten Rückkaufssumme sind 
in Abzug zu bringen: 

,1. der Erneuerungsfonds in demjenigen Betrage, welchen 
derselbe gemäss den Grundsätzen des neuen Rechnungsgesetzes 
ausmachen soll (Abzug für materiellen Minderwert der im Er- 
neuerungsfonds berücksichtigten Rück kauf sobjekte) ; 

,2. die Differenz zwischen dem wirklichen Werte und 
dem Werte eines vollkommen befriedigenden Zustandes der im 
Erneuerungsfonds nicht berücksichtigten Rückkaufsobjekte (Ab- 
zug für materiellen Minderwert dieser Objekte); 

„3, der laut den gesetzlichen Bestimmungen auf Betriebs- 
rechnung oder auf Amortisationskonto zu buchende Anteil der 
Baukosten, welche erforderlich sind, um die Bahnanlagen auf 
den Zeitpunkt des Ueherganges an den Bund in vollkommen 



n,g:,.ndtyG00glc 



— 2iJ4 — 

befriedigenden Zustand zn setzen, wie: Ernreitertmg von Bahn- 
höfen und Stationen, Anlage von Doppelgeleisen, Vermehrung 
des BoUmaterials n. s. w. 

,b) Für den Fall des Rfickkaufs der Bahn auf Qrnnd des 
Reinertrags ist von der RUckkaufBeumme ferner in Abzug zu 
bringen : 

,4. der Betrag des anf Baukonto zu bncfaenden Anteils 
der in lit, a, Ziff. 3 erwähnten Baukosten, immerhin in der 
Meinung, daes die RUekkaufssumme nicht weniger betragen 
darf, als den auf Orund des Anlagekapitals gemäss ht. a, 
Ziff. 1, 2 und 3 berechneten Betrag. 

, Dabei ist verstanden, dass der für kSnftige Verkehrs- 
bedflrfiiisBe aufgewendete Anteil solcher Baukosten zu Lasten 
des Bundes fallt." 

Die, wie schon erwähnt, im Prinzip gleichlautenden Bundes- 
ratsbeschlüsse, welche die anderen Bahnen angehen, haben nur 
in den DetailausfQbrungen einige Abweichungen, die von den 
betreffenden Gesellschaften eigentümlichen Verhältnissen her- 
rühren. 

III. Gegen diese Beschlüsse nun ergriffen die Bahnen den 
Rekurs , wie ihnen im Rechnungsgesetze ausdrücklich ein- 
gei^amt ist ^). Jede einzelne Bahngesellschaft rekurrierte 
besonders, nnd zwar die Gentralbahn am 31. Dezember 1897, 
die Vereinigten Scbweizerbahnen am 15. Januar 1898, die Gott- 
hardbahn am 17. Januar, die Jnra-Simplonbahn am 27. Januar 
und die Kordostbahn am 10. Februar. Es entspann sich nun 
ein Schriftenwechsel, bei dem jede Partei vor dem Bundes- 
gerichte zweimal das Wort nahm , und erst im Jahre 1899 
erfolgte die Erledigung zweier Prozesse durch hundesgericht- 
hche Urteile, das eine vom 18.(21. Januar in Sachen der Gen- 
tralbahn, das andere vom 18 fl9. JuH in Sachen der Nordost- 
bahn. Damit waren auch für die anderen Bahnen die Streit- 
fragen grösstenteils entschieden. 

Die nun folgende summarische Darstellung der einzelnen 



') Art. 20 Abs. 3. .Den BaluaDteniehmiuigen steht gegen derartige 
Entscheidungen das im Art 16 vorgesehene Recht, des Rekurses an das 
Bnndesgericht za.' 
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StreitpuDkte ist darch den Umstand wesentlich erleichtert, dass 
sich die Standpunkte der einzelnen Bahngesellscbaften ausser 
beim Anlagekapital als einheitliche und gleichartige anffassen 
lassen, um so mehr, als wir uns hier versagen mOaseu, bis in 
alle Einzelstreitfragen vorzudringen. Unsere Darstellung wird 
sich dabei wohl am besten nach den vier Hauptrubriken der 
bundesrStUcben Beschlüsse za richten haben. 



Der Begriff des ADlagebapEtals 

I. Wie bereits angedeutet, gehen die Bahugesellschaften 
in ihrer Auffassung dessen, was die Konzessionen unter An- 
lagekapital verstehen, keineswegs einig. 

1. Die Centralbabn ^} und die Gotthardbahn ') stellen 
folgenden Hauptantrag: Unter dem Anlagekapital ist das 
jeweilige einbezahlte Aktienkapital zu verstehen, aber unter der 
Voraussetzung, dass der , Reinertrag' erst dann vorliege, wenn 
neben den Betriebsausgaben von den Einnahmen auch die An- 
leibenszinsen abgezogen seien. Dann könne nämlich unter 
Anlagekapital nichts anderes als das von den Aktionären in 
dem Unternehmen angelegte, das heisst das einbezahlte Aktien- 
kapital, verstanden werden, und nicht der Betrag des Ban- 
kontos. 

Eventuell, dos heisst für den Fall, dass in der Berechnung 
des Reinertrages die Anleibensverzinsung nicht zu berück- 
sichtigen ist, sind die beiden Gesellschaften dagegen mit dem 
Hauptantrag des Bundesrates materiell einverstanden. Freilich 
mit einer wichtigen Modifikation: entsprechend dem weiter 
unten näher darzulegenden Standpunkt, dass das neue Rech- 
nnngsgesetz fQr den Rückkauf materiell nicht in Betracht 



') Rc. SCB. S. S-4, 19—20. Bpl. SCB. 8. 2, 26-27. A. SCB. 
S. 29 ff.; Dpi. SCB. S. 34 ff. 

") Rc. GB. S. 3-4, 19-20. Bpl. GB. S. 1, 48 ff. A. QB. B. 26 ff. 
Dpi. GB. S. 20-21. 
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komme, verl&ngeii sie Streichung des Vorbehaltes, dass Tom 
Baukonto alle Beträge zu entfernen seien, deren Verrechnung 
das Gesetz untersag. 

Endlich wünschen sie, dass ein über das znr Zeit des 
RQckkaafs bestehende Bedürfnis hinausgehender Bestand an 
MaterialTOrräten besonders vergQtet werde. 

2. FUr die Vereinigten Schweizerbahnen ^) und die Jnra- 
Simplonbahn *) war diese Frage sozns^en keine Kontroveise, 
denn durch Vertrag war ihr Baukonto anch fOr den Rflckkauf 
in bindender Weise festgelegt worden. Bei dieser war er 
nämlich auf 1890 auf Fr. 266574814.78 fixiert worden, und 
er betrug Ende 1896 Fr. 284 953 005.16 «). So war bis dahin 
die Rechnung definitiv. Ebenso war anlässlich der Konzes- 
sionszusammenlegung vom 7. Mai 1896 der Betrag des Bau- 
kontos der Vereinigten Schweizerbahnen auf Ende 1895 auf 
Fr. 80 289777.16*) vereinbart worden, mit dem lÄmlichen 
Vorbehalt, dass auch alle künftigen, den Jahresbilanzen bei- 
zufügenden Zu- und Abschreibungen, welche bis zum Ueber- 
gang der Bahn an den Band am Baukonto vorgenommen wer- 
den würden, das konzessionsgemässe Anlagekapital beeinflussen 
sollten. 

3. Nan aber die Nordostbahn ^J! Sie geht mit ihren An- 
trägen am weitesten, indem sie als Minimalentschädigung das 
gesamte Geld znrückerstattet haben will, welches sie oder ihre 
Rechtsvorgänger zum Zwecke der Anlt^e oder des Betriebs 
der Bahn in das Unternehmen investiert haben. 

Wir begnügen uns, aus den umfangreichen Begründungen, 
mit denen die verschiedenen Rechtsschriften die Anträge be- 
gleiten, diejenigen der Nordostbahn kurz anzudeuten, da ihr 
Standpunkt, wie wir zu zeigen versuchen werden, vom wirt- 
schaftlichen Standpunkte aus wohl am meisten zu billigen ist. 



') Bc. VSB. S. 2. 8 ff. Rpl. YSB. S. 1 ff. A. VSB. S. 2 ff. Dpi. 
VSB. S. 1 ff. 

•) Rc. JS. S. 8 ff., 20. Bpl. JS. S. 4-5. A. JS. S. 4. Dpi. JS. S.S. 

') Rc. JS. S. 4—5. 

*) Vgl. oben S. 175. 

») Ro. NOR. S. 40 ff. Rpl. NOR. S. 26 ff. A. NOB. S. 5 ff öpL 
NOB. S. 20 ff. 
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Mit Kecht bestreitet eie dem Bundesrate keineswegs, dass 
die „nachgewiesenen erstmaligen Änlagekosten" der neuen 
EoDzeesioDen gleichbedeutend seien mit dem „ursprünglichen 
Anl^ekapital' der alten, bestreitet ihm aber die Berechtigung, 
auf Grund der neueren Bestimmungen die älteren „authentisch 
zu interpretieren'. Vielmehr will sie sich an eine freie Inter- 
pretation halten. Diese darf aber von vornherein im Zweifel 
nicht gegen die Interessen der Bahngesellschafien gerichtet 
sein, wenn man bedenkt, unter welchen Verhältnissen die ersten 
Konzessionen erlassen wurden, und dass das Anlagekapital, 
nicht der Reinertrag, in den damaligen Beratungen der Bandes- 
versammlung von Anfang au als der Hauptfaktor fQr die Fest- 
setzung der Entschädigungssumme angesehen wurde. 

Im Gegensatze zum Bundesrate sieht nun die Gesellschaft 
nur die Änl^e, nicht die einzelnen Anlageteile. Bei der 
Bewertung des Anlagekapitals komme es daher auf den Eoaten- 
wert der einen, ganzen Anlage an, nicht anf eine Scheidung 
der einzelnen Anlageteile mit Rücksicht auf ihre Produktivität 
oder Unproduktivität "^j. 

Demgemäss kommt sie zum Ergebnis: Bilanzierung und 
Aufstellung der Rückkaufsrechnung nach dem Anlagekapital 
sind zwei Dinge, die streng auseinanderzuhalten sind. Prinzi- 
piell ist es für die Bemessung des Rückkaufspreises nach dem 
Anlagekapital bedeutungslos, wie eine Gesellschaft die Bahn- 
anlf^^e in der Bilanz wertet, und dies um so mehr, „wenn sie 
diese Wertung in der Bilanz nach gewissen Grundsätzen vor- 
nehmen mnss, die ihr vom Gesetzgeber diktiert werden, nach 
Grundsätzen , die wandelbar sind mit dem Wechsel der mass- 
gebenden Anschauungen in der Gesetzgebungspolitik , nach 
Grundsätzen, die in erster Linie vielleicht weniger die finan- 
zielle Konsolidierung der Eisenbahnuntern eh mang im Auge 
haben, als eine Herabdrückung des verteilbaren Reingewinns' ^). 
Diese Auffassung bestärken die Bilanzpraxis der deutschen 
Eisenbahnen und einige, von Simon und Strombeck gebilligte 
Fälle, wo eine Anzahl voio Bundesrate bestrittener Posten 

') Zitiert wird dabei insbesondere: Eger, Haadbach des preaeiischen 
Eisenbahnrecbts, Bd. I S. 269 Aum. 153. 
») RpL NOB. S. 89. 
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aaf die Tatsache, dass bei der Ersteigetnag keine neuen Eon- 
zeasionen ausgefertigt wurden, aondern dass die alten Konzes- 
sionen der Nationalbahngesellsclialt .als Fertinenzen des Steige- 
Tungsobjektes* auf die NordostbahogeseUschaft übergingen, 
erachtet nnn diese die KQckkanfsbestimmungen der alten Natio- 
nalbabnkonzessioaea als aucb auf sie anwendbar, und verlangt 
deahalb ab Hinimalentschädigung das , ursprüngliche Anlage- 
kapital*, welches die Nationalbabn auf ihre Unternebniung an- 
legte. Der Bundesrat leugnet nun nicht, daas die prinzipielle 
Kechtsstellung der Bahn gegenüber dem Bund durch eine 
Uebertr^^ng von Konzessionen unrerändert bleibe, gleichwohl 
aber ist er der Ansiebt, dass die nachgewiesenen Anlagekosten 
n vernünftigerweise*, dem Selbstkostenprinzip gemäss, nur darin 
bestehen können, was der neue Konzessionär selbst ausgelegt 
hat; der Erwerbspreis also sei ma«8gebenä ^). 

Die gleiche Streitfrage bestebt hinsichtlich einiger anderer 
erworbener Linien. 

Da das bundesgerichtücbe Urteil auf die Kontorverse ein- 
gebt, begnügen wir ans an dieser Stelle mit der Darlegung 
der beiderseitigen Standpunkte. Die Wichtigkeit der Streit- 
frage erbellt daraus, dass für die Ostsektion der Nationalbabn 
die Erstellungskoaten ca. 15 Millionen Franken betrugen, wäh- 
rend sie die l^ordostbahn fQr etwas mehr als 3 Millionen über- 
nahm. 

2 '). Am l,/2. N'ovember 1871 war zwischen dem Ini- 
tiativkomitee für die Erstellung einer Eisenbahn von Wald 
nach Rflti und der Geseliscbaft der Vereinigten Scbweizer- 
babnen ein Vertrag abgeschlossen worden über Bau und Be- 
trieb dieser Linie. Von dem Baukapital von Fr. 900000 über- 
nahmen die Vereinigten Scbweizerbabnen ein Drittel samt den 
eventuell sich ergebenden Mehrkosten. Zugleich übernahmen 
sie den Betrieb gegen Bezahlung einer nach den effektiven 
Selbstkosten zu berechnenden Entschädigung, hatten aber einen 
aUfälligen Betriebsaasfall zu trt^en. Die am Unternehmen 

') A. NOB. S. 23. 

') Hieran ist zv vergleichen : Rc. VSB. S. 12 ff. ; Rpl. VSB. S. 5 ff. ; 
A. VSB. S. 9 ff ; Dpi. VSB. S. 4 ff 
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Beteiligten orgauiBierten «cli zu einer Aktiengesellschaft. Bis 
1893 figurierte nun in den Aktiven der Bilanz der Vereinigten 
Schweizerbabnen ein Posten von Fr, 728000 im Betrag ihrer 
Beteiligung. Von 1894 an mnsste er auf Veranlassung des 
Eisenbahndepartementfi unter die .zu amortisierenden Verwen- 
düngen" verBchwinden. 

Nun findet sich im üebereinkommen von 1896 ') folgen- 
der Art. 7: ,Mit dem TTebergang der in Art. 1 bezeichneten 
Bahnen an den Bund Übernimmt derselbe zugleich alle dann- 
zumal bestehenden Rechte und Pflichten seiner Vorgängerin in 
Besitz." Gestützt auf diese Bestimmnug verlangen die Ver- 
einigten Schweizerbahnen die Beifügung von Fr. 728000 zum 
Anlagekapital, gegen TJeberlassung der entsprechenden Anteil- 
scheine. 

Ihr Verlangen begründet die Gesellschaft im wesentlichen 
mit der Behauptung, dass die Beteiligung am Unternehmen 
einer- und die Verpflichtung zur Betriehsübernahme anderer- 
seits als Leistung und Gegenleistung untrennbare Bestandteile 
einer und derselben vertraglichen Verpflichtung sind, also nicht 
auBeinandergerissen werden dürfen. Nun gebt aber der Be- 
triebsvertrag obne weiteres gemäss dem üebereinkommen an 
den Bund Über, denn Art. 7 statuiert gerade eine Nachfolge 
in sämtliche mit dem Transportgeschäft verknüpften Rechte 
und Verpflichtungen, und darin sind in erster Linie Betriebs-, 
Mitbenutzungs-, Eonkurrenzvertr^e zu begreifen. Somit hat 
der Bund auch die Beteiligung entgeltlich zu übernehmen. 

Diese Verpflichtung beBtreitet der Bundesrat, indem eine 
Aktienbeteiligung an einer im Eigentum Dritter stehenden 
Bahn nie dem Baukonto belastet werden dürfe. Art. 7 schafft 
keine besondere Pflicht des Bundes, in den Betriebsvertrag 
nachzufolgen , denn er bezieht sich nur auf solche Becbtsver- 
bältnisse, die in den Konzessionen oder durch Gesetz begründet, 
oder die kraft Vertrags in Bezug auf die eigentlichen Bahn- 
anlagen, also mit dinglichem Charakter, geschaffen worden 
Bind. Die Beteiligung am Unternehmen und die Verpflichtung 



') die EcmzesBionesusammenlegniig betreffend. Vgl. oben S. 175 
bia 176. 
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zur Betriebsübernshme sind flberdiea roneinander unabhängig 
und beides Leistungen der Geseibchaft, und so wfirde sich 
BUS der Uebernafame des Betriebes, also des Aoteilrecht es, 
noch keineswegs die Pflicht zur Uebernabm« der Beteiligung 
(die faktisch nichts einbringt) ergeben. 

Da diese Frage in dem bandesgericfatlichen Urteil über den 
Begriff des Anlagekapitals nicht zur Sprache kommt, so mSge 
schon an dieser Stelle eine objektive Beurteilung versucht 
werden. Wir haben dabei zwei Gesichtspunkte zu scheiden. 

a) Was zunächst die Frage anlangt, ob eine Äktten- 
beteilignng unter die Aktiren der Bilanz, und zwar als Betriebs- 
gegenstand, d.h. zum Erwerhspreis, eingestellt werden dflrfe, 
so bespricht Simon ') einen sehr ähnlichen Fall. Die Magde- 
burg-Halbersfädter Eisenbahngeeellschaft hatte anter der Be- 
dingung des Erwerbs von 20 Millionen Mark Hannover- Alten- 
bekener Eisenbahnaktien von dieser Gesellschaft die gesamte 
Verwaltung und den Betrieb der ihr gehörigen Bahnstrecken 
fdr deren Rechnung übertragen erhalten. Durch Statntennacb- 
trag hatte sie diesen Betrieb unter ihre ünternehmungsgegen- 
stände aufgenommen. Sie stellte nun ihren , Anteil an der 
Hannover-Altenbekener Eisenbahn* zum Erwerbapreis in die 
Aktiven ein, obwohl dieser den Kurs der Aktien weit über- 
stieg. Simon erklärt dies fOr zulässig. Zwar sei keine Ge- 
sellschaft befugt, sich fOr die Befugnis, für fremde Rechnung 
ein Unternehmen zu betreiben, einen Aktivposten auszuwerfen, 
da ein solches Recht an sich völlig wertlos ist. Er hält aber 
den Umstand fQr das Entscheidende, dass der Aktienerwerb 
im Interesse des Geschäftsbetriebs und zur dauernden Beteili- 
gung bei dem Unternehmen geschah. 

In unserem Falle treffen beide Toraussetzungen zn; der 
Aktienerwerb war kein spekulativer, und beim Abschluss des 
Vertr^es hatte man in erster Linie das Aliment im Auge, 
welches die neue Linie dem Stammnetz der Vereinigten 
Schweizer bahnen bringen würde. Die Aktienbeteiligung ist 
also ein Aktivum, welches beim Rückkauf zu entgelten ist als 
Beetandteil des Anlagekapitals. 

■) Simon, Bilanzen S. 381— 882. 
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b) Für den Uebergang des Betriebarechts sorgt anderer- 
seits der Bchon erwähnte Art. 7 des lieber einkommena. So 
unbestimmt er auch abgefasst ist, so hätte er keinen Sinn, 
wenn gerade Eonkarrenz-, Mitbeoutzungs-, Betriebsrertr^e 
nicht unter ihn fielen. Und, davon ganz abgesehen, haben 
die Betriebsdefizite der Linie die Reinerträgnisse der Vereinigten 
Schweizerbahnen stets gemindert. Soll nun der Gesellschaft 
der Betrieb verbleiben, welcher die ihr zn zahlende Bückkaufs- 
entscbädigung schon geschmälert hat? 

Somit müssen wir den Standpunkt der Geaellschaft fnr 
den allein gerechtfertigten halten. — 

In allen diesen Äufifühningen , besonders aber gerade in 
diesen beiden Detailpunkten tritt so recht das Moment zu Tage, 
welches Bundesrat wie Bahngesellschaften zur Vertretung ihres 
jeweiligen Standpunktes bestimmte; die oft bis zur Kleinlich- 
keit gewahrte Rücksicht auf den finanziellen Vorteil. Es müsste 
keine Parteien in einem Streite mehr geben, welche jede ihr 
Interesse mit mSglichater Eonsequenz zu vertreten suchen, wenn 
man dieses Vorgehen auch seitens des Bundesrates nicht für 
sehr entschuldbar and begreiflich halten wollte, denn wenn je, 
so ist gerade in diesen Fragen der Staat von seiner hohen 
Warte ganz auf die Stufe eines einfachen privaten Geschäfts- 
mannes herabgestiegen. Die bisherige Eisenbabnpolitik war 
ja in ganz hervorragender Weise darauf gerichtet, durch ge- 
setzliche Massnahmen die Rückkaufsentscbädigung zu beein- 
flussen, und so wäre es nur zu vervninderlich gewesen, wenn 
jetzt, in dem allerentscheidendsten Momente, der Bundesrat 
aie verleugnet hätte. Heute sind nun alle einschlägigen Fragen 
bereits res judicata. Das kann uns aber nicht daran hindern, 
die Parteistandpunkte, wie auch den Endentscheid, in wissen- 
schaftlichem, nnparteiischem Sinne zu prüfen. 

IV. lieber den Begriff des Anlagekapitals hat das Bandes- 
gericht in seinem Urteile vom 18./19. Juli 1899 in Sachen 
des Rekurses der Nordostbahn entschieden. Dieses besagt im 
wesentlichen folgendes^): 

') U. NOB, 8. 21 fi. 
Hiiold, Dar SchwalmriiBhe Band ud die EiMnbthnen. 18 
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1. Auszugehen ist davon, dasa in allen EoDzessionen ak 
Miuimalentschädigang nur da« Geldkapital angesehen ist, 
welches zur Herstellung der Bahn aufgewendet wurde, mithin 
die Anli^ekoaten. 

2. Das .arsprüngliche Anlagekapital' ist nun das Aeqm- 
Talent füv das ROckkanfsobjekt. Zu seiner Ermittlung ist also 
eine Sooderbilanz anzustellen, die nur diejenigen Faktoren 
umfasst, welche nicht die vom Objekte losgelCaten Finanzver- 
hältnisse der BahngeseUschalt im allgemeinen betreffen. 

3. Demnach haben die , Anlagekosten im weiteren Sinne* 
meist wegzufallen, so ohne weiteres die Oeldbeschaffungekosten 
bei Emissionen von Aktien und Anleihen, ebenso die Kurs- 
Verluste auf Anleihen. GrQndiingskosten dagegen gehören zum 
Anlagekapital, wenn sie für die Ermöglichung der Bahnbaute 
notwendig gewesen sind oder dabei ntitzliche Verwendung ge- 
funden haben. 

4. Zum Anlagekapital gehören aber alle Aufwendungen, 
welche der Inhaber der Bahn auf das Eau&objekt zum Zwecke 
der Erstellung und Anschaffung, ,und überhaupt im Interesse 
desselben' gemacht hat, somit die Bauzinsen, die Orgaaisations- 
nnd Yerwaltu ngsk Osten , sowie technische und administrative 
Bauleitu ngskosten. 

5. Für die weitere Frage, ob Leistungen, welche die Ge- 
sellschaft gemacht hat, um sich von lästigen Eonzessionsbe- 
stimmungen zu befreien oder die Bewilligung einer Trac^ 
änderuug zu erhalten, dem Anlagekapital zugerechnet werden 
dürfen, ist darauf abzustellen, ob sie speziell im Interesse der 
Babnanlage erfolgten. 

6. Nicht gehört dagegen zum Anl^ekapital nach Ansicht 
des Gerichts der Bauwert untergegangener oder beseitigter 
Bahnanlagen, Denn nach den Konzessionen sind zu vergüten 
die Anlagekosten der , bestehenden* Einrichtungen, so daas 
verschiedene Epochen in der Lebensdauer der Bahn kumulativ 
nicht berücksichtigt werden dürfen. Wohl können aber unter 
das Anlagekapital Aufwendungen auf Anlagen falleo, an denen 
die Gesellschaft nicht juristisches Eigentum erworben hat, 
nämlich Subventionen ä fonds perdus an die Errichtung von 
Brücken, Strassen, Nebenbahnen etc. Massgebend ist auch 
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Her, ob sie im Infceresae der Bahnanlage gemacht, bezw. ver- 
Bprochen sind. 

7. Emeuernngskosten gehOreD in die Betriebsreehnimg. 
Zum Anl^ekapital geboren aber vom Betriebe bestrittene 
Anfwendiugen fRr Erweitening and YeTbesaerung der Babn- 
anlagen, ebenso Banzinsen für grOssere ErgäDzangsbanten. Vor- 
aussetzung ist aber, dass dabei eine Vermehrung und wesent- 
liche Verbesserung der bestehenden Anlagen und Einrichtungen 
im Interesse des Betriebs erzielt wurde >). FSr den Oberbau 
speziell lasst das Gericht nur die Anrechnung der Kosten der 
ursprQnglichen Anlage zu, da die Anlagekosten eines späteren 
Oberbaues denen der ersten Oberbauaulage wesenÜich nach- 
stehen. Darum dürfen die Kosten für spätere Verbesserung 
und Verstärkung desselben nicht berücksichtigt werden. 

8. Die Frage des Abzugs des Emenerungsfouds vom An- 
lagekapital bei den auf Grund der Xonualkonzession kon- 
zedierten Linien behält sich das Gericht zur Entscheidung im 
späteren, die Ermittlung der Bückkaufssumme selber bezwecken- 
den Verfahren nach Art. 21 des B>echnnngBgesetzea vor. 

9. Bezüglich des Falles endlich, wo dem Bunde ein Rechts- 
nachfolger des ersten Konzessionärs gegenübersteht, teilt das 
Gericht die bundesrätliche Ansicht: die Anlagekosten bestehen 
nur in deu3, was der letzte Konzessionär selbst ausgelegt hat. 
Die Konzessionen, so argumentiert das Urteil, gehen ron der 
Voraussetzung aus, dass der Konzessionär nicht wechsle; diesem 
ursprünglichen Eigentümer aber sichern sie aus Billigkeits- 
rQcksichten als Minimalentschädigung das zu, was er selbst 
ausgelegt hat. Nun ist die Konzession keine Fertinenz der 
Eisenbahn, sondern ein höchst persönliches Recht. Also erwarb 
die Nordostbahugesellschaft die konzessionsgemässen Rechte an 
der Nationalbahn nicht durch die nach der Steigerung zwischen 
der Eidgenössischen Bank und ihr abgeschlossenen Kauf- 
geschäfte, sondern durch die Genehmigung derselben seitens 
der Bund esversamm lang , durch einen neuen Akt der Staats- 
hoheit. Ihr Rechtserwerb war mithin ein originärer: die Kon- 
zession ist neu, ebenso ihre Rfickkaufsbestimmungen. 

') Entaprechend Art. 6 des ReclinaiigBgeaetzei. 
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y. Suchen vir aun aoch imaererBeita die umfangreichen 
Argumentationen , welche vir zu skizzieren versnchten , za 
vüidigen. 

1. Im Anschluss an die von den Gottliardbahnschrifteii ^), 
BOvie von RöU in seiner Enzyklopädie Torgetrageueu Ansichten, 
müssen vir zunächst prinzipiell drei Begriffe streng auseinander 
halten : 

a) Der engste Begriff ist derjenige des Bankontos'), 
der kein technischer Begriff ist, sondern nur durch gesetzliche 
Vorschrift oder Vereinbarung geschaffen vurde. Er nm&sst 
in der Scfaveiz nicht alle Bankosten. So bestimmt z. B. Art. 5 
des neuen Rechnungsgesetzes: ,Nach EröShang des Betriebs 
dürfen die Kosten der Ergänsungs- und Neuanlagen oder der 
Anechaffang von Betriebsmaterial dem Baukonto nur belastet 
werden, wenn dadurch eine Vermehrung oder wesentliche Ver- 
besserung der bestehenden Anlagen und Einrichtungen im 
Interesse des Betriebs erzielt wird.* 

b) Etwas anderes sind die Anlagekosten^). Sie um- 
fassen nach Böll die Generalkosten und die eigentUchen An- 
lagekosten. Zu den ersteren gehfiren die Kosten der geistigen 
Vorarbeiten, die Verzinsung des Baukapitals während der Bau- 
zeit und die wirklichen Geldbeschaf^ngskosten. Die eigent- 
heben Anlagekosten betreffen dann die gesamte technisclie 
Ausrüstung. 

c) Etwas verschieden davon ist endlich das Anlage- 
kapital. Es ist „das Kapital, welches für die erste Her- 
stellung der Bahnanlage samt Zubehör (stehende Maschinen, 
Fahrbetriebsmittel u. s. w.), sowie für die Ober die gewöhn- 
lichen Abnützungen hinausgehenden, nachtrilghchen Herstel- 
lungen und Anschaffungen aufgewendet wird* *). Im Gegensatü 
zu den Anlagekosten kommt es dem Nominalbetrag der ans- 
gegebenen Aktien und Obligationen gleich. Es übersteigt also 
danach die Änlagekosten Überall, wo Aktien oder Anleihen 
unter dem Nennwert ausgegeben verden. Andererseits ist es 

') ßpl. GB. S. 48-53. 

') Bell, Enzyklopädie dea gesamten EiaeabalmweseiiB Bd. I S. 313. 

■) Ron a.a.O. Bd.1 S. 120-121. 

*) B511 a. a. 0. S. 120. 
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niedriger als die Änlagekosten , wenn znr Deckung späterer 
Antagekosten zunächst schwebende Schnlden aafgenommen 
werden, die bintendrein erst, nach Eintritt günstiger Eonjnnk- 
tnren, durch Ausgabe von Aktien oder Obligationen fundiert 
werden. 

Die hier in Betracht fallende WertgiOsse umfasst nun 
nach allen Konzessionstypen zunächst ohne Zweifel die .Än- 
lagekosten* im Röllscben Sinne, welche das Anlagekapital — 
im Sinne der körperlichen Bahnanlage — haben entstehen 
lassen. 

2. Zur Wertung dieses Anlagekapitals ist der Anschaf- 
fuDgs- oder Herstellungspreis massgebend. Durch Anschaf- 
fung und Herstellung werden sämtliche Teile der Anlage zum 
besonderen Gesellschaftszweck zusammengefügt. Wie Simon 
fiberzeagend bemerkt^), kann ihr Wert nur fttr die Gesamt- 
heit und nur einheitlich festgestellt werden. Die Bewertung 
erstreckt sich nach den Konzessionen auf das lUrsprOnglich« 
Anlagekapital", also die erste Anlage. In Betracht fallen also 
die effektiven Selbstkosten, die sie verursachte, und zwar ohne 
Bückeicht auf die Bilanzierung der Gesellschaften. So ktSnnen 
insbesondere die für die Aufstellung der Rechnungen, speziell 
des Baukontos der Gesellschaften, maasgebenden Satzungen der 
ßecbnungsgesetze hier, wo es sich um den den Jahresrechnungen 
völlig entrückten Begriff des „Anlagekapitals", im Sinne der 
, Anlagekosten', handelt, nicht ins Gewicht fallen. 

3. Auf dieser Gmndlage dürfte dem Bundesgerichte in 
allen den Fällen, wo es zu Gunsten der Antike der Nordost- 
bahn entscheidet, unbedingt zugestimmt werden. Ebenso ist 
aber anzuerkennen, dass in der Nationolbabnkontroverse der 
bundesrätliche Standpunkt der allein haltbare ist, wegen des 
Sinnes der Minimalgarautie des .Anlagekapitals* und der per- 
sönlichen Natur der Eonzessionen. 

4. In weiteren Punkten hingegen gelangen wir zu einer 
anderen Ansicht als das Bundesgericht, in erster Linie bezüg- 
lich der Einrechnung des Baawerts untergegangener Anlagen 
unter das .Anlagekapital", soweit deren Beaeitigung durch 



1) Simon, Bilanzen S. 371. 

n,g:,.ndtyG00glc 



Termehrte YeTkehrBbedürfoisse TeranUsst wurde. Der Wert; 
einer Anlage läast sidi nur einheitlich featoteUen. «Ußgen 
auch eineelne Teile imtergelieii,* — heisst es bei Simon ^) — 
.bleibt das Ganze als solches seinem Zvecke erhalten, so bleibt 
die Anlage besteben". Gegen die Einwendung, dass die Normal- 
konzesaion ausdrflcklich auf die , bestehenden* Einricbtangen 
abstellt, kann man böcbstens, wenn man dieses Wort besonders 
betonen will, für die nach ihrem Mmter konzedierten Linien 
zugeben, dass der Wortlaut der Eonzesdoneii dieser Inter- 
pretation im Wege stehe. Am Begriff des , ursprünglichen 
Anlagekapitals* vermag die neue Konzession deswegen nichts 
zu ändern. Eine solche Spezialdifferenz zwischen alten nnd 
neuen Konzessionen liesse sich übrigens ans der Bemühung 
des Staates, in der Normalkonzession seine Stellung etwas zu 
verbessern, wohl erklären. 

5. Sodann müssen die , Anlagekosten im weiteren Sinne* 
gemäss der Auffassung des Nordosthahnrekurses zum .Anlage- 
kapital" im Sinne der .Anlagekosten' gerechnet werden, nnd 
zwar alle. Denn Geldbeschaffangskosten , Gründungskosten, 
Kursverluste auf Anleihen sind ebensogut zur Herstellung der 
Bahn notwendig wie Subventionen an Strassen, Brücken und 
dergleichen. Wohl gehen sie die persönlichen Vermögensrei- 
hältnisse der Bahngesellschaften zunächst an, aber bei einer 
soliden Gesellschaft hängt ihre Höhe doch gerade von dem 
eingetretenen oder zu erwartenden Ergebnis des Betriebs ab, 
steht also mit den die Bahnanlage darstellenden .körperlichen 
Objekten* sicherlich im Zusammenhang. Und soweit dies 
nicht der Fall ist, hängen diese Kosten mit al^meinen Zeit- 
Verhältnissen zusammen, fUr welche die Bahngesellschafb aach 
nichts vermag, und denen sich der Bückkäufer, auch wenn er 
Staat heisst, zur betreffenden Zeit gleichfalls hätte beugen 
müssen. Warum also die Bahngesellschaft diese VerhältDisse 
entgelten lassen? Dabei kommen wir allerdings bezüglich der 
Kursverluste Über den Rahmen hinaus, welchen Rüll seinem 
Begriff der , Anlagekosten ' gezogen hat, und nähern uns schon 
seinem Begriff des «Anlagekapitals". Es geht aber nicht 

') Simon, Bilanzen 3.371. 
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anders, als Geldbeschafftingskosten , wie Provisionen fOr die 
Bankiers, und KursTerluste auf die gleiche Linie zu stellen. 

In yielem weichen zwar TOn Yorstehendem die Bilanz- 
Torschriften des eidgenössischen Obligationenrechts ab, aber 
dennoch gelangen wir dazu, bis auf wenige Einschränkungen 
den TOu der Nordostbahngesellschafl eingenommenen Stand- 
punkt gntzuheissen. 

YI. Als an anderer Stelle Ton den Konzessionen die Rede 
war, wurde auf die grosse Unbilligkeit hingewiesen, dass beim 
Rückkauf ihnen gemäss der Bund als Minimalentschädigung 
das ursprüngliche Anlagekapital den Bahnen vergüten müsse, 
ohne irgend welche KUcksicht auf ihre Rendite. Wenn die 
Bahnen, gestützt auf sie, .billigerweise" verlangen können, 
dass ihnen die Gesamtheit der Gelder, die sie anlegten, zurück- 
erstattet weide, so ist es sicher, dass bei dieser Kechnungs- 
weise der Bund in sehr vielen Fällen ein äusserst schlechtes 
Geschäft macht. So ist es sehr erklärlich, dass der Bundes- 
rat in seinen Rechtsschriften den Begriff des Anlagekapitals 
ia einer Weise zu deuten suchte, welche dem Staate noch die 
vrenigsten finanziellen Nachteile bringt. Hier ilicht sich die 
Unbestimmtheit der Eonzessionen, die bevorzugte Stellung, 
welche darin den Bahnen eingeräumt wurde, und die aus der 
historischen Entwicklung hervorgehende Notwendigkeit, im 
Zweifel die Konzessionen, mit denen eine Begünstigung der 
Bahnen beabsichtigt war, nun auch, trotz des nunmehr ver- 
änderten Kurses der Eisenbahnpolitik des Bundes, zu ihren 
Gunsten zu interpretieren. Dieser Umstand rechtfertigt erst 
recht die Auslegung des Begriffes mit Rücksicht auf seine 
wirtschaftliche Natur. Freilich ändert sich damit die schon 
in der Botschaft nicht rosige Stellung des Bundes zu seinen 
Ungunsten noch mehr. Schon mit dem bundesgerichtlichen 
Urteil trat tatsächlich eine ziemliche Yerschlimmerung derselben 
ein, mit der Anerkennung der Kordostbahngrundsätze, welche 
vielleicht von wirtschaftlichen Gesichtspunkten aus allein halt- 
bar sind, würde sie fast unmöglich. 

Schon in dieser ersten Betrachtung, ünden wir mithin als 
Ergebnis, dass der Rückkauf auf Grundlage der Konzessionen 
bezüglich seiner Durchführbarkeit sehr bedenklich, wenn nicht 
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finaDdell xmmöglich ist. Dieser Gedanke wird als LeitmotiT 
aacb in den folgenden AasfGhtangen wiederkehren, und in 
den später eingetretenen Ereignissen Beine Bestätigong finden. 



Der ElnfliiM des Bechnangsgesetzes, insbesondere die 
Behuidlong des Emenerongsfonds 

A. Bei dem Versuch, die Rechnungsgeaetze '), vorab 
das neuere, in ihrer Bedeutung für unsere Prozesse zu würdigen, 
müssen wir Tor allem daran erinnern, dass sich in ihnen am 
allerschärfsteu der auf eine Einschränkung der Selbstherrlich- 
keit der Gesellschaften und eine staatliche Beeinflussung des 
RUckkaufspreises gerichtete neue Kurs der EisenbahnpoUtik 
des Bundes ausprägte. So ist es nicht zu Terwundern, dass 
bezüglich des grundlegenden Yerhältuisees dieses Gesetzes zum 
Rückkauf die Parteien am schärfsten aufeinander prallen mussten, 
and dass hier die oben betonte Wahrung des finanziellen Inter- 
esses bis zur Kleinlichkeit uns am angeufälligsten entgegen- 
tritt. Die Ansichten Ober den Emeuerungsfonds geben den 
drastischsten Beweis dafür. Doch von ihnen soll zunächst noch 
nicht die Rede sein. Fragen wir erst nach der Anwendbarkeit 
des Gesetzes überhaupt. 

I. Es lieas Bich zunächst erwarten, dass weder Bundesrat 
noch Bahngesellschaften die Anwendung der formalen, gerichts- 
organisatorischen Bestimmungen des Gesetzes auf die Rück- 
kaufsfragen beanstanden würden. Hatten sie doch keinen Ein- 
fiuss auf gegebene, finanzielle Znsicherungen. 

Weiter wollten aber die Bahnen nicht gehen ; der Bundes- 
rat aber erachtete die Anwendbarkeit auch der materiellen 
Bestimmungen des Gesetzes auf die Rüekkanfelrsgen als ge- 
geben. 

') Vgl. hierza : Bc. SCB. S. 4 , 21. Rpl. SCB. S. 27 ff. A. SCB. 
S. 35 ff. Dpi. SCB. S. 41 ff. Rc. NOB. S. 5 ff Rpl. NOB. S. 4 ff. A. 
NOB. ß. 8—5. Dpi. NOB. S. 3 ff. Eben«» eoteprechende Absobnitte der 
anderen RechteBchriften. 
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n. Was nuQ diese materiellen Vorechriften des Gesetzes 
uibelangt, so sprechen nach der fibereinstinimenden Ansicht 
aller Bahngeaellschaften für Nichtanwendbarkeit derselben anf 
die vorliegenden Streitpankbe : 

a) die Debatten der Käte über das Rücbkanfsgesetz ; 

b) die Debatten der Räte über das Bechnungsgesetz selbst; 

c) die in der Schweiz herrschende, sowie auch die Än- 
achaaung der Doktrin fiber die rechtliche Natur der Eon- 



d) die Interpretation des Rechnnngsgesetzes selbst. 

1. Was zunächst die Debatten über das Bückkaaisgesetz 
anbetrifft, so lohnt sich ein Eingehen auf die vielen, umfang- 
reichen Zitate der Rechtsschriften nicht, um so weniger als 
auch der Bundesrat fär seine Ansicht die nämlichen Ver- 
handlungen ins Treffen führte, und sich im allgemeinen Par- 
lamentsreden für die Interpretation eines Gesetzes nicht als 
der zuverlässigste Faktor zeigen '). Es genüge die Wiedergabe 
eines Ausspruchs von Bundesrat Zemp, Chef des Eiaenbahn- 
departements : .Durch das Rechnungsgesetz ist an den mate- 
riellen BestimmungeD der Konzessionen betreffend den Rück- 
kauf der Bahnen nichts geändert worden" *). 

2. Anch die Debatten über das Rechnuogsgesetz selbst 
brauchen uns nicht lange aufzuhalten. Seine unmittelbaren 
Zwecke wurden an anderer Stelle besprochen, und aus den 
Yerhandlungen der Bäte, welche im übrigen keine neuen Ge- 
sichtspunkte brachten, ergiebt sich doch der Grundgedanke, 
dass es nur neben die Konzessionen treten sollte. 

3. Und wenn es auch die Konzessionen in ihren ROck- 
kaufsbestimmungen hätte beeinflussen wollen, so wäre ihm 
dies versagt gewesen, infolge der rechtlichen Natur der Kon- 
zessionen. Denn, wie Bermann ') zutreffend bemerkt, enthalten 
die Konzessionen Grundsätze, welche den Staat als Inhaber 
der höchsten Gewalt gar nicht berühren. Dann ist ein Fall 



') Vgl. Begelsberger, Reohtagutachten in der Bekaresache der 
Gotthardbahugeaellsctiaft. BMel 1896, 8. 13—14, 

») Bnlletm 1897, Jnui-Jnli, S. 764. 

*) Bermann, Die rechtlichen Grundlagen fSr die Berechnung des 
RfickkanfawertM der Echweizerischen EiBenbahnen. Zflricli 1897, S. 11 ff. 
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Torhonden, wo sich der Staat dem PriTatrechte unterznoidaen 
liat: Bo io erster Linie bezfiglich der Bfickkaufsgnmdailtze. Ii 
ihnen liegt ein Vertrag Über einen kfinflig abznschliessenden 
Kauf vor, nnd deeseu einseitige Aenderung seitens eines der 
Eontrahenten wäre juristisch bedeutungelos. 

Diese Änschaaung herrschte früher auch im Bundearats- 
hause. Wie der Rekurs der Noidostbahn zutreffend bemerkt ^), 
war im Jahre 1871, wo man über das neue Eisenbahngesetz 
unterhandelte, stets im Bundesrat wie in der Bundesversammlung 
der gemischte, öffentlich- und privatrechtliche Charakter der 
Eonzessioneu betont worden, trotzdem damals der Bund doch 
bestrebt war, eine durchgreifende StKrknng seiner Macht den 
BahngeseUschaften gegenüber herbeizufOhren. Der Qrundsatz 
der Unantastbarkeit der materiellen BBckkaufsbestimmungen 
der Eonzessioneu wird sodann erst recht betont in folgend«! 
bedeutsamen Worten des Berichtes zum Rechnungsgesetz yon 
1883*), welchen der Bundesrat an^slich einer Eingabe der 
Bahn Verwaltungen damals an den Ständerat ergehen liess: 
(Das Gesetz, welches wir vorschlagen, besteht neben den Rechts- 
grundsätzen, welche bei der Erledigung der Rfickkanfsiragen 
zur Anwendung kommen werden, und ist von denselben un- 
abhängig*. 

Damit stimmt auch die herrschende Lehre in der Doktrin 
überein. So kommt, um nur eine wissenschaftliche Autorität 
anzufahren, Laband in seiner Denkschrift zur Verstaatlichuiig 
der Hessen-Ludwigsbahn ^) zum Schlasse, dass zur Feststellung 
von Riickkaufsbedingungen in Eisenbahnkonzessionen einEousens 
des Eisenbahnnntemehmers erforderlich sei , dass also die 
Geltendmachung des Rückkaufsrechtes seitens der Regierung 
nicht durch eine einseitige Feststellung des Umfauges der ab- 
zutretenden Objekte, der zu gewährenden Entschädigung, nnd 
unter Ausschluss des Rechtsweges über das Mass der gegen- 
seitigen Leistungen erfolgen dürfe. 

Etwas seltsam nimmt sich dem allen gegenüber folgender 



') Rc. NOB. S. 25 ff. 
') BBI. 1883, n S. 970. 
■) Mainz 189S. 
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Passus aus'): .Die Eonzessiooen gehören daher in ihrem ganzen 
Umfange dem öffentlichen nnd nicht dem Privatrechte an, 
und der Staat wäre daher befugt, auf dem Wege der äesetz- 
gebong die Bestimmungen der EonzesBionen einseitig zu ändern, 
wenn dies im öffentlicbeu Interesse für nötig befanden wird*. 
So sprach im Jahre 189S der Bundesrat durch den Hund 
seines Anwalts. Aus was für Oründen die Wandlnng seiner 
Aneicht Über die Xatur der Eonzessionen eich roUzog, das ist 
za auffallend, als dass es noch in besonderer Weise betont 
werden mUsste. Alles hängt wieder zusammen mit dem 
Losungswort der neueren Eisenbahnpolitik. 

4. Allein das alles ist nur graue Theorie! Hat nicht 
trotz ihr das Gesetz doch dnrch unzweideutige Vorschriften 
die Anwendbarkeit seiner materiellen Bestimmungen auf die 
RUckkaufsfragen postuliert? Und dies ganz besonders, weil 
jede Partei aus dem Wortlaut des Gesetzes selbst Stützen 
fQr ihre Ansichten abzuleiten sucht? Sine nähere Untersuchung 
der Berechtigung dieser Stützpunkte wfirde ergebnislos sein, 
denn die Tatsachen zeigen die interessante Erscheinung, dass 
im Gesetz keine Stelle für oder gegen eine Partei unzweideutig 
spricht, und gerade darum die Reknrsschriften der beiden 
Parteien um die Wette bisweilen die gleichen Stellen zur 
Unterstützung ihres Standpunktes anführen. 

III. Dieser Umstand aber, im Verein mit den theoretischen 
Argumenten, muBS uns zur richtigen Urteilsfällung führen. 
Mit Heusler sagen wir: ,Eine klare und deutliche Erklärung 
des Gesetzes, etwa des Inhaltes, dass seine Bestimmungen 
auch für den Rückkauf und die Festsetzung der Bückkaufs- 
summe unbedingt massgebend seien, fehlt YoUständig. Und 
doch wäre eine solche, zumal nach den gegenteiligen Ver- 
sicherungen der Wortführer in der Bundesversammlung, nicht 
nur nicht überflüssig, sondern geradezu notwendig gewesen, 
wenn sie wirklich beabsichtigt war* *). 

So ist die Nichtanwendbarkeit der materiellen Bestim- 



') A. SCB. S. 43. 

*) Eeoaler, lUohtsgntai^ten in der Rekuraaache der Qotthard- 
baimgesellEchaft. Basel 1898, S. 5. 
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mungen des BechnungagesetzeB auf die Rückkanfsfragen an- 
zweifelliaft. 

Damit iat aber auch die vom Bundesrate behsuptetB Rück- 
wirkbarkeit des Gesetzes auf frUhere, abgeschlossene Tatsachen, 
wie auf bereits genehmigte Rechnungen und Bihtnzen'), aus- 
geschlossen. 

.Sie" — die Klausel der Rückwirkung — .muss, um 
dem unmittelbaren Qesetzesinhalt zugesetzt zu werden, in dem 
Gesetz selbst stillschweigend geäussert sein, d. h. aus den 
ausdrücklichen Bestimmungen desselben mit Sicherheit ent- 
nommen werden können, sich durch zwingenden Schluss ans 
denselben als gewollt ei^eben*)". Die Rückwirkbarkeit des 
Rechnungsgesetzes wäre allerdings Ton tiefgreifendem Einfliiss 
gewesen: gestützt auf ihre Annahme rerlangte ja der Bundesrat 
die Einsetzung Ton beträchtlichen Ergänzungseinlagen in den 
Emenernngsfonds in die Reinertragsrechnung für Jahre, wo 
kein Mensch auch nur von einem Plan zu einem solchen Ge- 
setze gcBprochen hatte. 

IV. Derselben Ansicht ist beeouders auch das schweizerische 
Bundesgericht. Ein vom Nationalrate zuerst beschlossener 
Zusatz zu Art. 25 des Entwurfs (Art. 24 des Gesetzes), dass 
die im Sinne des Art. 11 berechneten normalen Einlagen in 
den Emeuerungsfonds bei der Ermittlung des konzesaions- 
gemässen Reinertrags auch für den bereits abgelaufenen Teil 
der massgebenden zehnjährigen Bechnnngsperiode ab Betriebs- 
ausgaben in Rechnung gebracht werden sollten, war Tom 
Ständerat abgelehnt und darauf auch vom Nationalrate wieder 
fallen gelassen worden. Gestützt auf diese Tatsache nun kommt 
das Gericht auf den zwingenden Schluss, der Gesetzgeber habe 
der richterlichen Entscheidung nicht Torgreifen und die Inter- 
pretation der Eonzessionen nicht beeinflussen wollen. Aach 
ohnedies sei ja das Gesetz noch wichtig genug, handle es sich 
doch um g Vorschriften, deren Erlass sich durch das bedeutende, 
auch abgesehen Tom Rückkauf bestehende, öffentliche Interesse 



') A. SCB. S.41— 42. 

*) KegeUberger, Rechtsgutacliten 8.9 (aua Göppert litiert« 
Stelle). 
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sn einer richtigen RechnungBfÜbrong der Eisenbahnen hin- 
reichend erklärt* ^). 

V. So war also auch vom höchsten Gerichtshof des Landes 
dem Gesetz jede materielle Beeinflussnng der Rückkaufaent- 
schädiguDg abgesprochen worden. Es durfte als Gesetz nicht 
dazu benatzt weiden, um in Unklarheiten der Eonzessionen 
etwelches Licht zu bringen, wenn sich auch mit dessen An- 
wendbarkeit die Rückkaufs Operation schon viel sicherer, aber 
auch viel gehässiger gestaltet hätte. Einige Entscheidungen 
des Bundesgerichtes mit Bezug auf den Baukonto zeigen auch 
deutlich, dass das Gesetz, welches eingnsstos sein sollte, es auch 
bis zu einem gewissen Grade geblieben ist. 

Ganz ohne Einfluss anf den Preis blieb es aber doch 
nicht. Das Bundesgericht gab in seinem Urteil selber dazu 
den Anstoss. Was stand nämlich im Wege, wenn die Begriffe 
in den Konzessionen unklar waren, unter dem Namen unum- 
gänglicher, stets zu beachtender Gebote einer guten, soliden 
Verwaltung seine materiellen Bestimmungen wieder auf den 
Plan zu bringen? 

Dies geschah nun beztlglich der Behandlung des Er- 
neuerungsfonds, und so müssen wir jetzt auch seiner 
Rolle beim Rückkauf unsere Aufmerksamkeit zuwenden. 

B, Das Rechnnugsgesetz brachte in die schweizerische 
Praxis ganz neue Grundsätze über die Gestaltung des Er- 
neuerungsfonds. Dieser oder die wirklieben Erueuerungsaus- 
lagen haben naturgemäss in der Beinertragsrechnung eine 
besonders wichtige Rolle zu spielen. Fragt sich nun, wie 
man es in dieser Beziehung im speziellen Falle des Rückkaufs 
zu halten bat: ob in ihm der Emeuerungsfonds in der alten 
Gestalt, oder der Emeuerungsfonds des Bechnungsgesetzes, oder 
endlich nicht der Erneuerungsfonds, bezw. die Einlagen in ihn, 
sondern die wirklichen Emenerungsauslagen eine Rolle spielen 
soUett? 

I. Der Emeuerungsfonds ist ein namentlich in der prak- 
tischen Ausgestaltung keineswegs feststehender Begriff: wie 



') D. 8CB. S. 42 ff. 
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Simon an Beispielen nachweist, findet er die manni^altigsten 
Bezeichnungen und auch ganz verschiedene Behandlung ^). 

Bevor wir daher auf die speziellen VerhiUtnisse beim Rück- 
kauf eingehen, verlohnt sich eine prinzipielle ElarateUnng des 
Begriffs. 

1. Weder in der deutschen, noch in der schweizerischen 
Gesetzgebung ist der EmeneruiigsfondB ausdrücklich definiert. 
Bei der letzteren sehen wir zunächst vom Rechnungsgesetz 
^nzlich ab. 

Art. G5Ö des schweizerischen C bligationenrechts bestimmt: 

Ziffer 2. .Grundstücke, Gebäude, Maschinen sind höch- 
stens nach den Ansehaffungskosten mit Abzug der erforderlichen 
und den Umständen angemessenen Abschreibnngen anzusetzen*. 

Ziffer 6. ,Der Betr^ des Grundkapitals und der Reserve- 
und Emeuemngsfonds ist unter die Passiven aufzunehmen". 

Die Ziffer 5 des § 261 des deutschen Handelsgesetzbuchs 
entspricht &st wOrtlich der Ziffer 6 des Art 656 des Obli- 
gaiionenrechtes, während die der Ziffer 2 desselben entsprechende 
Ziffer 3 des § 261 also lautet: 

, Anlagen und sonstige Gegenstände, die nicht zur Weiter- 
veräusserung, vielmehr dauernd zum Geschäftsbetriebe der Ge- 
selbchaft bestimmt sind , dürfen ohne Rücksicht auf einen 
geringeren Wert zu dem Anscbaffungs- und Herstellungspreis 
angesetzt werden, sofern ein der Abnutzung gleichkommender 
Betrag in Abzug gebracht oder ein ihr entsprechender Er- 
neuerungsfouds in Ansatz gebracht wird*. 

In den entsprechenden Bestimmungen der beiden Gesetz- 
gebungen ist somit nicht der gleiche Gedanke ausgedrückt. 
Die schweizerische Bestimmung ist etwas dehnbarer als die 
deutsche, indem danach die Abschreibungen nicht ausdrücklich 
nach dem Masse der jeweiligen Abnützung zu bemessen sind, 
sondern in ihr durch die Vorschrift, ,die erforderlichen und 
den Umständen angemessenen* Abschreibungen vorzunehmen, 
den vielgestaltigen Bedürfiiissen der Praxis entgegengekommen 
wird. Sodann ist hervorzuheben, dass in der schweizerischen 
Bestimmung nur von wirklichen Abschreibungen am Bitanzweit 



'] Simon, Bilaazeu S. 181—133. 
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der AfatiTa die Rede ist, und damit nicht Ton einem alter- 
nativen Ansatz des EmenerongsfondB. Dass indessen dieser 
dem Obligationenrecht nicht unbekannt ist, beweist Ziffer 6 
zur GenQge. Immerhin aber ist- aus dem schweizerischen Ge- 
setze ein Zusammenhang zwischen Emeuerungsfonds und Äb- 
scbreibungen in dem Sinne, dass sie sich gegenseitig ersetzen 
würden, nicht herauszulesen. 

2. Unmittelbar ans den Sätzen des deutschen Handels- 
gesetzbuches geht nun die Auffassnog Tom Erneuerungsfonds 
hervor, welche Simon in der Wissenschaft vertritt. Nach ihm 
ist er .ein der Bewertung dienender, den auf der Aktivseite 
vorgenommenen Wertansatz eines VermSgensgegenstandes be- 
schränkender Posten* ^). Sein Dasein erklärt sich daraus, dass 
in vielen BlÜlen Abschreibungen am ursprönglicben Erwerbs- 
preis eines stabilen Akttvums aus praktischen QrUnden un- 
tunlich sind, weil durch sie die Bilanzklarheit litte, oder aber 
nicht angehen, weil, nachdem sich die Anlageteile zur Anlage 
konsolidiert haben, es schwierig wäre, die Abnützung jedes 
einzelnen Teiles immer genau zu bewerten, die Bilanzwahrheit 
also in Gefahr stünde. 

3. Wie wird aber der Erneuerungsfonds in der Eisenbahn- 
praxis, speziell in der schweizerischen, aufgefasst? 

Von der Leyen definiert die Emeuerungsfonds als „Fonds, 
welche zn dem Zwecke gebildet werden, um daraus die Kosten 
für die Emeuerungsarbeiten am bestehenden Bahnkörper, na- 
mentlich für Auswechslung von Schienen und Schwellen, sowie 
der Reparatur und des Ersatzes der unbrauchbar gewordenen 
Fahrbetriebsmittel zu decken' '). 

In der Praxis, deren Gebräuche in der Schweiz die vor- 
stehende Definition treffend charakterisiert, verbindet man 
demnach mit dem Begriffe des Emeuerungsfonds ganz andere 
Vorstellungen. Er wird als eine körperliche Vormögensmasse 
aufge&sst, welche dnrcb die alljährlichen Einlagen vermehrt, 
durch die Entnahmen ans ihr vermindert wird. Er ist nur 
dazu da, um die möglichen Schwankungen der — sonst aus 

■) Simon, Bilanzen R. 130. 

^ Ron, EnzyWopldie Bd. IH S. U75. 
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dem Bebriebe zu besbreitenden — gewöhnlichen jährlichen 
Eroeaerongsausgaben anszagleichen , mithin um allzu grosse 
SchwanbuDgen in dem, etwa als Dividende, verteilbaren Rein- 
gewinn za Terhindem, Mit dem Emenernngafonds verbindet 
die PraxiB die Vorstellung eines Anagleichungsfonds, die Simon- 
sche Theorie dagegen betrachtet ihn als einen Deckungsfonds. 

Die T. d. Leyenache Definition entspricht der Auffassung 
des Eroeuernngsfonds, wie er in den vom Bundesrate ge- 
nehmigten Statuten der schweizeriBchen Bahngesellschaften er- 
scheint. 

So bestimmt Art, 54 der Statuten der Vereinigten Schweizer- 
bahnen : 

gDer Oberbsnerneaerungsfonds ist zur Bestreitung der 
Kosten der fQr die Erneuerung des Oberbaues erforderlichen 
Schienen und Schwellen nebst Zubehörden bestimmt. 

,Seiu jeweiliger Bestand ist . . . mit 4% jährlich zu 
verzinsen.* 

Entsprechend lautet § 6 der Statuten der Noidostbahn: 

,Die ordentliche Einlage in den Emeuerungsfonds betri^ 
mindestens Fr. 1000000 per Jahr. Dieser Fonds hat den 
Zweck, die Ausgaben fOr Erneuerung des Oberbaues der Nord- 
ostbahnlinien oder fdr anssergewOhnliche Wiederherstellung 
derselben, sowie für regelmässige Erneuerung des Fahrmaterials 
(inklusive Schiffe) auf die jährlichen BetriebsrecbnungeQ tun- 
lichst gleichmässig zu verteilen." 

Eine materiell entsprechende, nur weiter ins Detail gehende 
Vorschrift erlässt Art. 18 der Statuten der Gotthardbahn. 

Die vom Bundesrate gutgeheissene schweizerische Praxis 
sieht mithin in dem Ernenerungsfonds ein durchaus internes 
Institut der Bahngesellschaften. Mit Vorstellungen von Minder- 
wert der Anlagen wurde er nie in Zusammenhang gebracht. 

4. Kun kam das Bechnungsgesetz von 1896 , und mit 
dessen Erlass gelangte eine in der schweizerischen Praziä noch 
unbekannte Anschauung Über den Erneuerungsfonds zu gesetz- 
licher Anerkennung. Ganz neue Grundsätze werden proklamiert, 
und, wie wir schon hervorzuheben Gelegenheit hatten, zeigt 
sich in ihnen, welche naturgemäss keine mildere, sondern eine 
strengere Behandlung des Emeuerungsfonds vorschreiben, vrieder 
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deutlich die Tendenz , welche die eisenbahnpolitiBche Gesetz- 
gebang seit 1883 mit beherrBcht, nämlich eine Piession auf 
die KOckkaufssamme herbeizuführen. So ist anch die Ent- 
rüstung der Gotthardbahngesellschaft begreiflich, wenn ihre 
Direktion am 8. Mai 1897 an den Bundesrat schreibt: «Wir 
können uns des Gedankens nicht erwehren, es habe in neuester 
Zeit ein ausserhalb dieses Institnts liegender Zweck bei der 
Neugestaltung dieser Verhältnisse die klare Einsicht getrUbt, 
denn sonst könnten wir uns die Tatsache nicht erklären, dass 
die Grundsätze, die wir erst im Jahre 1893 in Verhandlungen 
mit Ihrem Eisenbahndepartemente und mit Ihrer Zustimmung 
aufgestellt haben, heute nicht mehr richtig sein sollten"^). 
Die neuen Grundsätze sind nun die folgenden: 

a) Die Anlage des Emeuerungafonda ist nicht nur mit 
Bezug auf Oberbau und Rollmaterial vorgeschrieben, sondern 
ist auch auf Mobiliar und Gerätschaften ausgedehnt. 

b) Für die Höhe der Einlagen in ihn ist massgebend der 
Grad, in welchem die Objekte abgenutzt sind. Die jährliche 
Einlage ist nämlich zu berechnen nach den Erstelluugs- bezw. 
ÄDschafFungskosten und der wahrscheinlichen Gebrauchsdauer 
je der einzelnen Anlagen oder Gegenstände. 

c) Dem Emeuetungsfonds dUrfen keine Zinsen gutgeschrieben 
werden. 

d) Sein Bestand soll zu jeder Zeit dem vollen Betrage 
des durch Abnützung oder andere Einwirkungen entstandenen 
materiellen Uinderwerts der sub a aufgeführten Anb^;en und 
Gegenstände entsprechen, und dieser Betrag ist in die Passiven 
der Bilanz anfzunehmen. 

So der Inhalt von Art. 11 des Rechnnngsgesetzes. 

Sehr bemerkenswert für den Geist und die Absicht, welche 
neben der Sorge um eine solide ßechnungaführung der Bahnen 
zum Vorschlag dieser neuen Konstruktion des Erneuerungsfonds 
gefahrt haben mag, ist die Tatsache, dass der Bundesrat in 
seinem Entwürfe zu diesem Artikel fSr sich selber die end- 
gültige FeststeUnng der Höhe der Einlagen vindizierte *). Das 



') Gottbardbahn, Gesch&ftabericht pro 1897, Beilage» S. 7. 
") Vgl. Art. 12 des Entworfes: .Die Beträge der jährlichen Einladen 
Herold, Der SDbw«izsrUcbe Bnnd und die E 
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endgültige Gesetz gibt aber äea Babneu allerdings ein Rekurs- 
recht ^). 

Dieser Erneuernngsfonds des Rechnnngsgesetees ist nichts 
anderes als der aus theoretischen Gesichtspunkten von Simon 
befflrwortetfl. 

II. Das Kechnungsgesetz beeinäusste in erster Linie die 
RechDungsßlhmng der Babngesellachaften. Ob man ihnen nun 
vorschrieb, den Eraeuerungsfands so oder anders zu behandeln, 
das machte l^r sie relativ noch wenig aas, solange ihnen das 
E^entnm an der Bahn verblieb. Wie ist aber beim Rückkauf 
der Erneuernngsfonds zu behandeln? Bundesrat und Bahn- 
gesellschaften verbraten diesbesfiglich durchaus verschiedene 
Standpunkte, indessen würde es uns viel zu weit führen, wollten 
wir hier ihre umfangreichen Argumentationen reproduzieren*). 
In aller Kürze gesagt, betrachten die Bahngesellschaften den 
ßmeuerungsfoads als ein internes Institut, welches den Bück- 
käufer alR solchen nichts angeht Daher wollen sie bei der 
Entschädigungaberechnung nicht ihn, sondern lediglich die wirk- 
lichen Emeuerungsausgaben in Betracht gezogen wissen, welche 
ja stets dem praktischen Bedürfnis entsprochen hatten, vom 
Bundesrate genehmigt worden seien, und gegen deren allfällige 
willkürliche Behandlung die Forderung der Abtretung der Bahn 
in vollkommen befriedigendem Zustande eine genügende Kautele 
bilde. Der Bundesrat dagegen will den Emenerungsfonds für 
alle massgebenden Jahre nach dem Rechnung^esetze konstruiert 
sehen, weil ein richtiger Beinertiag erst dann vorhanden sei, 
wenn die durch den Betrieb bedingten Opfer nach den Grund- 
sätzen einer soliden Verwaltung gedeckt seien. Für den Er- 
nenerungsfonds aber gebe diese Grundsätze einzig das Recb- 
nung^esetz, ob es nun im allgemeinen als solches anwendbar 
sei oder nicht. 



in den Erneuernngsfonds werden nach Anhörung der Bahnverwaltongen 
TOm Bundesrat endgültig festgesetzt ' 

') Vgl. Art. 12 Abfl. 3 des Oesetzes: .Ben BahnTerwaltongen steht 
du Recht EU, gegen die auf Gmnd dieiea Artikels getrofEenen Anord- 
nungen des Bundesrates beim Bundesgerichte zn rcknrrieren ; ' 

') Eingehende ErOrtemng dee Streitgegenatandes in allen Rechta- 
Schriften, a. B.! ßc. VSB. S. 15 ff. Bpl. VSB. S. 12 fif. A. VSa S. 13 £F. 
Dpi. VSB. S. 8 ff., u. s. w. 
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lieber diese schwerwiegende KootroTerse hatte das Bundes- 
gericht in Sachen des Centralbahniekitraes zu entBcheideu, am 
18./21. Januar 1899 ^). Daas die vom Rechoungagesetze yer- 
tretenen Grundsätze als Bestandteile des Gesetzes nicht in 
Anwendung zu kommen hatten, das ergab sich von selbst als 
Kona«qaenz der vom Gerichte erkUj-ten Kichtanwendbarkeit 
desselben Überhaupt auf den Rückkaufspreis. Gleichwohl aber 
pflichtete ea prinzipiell dem Bundesrate bei, indem es, ins- 
besondere mit Bezugnahme auf Simons theoretische Ausfüh- 
rungen, die Konstruktion des Erneuerungsfonds, wie er im 
RechnuDgsgesetze auftritt, als die mit einer soliden Verwaltung 
einzig harmonierende anffasste. Damit brachte es das Rech- 
nungsgesetz und seine Tendenzen also doch wieder indirekt 
zur Anwendung. Die Entscheidung über die konkrete, tech- 
nische Behandlung des Erneuerungafonds verwies indessen das 
Gericht in den im Art. 21 des Rechnungsgesetzes vorgesehenen 
Zivilprozess. 

IIl. Versuchen wir nun auch in diesem Funkte unserer- 
seits eine Würdigung der Situation. Da die Eonzessionen uns 
keine Anknüpfungspunkte gehen, so sind wir in unseren Aus- 
fObrungen an nichts gebunden. Feststellen lässt sich von 
vornherein nur das eine, dass die Streitfrage, ob Eraeuerungs- 
ausl^en, oder ob Emeuemitgsfonds und welche Gestaltung 
desselben heim RUckkauf zu berücksichtigen ist, sich in erster 
Linie nach praktischen Grundsätzen — wenn man will, nach 
den Grundsätzen einer soliden Verwaltung, zu beantworten hat. 
Für das Weitere aber drängen sich uns folgende Erwägungen 
auf, im Anschluss an Regelaberger ') , dem wir hier in den 
Gmndztigen folgen wollen: 

1. Nicht nur unter den Bcbweizerischen Eisenbahngesell- 
schajten findet sich die von der Simonschen Theorie und vom 
Rechnungsgesetz bekämpfte Konstruktion des Erneuerungsfonds. 
Die Vorstellung eines Fonds, welcher zur gleichmässigen Ver- 
teilung der Emeuerungsausgaben, also zur Dividendenaus- 
gleichung dient, findet sich vielmehr durchweg bei den Eisen- 

') U. SCB. S. 47 ff. 

^) BegeUberger, Zweites Gutachten in der Bekoiuache der 
Gotthardbahngesellscli^ Basel 1898. 
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bahngesellschaften. Bei den preassiscbea PriratbabneQ ist er 
z. B. dazu bestimmt, die Mittel ffir Erneaening der Scbwellen 
und Scbieoen, sowie auch der Betriebsmittel aller Art, anzn- 
sammela und bereit zu halten. Id Italien sind die drei Pacht- 
gesellachaften verpflichtet, Emeaerungsfonds anzulegen zur Er- 
satzleistung fOr die durch höhere Gewalt verursachten Schäden 
(praktisch Reservefonds), und fOr die Erneaeruog des metal- 
lischen Teiles des Oberbaues, sowie fQr die Erneuerung des 
durch den Gebranch dienstuntauglich gewordenen rollenden 
Materials ^). 

2. Die Einrichtung eines Erneuerungsfonds dieser Art ist 
an sich gewiss zweckmässig zur gleichmässigen Verteilung von 
Dividenden. Eine Notwendigkeit fOr den Betrieb ist er aber 
nicht. Das zeigt der umstand, dase er auch bei den schwei- 
zerischen Frivatbahnen längere Zeit gefehlt hat: die Vereinigten 
Schweizerbahnen sahen ihn in ihren ersten Statnten von 1S57 
nicht vor, sondern trafen erst 1875 eine bezügliche statutarische 
Bestimmung *). Die Nordostbahn kreierte ihn erst in den 
Statuten von 1872, und zwar „zur Bestreitung der Kosten der 
Oberbauerneuerung, der Ersetzung von Lokomotiven, Wagen 
und Schiffen* ^), Ebenso kennen die preussiachen and die 
bayerischen Staatsbahnen den Erneuerungsfonds nicht, wie er 
überhaupt bei den Staatsbahnen selten ist, und nur etwa in 
Sachsen und Oldenburg vorkommt. In Oesterreich besitzen 
nur wenige Bahnen besondere Erneuerungsfonds, und die RUck- 
li^en sind nur fakultativ, nicht obligatorisch vorgesehen. So 
ist ea begreiflich, dass v. d. Leyen nach dem allem die Rück- 
lagen, wie sie bereits vor dem neuen ßechnungsgesetze in 
der Schweiz gemacht wurden, schon als ,sehr beh^chtliche' 
ansieht *). 

3. Die Einlagen in einen Ernenemngafonds , wie er sich 
bei den Bahnen findet, sind stets etwas willkürlich gegriffen. 
Dies zeigt deutlich folgende Tabelle: 



■) V. d. Leyen in Rolls EnzyklopHdie Bd. Ul 8. 1475— 1476. 

*i Ro. VSB. S. 29. 

») Ro. NOB. S. 78. 

*) T. d, Leyen a. a. 0. S. 1476. 
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Neben den sehr regelmässigen Dotierangeii , wie sie die 
RecbDungen der Centralbfthn anfweiseo, kommen anderswo Tiel 
grSsaere Unregelmässigkeiten vor, anch da, wo sie nicht durch 
die Tatsache der Verzinsung oder Nichtverzinsung des Fonds 
im einzelnen Falle hervorgemfeo sind. 

Darum wechselt anch der Bestand des Emeaerungsfonda 
sehr, entsprechend seiner bei den einzelnen Babngesellschaften 
keineswegs uniformen historischen Entwicklung, wie folgende 
Aufstellung zeigt: 

Tabelle 37 (riebe S. 295). 

Von derartigen Zufälligkeiten muss die BUckkanfsrechnnng 
frei sein, denn sie mfissten Unbilligkeiten hervorrufen. Die 
Einstellung einer so zweifelhaften Grösse, wie dieser Emene- 
ruDgsfonds es ist, fahrt ausserdem eu einem unerquicklichen 
Interessenkampf, wenn es sich um einen künftigen Erwerb 
handelt. Eine Partei misstrant der anderen und wirft ibi 
Unbilligkeit vor, und dies am allermeisten, wenn die eine 
Staat heisst und sich in Überlegener Machtstellnng befindet. 

Soviel ist also sicher: dieser Eroeuemngsfonds der Oesell- 
scbaften darf die Rückkaoferechnung nicht beeinflussen. 

4. Wie steht es nun mit den wirklichen Emeuerungs- 
ausgaben? Sind sie nicht auch willkürlichen Schwankungen 
unterworfen? Die sämtlichen Aeusserungen der BahngeseU- 
schaften bestreiten es, und auch t. d. Leyen teilt mit, die Er- 
fahrungen hätten gezeigt, dass die Emeuerungsausgaben von 
einer gewissen Zeit nach Eröffnung der Bahn an keinen grossen 
Schwankungen mehr unterliegen. Versuchen wir nun, diese 
Behauptung an Hand einiger statistischer Zusammenstellungen 
zu prüfen. 

Um alle uns interessierenden schweizerischen Bahnen an- 
fahren zu können, müssen wir zunächst, indem wir zahlen- 
massig nur die Babnanlage, nicht das Rollmaterial betrachten 
wollen, die Ausgaben für Unterhalt und Erneuerung zugleich, 
welche einzig in der Statistik verzeichnet sind, hier anfahren. 
Sie betrugen: 

Tabelle 38 (riebe S. 296). 
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Ab Parallele diene die enisprecbende Zusamiuenstellaiig 
für die bayerischen Staatsbabnen , nar in etwas anderer zeit- 
licber Begrenzung: 

Tabelle 39. 

SayeriBcbe Staatsbabn. 

AaBgabea für Unterhaltung und Erneuerung der 

Bahnanlagen einBcbliesBÜcb des Oberbaues^). 



Jahr 


^^=^^ Si.eck. 


pro 
uMloineter 


pro 
Geleiseküometer 


1884 Ma 


rk 7 058 804 Mai 


k 1649 


Mark 1222 


1885 


6 724406 


1553 


. 1144 


1886 


6 747 961 


1547 


, 1136 


1887 


6 798 775 


1586 


, 1128 


1888 


7 266 485 


1608 


. 1170 


1889 


7 799436 


1689 


. 1227 


1890 


8 822 417 


1895 


. 1370 


1891 


9249 972 


1977 


. 1419 


1892 


10072 476 


2125 


. 147S 


1893 


10 315 428 


2138 


, 1442 


1894 


10 284 583 


2059 


. 1348 


1895 


10 002 386 


1958 


, 1268 



Wollen wir nun die Emeaernngeausgaben allein betrachten, 
so gibt ans zunächst bezüglich der Babnanlf^e folgende Angabe 
der Geschäftsberichte der ^anzöHischen Ostbahn einige wert- 
volle Aufschlüsse: 

Tabelle 40. 

FranzöBiscbe Ostbahn. 

Ausgaben für Erneuerung der Bahnanlagen. 

(GroBBes reparationB et räfection des Toies).*} 

Jahr Betrag 

1889 .... Fr. 7441496.31 

1890 ..... 7552094.02 



') Vgl. die statistiBchen Berichte übet den Betrieb der kgl. bayeriseheiv 
Verk ehrBOnstalten. 

') Vgl. die QeschU'tBberichte der Gesellschaft. 
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Jahr 








Betrag 






1892 .... Fr 


9 968182.27 






1898 . 








9386 692.15 






1894 . 








9 171 661.54 






1895 . 








8250865.94 






1896 . 








7605 702.66 






1897 . 








7812 512.88 






1898 . 








8 557 080.44 




Ann 


lerkungen. Die LänM des in voUem Betrieb 


befindli(\hen 


Netin w« un I. JwitiM 1889 ent 8666 km; <» wnch» in 


1 Jahre 1889 


auf 4443 km an, und aein Bestand am 


1. Januar 1898 war 


4 834 fan. 


Die 


Aiugaben fflr den Unteriialt 




gerechnet 















Und dud , um auch fDr die Schweiz nicht ohne spezielle 
Ziffern zu sein, haben wir endlich noch im Folgenden aus den 
GeBch&ftsberichten der Nordostbahn und der Oottbardbahn die 
dort separat angegebenen Ausgaben für Erneuerung allein 
zusammengestellt, welche ans dem Emeuerongsfonds gedeckt 
werden. Sie beziehen sich aber auf die Erneuerung des Ober- 
baues und des Betriebsmaterials zusammen. Zugleich sind zum 
Vergleich die Einlagen in den Erneuerungsfonds speziell an- 
geftlhrt: 

Tabelle 41. 

ZusammensteltuDg der ordentlichen Einlagen in 

den Erneuerungsfonda and der aus ihm bestrittenen 

wirklichen Erneuerungsausgaben für Oberbau and 

Betriebsmaterial. 

NordoEtbahn: 1886—1897^). 



Einlage 

Fr. 1500 000.— 

, 1 487 529.48 

, 1 183 293.48 . 

, 1 272 848.70 

. 1 279 374.82 

, 1460026.57 

, 1 000 000.— 

') Vgl. die Gesohäftaberiohte. 



Wirkliebe EmeuBmngs- 
anagaben (Oberbau 
und Betriebsmaterial) 
Fr. 1030 721.20 
, 1238 650.26 
. 1 183 293.48 
, 1272848.70 
. 1279 374.32 
, 1503 814.58 
, 1106 837.44 

[verte!] 
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Ordentliche 


Wirkliche firaeneran^ 


Einlage 


aosgaben (Oberbau 




und Betriebamaterial) 


Fr. 1 000 000.- 


Fr. 1052 848.69 


, 1 050 000.— 


. 1 007 431.52 


. 1050000.— 


, 1043 784.51 



1887 

Summa . . . Fr. 12 288 072.55 Fr, 11719 104.70 

Im Durchschnitt. , 1223307.26 , 1 171 910.47 

Anmerkung. Minimaleinlt^ Fr. 1 000 000.— , HOchetbetrag des 
Fonda Fr. 8000000.—. Die Einlagen werden nach einem BegnjIatiT be- 
mssaen; dabei hat die GeneralTervammlung die Kompetenz, die Einlagen 
zn vermindern oder einznatellen , wenn der HCchatbetrag erreicht iet. — 
Einlagen seit 1893: 

Oberbau ausser Schwellen: 8 Cts. pro LokomotiTkilometec ; 
Schwellen: 500 Fr. pro Kilometer eigener Bahn; 
Kollmaterial : 5 Cta. pro Lokomotivkilometer und 2 Cts. pro 

Aclukitometer, Ö"/» des BÜanswerts der Schiffe. 
AuBierdem fllr anesergewShuliche Schädigungen u. s. w. bis 
100 000 Fr. 
(Hier Ueae sich bei den Grnenenmgsauggaben der ErlOs auB TCr- 
kanftem Altmaterial nicht abscheiden.) 



Tabelle 42. 
ZusammetistelluDg der ordentlichen Einlagen in den 
ErneuerungsfondB und der aus ihm bestrittenen 
wirklichen Erneuerungsausgaben für Oberbau und 

Betriebsmaterial. 





Ootthardbahn: 1688 


-1897 1). 


Jahrgang 


Ordentliche 






Einlage 


ausgaben (Oberbau und 




(eskl. Zineen) 


Betriebamaterial), die aus 
bestritten wurden 


1888 


Fr. 705 703.95 


Fr. 485 065.67 


1889 


, 749 878.85 


. 413 275.18 


1890 


. 748627.28 


. 763 305.32 


1891 


. 760 140.09 


, 717 275.17 


1892 


. 794 500.44 


. 581 797.81 


1893 


. 406 483.98 


, 722 766.64 


1894 


. 430 252.60 


, 837 899.28 

fverte 



') Aua den Getchäftsberichten zusammengeateltt. 



n,g:,.ndtyG00glc 





— 300 


- 


Jahrgang 


Ordentliche 






Einlage 


ausgaben {Oberbau und 




(exkl. ZiDHeii) 


Betriebtmaterial), die aoa 
beatritten wurden 


1895 


Fr. 434 772.82 


Ft. 5719&4Ä0 


1696 


. 674 188.58 


. 999 396.54 


1897 


, 656 892.79 


, 868 185.84 


mma . . . 


Fr. 6 860 440.88 


Fr. 6 960 421.25 


Dntchachnitt 


. 636 044.09 


. 696042.13 



1888—1892. Einlage = 1000 Fr. per Kilometer eigener Bahn und 4 '/• der 

ßrattoeinnahman ans dem Eisenbahntransport. 
1898-1895. Einlage = 500 Fr. per Kilometer eigener Bahn nnd 2 "/o der 

Brnttoeinnabmen, weil der Bestand des Fonds hCher war als 

5 Millionen Franken. 
1896— 1B97. Einlage «rie 1888—1892, aber auf den HSchstbestand des 

Fonds (5 Hillionen Franken) reduziert 
(Statuten der Gotthardbahn Art IT.) 
(Der Erlös ans dem Verkauf von Altmaterialien ist von den Er- 
neuerungsauBgaben nicht abgezogen.) 

Entsprecheade sonstige zahlen mäasige Angaben für das 
Hollmaterial mfiasen wir ans aus Baumrücksichten versagen; 
am Ergebnis würden sie nichts ändern. 

Um nun aus diesen Zahlen das Fazit zu ziehen, so lässt 
sich nicht bestreiten, dass allerdings die Ernenerungsausgaben 
von Schwankungen nicht frei sind, und dass diese Schwanktmgen 
mitunter sogar grössere Dimensionen annehmen, als sie durch 
vorübergehende Preisdifferenzen für Arbeit und Material ja 
immer hervorgerufen werden. Es scheint doch, dass sie etwas 
in der Natur der Sache liegen, und dass somit v. d. Leyen 
nicht unbedingt zuzustimmen ist. 

Aber diese Schwankungen sind doch nicht so gross, als 
dass zehnjährige Durchschnitte namhafte Ungleichheiten her- 
vorrufen würden, und so kann man für grössere Perioden, wo 
es auf Durchschnitte ankommt, sie eher ausser Acht lassen. 

Für die Einstellung der Erneuerungsausgaben in die Rück- 
kaufsrechnuDg spricht aber immerhin ihre doch nur cum grano 
salis zu konstatierende „Begelmässigkeit" nicht. Für sie spricht 
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nur der allerdings schwer wiegende Umstand, dass sie sich am 
meisten dem nähern, was praktisches Bedörfnis diktiert hat. 

5. Bei alledem sind wir aber doch nicht «icher, dass ihre 
nicht za verleugnenden Schwankongen nicht vielleicht doch 
durch willkürliche Geschäftsgebarung verursacht worden sind. 
Entspräche denn den Grundsätzen einer soliden Verwaltung 
nicht besser die Einstellung der Beträge in die Betriebsaus- 
gaben, welche sich dem Rechnangsgesetz gemäss als eigentlich 
abzuschreibende Mioderwerte ergeben werden? Soll man nicht, 
den Grundsätzen einer soliden Verwaltung zuliebe, die Bahnen 
fUr die Unterlassung der Abschreibungen in diesem günstigen 
Momente strafen und auf diese Weise begangene Fehler wieder 
gut machen P 

Die Antwort gibt in klarer Weise die Replik der Gott- 
hardbahngesellscbaft, und ihr scbliesst sich Begelsberger an ^). 
Gerade in dem ans beschäftigenden Punkte besteht eben eine 
grosse Verschiedenheit zwischen den Eisenbahnen und anderen 
industriellen Aktiengesellschaften: »Ihre volkswirtschaftliche 
Bedeutung gestattet nicht, sie in einen Zustand wachsenden 
Minderwertes übergehen zu lassen, dafttr Kapital abzuschreiben 
oder den Gegenwert in Kapital anzuhäufen." Vielmehr muss 
die Bahn durch die laufenden Erneuerungen und Verbesserungen 
stets in vollwertigem Zustande erbalten werden, denn ihre 
Zweckbestimmnng verlangt die Erhaltung. Die Schwankungen 
in jeuen sind dabei nicht so bedeutend, dass Perioden grosser 
Hauptemeuerungen mit solchen abwechselten, wo die Erneue- 
rungsausgaben sehr gering sind. Bei gutem und regelmässigem 
Unterhalt geht die Bahn in ihrem Anlagewerte nicht zurück. 
Sie ist zwar nicht mehr neu, aber es tritt zwischen ganz 
neuen, teilweise benutzten und fast ausgenutzten Bestandteilen 
ein Zustand , steten Gleichgewichts" ein, wo die Bahn nach der 
Natur ihrer Anlage vollständig leistungsfähig ist. 

Vermöge der wirklichen Erneuerungaauagaben werden also 
die Abschreibungen an den Aktiven, welche eich nach dem 
Obligationenrecht den Umständen anpassen sollen, unnStig ge- 



') Rpl. 6B. S. 68 £f. 

Vgl. Begelsberger, Zweitet Rechtsgutachten S. 9. 
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macht, indem darch sie der Tollwertige Zustand jederzeit auf* 
recht erhftlteD wird. 

6. Wenn alao auf diese Weise die Abschreibungen um- 
gangen werden dürfen, so ist anderaeite die AuBammlung eines 
so grossen Emenemogsfonds , wie ihn das Bechnungi^esetz 
Torscbreibt, ans praktischen äesichtsponkten nicht zu empfehlen. 
Einmal ist seine richtige theoretische Berechnung sehr schwierig, 
ja fast uumt^Uch, weil sich die Gebrauchsdaner eines Anlage- 
objekts nie sicher genug bestimmen lässt. Sodann wird sein 
Betrag leicht unerwünscht hoch: in kritischen Zeiten darf er 
zu anderem nicht Terwendet werden, and den regelmässigen 
Einlagen zuliebe kann man leicht an anderer Stelle zum inten- 
siven Nachteil des Publikums unerwünschte Einschränkungen 
eintreten zu lassen gezwungen sein. Endlich erschwert die 
Anl^e eines solchen Erneuernugsfonds die doch oft wünschens- 
werte Benüiasnng des Kredits. Bat er für den Ersatz fast 
aller Eat^orien von Anl^eobjekien aufzukommen, dann bleiben 
wenig Fälle mehr, wo man sich des Kredits bedienen kann. 
Und dies wäre bei niedrigem Zinefttss oft besser, als eine, 
mitunter nur mit Opfern zusammengeraffte, gebnndeue Ver- 
mögensmasse zu haben. Grössere Erneuerungen kSnnten dann 
ihre Deckung durch billige Anleihen finden, welche hintendrein 
aus den Betriebseinnahmen zu verzinsen und eventuell zu 
amortisieren wären. 

7. Somit bilden nur die wirklichen Ernenerungsausgaben 
einen Masstab, welcher fOr die Hfickkaufsrechnung massgebend 
sein kann : von den zwei Arten Erneuerungsfonds ist der eine 
zu willkürlich, der andere zu künstlich, jene allein entsprangen 
dem wirklichen Bedürfnis. Die Konzessionen kennen in ihrer 
Mehrzahl den Begriff des Erneuerungsfonds nicht Kach ihnen 
ist für die Bemessung der ßückkaufsentschädigung unter anderem 
der Keinertrag massgebend. Jedenfalls gehört daza der TJeber- 
schnss der Betriebseinnahmen Über die Betriebsausgaben. Zn 
diesen aber sind zn rechnen die wirklieben Aufwendungen für 
die Emenentng. 

Die Praxis war jahrelang bestrebt, die Erneuerungsaus- 
gaben in freier Behandlung dem konkreten Bedürfnis an- 
zupassen, und sie sah in dem Erneuernngsfonda lediglich einen 
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DividendenaasgleichuDggfonda. Diese Praxisli&t die eii^eDÖBBtsche 
Behörde durch Genehmignng der Statuten and der Jahres- 
rechnangen a auktioniert , und mit ihr ist das gchweizerifiche 
Eisenbahnwesen aufgeblüht. Nachdem nun der Bund ala RKck- 
täofei den Gesellschaften im gegenteiligen Interesse gegen- 
fibergetreten ist, verlangt er plötzlich die Nacbacbtang seiner 
ceaen, angeblich .im Leben und in der Volkswirtschaftslehre 
geltenden Grundsätze'' '). Soll darum jetzt, wo es sich um 
finanzielle Vorteile handelt, die historisch gewordene Praxis 
plötzlich verleugnet und ihr eine bisher unbekannte Neu- 
regelung substituiert werden ? Soll dies besonders da erfolgen, 
wo der eine Interessent die Klinke der Gesetzgebung in der 
Hand hält, and der andere sich ihm fQgen mnss? 

So kann eine richi^e Lösung der Frage nicht zweifel- 
haft sein. 

Freilich, der Entscheid des Bundesgerichts hat wenigstens 
im Prinzip eine andere Lösung herheigefahrt. Aber gerade 
in den nachfolgenden Verhandlungen und Prozessen über den 
Emeuerungsfonds, welche noch immer ihres Abschlusses harren, 
hat es sich gezeigt, wie grosse Schwierigkeiten die Anwendung 
neuer, von der Praxis losgelöster Grundsätze in Wirklichkeit 
mit sich bringt, namentlich wenn es sich um eine theoretische, 
allgemeine Richtigkeit beanspruchende Berechnung der Ab- 
nützung von Eisenbahnanl^en handelt. 

Das ist jedenfalls ein Hauptpunkt, welcher dem kon- 
zesfiionsgemässen Rückkauf zu seinem schliesalichen Schicksale 
mit verhelfen musste. 



Der Begriff des Reinertrages 

I. Bisher schon hat es sich gezeigt, dass die Konzessionen, 
weit entfernt davon, eine zuverlässige und sichere Grundlage 
ftlr die Rückkaufsrechnungen zu bilden, den Anlass zn den 
schwersten Streitigkeiten gegeben haben. Sie sind auch in 
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dem UDB jetzt beschäftigenden E&pitel nicht besser, ja, vielleicht 
grösser als anderswo fiberall ist die Unsicherheit in der Auf- 
fassung des Beinertrages. Das Missliche ist hier, dass die 
alten Konzessionen keine Definitioii dieses Begriffes geben, 
wohl aber die neuen, doch nicht in befriedigender Weise. 
Nach diesen wird er gebildet .aus dem gesamten üeberschosB 
der Betriebeeinnahmen Ober die Betriebsausgaben , zu welch 
letzteren auch diejenigen Summen zu rechnen sind, welche auf 
Abschreibungsrechnung getragen oder einem Reservefonds ein- 
verleibt werden". Wie ist dieser Begriff zu deuten? 

n. Dass der Beinertrag, wie schon der aligemeine Sprach- 
gebrauch zur Evidenz zeigt, ans dem Ueberschuss gewisser 
jahrlicher Einnahmen über gewisse jährliche Ausgaben besteht, 
darüber sind die Parteien einig. Auch daHiber streitet man 
nicht, dass nach den Konzessionen nicht alles, was zum Ge- 
schäftsbetrieb der Aktiengesellschaften gehört, auf den Bund 
überzugehen hat. Was aber in Betracht kommt, und was für 
Posten demnach die Reinertragsrechnung enthalten darf, darfiber 
gehen Qesellecbaften und Bundesrat auseinander. Die Hauptr 
kontroverse ist hiebei, ob die Anleihensverzinsung einen 
Faktor bei der konzessionsgemässen Reinertragsrechnung bilde, 
oder nicht. Dass auch hier der finanzielle Vorteil für die ver- 
tretenen Ansichten massgebend ist, ist einleuchtend. 

III. Die Bahngesellschaften sind mit dem Bundesrate 
darüber einig, dass es hier auf den ,au3 dem Trsnsport- 
geschäfte* erzielten Reinertrag ankomme. Sie können sich aber 
den Reinertrag des Trassportgeschäftes, sobahl er einmal in Geld 
bewertet wird, nicht vorstellen ohne die Berücksichtigung ihrer 
persönlichen Schuldverhältnisse , deren Gestaltung ja mit ihm 
in unmittelbarer Wechselwirkung stehe. Sie können sich somit 
den Reinertrag nur ,im subjektiven Sinne" denken und &S8eii 
ihn als den Reingewinn auf, welcher sich für sie während ihrer 
Geschäftsführung aus dem Transportgeschäfte als solchem ergab. 
Zum Belege ihrer Ansicht berufen sie sich auf das Obligationen- 
recht, die kaufmännische Praxis, die ausländische Eisenbahn- 
praxis, sowie auf frühere Auffassungen des Bundesrates. Und 
auch die KonzesBionen lassen ihrer Ansicht nach keine andere 
Deutung zu, indem sie der Meinung sind, man solle den 
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Bahnen dag von ihren Aktionären ausgelegte Geld in seinem 
jetzigen Ertragswerte als Unternehmung snrück erstatten. Damm 
wollen die Gesellschaften die Änleihenazinsen in die Aasgaben 
der ReinertragBrechnuag einstellen, dafür aber natürlich ihren 
Gegenwert, den Betrag der Anleihen selber, von der Ent- 
schädigangssumme abziehen'). 

Der Bundesrat glaubt nun, weder aus den Konzessionen, 
noch ans den gewöhnlichen Recbtsgrundsätzen über den Kauf 
eine Yerpflicbtnng zur üebernabtne der Obligationenschnld 
ableiten zu müssen. Die Scfauldenzinsen halt er überdies nicht 
für notwendige, zu den Erträgnissen in einem gewissen Ver- 
hältnisse stehende Ausgaben, sondern er sieht in ihrer Höhe 
nnr die Folge der persönlichen Verbältnisse des Unternehmers. 
Das zum Geschäftsbetrieb notwendige Geld müsse ja nicht 
notwendigerweise durch Anleiben aufgebracht werden. Und 
so sei auch der Zinsfuss eine Zufälligkeit. Während also die 
Bechtsscbriften der Bahngesellscbaften für die Berechnung des 
konsessionsgemössen Reinertrages das .dingliche Moment* nicht 
ohne das .persönliche' erfassen zu können glauben, echliesst 
der Bundesrat das eine streng Yom anderen aus. So sind seiner 
Meinung nach die Anleiheuszlnseu bei der Rechnung ausser acht 
zu lassen: der Bund bezahlt der Gesellschaft dos Geld aus, und 
Oberläast es ihr, sich mit den Obligationären auseinanderzu- 
setzen '). 

Dem Bundesrate schliesst sich das Bundesgericht im 
Centrolbabnnrteil an % Es unterscheidet streng zwischen dem 
Fall, wo es si^h um dos finanzielle Resultat der gesamten Ge- 
sd^ftsfübrnng eines bestimmten Unternehmers handelt, und 
dem anderen, wo die Ertragsf&bigkeib einer bestimmten gewerb- 
lichen Anstalt oder Anlage in Fr^e steht. Im ersteren Falle 
könne von Reinertrag nur gesprochen werden deducto aere 
alieno, im zweiten, für uns bedeutsamen Falle seien aber 



>) Vgl. iDBbesondere Rc. NOB. S. 84 ff. Rpl. NOB. S. 78 ff. 

') Wie bei aUen anderen Streitpnnkteu, bebaudeln aacb hier sämt- 
licbe BechtsBchriften diese Fiuge. Für den Standpunkt dea Bundesrates 
irt z. B. zn vergleichen; A. NOB. 8. 32 ff. Dpi. HOB. 8. 36 ff. 

•) U. SCB. 8. 38 ff. 
Herold, Dft Schwel Eeri sehe Bnnd und die Eisenbalineil, 20 
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ebenso sicher die zufälligen SchuIdTerhältnisse des jeweiligen 
Inhabers nicht in Betracht zu ziehen, 

IV. Auch fOr die Interpretation des Begriffs des Rein- 
ertrages lassen uns also die Eonzeseionen, wenigstens die altes, 
gänzlich im Stich. Wir mOssen ans somit abermals mit den 
sonst in Wissenschaft oder Praxis geltenden Auf&asuagen zu 
helfen suchen. 

Vorerst ist festzustellen, dass der Ertragsbegriff besonders 
im Steuerwesen praktische Bedeutung erlangt hat. Er ist ein 
kfinstlicber Begriff, in welchem man das Ergebnis der Pro- 
doktion mit mehr oder weniger Eonsequenz von dem Zusammen- 
hang mit den Einflüssen der persönlichen Bewirtschaftung los- 
zulösen sucht. Der Staat fand in diesem kfinstlich geschaffenen 
Begriff ein willkommenes Mittel, um den Abzug der Schulden, 
bezw. der Schuldenzinsen von der Stenerbemessungsgrundl^e 
zu verbieten, mit dem Anschein einer notwendigen Konsequenz. 
So zeigt eich bei den meisten älteren Ertragssteuern, dass 
bei deren Veranlagung auf die persönlichen Schuldverhältnisse 
des Steuerpflichtigen keine Kucksicht genommen wird. 

1. Am berrortretendsten ist dies bei der Grundsteuer '). 
Die Bohertragskatastrierung soll dabei nnr eine vorbereitende 
Handlung der Keinertragskatastriemng sein, und im Prinzipe 
sind die Bewirtschaftungskosten vom Roherträge abzuziehen. 
Zu diesen gehören auch die Schulden Zinsen, und doch werden 
sie bei der Steuerveranlagung gänzlich Übersehen. So eut- 
stehen Ungerechtigkeiten , welche nur unvollkommen aus- 
geglichen werden, wenn man, wie in Sachsen, Baden, Oester- 
reich, die auf dort besteuerten Einnahmequellen lastenden 
Schuldzinsen bei der Einkommensteuer vom Stenerkapital ab- 
zuziehen erlaubt, oder, wie in Bayern, die auf einem Wirt- 
schaftsbetriebe lastenden Passivzinsen bei der Bemessung der 
Eapitalrentensteuer in Abzug bringt. 

2. Bei der Gewerbesteuer*) ist das Vorgehen der Staaten 
ungleich. Sie soll prinzipiell den Reinertrag selbst treffen, 
und da werden z. B. in Württemberg bei der Einschätzung 



') W. d. V. I 8. 970 ff. 
^ W. d. V. I 8. 908 ff. 
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des zu~ Gninde liegenden persönlichen ArbeiteverdieDstes die 
Schulden nicht abgezogen. Anders Bind die Verhältnisse in 
Baden und Oesterreich. In Baden ist Steuerkapital das Be- 
triebsvermögen mit Abzng der Schulden. In Oesterreicb dagegen 
sind die Aktiengesellschaften einer besonderen Erwerbssteuer 
unterworfen, wobei der erwirtschaftete Reinertrag die Be- 
messtingsgrondlage bildet, und nachweisliche PasalTzinsen ab- 
zngeb er echtigt sind. In Prenssen sind hinwiederum nicht ab- 
zngsf^hig Zinsen ffir das Anlage- und Betriebskapital oder für 
Schulden , welche behufs Anlage oder Erweiterung des Ge- 
schäfts, Verstärkung des Betriebskapitals oder zu sonstigen Ver- 
besserungen aufgenommen sind. 

Hieraus ergibt sich das eine: die Auffassung des Rein- 
ertrags ist, wo es sich um eine solche Ertragsbesteuerung 
handelt, keineswegs Qberall dieselbe, sondern sie hängt von 
dem Geldbedarf des Fiskus oder dem Zusammenhang der Er- 
tragsstenern mit dem Gbrigen Steuersystem allzusehr ab, als 
dass wir daraus für unsere prinzipielle Betrachtung einen festen 
Boden gewinnen könnten. 

3. Die preussische Eisenbahnsteuer ^) ist auch eine Ertrags- 
steuer. Sie wird bemessen nach dem Beinertrag der Eisenbahn-- 
unternebntnngen. Ist der Unternehmer eine inländische Aktien- 
gesellschaft, so wird der Beinertrag gebildet durch die auf 
das Aktienkapital zu verteilende Bestsumme, welche sich nach 
Abzug der Erstellungs- , Unterhaltungs- und Betriebskosten, 
des Beitrages zum ßeservefouda, sowie der zur planmässigen 
Verzinsung und Tilgung der Schulden verwendeten Betr%e 
ergibt. In diesem Falle also, wo der Staat. an hohen Steuer- 
ertriigen natnrgemäss Interesse hat, hält er einen Reinertrag 
erst dann für vorhanden, wenn die Sehuldenzinsen und die 
Tilgungsquoten abgezogen sind, und dies bemerkenswerter- 
weise in einem Falle, wo der Objektivismus des Ertragssteuer- 
prinzips streng zur Durchführung kommen soll. 

4. Dass indessen auch im Eisenbahnwesen diese Auffassung 
keineswegs eine allgemeine ist, zeigt Frankreich mit seinem 
System der staatlichen Zinsgarantien. In den Konventionen 

■) W. ä. V. I S. 635 ff. 
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vom Jahre 1859 wurden die Bahnen jeder Oeselischafi; in ein 
altes und in ein neues Netz geteilt. Im Falle der Unznläng- 
lichkeit des Beinertrags genoBS das neue Netz eine Zinsen- 
gsrantie fflr die aoszageb enden Obligationen. Ebenso sind 
nach den EouTentionen von 1883, welche die UnterBcheidnng 
TOn ancien und nonvean r^seau fallen liessen, aus den Rein- 
erträgen dieser Oesamtnetze zunächst die Tilgungs- und Zins- 
beträge fQr die Obligationen zn entnehmen. In diesem Falle 
werden demnach die Beinerträge von der GbligationenTerzinsnng 
unbeeinflusst gelassen ^). 

5. Andererseits bestimmt wieder Art. 16 der konzedierten 
Statuten derEöln-Mindener Gesellschaft Tom 18. Dezember 184S, 
dass aus dem Ertrag der Bahn zunächst die Verwaltungs-, 
ünterhaltungs- und Betriebskosten, sodann die Zinsen fflr die 
etwa zu emittierenden Obligationen, endlich die Betrl^^e ffir 
den Reservefonds entnommen werden sollen. 

,Der nach Abzug dieser Beträge sich ergebende Best 
bildet den Reinertrag.* 

6. Die entsprechende Auffassnng findet sich auch in der 
frfiheren schweizerischen Praxis. Wenn wir noch von den 
vom Bandesrate genehmigten Statuten der Oesellschaften ab- 
sehen *), welche rielleicht unter dem verfügbaren B.«iaertr^ 
nur den zur Dividendenzahlung geeigneten Reingewinn aus 
der ganzen Unternehmung verstehen mögen, so mag nur er- 
wähnt werden, dass der Bundesrat in seiner Botschaft zur 
Normalkonzession vom 10. Juli 1873 eine Littera d) des Rflck- 
kaufsartikels vorschlug, des Inhalts, dass der Beinertrag aus 
dem gesamten Ueberschuss der YerwaltangsÜBDahmen fiber 
die Verwaltungsausgaben gebildet werde, zu welch letzteren 



■) Bon, EniyklopMie Bd. IV S. 1684. 1686. 

■) z. B. g 5 der Statuten der Nordoatbahn: Ana den j&br- 

lichen Betrieb Herb^gnlBBen nnd sonstigen Ilinnahmen der GeBellBChnfl, Bind 
vorent sämtliche Ünterhaltnng«- und Betriebakosten , Zinsen und andere 
JahresauagabeD, sowie die Einlagen in den GmeuerongafondH und in den 
Vereicberungsfonda (§ 6) zn beBtreiten nnd sodann die gesetzlichen Ab- 
schreibungen vorzunebraen. 

.Was nach Abzug dieser Verweadnngen übrig bleibt, bildet den 
verfügbaren Beinertrag (§ 15 Ziff. 9) " 
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unter anderem aämtliche Scbuldzinsen zn rechnen seien ^). Diese 
Beispiele liessen sieb leicht vermehren. 

7. Auch in der schweizerischen Bestenerun^ scheint die 
jetzige Auffassung des Bundesrates nicht allgemein zu sein. 
tJm nur die zlürcherische .Vermögens-, Einkommen- und Aktiv- 
bürgerstener* zu erwähnen, so sind »nch hier bei Berechnung 
des Yermdgena von im Kanton wohnenden Pflichtigen vom 
Gesamtwert des Besitztums allföUige Schulden iu Abzug zu 
bringen. Bei steuerpflichtigem Besitztum von Auswärtswoh- 
nenden darf ein Abzug darauf haftender Schulden nur statt- 
finden, wenn der Pflichtige sich darüber ausweisen kann, dass 
dasselbe im Yerhältnis zu seinem flbrigeu Vermögen nicht un- 
verhälbiismässig mit Schulden belastet iat'). Sind auch hier 
die Ertragssteuern durch andere ersetzt, ao dringt doch auch 
in diesem Falle die Idee des Schulden-, bezw. des Zinsen- 
abzugs durch. 

Ans allen diesen Erwägungen ergibt sich, dass die Praxis 
nicht einig ist in der Auffassung des Begrifl^ des Reinertrags. 
Wenn sie auch vorwiegend dahin geht, die Schuldeuzinsen in 
der Reinertragsrechuung zu berücksichtigen, so wäre es doch 
zu gewagt', schon darum die andere Auffassung unbedingt zu 
verwerfen. 

y. Gerade diese Nichtübereinatimmung der Auffassungen 
in der Praxis führt uns aber auf den besten Weg zu einer 
richtigen LOsung. Die YerBchiedenheit in den Ansichten rührt 
davon her, dass überhaupt die ganze Abstraktion eines von 
persönlichen Momenten ganz losgelösten Reinertragsbegxiffs 
etwas Missliches au sich hat. Denn gerade diese Abstraktion 
ist es, welche den Verhältnissen, wie sie sind, widerspricht. 
In unserer heutigen Wirtschaftsorganisation nämlich lässt sich 
der Reinertrag kaum anders denken, als in Beziehung zu der 
Wirtschaft, in welcher und für die er entstand. Praktisch 
fragt man sogleich nach dem Werte des Reinertrages für einen 



') BBl. 1873, II S. 1153, 1170. 

*i Vgl. g 6 des Gesetzes vom 24. April 1870, im der .Siunmlung 
der Geaetse und Yerordnimgen des Kantons Zarich, welche bis 1883 
erlaBsen trardeii and noch la Kraft beateben'. Zürich 1896, S. 599 ff. 
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Unternehmer. Und dann sagen wir mit Mangoldt'): .Damit 
gibt man Echon den Standpunkt der Ertragsermittlung auf, 
dessen EigentQmlichkeit ja gerade darin besteht, von jeder 
Beziehung auf Personen zu abstrahieren. Denn die Annahme 
bestimmter Werte enthält ja schon in sich die Beziehung aof 
Fereonen und ihre Bedfirfnisse. Hieraus ergibt sich die 
Unmöglichkeit, fOr die im Verkehr stehende Einzelwirtschaft 
wirklich einen Keinertrag festzustellen ; was man da gewöhnlich 
Reinertrag nennt, nämlich den Wertüberschuss des Erzeugnisses 
über die Herstellungskosten, ist tatsächlich nicht mehr blosser 
Reinertrag, sondern fallt bereits unter den Gesichtspunkt des 
Einkommens, stellt sich als Einkommen der an der Produktion 
beteiligten Personen aus dieser dar.* 

Wenn nun die Konzessionen Tom Reinertrag reden, so 
kSnnen sie nichts anderes im Äuge haben, als eben dieses 
Reineinkommen der Gesellschaften aus dem Betriebe der Bahn 
als solcher. Deshalb kommt ja hier doch nicht das Ergebnis 
der ganzen Gewinn- und Yerlustrechnung in Betracht. 

Wie der Bundesrat selbst 1883 sagte, .gelten för die 
Bildung des Reinertrags durchaus dieselben Regeln, ob der 
EOckkauf dabei in Betracht komme oder nicht" ^). Wenn wir 
uns also den Reinertragsbegriff von persönlichen Momenten 
nicht losgelöst denken können, so fallen darunter die Auleibens- 
zinsen zuvörderst in Betracht. Denn gerade sie sind mit dem 
Bahnobjekte eng verknüpft, indem erst dank der Anleihen die 
Unternehmung sich überhaupt entwickeln konnte, die Zinsen 
hinwiederum neben den ausserhalb liegenden Einflüssen, fQr 
welche die Bahngesellschaften unverantwortlich sind, von der 
Kreditwürdigkeit der Bahnunternehmung selbst beeinflusst 
werden. 

Und damit ergibt sich auch ein Einklang mit der aller- 
dings sehr vagen Reinertragsdeflnition in den neuen Konzessionen, 
nach welcher er aus dem üeberschuss der Betriebseinnahmen 
über die Betriebsausgaben gebildet werden soll. Was diese 
sind, sagen uns die Konzessionen nicht. Und doch zwingt 



<) Mangoldt, VolkswirUcliaftalehre S. 317. 
») BBl. 1883. II S. 977. 
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eioen gerade die Betonung des „Betrieba", einen Zusammen- 
hang mit persönlicben Momenten anzunehmen, denn zu einem 
Betrieb ist ein wirtschaftendes Subjekt nötig, und damit die Mög- 
lichkeit, das8 es sich des Kredits bedienen kSnne. 

VI. Diese Erörterungen dürfen wir nicht scblieasen, ohne 
noch einen rein finanziellen Gesichtspunkt zur Sprache zu 
bringen. Wie immer bei diesen Fragen, war der Standpunkt 
der Parteien, auch derjenige des Bundesrates, durch den 
finanziellen Vorteil geboten. 

Bekanntlich wird bei der Ermittlung der konzessions- 
gemässen Entschädigung der durchschnittliche Reinertrag zu 
4t°lo kapitalisiert. Kuu sind alle Anleihen der schweizerischen 
Bahngesellschaften, diejenigen der Vereinigten Schweizer bahnen 
ausgenommen, zu einem Zinsfuss kontrahiert, welcher zum 
Teil bedeutend unter 4<'|o steht, im Durchschnitt jedenfalls 4"/o 
nicht erreicht'). 

Bei der Gotthardbahn ist z. B. die gesamte AuLeihens- 
schuld zu 8^)*'/') kontrahiert. Angenommen nun, die Rück- 
kaufäentachädigung für dieses Netz betrage, ohne Einrechnung 
der kapitalisierten Zinsen, Fr. 172371182, wie die Botschaft 
ausrechnet*). Werden nun die Anleihenszineen zu den Aus- 
gaben der Reinertragsrechnung gezählt, so erhöhen sich diese 
um Fr. 97621700, wenn wir den Zinsbetrag pro 1897 
(Fr. 3904868)") als Durchscfanittszinsbetrag annehmen. Es 
bleibt somit eine Rfickkaufsentschädigung von Fr. 74749482. 
Der diesfalls auf den Bund übergehende Anleihensbetr^ 
ist Fr. 1115676G2. Somit würde der Bund die Passivseite 
seiner Jahresrechnungsbilanz mit Fr. 186317144 eröffnen. 
Wird nun nach dem Vorschlag des Bundesrates gerechnet, 
dann zahlt er bloss Fr. 172371182 aus, und aberlässt es 
der Gesellschaft, sich mit den Obligationären abzufinden. 

Angenommen, die Gesellschaft könnte sofort das ganze 
Anleihen al pari zurückzahlen , dann bliebe ihr nach der 
Rechnung des Bundesrates ein Rest von nur Fr. 60803410 

<) BfickkanfaboUchaft, Beilage XVI. 

*] Beilage XI. 

') GeBchäfUbericht pro 1897 S. 68. 
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zur Vetteilnng unter die AttionSre. Im anderen Falle bleiben 
aber ftir sie Fr. 74749482. Wird nach dem Vorechl^ 
des BundeBrate und nach dem Urteil des Bnndesgericlitfi ge- 
rechnet, dann erhalten somit die Aktionäre bei der Liquidation 
Fr. 13946072 weniger! 

Und warnm? Sie mflsaen einfach daftlr bQesen, dass der 
Zinsfuss nnter 4''/o zurückgegangen ist. Dafflr können sie so 
wenig wie der Bund. Nachdem sie früher die Garantie er- 
halten haben, der Kapitalisierungszinefoss werde 4°/o sein, darf 
man ihnen die Vorteile, welche ihnen die nun billiger ge- 
wordene Verzinsnng der Anleihen gegeben hat, nicht vorent- 
halten, auch wenn der Staat dabei weniger auf seine Kedmong 
kommt. Zielen die Konzessionen einmal auf den Reinertrag 
ab, dann darf der Begriff kein anderer werden, wenn sich die 
Terhältnisse zu Ungunsten des Bückkänfers geändert haben. 
Früher wurde in der Schweiz der BegrifiF im Sinne der An- 
t^;e der Bahnen anfgefasst. Jetzt sollte immer noch dasselbe 
geschehea. 

Es ist bedauerlich, dass auch hier das Gericht Grundsätze 
sanktionierte, welche einen als allzu fiskalisch aasgedacht an- 
muten müssen. Schuld an allem Zweifel aber sind wieder die 
Kautschuk bestimmun gen der Konzessionen. Gerade hier, wo 
es sich um einen unbestimmten Begriff handelt wie denjenigen 
des Reinertrags, wäre seine genaue Formulierong doppelt 
wünschenswert gewesen. So aber zeigt sich wieder deutlich, 
dass der Boden der Konzessionen einfach zu unsicher ist, als 
dass sich auf ihm eine HOckkaufsoperation abspielen könnte 
mit ihren grossen Konsequenzen, deren Lösung beide Teile 
billiger- und vernünftigerweise befriedigen mOsste. 

VII. Nachdem wir nunmehr die prinzipielle Kontroverse 
über den Reinertragsbegriff erledigt haben, hat es keinen Wert, 
uns noch lange bei der grossen Anzahl der Detailkontroveraen 
aufzuhalten. Beide Parteien, immer vom gleichen Geiste be- 
seelt, stellten die extremsten Anböge, die sich mit ihrem prin- 
zipiellen Standpunkt noch vertrugen. Um nur zwei Beispiele 
zu nennen, wollte der Bundesrat von den Betriebseinnahmen 
die Zinsen von Betriebsgeldern ausschliessen , die, vorläufig 
verfügbar, bis zum Ende des Rechnungsjahres zinstragend an- 
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gelegt wurden, weil diese Erträgnisse mit dem Transport- 
geschäfte nichts zu tun hätten! Andererseits wollten die 
Bahngesellachaften Entschädigiiageii, welche sie kraft Gegen- 
seitigkeitsTergichemng infolge von UnfUllen an andere zu zahlen 
hatten, von der Betriebsrechnung ansschliessen, obwohl sicher- 
lieb eine GegenseitigkeitsTersicherung nicht anders behandelt 
werden darf als eine gewöhnliche Pr&mienversicherung der 
Bahn gegen die Folgen ihrer Haftpflicht. Auf Skonomiache 
Vorteile darf es hier nicht ankommen. Solche Uebergriffe 
hat das bandesgerichtliche Urteil mit Recht abgewiesen. 

VUI. Eine Kontroverse mehr hat endlich noch die Kon- 
zessionsbestimmung zu erwecken vermocht, dass der , durch- 
schnittliche* Reinertrag der kritischen zehn Jahre der Berech- 
nung der RückkanfsentschSdignng zn Grunde zu legen sei. 
Während nämlich der Bundesrat der Rechnung das einfache 
arithmetische Mittel der Reinerträgnisse der zehn Jahre zu 
Grande legen will, wollen die Bahnen bei der Durchschnitts- 
berechnung die Veränderungen des Anlagekapitals mit berfick- 
sichtigt wissen. Sie verlangen demnach, dass das Endanlage- 
kapital mit dem durchschnittlichen prozentualen Reinertrag in 
Verbindung gesetzt werde. Nur die Jara-Simplon-Bahn will 
etwas anders verfahren '). Sie will zunächst das mittlere An- 
If^ekapital ansrecbnen, dann den mittleren Reinertrag, daraus 
die mittlere Rente berechnen, und diese mit dem Endanlage- 
kapital in Verbindung setzen. Rechnerisch kommen die beiden 
Methoden nicht auf dasselbe heraus, aber immer stutzen sich 
die Gesellschaften in diesem Punkte ausdrücklich nicht auf die 
Konzessionen, sondern sie erachten es als ein Gebot der Billig- 
keit, dass man den Kaufpreis einer mittels Kapitalvergrösserung 
erweiterten und verbesserten Anlage nicht nach dem Rein- 
ertrag hemesse, welchen die noch nicht erweiterte und ver- 
besserte Anlage abwarf. Das Bnndesgericht hat zn Gunsten 
des Bundesrates entschieden, und wohl mit Recht, wenn man 
den starren Wortlaut der Konzessionen in Betracht zieht. Denn 
diese kennen nur zwei Arten der Berechnung der Rückkaufe- 
entscfaädigung , welche sich ansschliessen , nämlich diejenige 

') Re. JS. S. 20-21. 
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nach dem ursprünglichen Anlagekapital und diejenige nach dem 
25fachen durcbscbnittlicben Keiuertrag. Eine dritte, zwischen 
heiden Rechnungsarten vermittelnde Methode kann nicht znr 
Anwendung kommen, ohne dass die Eonzeasionen sie aus- 
drücklich aufgestellt hätten. Dass indessen diese Berechnangsart 
zu Unbilligkeiten fahren kann, und dass es von statistischen 
Erwägungen aus als korrekter anzusehen ist, den mittleren 
Reinertrag auch zum mittleren Anlagekapital in Beziehung zn 
setzen, wie die Jura- Simplon- Bahn es tut, ist zuzugeben. £s 
scheint aber doch fir^licb, ob dem hier klaren Sinn der Kon- 
zessionen auf Grund solcher Billigkeitserw^pjngen eine andere 
Interpretation zugedacht werden dürfte. Die Zusicherung dea 
ursprünglichen Anlagekapitals als Minimalentschädigung schafft 
gegen die Unbilligkeit in gewissem Masse Abhilfe, aber nur 
sehr unvollkommen. 

Und hieraus ergibt sich abermals ein Bedenken gegen 
den konzessionsgemässen Rückkauf überhaupt. 



Der „Tollkommen befriedigende Zustand" 

Nunmehr haben wir noch kurz zu einem letzten Streit- 
punkte überzugeben, nämlich zu der Frage der Abzüge von 
der Rückkaufsentschädigung. Den Anlass hiezu bildet die viel- 
leicht am allerun klarsten abgefasste Bestimmung der Kon- 
zessionen, dass die Bahn samt Zubehör ,in vollkommen be- 
friedigendem Zustande' dem Bückkäufer abzutreten sei. Eine 
solche, schrecklich unbestimmt abgefasste Bestimmung ermuntert 
ja unwiderstehlich die Parteien, unter ihrem Deckmantel mit 
einem gewissen Anschein von Berechtigung alle möglichen 
finanziellen Vorteile zu erstreben. Und davon ist auch in aus- 
giebigem Masse Gebrauch gemacht worden ^). 

I. Die erste Frage drebt sich darum, ob der Bundesrat 
in dem Verfahren nach Art. 20 des Rechnnngsgesetzes Über- 

') Vgl. zum folgenden jeweilen den ScblaBsabscfanitt gämtlieh« 
Bechtsschriflen. 
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haapt berechtigt sei, über diese Abzüge Normen aufzustellen. 
Er viadiziert für sich diese BerechtigUDg, weil es zur AbklSrang 
der Begriffe Reinertrag und Anli^ekapital notwendig gehöre, 
zu wissen, welche Posten grandsätztich abzuziehen seien. Die 
Babngesellschaften dagegen erklären, es sei gerade genug, wenn 
der Bandesrat schon bei der Feststellung der Ornndsätze fiber 
die Entschädigungaberechnnng Richter in eigener Sache sei; 
diese Frage gehöre zum Verfahren der Feststellung der RDck- 
kaufssumme selber, nach Art. 21 also in den späteren Zivil- 
prozesB vor dem Bnnde^ericfat. Und daron abgesehen, sei es 
tatsächlich gaoz unnit^lich, so wie die Dinge lägen, ohne 
Zuziehung von Sachverständigen damals schon einen richtigen 
Entscheid zu fällen. Den Bahngesellschaften pflichtete das 
Bundesgericht im Centralbahnurteile bei. 

II. Da indessen die in den Rechnnugen der Rückkaufs- 
botschaft vorgesehenen .Abzüge für materiellen Minderwert 
der Rückkaufsobjekte * eine bedeutende Summe ausmachen^), 
so lohnt sich doch ein ganz kurzes Eingehen auf die Materie 
selber, 

1. Der Bundesrat identifiziert den , vollkommen befriedigen- 
den Znstand* der Konzessionen mit dem vollkommen neuen 
Znstande. Er findet, da der Bund mindestens zahlen müsse, 
was die Neuerstellung bezw. der Ankauf der Bahnen gekostet 
hat, könne er auch verlangen, dass der Wert der abzutreten- 
den Objekte ungeHthr dem ursprünglichen „Eostenwerte" ent- 
spreche, and dass bei abgenutztem Znstande der Miuderwert 
vergütet werde. Darum verlangt er den nochmaligen Abzug 
des gesamten, nach dem Rechuungsgesetze dotierten Erneue- 
rungsfonds, nachdem er schon, wie oben hervorgehoben, die 
Betriebsrechnungen mit solchen strengen Einlagen belastet 
wissen wollte. Diese Forderung, dass die Bahn in quasi neuem 
Zustande abgetreten werden müsse , treibt er sodann auf die 
Spitze, indem er nicht nur das Vorhandene in neuem Zustande 
erhalten will, sondern geradezu verlangt, dass für nicht vor- 
handene Anlagen , welche zu seinem Begriff des vollkommen 
befriedigenden Zustandes gehören, gleichfalls Abzüge gemacht 

') Fr. 74 554 612. 
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weiden. Von dem gleichen Oesichtspnnkte geben seine anderen, 
oben in der Einleitung zn diesem Kapitel wiedergegebenen 
Forderungen ans. 

2. Wohl mit Recht bezeichnen die Bahogesellsehaften 
dieaea Abschnitt des bundesrätlichen Beschlnsses aU die alier- 
schwächste Stelle seiner Position. Dagegen hatten sie leichtes 
Spiel; 

a) Vorerst zeigt gerade die Entstehangsgescbichte der etsten 
Eonzessionen, dass man damals einen obligatorischen Abzog 
wegen Kicbtnenheit verwarf, und nur bestimmte, dass die Bahn 
in vollkommen befriedigendem Zustande fibergeben werden 
mfisse, wobei eventuell, bei Fehlen desselben, ein angemessener 
Abzog zu machen wäre^). Koch im Jahre 1855 sprach der 
Bundesrat nur von einem .vollkommen genfigenden' Zustand*). 
So können wir mit Heusler den vollkommen befriedigenden 
Zustand als einen solchen definieren, .der keine hSberen Er- 
neuemngsausgaben notwendig macht, als sie von gut ver- 
walteten Bahnen nach allgemeiner erfahrungsmässiger Bisen- 
bahnpraxis zur Erhaltung der Bahn in betriebssicherem Stand 
und Einffihrung technischer u. s. f. Keuerungeu aas den jähr- 
lichen Einnahmen bestritten werden* '). Damit fällt die Basis 
der bundesrätlichen Position. Die Bahn soll nicht in einem 
neuen, oder gar idealen Zustand an den Bund kommen, sondern 
nur ,in vollkommen befriedigendem Zustand*. Eine faobn- 
sprechende Begfinstignng lässiger Bahnen wird damit nicht ge- 
schaffen, denn die strenge bondesrätliche Aufsicht schritt 
Qberall gleichmässig ein. Aus dieser prinzipiellen Aufstellang 
ergeben sieb die Eonsequenzen. 

b) Die normale Abnfitzong berechtigt nicht zu Abzügen, 
denn, wie wir oben zu zeigen versuchten, bilden dafSr die 
ordentlich bemessenen regelmässigen Emeuemngsausgaben Abs 
Eorrektiv. Es kann sich also hier nur um Mängel bandeln, 
welche darüber hinausgehen, sei es, dass nun bestehende An* 
l^en nach den Ansichten Ober eine richtige Eisenbahnpraxis 



') Vgl oben S. 34 £f. 
■) BBl. 1856, I S. 1. 

'] He na 1er, Rechtagutacbten in der Rekorssacbe der Qotthordbithii- 
gesellacbaft Basel 1898, 8. 8. 



n,g:,.ndtyG00glc 



__ 317 — 

allza lässig nnterbaltea sind, sei es auch, daas bechnisclie Neue- 
rangen gar sieht zar Eiul^bruDg kamen, deren Yorhandenaein 
zma moderneD Begriff von einer gut unterhaltenen Bahn ge- 
hört Stets handelt es sich also um qnaestiones facti. 

c) Jedenfalls aber hat der Erneuerungsfonds ausser Be- 
tracht zu bleiben. Er kann, wie wir oben zu zeigen veraachten, 
in der Praxis nur als Internum der Gesellschaften aufgefasst 
werden, und ist dabei ein blosser Au^leicbangsfonda. Dies 
f^Qt unbedingt für die unter dem alten System konzedierten 
Linien, wo er in den Eonzessionen nicht erwShnt ist. Die 
nach der Normatkonzession konzedierten Linien sind hierin 
allerdings etwas anders zn behandeln. Hier ist, entsprechend 
der Tendenz, dem Staate eine vorteilhaftere Stellung zu ver- 
scbafTen, der Abzug des Erneuerungsfonda von der Minimal- 
entschädigung, dem ursprOnglicben Anlagekapital, obligatorisch. 
Und ferner ist danach der Erneuerungsfonds zur Herstellung 
des vollkommen befriedigenden Zustandes beim Rfickkauf zu- 
nächst zu verwenden. 

HL Im vorstehenden haben wir nur das Wichtigste be- 
r^rt. Dass , vollkommen befriedigend' nicht .nen" heiast, 
ist nun klar. Es heisst aber andererseits mehr als , leidlich 
beiriebsföhig", und in diesem Sinne ist die Eonzessionsbestim- 
mung trotz der Aufsicht des Bundes für die Bahnen nicht un- 
praktisch. 

Allgemeine Schlussfolgerungen lassen sich aus diesen 
letzten Argumentationen nicht ziehen. Gerade diese Seite des 
Streites nm die Rdckkaufsentschädigung zeigt aber das treibende 
Moment in seinem grellsten Licht. Es ist interessant, wie der 
Bundesrat einst zugab, dass die Konzessionen die Privatuater- 
nehmungen stark begünstigen, jetzt aber aus ihnen sogar die 
Berechtigung herleiten will, schon aus der Tatsache, dass ge~ 
wisse Einrichtungen und Anlagen zu einem seiner Ansicht 
nach nicht vollkommea befriedigenden Zustande fehlen, den 
Bahnen einen Abzug am Preis zn machen. Wenn die Bahn 
samt Zubehdr das Hackkaufsobjekt bildet, so ist das doch die 
Bahn wie sie ist, und nicht eine auf alle mögliche Weise er- 
gänzte Idealbahn. 
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Nachwort 

Die Folf^e dieser Prozesse und Urteile war noch keines- 
vegs eine Klärung der EntscliädiguDgsfrage. In den meisten 
wesentlichen Punkten hatte zwar der Bundesrat gesiegt, aber 
noch standen die wichtigsten Fragen, diejenige der Einlagen 
in den Emeuerungsfonds und die Abzugsfrage, unerledigt da. 
Dies bildete natürlich eine bedeutende Erschwerung der Etick- 
kaufsoperationen. 

Auf einen zusammenhäDgenden RQckblick auf die abge- 
schloBseoen Vorgänge können wir verzichten, indem wir ja bei 
jedem einzelnen Punkte eine kritische Betrachtung anzustelleo 
veraucbten. Eines aber sei noch einmal betont, derselbe Ge- 
danke, welcher schon am Anfang dieser Abteilung auftrat, in 
den Erörterungen über die Rückkaufsbotschaft und ihre FolgeD 
wiederkehrte, und hier nun erst recht zu Tage trat: die Kon- 
zessionen bilden eine zu mangelhafte Grundlage, als 
dass sich, auf sie allein gestützt, eine alle Teile be- 
friedigende Rückkaufsoperation abwickeln könnte. 

Die Prozesse, mit ihren zum Teil kleinlichen Streitpunkten, 
zeigen überdies, wie eine grossartige wirtschaftliche Operation, 
wo eigentlich auch nur grosse Gesichtspunkte massgebend sein 
sollten, dnrch eine zu unbestimmte Grundlage einer- und durch 
eine zum Alissbrauch förmlich reizende, dominierende Position 
des Staates andererseits, in eine endlose Feilscherei ausarten 
kann und dadurch förmlich entwürdigt wird. Die eigentüchen 
Schwierigkeiten des Systems waren schon gross, neue ent- 
standen durch das gegenseitige Misstrauen, von dem die Par- 
teien von Anfang an gegeneinander beseelt waren, und auch 
dies musste dem Verfahren des konzessionsgemässen Rückkäufe 
immer weniger Aussicht auf Verwirklichung geben. 

Im Jahre 1899 wurden die Prozesse der Vereinigten 
Schweizerbahnen, der Jnra-Simplonbabn und der Gotthardbaha 
nicht mehr erledigt ^). Erst im Jahre 1900 wurden die Rekurse 



■) Vgl. GescMftabericht des EiBeubafandepartemoito, BBl. 19O0, H 
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der Jurs-Simplonbahn und der Vereinigten Scliweizerbahnen 
in analoger Anwendung der Urteile bezdglicli Central- und 
Nordoetbahn abgetan, und zwar durch Vergleich. Die Ver> 
stilndignng mit der Jura-Simplon-Bahn wurde im Protokoll 
des Bechtstagee vom 12. März, diejenige mit den Vereinigten 
Schweizerbahnen im Protokoll des Bundeegerichts rom 12. Juli 
1900 niedergelegt^). Der Bekura der Ootthardbahn dagegen 
wurde erst im Juni 1901 in einzelnen noch scbwebenden De- 
tailstreitfragen entecfaieden. 

Bezüglich der Erledigung der Fri^e nach der Dotierung 
des Erneuerungsfonds wurden gleichfalls weitere Schritte ge- 
tan. Gleich nach dem Inkrafttreten des Rechnungsgesetzes 
hatte der Bandesrat mit den Bahnverwaltiingen Unterhand- 
lungen angeknüpft hinsicbtiich einer dem Gesetze entsprechen- 
den Neuordnung des Erneuerungsfonds. Allein so sehr sie 
sich auch in die Länge zogen, wurde ein Abscblnss nicht er- 
reicht. Da stellte endlich der Bundesrat anter Schlussnahme 
vom 12. Juni 1899 ein .Etegulatir betreffend die Brneuerunga- 
fonds der schweizerischen Hauptbahnen* ') einseitig auf, worin 
sich für die Einlagen wie ffir die Entnahmen schablonenmässig 
aufgestellte Ansätze finden. Am 12 Juli 1899 ergriffen sodann 
die Bahnverwaltnngen gegen diesen Beschluss gemeinsam den 
Rekurs, wobei die Gotthardbahngesellscbaft die Vertretung der 
übrigen Bahnen übernahm. Ein zweimaliger, umfangreicher 
Schriften Wechsel hat bereits stattgefunden, hingegen ist das 
bun desgerichtliche Urteil noch lange nicht gefällt, und dies 
ist angesichts der umfassenden technischen Erbebungen, welche 
das Bnndesgericfat durch Experten anstellen lassen muss, wohl 
erklärlich. Auf diese rein technischen Fragen wagen wir nicht 
einzutreten, und dürfen es auch der Grenzen dieser Unter- 
suchungen wegen nicht. Es handelt sich dabei in der Haupt- 
sache um einen Protest der Bahnen gegen eine allzu mechanisch- 
theoretische Berechnung der massgebenden KoeJ^zienten auf 
Grund von angeblich unpassendem oder unzureichendem statisti- 
schem Material. 



>) Geach&fbbericht ie» KiBenbabndepartement«, BBl. 1901, U S. 69S. 
») BBl. 1899, ni S. 990 ff. 
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Bei alledem blieb aber die Entscbädigungsfrage für den 
ttonzesBionsgemäSBen Rückkauf nocli ungeklärt, denn über die 
Bebsndlang des fimeneruDgsfondB, einBchliesBlich der ganz un- 
beBtämmten ,E^nzang8einIagen* in denselben für frühere 
Jahre, Bowie die Abzugsfrage , breitete sich noch immer ein 
geheimnisvolleB Dnnkel. Unerledigt war gleichfallB die für den 
Bund höchst frichtige weitere Fr^e, ob er allenhlle die von 
den Bahnen kontrahierten Obligationenanleihen ohne weiteres 
Oberoehmen dürfte, oder ob, Hand in Hand mit dem Ueber- 
gang der Bahnen an den Bund, auch eine Kündigung des die 
Linien belastenden Obligstionenkapitals mit rechtlicher Not- 
wendigkeit einzutreten habe, der Bund also dann durchweg 
nene Anleihen aufnehmen müsste. Gutachten von Huber und 
Laband kamen dabei zum übereinstimmenden Schlusae, dass 
der Uebergang der Baboeo nicht zur Folge habe, dass die erst 
auf einen späteren Termin fälligen Anleihen schon auf den 
1. Mai 1903 ßillig würden. Vielmehr habe der Bund das 
Recht, gegen Sicherheit in die Anleihensbedisgnngen der Ge- 
sellschaften als Selbstschuldner ohne weiteres einzutreten^). 
Trotz dieser dem Bunde günstigen Gutachten bestand aber 
natürlich die Möglichkeit weiter, dass von unzufriedenen Obli- 
gationären auch aber diese Fragen nene Prozesse angestrengt 
werden würden. 

Und diese Schwierigkeiten alle, sie bestaudeu, trotzdem 
die Zeit drängte, und trotzdem der konzessionsgemäase Rück- 
kauf in der Hauptsache schon auf den 1. Mai 1903 vor sich 
gehen sollte! 

Die verschiedenen Rückkaufsprozesee versprachen also in 
ihrem Ausgang diesem System der Verstaatlichung zum min- 
desten keine bequeme Durchführung, wenn nicht die Undorch- 
führbarkeit. 



') BBl. 1900, UI S. 237. 
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Die weiteren Schritte der Eisenbälmpolitik des Bundes 
nach der Rückkanfsabstmmnng 

Aucli seit 1898 tritt uns der Bund, wie trüher schon, als 
zwiefach an den Eisenbahnen interessiert entgegen, und dem- 
gemSss tragen auch seine weiteren eisenbahnpolitischen Aeusae- 
rnngen wieder einen zwiefachen Charakter. Der Bond ist jetzt 
zugleich Staat, und nunmehr wirklicher, statt nur rermutlicher 
Rückkäufer. In beiden Eigenschaften traf er auch jetzt weitere 
Massnahmen. 

A. Zunächst als Staat. Seitdem das Stiuunrechtsgesets 
und das Kechnungsgesetz von 1896 erlassen worden waren, 
waren eine Reihe Bundes-, BundesratsbeschlOsse und Verord- 
nungen ergangen, welche Detailfragen des Eisenbahnwesens 
betrafen. Wir erwähnen diesbezüglich Bestimmungen Über 
dos Quantum des Betriebsmaterials ^) , über die Maximal- 
geschwindigkeit der Züge»), über den Unterhalt des Roll- 
. materials ^) , über Zollbefreiungen tou Schienen zur ersten 
Anlage von Eisenbahnen *) etc. Sie sind indessen ohne wesent- 
liche Bedeutung für uns. Anders aber 

I. das Buudesgesetz über Bau und Betrieb der scbweize* 
rischeu Nebenbahnen '). Die den Entwurf b^leitende Botschaft 
wurde zwar schon am 5. März 1897, also vor der Rückkauft- 

■) BBl. 1898, I S. 62—03, S, 256—258, 
^ E. A. S. {N. F.) XIII S. 389. 
») E. A. S. (N. F.) Xm 3. 317. 
•) B. A. S. (N. F.) XUI S. 405. 

») BBl. 1897, I S. 754 fF. ; 1898 , lU S. 401 ff. A. S. (N. F.) XVin 
S. 42 ff. oder E. A. S. (N. F.) XVI S. 188 ff. 

fl«T0ld, D«r Sehweiieriiohe Bntid nnd die EUenliilineii. 21 



n,g:,.ndtyG00glc 



— 322 — 

botacbsft, erlassen, aber die ErledigtiDg des Gesetzes xtyg sieb 
bis ins Jahr 1899 hinein. 

Noch nie hatten wir Gelegenheit, im Verlaufe dieser Er- 
örtemngen auf die Nebenbahnen anefOhrlicher zu reden zu 
kommen. Und dies begreiflicherweise, da ihre Entwicklung in 
der Schweiz nur sehr lai^am vor sieb ging, wegen der be- 
schrSnkten Aossicht auf Rentabilität und der dadurch veraa- 
lassten Zurückhaltung des PriTatkapitals. Jetzt aber, wo der 
Bund ein immer bedeutenderes Interesse am Eisenbahnwesen 
kundgibt, beginnt er naturgemäss auch auf sie ein wachsames 
Auge zu werfen. 

Die durch die wirtschaftlichen Verhältnisse geschaffene, 
natflrliche Erschwerung der Existenz von Nebenbahnen machte 
nun für sie die Schwierigkeiten, mit welchen der Bund nach 
und nach das Dasein aller Bahnen miteinander umgeben hatte, 
noch doppelt ftihlbar. Der Bundesrat musste indessen der auch 
durch die Nebenbahnen gebrachten wirtschaftlichen Vorteile 
gewahr werden, und daraus konnte sich nur das Bestreben 
ergeben, ihre Errichtung durch Schaffung gOnstigerer Existenz- 
bedingungen fOr sie zn erleichtem. Dies war der Zweck der 
neuen gesetzgeberischen Massnahme. 

Das Charakteristikum der Nebenbahnen liegt nach dem 
Gesetze darin, dass sie vorzugsweise dem Lokalverkehr und 
speziellen Verkehrszwecken dienen, und nicht den grossen Durch- 
gangsverkehr für Personen und Guter vermitteln. 

Die geschaffenen Erleichterungen bezogen sich nun ins- 
besondere : 

1. auf das Rechnungswesen. Auch für die Nebenbahnen 
sollten zwar die einzig als solid anerkannten Grundsätze des 
neuen Kechnnngsgesetzes gelten. Aber bei der Bemessung 
der Dermalen Einlagen in den Emenerungsfonds sollte man 
die bei ihnen bestehenden , besonderen Verhältnisse" berück- 
sichtigen, und ebenso bei der Festsetzung der Fristen für die 
Tilgung der zu amortisierenden Verwendungen und der Defizite 
im Emenerungsfonds ihrer finanziellen Lage gebührend Rech- 
nung tragen. 

2. In der Absicht des Bundesrates hatte es gelegen, ffir 
die Konzessionserteilung statt des umständlichen Verfahrens 
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vor der Bandesversammlung einen blossen Akt des Bundesrates 
eintreten zu lassen, wobei allfallige Gegeninteressenten, zwecks 
Herbeiführang einer endgflltigen Entsclieidung, bei der Bundes- 
versammlung hätten Einspruch erheben können. Aber in das 
endgültige Gesetz wurde diese Neuerung nicht aufgenommen. 

3. FSr den Bau nnd Betrieb wurden indessen Erleichte- 
rungen getroffen, gegenüber den ausBchliesslieh dem Eisen- 
bahngesetze unterworfenen Linien. Jedoch das Wichtigste kam 
auch hier nicht zu stände. Der Bundesrat hatte nämlich im 
Sinne gehabt, die Aufbringung der erforderlichen Gelder zu 
erleichtern. Um nun die Privatbahnen dazu anzuspornen, 
Nebenbahnen ä fonds perdus zu subventionieren, hatte er vor- 
geschlagen , jene soltteu , dem Rechnungsgesetz ^) zum Trotz, 
solche Beiträge ohne Abzug auf ihren Baukonto setzen dUrfen. 
Nachdem aber der Rtlckkauf einmal beschlossene Sache war, 
Hess man diese Bestimmung begreiflicherweise fallen, um zu 
verhindern, dass zwischen den Landesgegenden mit Staatsbahn 
und denjenigen mit Privatbahn in dieser Hinsicht eine Un- 
gleichheit entstehe *). 

So wurde mehr geplant als erreicht. Soweit Erleichte- 
rungen stattfanden, wurden sie aber getroffen, um einerseits 
die Errichtung und das Dasein von Nebenbahnen zu begünstigen, 
anderseits aber natürlich auch wieder, um damit dem künftigen 
Bundesbahnnetze ueue fruchtbare Zubringer zuzuführen. So 
sehr abo der Staat auch hier bestrebt war, eine Förderung 
der Eisenbahnen im allgemeinen Interesse herbeizuführen — 
im Hintergründe lauerte wieder, wie ganz natürlich, als be- 
sonders wirksamer Antrieb za diesem neuen Erlasse der zu- 
künftige Vorteil der Bnndesbahnen. 

Am 10. August 1900 fasste sodann der Bundesrat einen 
Beschluss , betreffend Bezeichnung der schweizerischen Neben- 
bahnen* *). Gegen diesen rekurrierten sieben Eantonsregie- 
rungen nnd eine Anzahl Gemeinden bei der Bundesrersammlnng, 
alle, weil künftigen Bundesbahnen das Schicksal widerfahren 



') An. »c. 

') BBl. 1899, II S. 433 ff. 

•) E. A. 8. (N. F.) XVI S. 194. 
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war, in diese minderwertige Kategorie eingereiht za werden >). 
Sie fohlten nämlich .eine gewisse Zurficksetsnng , weil damit 
fOr die erste Zeit fKr sie die Folge eintrat, dass man auf ihren 
Strecken an den bestehenden Yerkefarsgelegenheiten picht« 
ilndert, nndfOr sie nicht Yerkehrseinrichtnngen einer Haupt- 
bahn mit Schnellztlgen , getrenntem Güterrerkehr etc. scbafFt. 
Diese Rekurse erklären sich aus weit verbreiteten AnschaunngeD, 
man werde an die Bundesbahnen alle möglichen, bisher un- 
gekannten Ansprüche stellen dürfen. Ihre Erledigung fällt 
nicht mehr in den zeiÜicben Rahmen onserer Betrachtung. 
Erwähnt sei nur, dass sie zunächst im Sländerat keinen Erfolg 
hatten *), ebensowenig auch nachher. 

II. Die Bundesbahnen und ihre Organisation veranlassten 
nattirgemäss weitere gesetzgeberische Erlasse, welche wir in- 
dessen hier nur zu erwähnen brancben. In diese Kategorie 
fallen ein Bundesgesetz betreffend die Besoldungen der BeamteD 
and Angestellten der schweizerischen Bundesbahnen vom 29. Juni 

1900 % und ein Bundesbeschluss betreffend die Taggelder und 
Beiaeentschädigungen der Mitglieder der Verwaltnngsräte der 
schweizerischen Bundesbahnen und der Kreiseiseubahnräte vom 
28. Juni 1900 *). Endlich ist in der Sommersession des Jahres 

1901 von den eidgenSssischea Räten eiu Tarifgesetz erledigt 
worden"*). Es war notwendig, weil mit der Verstaatlichung 
die Tarifbestimmungen der Konzessionen erlöschen. Wir mOssen 
uns versagen, auch auf dieses Gesetz, welches mit seiner Ver- 
abschiedung über die uns gestellten zeitlichen Grenzen hinaus- 
ragt, näher einzugehen. Es sei hier nur kurz angedeutet, dass 
zwei Punkte dabei besondere Aufmerksamkeit gefunden haben, 
nämlich einmal der die Ausnahmetarife regelnde Art. 14, wobei 
von einer Seite die Verallgemeinerung der bestehenden Aos- 
nahmetarife für den inneren Verkehr auf das ganze Netz der 
Bundesbahnen beantragt wurde, und sodann namentlich der die 
Instradierungsfreiheit regelnde Art. 21, wozu ein Antrag gestellt 

'J BBl. 1901, I S. 269 ff. 

•) Vgl. Nene Zorieher Zeitung 1901, Nr. 86, Morgenblatt. 
•) BBl. 1899, V S. 734 ff.; 1900, 111 S. 619 ff. 
') BBl. 1899, V S. 649 ff.; 1900. III S. 631 ff. 
«) Am 27. Juni 1901. 
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wurd«, dieselbe der BundeBbahDrerwaltung z« entziehen, and 
zwar im Interesse der Hochhaltung des Prinzips des Trans- 
ports auf der kürzesten Ronte, und in demjenigen der nicht 
Tergtaatlichten Bahnen. So interessant weitere Ausfahrungen 
hierüber wären , wir mOssen sie im Interesse der zeitlichen 
Abgrenzung unserer Untersuchungen unterdrücken ^). 

III. Noch in einer anderen Hinsicht war der Bund als 
Staat in der uns beschäfligenden Periode für das Eisenbahn- 
wesen tätig. Er gewährte nämlich für zwei wichtige neue 
Bahnuntemehmmigen bedeutende Subventionen: 

1. Zunächst für das Simplonunternehmen. An früherer 
Stelle hatten wir Gelegenheit, zu erwähnen, dass die zweite 
Gotthardaubvention bezüglich des Anteils des Bundes an ihr 
nur anter der Bedingung seitens der Räte bewilligt worden 
war, daas eine Subventäon in gleicher H6he (4^/» Millionen 
Franken) seiner Zeit auch an eine Alpenbahn im Osten und 
im Westen des Landes gewährt werden würde '). Nachdem 
nnterdessen die Simplonbahnfrage wieder in Fluss gekommen 
war, war diese Zusage am 27. April 1887 den sechs ,Simplon- 
kantonen' erneuert worden ^). Durch Bnndesbeschluss vom 
30. Juni 1898*) wurde nun der Auszahlungsmodiis der Sub- 
vention bestimmt. Sie wurde nur anter dem Yorbehalte be- 
willigt, dass die Jura-Simplonbahngesellschaft für die im 
schweizerisch-italienischen Staatsvertrag vom 25. November 1895 
vorgesehenen anderen Subventionen keine Bauzinsen verrechne, 
und solche somit dem Anlagekapital nicht beigefilgt werden 
dürften. Unter der Bedingung des Inkrafttretens des Rfick- 
kaufsgeaetzes leistete ferner die Eidgenossenschaft den Obü- 
gatiot^en eines 60 Millionenanleihens der Jura-Simploobahn 
für den Bau des grossen Tunnels Garantie für Verzinsung und 
Rückzahlung desselben. Allerdings ist dafür der Umtausch 
dieser 3*/i°/oigen Obligationen gegen S'/a^/oige Bundesbahn- 

') BBl. 1899, V S. 457 ff.j 1901, 1 S. 208 ff. 

Das Gesetz ist publiziert worden im BBl. 1901, III S. 925 ff.; 
neuerdings (8. Oktober 1901) ist die Refereudumsfciit nnbenfitzt ver- 
stricben. 

>) Buadesgesetz vom 22. Aagnst 1878. Vgl. oben S. 96. 

•) Ä. S. (N. F.) XVI S. 778 ff. 
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Obligationen nach dem Uebergang der Jura-Simplonbabn aaf 
den Band obligatorisch ^). 

2. Ferner wurde am 30. Juni 1898 dem Kanton Grau- 
bUnden, welcher bisher darauf hatte verzichten müsaen, durch 
eine Alpenbahn nach Italien oder eine Engadin-Orientbahn 
Anteil an dem grossen europäischen Bahntransitverkehr zu er- 
balten, zam Zwecke der Erstellung der Albula- und der Ober- 
länder Schmalspurbahn eine einmalige Subvention von 8 Mil- 
lionen Franken bewilligt. Bedingungen hierfSr waren die 
Zusammenlegung der Konzessionen des gesamten Scbmalapur- 
hahnnetzes der Rhätischen Bahn mit Bezug auf die ROckkaufs- 
bestimroungen , die Nachachtung der militörischen Interessen 
der Eidgenossenschaft und eine gewisse Beteiligung seitens des 
Kantons und der Gemeinden *). Die im Jahre 1878 zugesicherte 
Subvention für den Fall eines Alpendnrchstichs nach Italien 
bleibt dadurch natQrlich unberührt. 

Auch hier dokumentiert sich überall das stetig zunehmende 
Bestreben des Bundes, durch alle möglichen Mittel seinem 
künftigen Netze neue Prosperität zuzuführen. 

B. Als Bückkäufer lagen aber dem Bunde noch ganz 
andere Verpflichtungen ob. Der Rückkauf war zum grossen 
Teile den Bahn ges eltschaften angekündigt worden, und der 
Terhältnismässig nahe Rückkaufstermin des I. Mai 1903 musste 
den Bundesrat veranlassen, ernstlich für das Unvermeidliche, 
nämlich die Finanzierung der Operation, besorgt zu sein. 

I. Am 15. Juni 1899 äusserte sich der Bundesrat der 
Bundesversammlung gegenüber zum ersten Male über diese 
Frage "). Damals war in den Prozessen erst das Urteil in 
Sachen des Centralbabnreknrses ergangen, und so waren über 
die Höhe der wirklichen Rückkaufssumme, weil der Spruch 
bezüglich des Begriffs des Anlagekapitals noch nicht ge^t 
war, noch keine zuverlässigen Angaben möglich. Indessen 
konnte damals schon der Bundesrat ins Auge fassen , wie er 
sich zunächt den Anleihen der Bahnen gegenüber Terhalten 

') fi. A. S. (N. F.) XV S; 137 ff. 
*) A. S. (N. F.) XVi S. 846 ff. 
>) BEI. 1899, in S. 1057 ff. 
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wolle. Wenn nämlich füt ihren Betrag gesorgt war, dann war 
schon ein grosser Schritt getan. War doch ihre Höbe sehr 
beträchtlich, denn Ende 1898 belief sich die Obligationenschuld 
der schweizerischen Hauptbahnen anf folgende Betr^e: 

Tabelle 43. 

Obligationenschuld der schweizerischen Hanptbahnen 

Ende 1898i). 

Jura Simplon-Bahn .... Fr. 216249000 

Nordoitbahn ,187 282 000 

Schweizerische Centralbahn . , 119 877 500 
Vereinigt« Schweizerbahnen . , 43 799 575 

Gotthardbahn 116 700000 

Samma . . Fr. Ö8S908075 
Davon sind versinslich za . 

5 7« Fr. 964200 

4V>7i> 1837 500 

4*/o 212300875 

3'/»> 430 855 000 

3 7o , 7 947 000 

2"/ii% 17072000 

Terachiedenem Zinsfuw . 12 982000 

Summa . . Fr. 683 908 075 

Die historische Entstehung dieser Obligationenschuld, sowie 
eine durch die verschiedenen Verschiebungen im Verhältnis des 
Aktien- zum Obligationenkapital und durch die unter den 
einzelnen Oesellschaften bestehende, vollständige Ungleichheit 
in ihm anfallende Erscheinung, zeigt sodann folgende Auf- 
stellnng : 

Tabelle 44 (aiebe S. 328 und 329). 

Wie sollte nun mit diesem grossen Betrf^ von Anleihen 
der Gesellschaften verfahren werden? Wie schon in der Rtlck- 
kaufsbotschaft, zwei Jahre vorher, zeigt sich aach in diesen 
neuen Vorschlägen der Bundesrat von einem beneidenswerten 
Optimismus erfüllt. ,Der heutige Kursstand der Bahnobliga- 
tionen", so lässt er sich nämlich vernehmen^, .läset es als 

>) Vgl. BBl. 1899, lU S. 1058. Vgl. ebenso Eisenbahiutatiitik pro 
1SS8, Eol. 18. 

■) BBl. 1899, III S. 1058. 
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mOglich erscheinen, dasa der Bund aich zu vorteilhaften Be- 
dingungen den Besitz eines erheblichen Teiles derselben sichern 
kann. Der Kurs der 3 '/t^/o igen Obligationen ist bis &iif97*'/o 
und 96 "/o ge&Ilen; auch 4*|i>ige ObligationeQ sind in jüngster 
Zeit zu pari emittiert worden nod mit einem leichten Agio 
käuflich. Wenn es nnn gelingt, einen Teil der genannten 
Titel zu erwerben, so wird die betreffende Summe bei der 
Beschaffung der Geldmittel fOr den BQckkanf nicht mehr in 
Betracht fallen." 

Trotzdem also in der vorstehenden Aeusseruug der Bundes- 
rat mittelbar die Tatsache zugibt, dass der wirkliche Zinsfnas 
bereits über 3V»"/o gestiegen ist (wenn der Kurs der 3V»°|o^™ 
Obligationen z. B. 96 betrug, war der wirkliche Zinsfuss 3,65 '*|»), 
so rechnet er doch in erster Linie auf einen Umtausch von 
3Vi*'Joigen Bahnobligationen in solche der Eidgenossenschaft. 
Er ziebi eben die Komplikationen in Betracht, welche sich für 
die Obligationäre dadurch ergeben kfinnen, dase der Bund lant 
Urteil in Sachen der Gentraibahn die ObÜgationenschuld nicht 
übernehmen muss^), dass sich also die Gläubiger mit den 
Bahngesellschaften bei der Liquidation noch auseinanderzusetzen 
haben. Jene Komplikationen sollten also nach seiner Meinung 
die Einbusse an Zins aufwiegen. 

So ersuchte denn der Bundesrat die Bundesversammlang 
um die Ermächttgong , ein Staatsanleihen aufzunehmen. Die 
Obligationen waren in erster Linie zu der erwähnten Umtanscb- 
operation zu verwenden, ausnahmsweise aber auch zum Ver- 
kaufe auf offenem Markte, wenn dieser günstig zu bewerk- 
steUigen war and es sich darum handelte, Obligationen mit 
höherem Zinsfuss gegen bar zu günstigen Bedingungen anzu- 
kaufen. 

Zu alledem erhielt der Bundesrat die Bewilligung am 
28. Juni 1899 *). Dabei wurde ihm selbst die bedeutsame 
Befugnis zu teil, den jeweil^en Uebernahmspreis t&T die Obli- 
gationen der Gesellschaften, sowie die allialligen Emissions- 
kurse der Bundesbahnobligationen festzusetzen, ebenso, die 



') U. 8CB. S. 3fi-40. 

') A. S. {N. P.) XVII S. 229 f. 
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näheren Modalitäten des Änleihens im Babmen des allgemeinen 
AmortisationsplaneB ^) zu bestimmen, &llea nach Anhömog der 
von ihm beBtellten Expertenkommission für die Finanzierung 
des EQckkaufs. 

In Ausführung dieses Beschlusses erliess nun der Bundesrat 
am 5. August 1899 eine Einladung zttm Umtausch von 3>/a'*/oigen 
Obligationen der Batmgeeellschaften gegen S'/s^foige Bundea- 
bähuobligationen , gegenseitig al pari und unter Verrechnung 
des Zinses bis zum 31. Dezember 1899 *). Der Zins sollte in 
halbjährlichen Raten ausbezahlt werden, und die Kündigung 
seitens der Eidgenossenschaft frühestens auf den 31. Dezember 
1911 erfolgen dürfen. Ausserdem sollte in regelmässigen oder 
verstärkten Hückzablungen das Anleihen bis spätestens Ende 
1962 getilgt sein. 

Der Erfolg der Operation war ein ungleicher. Am 6. Ok- 
tober 1899 waren ungefähr für Fr. 42000 000 Umtansch- 
anmeldnngen eingegangen ^). Offenbar war der Bundesrat mit 
dem Erfolge damals schon nicht mehr ganz zufrieden, denn er 
beschloss, den Inhabern von mit deutschem oder französischem 
Stempel versehenen Eisenbahnobligationen die bezüglichen Qe- 
bühren von 6 bezw. lO^/oo zu Lasten der Bundesbahnrerwal- 
tung zu vergüten, sofern grössere Posten solcher Obligationen 
zum Umtausch angeboten würden *). Er nannte zwar den 
Erfolg einen gOnstigen, indessen waren drei Monate später, 
Ende 1899, erst Fr. 51072000 umgetauscht''). So muss man 
sich nicht verwundern, dass der Bericht der Kommission des 
Nationalrates über die Geschäftsführung des Bundesrates, der 
Wirklichkeit um einen Schritt näher gekommen, den Umtausch 
nur (bis zu einem gewissen Masse mit Erfolg vollzogen" 
nannte *). Das Missgeschick, welches diese Operation verfolgt 
hatte, lieas au(;h in der Folgezeit nicht mehr von ihr. Die 
Anmeldungen zum Umtausch wurden im Jahre 1900 immer 

'] RUckkau&geaete Art. 7. 
') Bßl. 1899, IV S. 276 ff. 
») BBl. 1899, IV S. 1035. 
*) BBl. 1900, n S. 286—287. 
') Ebenda S. 287. 
") BBl. 1900, m S. 237. 
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sp&rliclier, und lehliesalich , am 1. November, wurde er ein- 
gestellt ') und damit das Scheitern der Operation offiziell ein- 
geetandeD. Nur im Betri^^e tod Fr. 7 377 000 waren im Jahre 
1900 noch nene TJmtaoschanmeldnngen eingegangen. Der hohe 
Zinafoss, welcher ja damals anhaltend herrschte, miisste dem 
Parinmtansch mit Naturnotwendigkeit ein derartiges Schicksal 
bereiten. Als Haaptgrund fQr die Sistierung des ümtsnscbes 
gibt der Bnndesrat zwar Unterhandlungen mit zwei Fioauz- 
lionsortien betreffend Begebung Ton BundesbahnobligatioiieD 
an, welche Unterhandlungen durch dessen Fortdauer hätten 
erschwert werden müssen. Tatsache ist indessen, dass nach 
demselben Berichte der Kurs der Bnndesbahnobligstionen auf 
92''fo gesunken war*). 

Suchen wir nun an der Hand zahlenmässiger Aufstellungen 
uns den Erfolg dieses Finanzierunge Versuches zu veranschan- 
lichen. Ende 1900 belief sich der Besitz des Bundes an Ob- 
ligationen der schweizerischen Hauptbahnen, die angekauften 
mitgerechnet, auf folgende Beträge, nach den Angaben des 
Geschäftsberichtes des Eisenbahndepartements : 
Tabelle 45 (siehe S. 388). 

Darana erhellt, dass nicht einmal ein Zehntel des Obliga- 
tionenkapitale der Bahnen zum Umtausch gelangte. An Bnndes- 
bahnobligationen waren aber bis Ende 1900 erst Fr. 65655000 
emittiert worden; allein am 15. März 1901 waren infolge nener 
Verkaufe Ton dem 200 Millioneuanleihen bereits Fr. 80195000 
zur Begebung gelangt'). Ausserdem werden weitere 60 Mil- 
lionen davon ohne weiteres Absatz finden infolge des obli- 
gatorischen Umtausches der Obligationen, welche die Jnra- 
Simp Ion bahn fdr den Bau des Simplontunnels emittierte, 

n. Oegen Ende des Jahres 1900 war nach dem vor- 
stehenden bezßglich der Finanzierung des Rfickkanfe die Situation 
des Bundes ziemlich prekär geworden. Er musste sehen, dass 
angesichts des bedeutend gestiegenen Zinsfuaaea seine Eiaen- 
bahnobligationen keinen Absatz auf dem Wege eines Umtausches 

') BBl. 1901, II a 697. 

*) Ebenda S. 257. 

»} BBl. 1901, n S. 257. 
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al pari mehr findeo wfirden. Nun trat mit dem Jahre 1901 
wieder ein ßQckgang des Zinefuases ein, so dass 4"/«} Obliga- 
tionen wieder mit Agio aufgenommen wurden. So besserten 
sich die Aassichten fQr das weitere Gelingen solcher Umtausch- 
operationen. 

Indessen hatte sich die Situation in anderer Hineicbt voll- 
ständig geändert. Bereits war ein ganz anderes Bückkaufs- 
Terfahren za praktischer Anwendung gekommen, welches den 
Bond davon dispensierte, sehr grosse Obligationenbeträge aus- 
geben zu müssen , da er einfach in die Anleih ensbedingaogen 
der freihändig ausgekauften Gesellschaften als Nachfolger 
eintreten zu kSnnen hoffte. Darum hatte er an der Erwerbung 
eiQzebier schweizerischer Bahnobligationen und dem Umtauscb 
kein Interesse mehr. 

Wohl aber brauchte er bares Geld. Wenn er, wie bald 
zu erSrtem sein wird, nunmehr an einen allgemeinen frei- 
händigen Ankauf dachte, so mnsste er, wenn nötig, für die 
Einlösung der Aktien gegen bar gerOstet sein , falls dieaelb« 
sich nicht gegen Obligationen oder ßententitel vollziehen lieas. 
Ausserdem brauchte er Bargeld mit Rücksicht auf Bauver- 
päichtungeo auf der angekauften Centralbabn. Und wenn er 
weiterhin hoffen konnte, dank dem gesunkenen Zinsfusse grössere 
Beträge, eventuell ganze Serien aus dem Bestbetrage des 
200 Mlllionenanleihens losschlagen zu können, so musste der 
Bundesrat in der Verwendung der daherigen Bargeldein^ge 
nicht mehr, wie bisher, an den sofortigen Ankauf von Eiaeo- 
bahnobligationen gebunden sein, sondern freie Hand haben, 
sie ftlr Zwecke der Bundesbahuverwaltung im allgemeinen zu 
verwenden oder sie bis zum Eintritt dieser M^Uchkeit zins- 
tragend anzulegen ^). An einen Aktienankauf dag^en dachte 
man im Bundesratsbause nur vorübergehend '). 

Im Sinne der Anträge des Bundesrates wurde am 29. März 
1901 durch eine Schlussnahme des Bundes der alte Bundes- 
beschluBS vom 28. Juni 1899 abgeändert ^) , indem mit Bück- 



') BBl. 1901, n S. 256 ff. 

') Vgl. Neue ZflrichM Zeitung, 1901, Nr. 78, Erstes Abendblatt 

•) Ä. S. (N. F.) XVÜI S. 611—612. 
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sieht auf den Termehit«ii Bedarf an barem Gelde fSr die aus 
der BegebuDg voa Obligationen des 200 Millionenanleihens 
eintreffenden Gelder die bisher gebundene Verwendung dem 
Bundesrate freigegeben wurde. 

Eine Schwenkung im Finanzierangemodus war also durch 
die Aenderung der Yerstoatlichungspolitik Oberhaupt bedingt. 
Soeben wir zum Schlüsse diese letztere uns noch klar zu machen! 
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Die Wendung in der Terstaatlichnngspolitik 
des Bundes 

I. Im Laufe des Jahres 1899 hatten bei ÄnUss der Ver- 
bandlaDgen über die Bereinigung der Beinertragsrechnung der 
Centralbahu aach veitrauliche Besprechungen zwischen den 
Organen der Gesellschaft and dem Bundesrate stattgefnndeD 
ftber einen freihändigen Ankauf der ganzen Unternehmung. 
Schon damals wollte zwar der Bundesrat fiher die Berechnungen 
der Bfickkao&botschaft erbeblich hinauE^ehen. Indessen schei- 
terten die Verhandlungen an noch höheren Anforderungen der 
Gesellschaft '). 

Im Jahre 1900 wurden sodann die Verhaudlongen wieder 
aufgenommen, und das Ergebnis war ein noch höherer Preis, 
als 1899 überhaupt in Rede gestanden hatte. So wurde am 
5. November 1900 zwischen den Bevollmächtigten beider Par- 
teien ein Kaufvertrag abgeschlossen, welcher vom Terwaltnnga- 
rat der Gesellschaft am 23. November, vom Bandesrate am 
28. November genehmigt wurde*). Die Ratifikation durch 
Generalversammlung und Bundesversammlung erfolgte alsdann 
im Laufe des Monats Dezember. — 

II. Mit der Gentralbahn war es eigentümlich gegangen. 
Da sie wegen ihrer guten Rendite und ausgezeichneten Ver- 
waltung und Instandhaltung bekannt war, hatten sich von jeher 
die grOssten Yerstaatlichungsgelüste auf sie gerichtet, so schon 
im Jahre 1883, dann ganz besonders im Jahre 1891, wo aber 
der Preis vom Souverän, dem Volke, als zu teuer befunden 

') BBl. IflOO, U S. 282—283. 
') Ebenda IV S. 804. 
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worden war. Den PeaeimisteD yoa 189 L schienen die Rech- 
nungen der BUckkaufsbotschaft recht zu geben, als diese eine 
Aktie, für welche man damals hatte 30 Franken S^/oige Rente 
bezahlen wollen, auf nur Fr. 543.10 wertete ^}, Nxax war aber 
schon 1899 von einem Kaufpreise von 680 bis 700 Franken die 
Rede, und Ende 1900 ward die Aktie gegen einen 4''/oigen 
Bententitel von 30 Franken angekauft, also gegen einen Ka- 
pitalwert von 750 Franken! 

Und der lange so gepriesene Weg des konzessionsgemässen 
Rückkaufs woide dabei verlassen und der mit Bewusstsein 
aufgegebene Weg des offenen Vertn^es wieder angewandt. 
Was waren die Gründe fBr diese Schwenkung, welche die Un- 
möglichkeit des konzessionsgemässen R&ckkaufa wohl schon 
ZDgabP 

1. Der Hanpt^^nd liegt, wie schon früher angedeutet, 
im Wesen des konzessionsgemässen Rückkaufs selbst. Die 
Vieldeutigkeit der Konzessionen bedingte langwierige Prozeese 
über die Grundsätze der Entachädignngsberechnung, welche 
sich über Erwarten lang hinzogen. Und trotz ihres in der 
Hauptsache für den Bund günstigen Ausganges waren sie fBr 
ihn doch wieder unbefriedigend. War doch die Frage der 
Dotierung des Emeuemngefonds und der Abzüge wegen nicht 
vollkommen befriedigenden Zustandes unentschieden geblieben. 
Ihre Lösung erforderte neue Prozesse, welche aber, angesichts 
der nötigen umfangreichen technischen Ermittlungen und der 
unentbehrhchen ETpertengutachten, eine nur höchst Ungewisse 
Gewähr dafür gaben, dass der konzeseionsgemässe Rückkaufs- 
preis bis zum äussersten Termin, dem 1. Mai 1903, festgestellt 
werden konnte. So w&re das ganze Verfahren noch für lange, 
vielleicht für allzu lange Zeit, ein Schritt ins Ungewisse ge- 
blieben. 

2. Zu der Mangelhaftigkeit des Systems trat sodann als 
erschwerend der fortdauernd hohe Geldstand des Jahres 1900 
hinzu. Die 1899 eingeleitete Finanzoperation hatte einen immer 
unbefriedigenderen Ausgang genommen und war schliesslich 
gescheitert. Da nun der Bundesrat mit Sicherheit nicht vor- 

') Rüid^kanfBbotachan, Beilage XY. 
Eaiold, Der Schweueiiaahe Band nod die EiHnbahnan. 22 
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aassehen konnte, wie lange der hohe ZioBfoss noch andauern 
werde, bo stand fOr ihn fest, dasa er wabracheinlicli fQr seine 
Geldanfnahmen einen ZinsAus gewähren mnsste, welcher sich 
bis zu 4 "/o erheben konnte, jedenfalls aber 3 '/> "jn Übersteigen 
wfiide. Näherte sich der Zinsfuss 4°/d, dann mosste er, wie 
wir in früherem Zassmmenhange gezeigt haben, auf das Defizit 
aufmerksam werden, welches sich aus seinen in der Bfickkanfa- 
botschaft aufgestellten Zahlen beraasrechnen lless. Zwar war 
den Gutachten von Huber und Laband zufolge die Situation 
für den Bund insoweit g&nstiger, als angenommen, als wahr- 
scheinlich nur der Gegenwert der Aktien bar zu bezahlen war, 
und die Obligationenscbold der Bahnen, deren Zinsfuss im 
Durchschnitt unter i'/o stand, auf dem Wege der Siebentel- 
lung ohne weiteres auf den Bund Überzugehen hatte. Wer 
garantierte aber für eine Verständigung im Sinne dieser Gut- 
achten? Prozesse betreffend den Uebergang der Obligationen' 
schuld waren also trota allem nicht ausgeschlossen. 

3. Dazu kam auf selten des Bundes ein vermehrtes Inter- 
esse an baldiger Erwerbung der Bahnen, eventuell auf frühere 
Termine als 1903, wegen der sehr beträchtlichen Steigerung 
der Erträgnisse derselben in den Jahren 1896 bis 1900. Wollte 
er doch von ihrer erhofften Fortdauer auch noch Nutzen 
ziehen I 

4. Oh wohl auch angesichts der vielen Anfeindungen, 
welche sein bisheriges Vorgehen erfahren hatte, der Bundesrat 
es vorzog, wenn möglich auf friedlichem Wege das Ende der 
Bahngesellschaften herbeizuführen, statt durch ein Verfahren, 
über dessen Angemessenheit und Billigkeit er doch wohl nie 
alle überzeugt hätte, und ob er auch darum dieses Verfahren 
um so lieher verliess, bleibe dahingestellt. 

Gegen Ende des Jahres 1900 befand sich also der 
Bundesrat in einer zwie&chen Zwangslage. Der Rückgang 
des ZinsfuBses im Jahre 1901 milderte zwar nachträglich 
deren eine Seite, aber nicht deren anders, welche die Natnr 
des konzessionsgemässen Rückkaufes selber hervorgerufen hatte. 

m. In der Rückkaufsbotschaft war der konzessions- 
genese durchschnittliche Reinertrag der Centralbahn pro 1886 
bis 1895 auf Fr. 7365467 berechnet, für 1888—1897 aber 
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auf Fr. 7 639 782 geschätzt wordeo '). Ans verschiedenen Ur- 
sachen stellte er sich aber, im Jahre 1900 fQr 1888—1897 
nnn wirklich berechnet, etwas höher ^): einmal hatte der 
Bandesrafc die auBsergewShnliche Ertragssteigerung, welche 
schon in den Jahren 1896 und 1897 begann °), nicht TOraus- 
gesehen, und sodann musste laut bundesgerichtlichem Urteil 
die Reinertr^fsrechnang zu Gunsten der OeseUschaft etwas 
aufgebessert werden, namentlich durch Einrecbnung einer Zins- 
vergQtnng für TerfUgbare BetriebsÜberschfisBe. Nach den in 
einer gütlichen Verständigung fOr massgebend anerkannten 
Ziffern stellen sich demgemäss die endgültig bereinigten Kein- 
ertragsermittlungen im Vergleiche zu den Aufstellungen der 
Botschaft vom 25. Harz 1897 folgendermassen : 
Tabelle 46. 
K onzessionsgem äs ser Reinertrag^). 
Schweiieriiclie Centralbahn. 



Jahrgang 


BondöBrilUiche 


Vereinbanmg TOn 


SohMiung von 1897 




1900 


1838 
1389 


Ft 


7 317 032 
7 985 551 


Fr 


7 538 255 

8 189 475 


1880 




7 540 762 


, 


7 656 028 


1891 




6 767 580 




6 791 528 


1882 




6 250 480 




6 228387 


189S 




7 549 587 




7 700223 


1894 




7 849 489 




7 936 635 


1895 




8 336 362 




8 399 116 


1896 




8 382 448 


, 


8521089 


1897 




8 428 534 


, 


8985416 


1898 




_ 


. 


9 914 208 


1889 




- 


■ 


10631779 


DuTcbiclmitt 1888/1897 


Fr 


7 689 782 


Fr 


7 789 616 


1888A899 




— 




8188268 


1890/1899 




- 


■ 


8 259 580 



■] RUckkauftbotflchaft, Beilage IX c 

^ Vgl. fflr alles folgende: BBl. 1900, IV S, 817 ff. 

^ Vgl. oben die Tabellen S. 205, 206 nnd 238. 

*) Vgl. ROGkkanbbotacbaft, Beilage IX c. BBl. 1900, IV 8. 819. 
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FOr den wirklichen. Freie der Bahn wurde nan der Durch- 
•choitt von 1888 — 1897 zu Gründe gelegt, welcher erst noch 
um 6910 Franken reduziert wurde, und sich somit auf 
Ft. 7 782 705 herausstellte. Der nach den Eonzessionen mass- 
gebende 25fache Reinertrag ergab somit Fr. 194 567 625, statt, 
Wie 1897 berechnet wurde, Fr. 1909945501). 

Es ist nun sehr bemerkenswert, wie die neue ßechnnng 
ausserdem noch in prinzipiellen Anschannngen von den Grund- 
sätzen der Backbanfsbotschaft abweicht: 

1. Von einer Erhöhung der Betriebsausgaben durch ,Er- 
gänznngseinlagen in den Erneuerungsfonda*, welche der Bundes- 
rat damals von theoretischen Gesichtspunkten aus zu recht- 
fertigen sich bemfihte, ist jetzt auf einmal keine Kede mehr, 
trotzdem die Rechnungen der Jahre 1888 — 1895 noch nicht 
Ton den durch das neue Rechnungsgesetz erst gebrachten 
.Grundsätzen einer soliden Verwaltung* beeinäusst sind. Diese 
sicherUch prinsipielle Abweichung von dem früher vertretenen 
Standpunkte rechtfertigt indessen der Bundesrat bloss mit dem 
Hinweis auf die bei der Gentralbahn nicht erhebliche Differenz 
zwischen den effektiven Einlagen und den Forderongen des 
Bechnnngsgesetzes *). 

2. Noch viel anffallender aber ist das neue Verhalten des 
Bundesrates gegendber den von ihm seinerzeit geforderten 
Abzügen wegen nicht vollkommen befriedigenden Znstandes 
der Rückkaufsobjekte. Wie erinnerlich, hatte er im Jahre 1897 
sehr beträchtliche Abzdge von der Entschädigung verlaugt, 
unter Hinweis auf eine durch die betreffende Kouzessionsbe- 
atimmung verlangte, gleichsam neue Idealbabn, mit allen mög- 
lichen wfinschbaren Anlagen und Einrichtungen. So hatte er 
bei der Gentralbahn speziell fllr nicht vorhandene Objekte einen 
Abzug von Fr. 15 301106 und für den materiellen Minder- 
wert der vorhandenen einen solchen von Fr. 13636604 heraus- 
gefunden^). Wie früher erwähnt, hat das Bundeagericht im 



') RQckkanfibotBchaft, Beilage XI. 

') Vgl. BBl. 1900, IV S. 817—818. Nach BfiokkanfsbotBohaft, Bei- 
lage Vlla, betrugen die von der Centtalbabn verlangten Ergänsongs- 
einlagen immerhin jährUch Fr. 70196. 

■) RückkaufsbotBchaft, Beilage ST. 
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Jahre 1899 die Frage niclii entschieden. Jetzt schrieb zwar 
der BundeBrat'): gWir halten den Standpunkt des Bundes- 
rates ancb heute noch prinzipiell als berechtigt nnd sind der 
Ansiebt, dass auch unsere Schätzung keineswegs übertrieben 
ist. Immerhin kann eine absolute Sicherheit fiber einen noch 
ausstehenden gerichtlichen Entscheid, der zudem zum erheb- 
lichen Teil auf Expertisen abstellen muss, nicht bestehen. For 
den Fall einer gütlichen Verständignog glauben wir daher, 
eine genisse Reduktion der Abzüge zugestehen zu sollen." 
In Tat und Wahrheit wurde aber damit die frühere Theorie 
zum guten Teile aufgegeben. Von den Fr. 28937710 Ab- 
zügen der Rückkaufabotschaft blieben nämlich tatsächlich nur 
Fr. 9597522, denn, nachdem die Centralbahn Fr. 12844383 
Bauverwendungen seit 1895 gemacht hatte, erliess man ihr 
noch weitere 6495805 Franken! 

In dem nunmehr zur Anwendung kommenden neuen Ver- 
fahren bekam der Bund naturgemäsa alle konzessionsgemSssen 
Bfickkaufsobjekte, und diese waren in der weiteren Rechnung 
nicht mehr besonders anzuschlagen, denn ihr Oegenwert, der 
ans ihnen gezc^ene konzessionsgemässe Beinertrag, war bereits 
nach den Normen der Konzessionen berechnet und kapitalisiert. 
Diese konzessionsgemässen Rückkaufsobjekte sind der Bankonto, 
die Beteiligung an anderen ünternehmnngen , sowie von den 
Materialvorräten der Vorrat, welcher zur Aufrechterhaltung 
eines regelmässigen Betriebes vorhanden sein muss. Für die 
anderen Aktiven der Gesellschaft, welche bei diesem Verfahren, 
im Gegensatz zu demjenigen nach den Konzessionen, auf den 
Bond gleichfalls Überzugehen haben, ist natu^emäss besondere 
Entschädigung zu leisten, also für die verfügbaren Mittel und 
den Mehrbestand an Materialvorräten. Nicht vergütet werden 
die ,za amor^erenden Verwendungen*, während der Bund 
noch besoudera entgelten will den Betrag der obligatorisdien 
Bficklagen pro 1900 für Amortisationen, die Hilfskassen und 
den Reservefonds. Anf der PassivBeite d^egen sind ausser 
den Anleihen nnd schwebenden Schulden besonders anzu- 
schlagen der Aktivsaldo pro 1899 und das Defizit der Hilfs- 



') BBl. 1800, IV S. 829. 
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kuse. Auf diese Weise wurde die aus dem Rciuertrage be- 
rechnete RfickkaufsentscliädigQng auf Fr. 67 308978 herab- 
gemindert. Das macht pro Aktie Fr. 673,09 aus , also 
Fr. 129.99 mehr als in der Botschaft von 1897 ') ausgerechnet 
worden war. 

Damit war aber die Rechnung noch nicht abgeschlossen. 
Die Gesellschaft war ja nach den Eonzessionen erst auf den 
1. Mai 1903 verpflichtet, ihr Eigentum an den Bund abzu- 
treten. Tat sie es firOher, und zwar schon auf den 1. Januar 
1901, so hatte sie selbstredend Anspruch auf die mutmasslich 
ihr entgehenden Dividenden, soweit sie die gewährte Bente 
wohl übersteigen würden, sowie auf die sonst die konzessions- 
gemässe Reinertragsrechnung belastenden Verwendungen zu 
Eapitalamortisationen , ausaerordeutlichen Zuschüsse an die 
Hilfskassen und Einlagen ia den Reservefonds für 2 '/a Jahre. 
Dies ergab eine Erhöbimg der RUckkaufssumme um weitere 
Fr. 7691948, also auf Fr. 75000626. Dies machte somit für 
eine Aktie genau einen Preis von 750 Franken aus. 

Nach dem am 10. Dezember 1900 von der Oeneralver- 
sammlung der Gesellschaft, am 14, durch Bnndesbeachluss *) 
sanktionierten Vertrage übernahm nun der Bund sämtliche 
Aktiven und Passiven der Gesellschaft gegen Auszahlung eines 
47oigen Rententitels von 30 Franken jährlicher Rente für jede 
Aktie. Der RentenoDsprucb begann am 1. Januar 1901. Die 
Titel sind seitens der Exeditoren unkOndbar, der Bond kann 
sie aber vom 31. Dezember 1920 an stets anter secbsmonat- 
licher vorheriger Kündigung ablösen. Der Gesellschaft ver- 
blieben ausserdem der nnverteilt gebliebene Rest des Aktiv- 
saldos der Gewinn- und Verlustrechnung pro 1899, im Betrage 
von Fr. 572810.30, und der schon zum voraus auf Fr. 4700000 
festgelegte, zur Verteilung unter die Aktionäre bestimmte Bein- 
ertrag pro 1900. Vom I. Januar 1901 an sollte das Netz 
für Rechnung des Bundes betrieben werden, während der Eigen- 
tumsübergang sofort nach Ausrichtung der Rententitel und der 
anderen Beträge an die Gesellschaft zu erfolgen hatte. Alle 



') ROckkaufsbotBohoft, Betlage XV, 
') A. S. (N. F.) XViri S. 417 ff. 
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Anleihen ^) gehen nach dem Vertrage ohne weiteres auf dea 
Bund über, und er leistet ffir sie, wie auch fOr andere schwe- 
bende oder steeitige Verbindlichkeiten der Qesellschaft , den 
Gläubigern Sicherheit. Der Bund abemimmt ferner alle Be- 
amten und Angestellten der Gentralbahn, die Direktoren aus- 
genommen, zu den bestehenden Änstellungsbedingungeu bis 
30. April 1903 fest in seineu Dienst. Ebenso tritt er bezüg- 
lich der Hilfskasse der Beamten der Bahn in deren Verpflich- 
tungen ein. 

IV. Das Geschäft konnte sehr glatt von statten gehen, 
denn eine Befragung des Volkes ist gemäss dem Bückk&ufs- 
gesetz ^) beim freihändigen Rückkauf nicht mehr ndtig. 

Fragen wir nim aber, ob das Geschäft fUr den Bund 
günstig sei, so drängen sich uns folgende Erwägungen auf: 

1. Zu denken gibt zunächst die Unkündbarkeit der Rente 
seitens des Staates für 20 Jahre, verbunden mit dem Zinsfuas 
von 4''/o. Dies ist als ein Zugeständnis an die Gesellschaft 
aufzufassen, welche ursprünglich Unablüsbarkeit fSr 30 Jahre 
verlangt hatte ^). Der Bund ist damit gezwungen, während 
dieser Zeit bei einem hohen Zinsfuss zu bleiben, und ausser 
stände, bei einem allfalligen Rückgang des landesüblichen Zins- 
fusses die Rente zu künden und neue, vorteilhaftere Emissionen 
zu machen. Solange der Zinsfuss sich auf i^/o hält, hat er 
keinen finanziellen Nachteil; wohl aber, wenn er, wie gegen- 
wärtig, unter 4 "jo zurückgeht. 

2. Auffallend ist sodann der Umstand, dass, während die 
ßückkaufsbotschaft für den Wert einer Aktie Fr. 543.10 be- 
rechnete und er durch das bundesgerichtlicbe Urteil nur auf 
576 Franken erhöht wurde, jetzt eine Aktie 750 Franken gilt. 
Liegt hierin nicht ein Moment, welches vom Standpunkt des 
Bundes aus gegen die Vorteilhaftigkeit des Geschäftes sprechen 
mussP Vorerst ist zu beachten, dass von dieser Differenz von 
Fr. 206.90 Fr. 76.91 pro Aktie darauf zurückzuführen sind, 
dass der Bund das Netz schon auf 1901 fibernimmt, diese also 

') J-V. 60000000 zu 3V»>. 

Fr. 59 492 000 za 4»/o. 
") Art. 2 Aba. 4. 
'} BBl. 1900, IV S. 835. 
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indirekt zur RackvergUtung gelangen. Bleiben Fr. 129.99. 
Ein gnter Teil dieser Summe beruht auf Kehrwert der Unter- 
nehmung; die Yerkehrasbeigerung von 1896/97 und das gericht- 
liche Urteil tragen hiezu Fr. 35.73 bei, IrrtOmer der Rück- 
kaufsbotechaft, welche angenommen hatte, dass die zu amorti- 
sierenden Wertabfi^ge sich vermehren würden, während die 
betrefiTenden Abschreibungen in Wirklichkeit aus dem Betriebe 
gedeckt wurden. Fr. 27.97 pro Aktie. Zosammen beläuft sich 
also der in den Ängen des Bundesrates eingetretene Mehrwert 
auf Fr. 63.70, während Fr. 64.96 auf Zugeständnissen an die 
Gesellschaft beruhen. Wenn nun — was zuletzt zu untersuchen 
sein wird — der Reinertrag zur Yerzinsnnj; und Amortisatioii 
der Anleihen und zur Rentenausrichtnng ausreicht, so mSchten 
wir diese Eonzession nur begrüssen. Wir sahen schon früher, 
dass gerade die in der Bfickkaufebotscbaß; und den Prozess- 
schriften des Bundesrates zu Tage getretene Interpretation des 
,ToUkommen befriedigenden Zustandes* etwas Gekünsteltes 
und Gehässiges an sich hat; wenn sie bei allen theoretischen 
Vorbehalten in praxi jetzt doch verlassen wird, so kann dies 
zu einer befriedigenden Lösung der Entschädigungsfrage viel 
beitragen 

3. Trotz allem ist man aber nur wieder genau zu dem 
1891 zu teuer befundenen Preise zurückgekommen. Dasa er 
nicht hdher ist, ist ein Zeichen, dass die Gentralbahn 1900 
jedenfalls nicht fiberzahlt wurde, wenn man den am Ende der 
neunziger Jahre eingetretenen grossen Aufschwung in Betracht 
zieht. Ja, der Preis ist sogar günstiger: der Baukonto der 
Gentralbahn hat sich seit 1891 um Fr. 22053181 vermehrt, 
und der bei der Rückzahlung fäUige Eapitalbetrag der Rente 
beläuft sich statt auf 1000 nur auf 750 Franken. 

4. Grossen Vorteil bringt dem Bunde der neue Aus- 
Zahlungsmodus. Er enthebt ihn nämlich der Notwendigkeit, 
Bargeld aufzunehmen. Er kann Fr. 119452000 Obligationen 
der Gesellschaft zu 3 ^/s und 4 "jo ohne weiteres Übernehmen, 
wenn die Gläubiger dem Schuldnerwechsel zustimmen, und die 
Aktien muss er ebensowenig in bar auszahlen. Hätte auch 
die ganze RUckkaufssumme in bar aufgetrieben werden kdnnen, 
und mag auch das Gerücht von einer Offerte von 300 Millionen 
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Franken an den Bnnd aeitena eines FinanzkonBortiums, welches 
sich in Paria konstitaierte, wabr gewesen sein, so ist die gegen- 
wärtige Lage doch ungleich vorteilhafter. Die Auszahlung 
aller Gesellschaften in bar hätte umfangreiche Eapitalflnk- 
tuationen gebracht und vielleicht eine Störung des Geldmarktes, 
Und wenn gar eine internationale Anleihe in fremder Währung 
hätte aufgenommen werden mflssen, so hätte das fßr den Band 
eine lästige Unsicherheit und nnerwfinscbte Schwankungen in 
den Zinsen bedeutet. Nonmehr kann die Uebemahme erfolgen, 
ohne daas vorläufig ein Rappen fremden Geldes in bar auf- 
genommen weiden muss, allerdings unter der Voraussetzung 
eines fOr Verzinsung und Tilgung der Anleihen und die Aus- 
richtui^ der Rentenbeträge hinreichenden Ertrages. So ist die 
Verstaatlicbungsoperation ungemein vereinfacht und erleichtert. 
Dieser Umstand ist von allen ausschlaggebenden Momenten 
das wichtigste. 

5. Wenn auch der Bund mehr zu zahlen hat, als dem im 
Jahre 1897 ausgerechneten Preis entspricht, so hält sich doch 
der Reinertrag welcher in den vergangenen Jahren durch- 
schnittlich noch zur Verfügung der Aktionäre stand, ziemlich 
Aber dem in Zukunft auszurichtenden Rentenbetrag. Insofern 
ist das Geschäft also günstig. 

Tabelle 47. 

Zur Verfugung der Aktionäre stehender Reinertrag^). 

Schweizerische Centralbahn. 



1888 


Fr. 2 855 358 


1894 


Fr. 2 648 403 


1889 


. 3480 031 


18S5 


, 3 270 374 


1890 


. 3 284128 


1896 


, 8 375 803 


1891 


. 1914901 


1897 


. 3 941785 


1892 


. 1859 624 


18S8 


. 4817 558 


1893 


. 2 504006 


1899 


, 5 260 632 



rctiaclinitte: 
.... Fr. 2903441 
.... ,8259384 

1890—1899 5 282 721 

Voa 1901 ab auBznrichtender Rentenbetrag: Fr. 8000000. 

■} BBl. 1900, lY S. 853. 
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Freilich f&llt, angesichta des im Jahre 1901 eingetretenen 
sehr starken ROckgangs auf allen Gebieten, das Moment nnn- 
mehr ausser Betracht, dasa der Bund von eventuellen weiteren 
Steigerungen in den Ertr^^issen ffir die Jahre 1901 — 1903 
infolge früherer Uebemabme noch ITntzen ziehen könnte. 
Denn die schon bekannten Ei^bnisse des Jahres 1901 lassen 
einen sehr starken Rückgang in den Reinerträgen vermuten. 
Hier ist dann nnr die Fr^e, ob der Rückschl^ so akut sein 
wird, dass sich selbst gegenüber den auszurichtenden Benten- 
betriigen ein Manko ergeben sollte. 

6. Prüfen wir nun endlich, ob das auf Grnnd anserer 
früheren Erwägungen schon nicht nuTorteilhaft erscheinende 
Geschäft bei genauerem Eindringen in das Zahlenmaterial auch 
noch in gleicher Weise beurteilt werden darf. 

Mit Recht ist wobl anzunehmen, dasa die in der Botschaft 
vom 25. März 1897 enthaltenen Versprechungen auch für den 
fall des freihändigen Rückkaufs ihre Gültigkeit haben, denn 
sonst fallen ja wieder Gründe, welche zu Gunsten der Ver- 
staatlichung angeführt wurden, dahin. Bis zum 1. Mai 1903, 
«0 erst das groase Bundesbahnnetz in der Hauptsache gebildet 
sein wird, soll, jedenfalla sehr zweckmässigerweise, alles beim 
alten bleiben. Dann aber werden die Reformen in der Ver- 
waltung einsetzen müssen. Als ein Hauptgrund für die Ver- 
staatlichung wurde seinerzeit die Amortisation der Anleihen 
genannt, zu welcher der Bund unbedingt genötigt sei, wenn 
er nicht um das Jahr 1960 im Vergleich zu seinen konkur- 
rierenden Xachbarsbaaten in eine untergeordnete Lage ge- 
langen wolle. Ob nun eine konsequente, wirkliche Amortisation 
speziell für die auf den Bund übergegangenen Geotralbahn- 
anleihen von An&ng au geplant ist, er&hren wir aus der 
Botschaft vom 28. November 1900 nicht. Das 3V»>ige An- 
leihen ist gemiles den Bedingungen der Gesellschaft planmässig 
von 1915 — 1957 zu amortisieren, ebenso ein Teil des 4''/oigen 
Anleihena; der Rest desselben schon von 1887 — 1936, bezw. 
1883—1957 1). Hält der Bundesrat nun die in der Rückkaufs- 
botschaft gegebenen Versprechungen atifrecht, welche ja zum 



') BBl. 1900, IV S. 8SS. Rttokkaufsbofochaft, Beüage XVT. 
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Erlass des Art. 7 des Rückkaufsgesetzes fQfarten *), so wird er 
BchoB Ton 1903 an dafSr sorgen mUssen, dass die Bfickzahluog 
aller dieser Anleihen gesichert ist. Was das 75 Mitlionea 
Franken betragende Rentenkapital anbelangt, so ist es erst 
vom 31. Dezember 1920 an nach Belieben des Bundes ablös- 
bar. Auch für dessen Rückzahlung würde, in voller Eon- 
sequenz der Bestimmung des BUckkaufsgesetzes, die Frist bis 
1962 nicht überschritten werden dürfen. Endlich wird die von 
der Botschaft damals versprochene Tarifvereiuheitlichung und 
teilweise -ermässigung im Auge behalten werden müssen, und 
hieffir eine Garantie zu geben, dazu hat das vor kurzem er- 
ledigte Tarifgesetz einen erfolgreichen Anlauf genommen. 

Ist nun aber dafür begründete Aussicht vorhanden, dass 
zur Erfüllung aller dieser Forderungen das Erträgnis der 
Centralbahn hinreichen werde? Nehmen wir den „ konzessions- 
gemässen Reinertrag* von 1899, eine jedenfalls nicht den Er- 
trag der ganzen Unternehmung übersteigende, künstliche Orösse, 
sowie den Anleihensbestand pro 1899 als Grandlagen an, und 
supponieren wir femer die nach dem Rückkaufagesetz als 
Maximum zu betrachtende 60jährige Amortisationsfrist, setzen 
vrir endlich auch für das Rentenkapital einen ersten Amorti- 
sationsbetrag ein, so ergäbe sich für 1903 folgendes Resultat: 
TabeUe 48 {siehe 8. 348). 
Die angenommenen Zahlen sind für den Bund jedenfalls 
nicht zu günstig; der über die Verzinsung und die Amorti- 
sation hinaus sich ergebende Rest reicht trotzdem weitaus dazu 
bin, um allföllige Einbussen infolge, der Taxenermässigung 
auszugleichen. So kann man bezüglich der Centralbahn für 
die Rentabilität des Ankaufs ohne Sorgen sein. Der vom 
finanziellen Standpunkte aus einsig etwas bedenkliche Umstand, 
nämlich die erwähnte Unmöglichkeit, während 20 Jahren den 
Zinsfuss der Bententitel herabzusetzen, fällt nicht sehr schwer 
in die Wagschale. 

y. Der neue Weg des freihändigen Rückkaufs ist ako 

') Es aei nm an die Bestimmmigp erinnert: ,Die bezügliciiei) Än- 
ieiben amd nach einem feeten Äinortisatioiispiane längsteiiB binnen sechzig 
Jahren zu amortiaieren.* 
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TKbeUe 48. 
SehweiMritcbe Ce&tralbfthn. 

1903, 
Konsolidierte Anleiheo'): 

ä,47« Fr. 59492000 

4 SV»7i» 60000000 

Betriebsertrag*): 

Ft. 10 531779 

Anleihenaverziusnng und Renten: 

Anleihen «u 4 •/<. Fr. 2379680 

Anleihm za 3'/) 7* 2 100 000 

Benten (100000 Titel ä Fr. 30) . , 3000000 

Fr. 7 479 680 

Amortiaationeu (6Q}Uirige Periode): 

Anleihen zu 4 »/o Fr. 249 976 

Anleihen zu 3 V>7<i , 805 317 

Benteukapital ^.75000000 4 47«) , 315 139 

... Fr. 870432 



üeberachnsB des Ertrags über die 

Betriebaertrag Fr. 10531779 

Verzinsung 7 479 680 

üeberschuBS. ... Fr. 3052099 

üebersoboss des Ertrage Qber Ver- 
zinsung und Amortisation: 

Betriebsertrag Fr. 10 531 779 

Verzinsung , 7 479 680 

Amortisation , 870482 

üeberschusB. ... Fr. 2 181 667. 

TOD lein gescbSfllicheo OeeicbtspnnkteB aus, wie sich ans dem 
Yorsteheaden ergab, trotz des erhShten Preises fGr den Bond 
dnrcliaiiB empfehlenswert. Er ist es aber aus einem anderen 
Orunde nocb riel mehr, □ämlicb vom Standpunki einer grosseren 
Qleichstellimg der Parteien aus. Beim konzessionsgen^aen 

') Unter Zugrundelegung des Bestandes Ende 1899. 
^ Unter Zugrundelegung des konzessionagen^ceen Reinertrags fOr 
das Jahr 1899. 
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Rückkauf lag für die Oesellacbaft ein Zwang Tor, ihr Eigentum 
nach schon lange voransbestimmteii Normen abzutreten; der 
Preis wurde in seinen Grondsätzen vom Käufer bestimmt; 
wohl hatte jene Gelegenheit, zu rekurrieren, aber vorangegangene 
Gesetze hatten schon dafür gesorgt, daee eine Auffassang von 
soliden Grundsätzen, welche tod der noch vor kurzem staat- 
lichereeits gebilligten Praxis abwich, im Sinne des in den 
Prozessen vom Bundesrate eingenommenen Standpunktes die 
Kichtschnur fQr die endgültige Entscheidung der Entsclddi' 
gungsirage zu bilden drohte. Jetzt aber tritt der Staat der 
Gesellschaft auf dem privatrechtlicheu Boden des Vertrages 
gegenüber, und so ist dieses neue Yer&hren dazu . angetan, 
ihn Ton allen Verdächtigungen, welche man ihm früher hatte 
entgegenhalten können, zu befreien. 

Die Gesellschaft ist beim freihändigen Rückkauf bezüghch 
der Wahrung ihrer Interessen in einer günstigeren Lage als 
früher; dass sie sich indessen dabei in völlig gleich beschaf- 
fener Position wie der Staat befinde, kann doch nicht be- 
hauptet werden. Für den Fall n&mlich, dass das Projekt des 
freihändigen Rückkaufs nicht zu stände kommt, droht ihr immer 
der ja längst angekündigte, für sie unvorteilhaftere konzessions- 
gemässe Rückkauf. Daher kann sie , am nicht statt des 
Besseren das Schlimmere für sich zu erwirken, ihre An- 
sprüche nie mit der gleichen Entschiedenheit vertreten wie 
der Staat. 

In dieser Stellung eines immerhin relativ freien Kontra- 
henten kommt die Gesellschaft natürlich hier finanziell besser 
weg als beim konzessionsgemässen Rückkauf. Dies empfiehlt 
das neue Verfahren von ihrem Standpunkt ans. Und die 
wohlige Aussicht, langwierige und mühsame Prozesse zu ver- 
meiden, musste beide Teile zu Zugeständnissen veranlassen 
und sie auf die Wünschbarkeit einer gütlichen Verständigung 
hinweisen. 

VI. So erhielt die Eidgenossenschaft schon 2'|s Jahre 
früher, als vorausgesehen, ein Staatsbabnnetz. Bereits in der 
Neujahrsoacht, in welcher sich zugleich die Jahrhundertwende 
vollzog, wurde der erste Bnndesbahnzug unter grossem Jubel 
der Bevölkerung von Aarau nach Bern gebracht. 
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Mit dem 14. MSrz 1901 ging sodann das gesamte beweg- 
liche nnd unbewegliche Verm^en der CeatralbahDgeaellschafl^ 
in das Eigentam der schweizerischen EidgeDossenschaft fiber, 
und am 22. März beschloss die letzte ßeneralversammlnDg der 
Aktionäre die AuflSaang und die Liquidation der Gesellschalt. 
Auf Antrag des Verwalttingsrates warde beschloEsen, die Liqui- 
dation habe so zu geschehen, dass den Aktionären ^eigesteUi 
wurde, gegen jede Aktie entweder einen Reutentitel mit Renten- 
genaas vom 1. Januar 1901 an, oder das ans dem Verkauf 
der nicht Übernommenen Renteatitet auf je einen derselben 
entfallende Barbetreffnis zu beziehen *). 

TII. Nun trat, angesichts des durch die wohlgelungene 
imd allgemein befriedigende Verstaatlichung der Centralbahn 
geschaffenen Präzedenzfalles, an den Bundesrat die weitere 
Frage heran, ob er mit den anderen Gesellschaften Verhand- 
lungen ZOT ^Erreichung des gleichen Zieles anknüpfen wolle *). 
Wohl war er bereit, das neue Verfahren, bestehend in der 
Auszahlung der Aktionäre in Bieotentiteln nnd im einfachen 
IJebergang der Babnanleihen auf den Bund, wieder zu ver- 
snchen. Doch mussten ihn zwei Momente zu TorläuBgem Ab- 
warten veranlassen: 

1. Da es sich voraussehen liess, daee eine Anzahl der 
Renteutitel von den zu Spekulationen geneigten Aktionären 
nicht behalten werden würden, so musste er fUr die Klassie- 
rung der neuen Rente einige Monate Zeit lassen. Hätte er 
doch mit neuem Angebote derselben für sie leicht eine Kore- 
einbusse herbeifOhren kOnnen. 

2. Der vom Bunde und der Centralbahn vereinbarte TJeher- 
gang der Obligationen stützte sich im wesentlichen auf Gut- 
achten hervorragender Juristen. Es war nun aber denkbar, 
dass die Gläubiger der Gesellschaft diese rechtliche Grundlage 
nicht anerkennen und die Differenz zwischen dem Pari-Rück- 
zahlungeknrs und dem damaligen Kurs der S '/> "/"igen Obli- 
gationen von ca. 93 "lo dadurch würden herauszuschlagen 



') Vgl. zwei Bekanntm&chnngeu der GewUschaft, abgedruckt ii 
Neneo Züricher Zeitung, 1901, Betlagen En Nr. 86 tmd 95. 
'] BBl. 1901, n 8, 696. 
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suchen, daas sie den Bund als Schuldner nicht anerkannten, 
sofortige Rückzahlung in bar Terlangten and durch die An- 
strengung von ProzesBen die Liquidation der Gesellschaft yer- 
zögerten. 

In den ersten Monaten des Jahres 1901 geschab denn 
auch nichts Entscheidendes. Die im Vorjahre noch vrohl be- 
gründeten Beftirchtungen aber erwiesen sich bald, dank dem 
Bückgang des Zinsfussea, als nichtig. Die Obligationäre rer- 
faielten sich ruhig, und die Bundesbahnrententitel notierten 
Mitte März 104 »/o^). 

Ueber die seitherige Politik des Bandes verbietet uns der 
zeitliche Rahmen unserer Darstellung zu sprechen. Die bis- 
herigen neuen Erfolge lassen es aber als sehr wahrscheinlich 
erscheinen, dass der Weg des konzessionsgemässen Rückkaufs 
allgemein verlassen werden und demjenigen des freihändigen 
Rückkaufs Platz machen wird. — 

So steht zu hoffen, dass mittels des freihändigen Ankaufs 
der Hauptbahnen die schweizerische Eisenbahnrerstaatlicbung 
zu einem gedeihlichen vorläufigen Abschluss gelangen werde. 
Eine fundamentale Fr^e bleibt dabei allerdings noch offen: 
diejenige nach dem finanziellen Erfolg der Aktion im ganzen. 
Wohl darf diesbezüglich die Centralbahn keine Sorgen machen, 
aber abgesehen von der Gotthardbahn rentiert kein anderes 
Netz so gut wie sie^). Die Frage lässt sich im voraus nicht 
entscheiden. Sicher sind nur zwei Dinge: einmal werden im 
wirklich gezahlten Preis die Schätzungen der Rückkaufsbot- 
schaft bedeutend überschritten werden; sodann aber fallen auf 
der anderen Seite drei Umstände schwer ins Gewicht: 

') BBl. 1901, n S. 268. 

*) So betmg der kilometriBche üebersclmaB der TranBporteiuii ahmen 
aber die ceinea Betriebakoaten im Jahre 18S9, nacb derEisenbahoatatiatik 
(Kol. 506): 

bei der Gotthardbahn Fr. 87 138, 

. , Centralbahn , 299S0, 

. , Bötzbergbahn ■ ,22748, 

, , Nordodtbahn 17 860, 

, . Jnia-Simplon-Bahu 16 945, 

, den Vereiiiigten Schneizerbahnen . , 16 887, 
dagegen bei der Brttnigbahn z. B. nur . , 6 127. 
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' b) der im Durchschnitt 4<'/o nicht erreichende Zinefuss 
der von den Gesellschaften ausgegebenen Obligationen; 

b) die begrOndete Hoffiiung, in nächster Zeit die Renten- 
titel ebenfalls anter 4**/o auszugeben; 

c) die unerwartet hohen Ertr£gtiisie der letzten Jahre. 
Allerdings rollzog sich im Jahre 1901 ein starker Rückschlag. 
Da wird viel davon abhängen , ob sich die Hofihnng erföllt, 
dasB er nicht sehr lange andauern, und dass die Ertragnisse 
in baldiger Zukunft die gleiche oder eine wenigstens nicht 
starb geminderte Höhe wieder erreichen werden. 
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SchluBsbetrachtnngen 

I. Die Bchweizerieche EisenbabnTerstaatlichang ist in ihrer 
Art etwas ganz Neaes in der Geschichte. Wenn man von 
dem französischen Staatebahnnetze absiebt, welches seiner rela- 
tiven Kleinheit vregen ohne erhebliche Bedeutung ist, so haben 
die beiden anderen grossen republikanischen Staatengebilde 
earopäischer Kultur, Frankreich und die Vereinigten Staaten 
von Nordamerika, ein ausgebildetes Privatbabnsystem. Schon 
im Prmzipe, so sollte man meinen, vertrl^ sich eigentlich die 
Yerstaatlichnng des wichtigsten Verkehrsmittels zu Lande und 
die durch sie bedingte, mehr oder minder starke Bureaukratie 
kaum mit den freiheitlichen Ideen eines selbstbewossten repu- 
blikanischen Gemeinwesens. 

Betrachten wir aber die konkreten Verhältnisse, so musste 
in der Schweiz die Entwicklung zur Staatsbahn führen. Hier 
lagen folgende besonderen Umstände vor: 

1. Ganz allgemein drängte schon, namentlich seit dem 
Erlass der neuen Bundesverfassung von 1874, der Geist der 
Zeit auf eine straffete, einheitlichere Zusammenfassung der 
Bundesglieder und ihrer Institutionen. Wichtige Gebiete staat- 
licher Betätigung fielen immer mehr dem Bunde zu. Wie die 
Entwicklung auf eine Bundesbank immer wieder hindrängt, 
ebenso auf die Bechtseinheit, so drängte sie auch auf eine 
Einheit im Verkehrswesen hin. Allein dieser allgemeine Zug 
konnte doch nicht so stark sein, um eine Tendenz zur Eisen- 
bahnverstaatlichnng recht eigentlich zu erzeugen: er konnte 
eine solche nur fördern. Dahinter mussten speziellere, wirk- 
samere Triebkräfte liegen. 

2. unter diesen standen in erster Linie der Unwille und 
das Misstrauen des Volkes den Bahngesellachaften gegenüber. 

Herold, Der ScLweizcrlacbe Bund und dis Eiaenbaltnen. 23 
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Diese GefOlile waren nicht von Anfang an da, sondem erst 
allmählich gezOcbtet worden durch den nach der Monopolherr- 
achaft der aecbzigei Jahre entbranuten Eonkurrenzkampf und 
den daranf folgenden Krach, welcher viele Gemeinden and 
Kantone schwer geschädigt hatte. Da wnrde auch, infolge 
des TJniBcblags der YolkaetimmuDg, das Ansland HanptaktioDär 
der Schweizerbahnen. Und jetzt mnsste sich immer mehr beim 
Volke der Unwille darüber befestigen, dass in letzter Linie 
Leate, denen das Wohlergehen der Schweiz Nebensache war, 
in einzelnen Bahnverwaltungen befahlen. So erklärt es sich, 
dass das ßechnungsgesetz von 1883 unangefochten blieb, dass 
ebenso der Gentralbahnankauf von 1891 verworfen wurde, 
welcher nur ein einzelnes Netz betraf und den Aktionären, 
nach der Meinung des Volkes, za grosse Profite verschaffte. 

3. Es kommt hinzu, dass mit dieser Gesinnung des Volkes 
die Bundesversammlung in ihrer Mehrheit und ebenso der 
Bundesrat sympathisierte. 

4. Die Missstimmang den Bahngesellschafteu gegenQber 
und der Zug der Zeit erklären aber nur ein strammeres Ein- 
greifen des Staates, erklären aber noch nicht unbedingt den 
Schritt zur Terstaatlichung. Diesen musste erst die allmählich 
entstandene und an leitender Stelle zum Bewusstsein gekommene 
Inferiorität der Schweiz dem Auslände gegenüber erzeugen. 
Denn es lässt sich nicht behaupten, dass das schweizerische 
Privatbahnsystem von Anfang an den Keim der Verstaatlichung 
in sich getragen habe. Jene Inferiorität war aber da, und 
jemand anders als der Bund konnte sie nicht beseitigen. Sie 
bestand: 

a) wegen des Fehlens von Heimfallsrechten in den Kon- 
zessionen, und 

b) wegen des Fehlens von Amortisationsvorbehalten in 
denselben und der Unmöglichkeit, auf gesetzlichem Wege 
wirksame Amortiaationen herbeiznführen. 

Vermöge der Heimfallsrechte oder vermöge der Amor- 
tisationen sollten aber um die Mitte dieses Jahrhunderts die 
grossen Bahnen etlicher konkurrierender Nachbarstaaten ganz 
oder fast schuldenfrei sein, und die Rücksicht auf Erhaltung 
der Konkurrenzfähigkeit der Schweiz in diesem schlimmsten 
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FrUc verl&ngte demnach ihre GleichBtellung. Diese aber konnte 
nur darcli den Staat in eigener Verwaltung herbeigeführt 
werden. 

5. Und in anderer Hinsicht trug das Verhalten der Ge- 
eeUschaften selber dazu bei, auf die Verstaatlichung hinzuweisen. 
Wohl waren Fusionen abgeschlossen worden, und zwar auch 
eine in grösserem TJmfeng , aber trotzdem war im Vergleich 
zum Auslande das schweizerische Eisenbahnnetz sehr zer- 
splittert. Eine zielbewusste , weitgehende Fasionspolitik kam 
nicht zu stände, und so erwiesen die Gesellschaflen gelber ihre 
Unfähigkeit, dnrch die Anbahnung grosser Fusionen auch ohne 
Verst«atlichung dem Lande die Vorteile eines einheitlichen Be-- 
triebs zu bringen. Hätte erst eine grosse fusionierte Gesell- 
schaft zu wirklichen Amortisationen gezwungen werden können, 
so hätte sich die Verstaatlichung viel weniger aufgedrängt. 

Unter den konkreten Verhältnissen erwuchs so für die 
Schweiz die Notwendigkeit der Eisenbahnverstaatlichung. Die 
Volksmehrheit begeisterte sich so sehr dafSr, dass sie nur 
deren Vorteile sah, deren Schattenseiten aber, zumal in der 
Demokratie, nicht hoch anschlug. 

II. Wie verfuhr man nun bei der schweizerischen Eisen- 
bahn Verstaatlichung P Die ersten Versuche schliesaen sich durch- 
weg an das im Ausland geschaffene Vorbild an, und so ist an 
dieser Stelle, auch zur schärferen Charakterisierung des spä- 
teren Gegensatzes, ein kurzer, summarischer Exkurs auf die 
Eisen bahn Verstaatlichung in einzelnen fremden Ländern an- 
gezeigt. 

1. Nachdem in Preussen zuerst langsam die Verstaatlichung 
der Bahnen begonnen hatte, nahm sie unter der Aegide May- 
bachs einen kräftigen Aufschwung '). Im wesentlichen wurde 
immer gleich verfahren. Man unterhandelte und schloss Ver- 
träge, in denen regelmässig der Uebergang sämtlicher Aktiven 
und Passiven der Gesellschaft auf den Staat vereinbart wnrde. 
Mit Rücksicht auf den Modus der Entschädigung sind zwei 
Kategorien von Bahnen zu anterscheiden : diejenigen, welche 



') VgL Bnm folgenden: v, d. Leyen, Die Durchführung des Staat«- 
bahiiBystema in PreuHBen. In Schmollers Jahrbncb. 1883, S. 461 ff. 
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seit längerer Zeit ihren Aktionären regelmässige Erträge lie- 
ferten, und diejenigen, bei welchen dies nicht der Fall war. 

a) Bei den enteren zahlte der Staat den Aktieninhabern 
Tom Zeitpunkte der üebemahme der Verwaltung an eine feste 
jährliche Kente an Stelle der bisherigen Dividenden und ver- 
pflichtete sich fernerhin, die Aktien bis zu einem gewissen 
Termine zu einem der Kente entsprechenden Betrage gegen 
Staatsschuldverscbreibnngen der 4''/oigen konsolidierten Anleihe 
nmzutanschen. Bei einigen Bahnen gewährte er noch eine ein- 
malige Zazahlnng als eine Art Eonvertierungsprämie. Die Höhe 
der Rente wurde nach dem Ertr^swert der einzelnen Unter- 

'nehmnng bemessen imd — dürfen wir wohl hinzufügen — nach 
der eisenbahnpolitischen Absicht, welche mit dem Erwerbe der 
betreffenden Bahn sich noch verknüpfen Hess. 

b) Bei der zweiten Kategorie von Bahnen wurde den 
Aktionären statt einer festen Bente ein fester Kapitalbetrag, 
sei ea in bar, sei es in Staatspapieren, angeboten. 

lieber den Gesetzentwurf des Jahres 1879 konnte sich die 
Kommission des Abgeordnetenhauses folgendermassen äussern ^) : 
Es leuchtet ein und ist die TJeberzeugung der Kommission, 
s allgemeine System, nach welchem die Verpflichtungen 
des Staates geordnet sind, von grosser TJeberlegung und Vor- 
siebt auf Seiten der Vertrags ehlies senden Organe der Staats- 
verwaltung zeugt, und daas dadurch, bei gleichmässiger Sorg- 
falt in der Ausführung und dem weiteren Vorgehen auf 
Grundlage der Verträge, eine unerwartete Benachteiligung der 
Staatsflnanzen wobl vermieden werden kann." 

In diesen letzten Worten liegt vielleicht das Zugeständnis 
verborgen , dass die Verstaatlichung auch auf diesem Wege, 
vom Gesichtspunkt ihres finanziellen Ausgangs betrachtet, 
nichts anderes als eine Machtfrage ist. Einerseits zeigte zwar 
der preusstscbe Staat gewissen Aktionären grosses Entgegen- 
kommen, wie aus folgendem Beispiel entnommen werden 
kann'): Im Jahre 1883 stand eine Aktie der Berlin-Ham- 

') T. d. Leyen a. a. 0. S. 489. 

') Mitgeteilt im Votam de« BetichterstatterB der Minderheit der 
BückkaQfBkommiaMon des achweizeriachen Ständerates : Amtl. atenogr, 
Bulletin, 1897, Juni-Juli S. 225. 
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burget Bahn auf 409''/o Uuee nominellen Wertes. Erst beim 
zweiten Vereucli, im März 1384, gelang es dem Staate, auf 
dem Wege des Vertrags die Verstsatlichung der Bahn herbei- 
zuführen. Er zahlte aber im März 1884 99 Mark i^jo Äente, 
also einen Kapital wert von M. 2475 für eine Aktie von 600 Mark, 
mithin 412,5°/o ihren Nominalwertes, und dazu erst noch eine 
Zinsrate mehr pro Aktie. Er entgalt also eine Aktie mit 
mehr als 100°/o ihres Börsenwertes von 1883. Wenn man 
aber andererseits die Preise gewisser Linien, welche erst durch 
die Konkurrenz der Staatsbahn zur späteren Verstaatlichung 
vorbereitet worden, mit früheren Börsenkursen vergleichen 
würde, so käme wohl ein ziemlich anderes Resultat herans. 

2. Ein übnlicbes Verfahren wie iu Frenssen ward in 
Bayern bei der £rwerbnng der Ostbahn für den Staat praktisch. 
Für je eine Aktie zu 200 Gulden wurden 420 bezw, 410 Mark 
gezahlt, und wie in Freussen wurden die Prioritätsschuld- 
briefe nach den von der Oesellschaft eingegangenen Verpflich- 
tungen vom Staate Übernommen '). 

3. Werfen wir endlich noch auf die belgische Eisenbalm- 
verstaatlichung einen ganz kurzen Blick. Auch sie geschah 
auf Oruod gütlicher VerBtöndigung. Der Grand Central wurde 
zurückgekauft, indeio der Staat für die 60 Jahre, welche von 
der Konzessions daner noch übrig blieben, je eine Annuität 
zahlte. Diese entsprach dem mittleren Reinertrag der fünf 
besten unter den sieben zuletzt abgelaufenen Jahren, und 
wurde zu B°jo kapitalisiert. Extra bezahlt wurde das Material, 
und der Staat kam der Gesellschaft so weit entgegen, dass er 
ihr 22 Millionen Franken dafür bezahlte, statt 25, wie sie 
verlangt hatte *), 

III. Kehren wir nach diesem kurzen Exkurs wieder zur 
Schweiz zurück. Ohne Zweifel bestand in den achtziger Jahren 
an leitender Stelle das Bestreben, die Verstaatlichung nach 
diesen fremden Mustern durchzuführen. Ein gelinder Ansatz 
dazu lag in dem Ankauf von Aktien der Jura-Simplon-Bahn; 

') Ba;eriBchea Gesetz- und Terordunugablatt, 1875, S. 365- 

*) Mitgeteilt im Yotum des BerichterBtatterE der Minderheit der 

RQckkaafekommiBflion des schweizerischen St&nderatee : BultetiD 1897, 

Juni-Juli S. 226. 
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der erste durcbgreifende Versuch aber, in dieser Weise zu 
verfahren, der freihändige Ankauf der Gentratbahn von 1891, 
scheiterte. 

Im Gegensatz zu den Vorgängen in den anderen Ländern 
verliess man nunmehr diese Grundsätze ,und sachte den Hass- 
stab des Preises in öffentlich-rechtlicheii, im Zweifel durch das 
Buudesgericht auszublenden Taxationen* '). 

Besser als an den Erscheinungen der Börse lässt sich der 
Gegensatz der beiden Systeme kaum illuetrieren. In Preussen 
hegten bei der Verstaatlichung die Aktionäre der meisten Bahnen 
die Hoffnung, auf dem Wege gQtlicher Verständigung mit 
dem Staate ein gutes Geschäft zu machen. Daher verband 
sich da mit jeder Anerbietung oder Annäherung der Staats- 
verwaltung eine Kurssteigerung. In der Schweiz aber war 
es gerade umgekehrt. Die Enttäuschung, welche die Rückkaufs- 
botecbaft mit ihren Ausrechnungen und der Ankündigung des 
beabsichtigteu Verfahrens gebracht hatte, war eine tiefe und 
andauernde gewesen. So zeigte sich an der BSrse die um- 
gekehrte Erscheinung wie in Preussen. An der Börse zu 
Basel bildete sich vor der Abstimmung vom 20, Februar 1898 
ein Handel »auf Verwerfung' und , auf Annahme". Der Kurs 
einer Ceutralbahnaktie war Ende Januar 724, derjen:^e einer 
Nordostbahnaktie 565 Franken gewesen. Für den Fall der 
Verwerfung des Kückkaufsgesetzes wurden nun 770 bezw. 
600 Franken geboten. Nach dem bejahenden Ergebnis der 
Abstimmung aber fielen die Kurse auf 675 bezw. 500 Franken 
hinunter ^). 

Den »wahren Wert' der Bahnaktien suchte man jetzt 
tosgelost von der Börse zu ergründen. So kam äs, dass Ende 
März 1897 die Unterschiede zwischen dem Börsenkurs und 
dem seitens der Bundesratsbotschaft geschätzten Aktienwert 
sich auf folgende grosse Beträge beliefen: 
Tabelle 49 (aiöhe S. 359). 

Ohne eine ganz bedeutende Abweichung von den anderen 
Staaten, welche auf dem Wege der Eisenbahnverstaatlichung 



■) Cohn, System Bd. UI E 
'J Vgl. Cohn a. B. 0. S.9C 
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Tabelle 49. 

Bdraenkurse und Schätzungen der RGckkaufs- 

botschaft Ende März 1897 ^}. 



Aktien 


Bundesrat 


BBrae 


Verhaitni« 


der 


Fr. 


Fr. 


7. 


Jara-Slmplou-Bahn : 








Prioritätsaktien . . . 


500.00 


600 


83,33 




120.19 


200 


60.10 


Nordoatbfthn 


338.42 


687 


49,26 


Ceotialbabn 


543.10 


724 


75.01 


Vereinigten Schweiaerbahnen . 


315.64 


483 


65,35 


Gotthardbahn 


620.62 


850 


73,01 



TOrangegangen waren, konnte sie die Schweiz nicht durch- 
fahren. In Freuesen war der tl^liche Eursstand auf der Börse 
ein Hauptanhaltspunkt für beide Teile ; in der Schweiz wurde 
er als solcher vom Staate nicht anerkannt. Die Erklärung 
dieses Gegensatzes gibt die geschichtliche Entwicklung, und 
sie tässt sich kaam treffender formulieren als durch folgendes 
Zitat aus Cohn^): „Daas die deutschen Staaten, Preussen 
voran, den Weg des Kurazetteb gleichwohl betreten haben, 
als sie ihre Eisenbahnen Yerstaatlichten , ist wohl nicht daher 
gekommen, dass sie über das Wesen der Kursbildung und die 
Bedeutung des Kurses für den Kauf schlechter unterrichtet 
waren. Die wirklichen Orilnde waren verschiedene. Sie hatten 
mit keiner Volksabstimmung und keinen radikal-demokratischen 
Einrichtungen zu rechnen; sie hatten das Aktienkapital im 
eigenen Lande zu suchen; sie haben aber allerdings für dieses 
Anlagekapital so viel Entgegenkommen gezeigt, wie es in einer 
Demokratie, wenigstens einer schweizerischen, nicht leicht geübt 
werden kann, auch wenn es heimisches Kapital ist. Das Wunder 
einer so weitgehenden zentralistiachen Massregel war in der 

') Nocb einer Znaammenstellnng von Ständeiat Gavard. 
Vgl, amtlicbes Stenograph. Balletin 1897, Juni-Juli S. 223- ROck- 
kaa&botscbafl Beilage XV, 
•) Cohn a.a.O. S. 908. 
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Schweiz nnr mSglicli, wenn die OkonomiBcheii Instinlite der 
YolkemasBe nicht nnr nicht verletzt, sondern mit ins Treffen 
gefflhrt worden.' 

Der konzesBionsgemäsBe Rfickkauf echien nun die für die 
Schweiz einzig passende Art der Terstaatlichang zu aein, denn 
er vereinigte ja in seiner scfaliesslichen Ansgestaltung in her- 
vorragendem Hasse die E^enachaften in sich, welche das in 
anderen Ländern eingeschlagene Verfahren des offenen Ver- 
trags für die Schweiz undurchführbar erscheinen liessen. Aber 
man rechnete bloss mit seiner theoretischen, nicht mit seiner 
praktischen Durchführbarkeit. Man sah nur die grossen Vor- 
teile, welche er dem Rückkäufe! bringen sollte, aber man 
Obersah dabei, dass er ein gekfinsteltes System war, welches 
sich nur auf die unsichere Grundlage der im Drange der Kot 
erlassenen, mangelhaften und unklaren Eonzessionen stfitzen 
konnte ; und diese Grundlage hatten auch spätere Verbesserungen 
nicht zu einer ganz tauglichen zu machen vermocht. So kon- 
sequent der konzessionsgemäase Rückkauf auch vorbereitet 
wurde, so freudiger und zuversichtlicher Stimmung er auch im 
Volke begegnet war, seine praktische Durchführung scheiterte 
am Schlüsse. Von der Finanzierung ganz abgesehen, drohte 
er in eine Reihe schier endloser Prozesse auszuarten, deren 
schliesslich er Erfolg statt einer Versöhnung der Interessen erst 
wieder Neid und Unzufriedenheit gewesen wäre. Man wird 
wohl heute mit grosser Wahrscheinlichkeit sagen dürfen, dass 
er kaum zu wirklicher Durchführung gelangen wird. 

Da aber die Hauptbahnen, die Gotthardbahn und Teile 
der Nordoatbahn ausgenommen, konzessionsgemSss alle auf 
1903 gekündigt sind, so hat der konzessionagemäese Rückkauf 
immer noch eine nicht zu unterschätzende Wirkung, nämlich 
gleichsam als ein abEchreckendes Gespenst: er steht als solches 
hinter den Gesellschaften und hindert sie von vornherein. Über- 
triebene Ansprüche bei dem neu einzuschlagenden Verfahren 
zu machen, um nicht eine noch niedrigere Entschädigung zu 
riskieren; er steht aber auch als Gespenst hinter dem Bund, 
welcher die Schwierigkeit der Geldbeschaffung and die wohl 
noch längere Zeit andauernde üngewissheit über die Höhe der 
zu zahlenden Eaufsumme, die beim konzessionsgemäsaen RUck- 
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kauf bestehen, durch Entgegenkommen auch von seiner Seite 
zu heben suchen mnss. — 

Zwei Systeme der Eieenbahnverstaatlichnng haben sich 
also in der Schweiz als nndurchfQhrbar gezeigt: das im Aus- 
land praktische, welches schon am Anfang beim Volke keine 
Qnade fand, and ebenso das neue, als ein speziell schweizerisches 
a priori betrachtete System. Eine Verbindung beider sollte 
das einzig passende, belriedigende System werden. 

Als wir den Versnob des Ankaufs der Centralbahn im 
Jahre 18dl betrachteten, fanden wir, dass er hauptsächlich an 
der Freisfrage scheiterte, und dass ein zukünftiger Riickkanf 
so beschaffen sein musste, daas das Volk sich Ober zu grosse 
Gewinne der Aktionäre nicht mehr aufzuregen brauchte. Jetzt 
sehen wir, dass beim konzessionagemässen BQckkauf der Modns 
procedendi selbst nur eine äusserst schwierige und unsichere 
Durchführbarkeit mit sich bringt. 

Was war nun natürlicher, als dass man beide Lehren mit- 
einander verband, aus der im Jahre 1891 versuchten Aktion 
das Verlahren an sich herübernahm, welches sich ja im Aus- 
lände Dutzende von Malen bewährt hatte, die Gestaltung der 
Preisfrage aber nach dem dem Volke ja genehmen, neuen Ver- 
fahren auf Grundlage der Konzessionen einrichtete ? Eine solche, 
merkwürdige Verbindnng beider Systeme bietet nns der neueste, 
freihändige Ankauf. 

Es wäre verfehlt, ihn dem vor 11 Jahren versachten 
freihändigen Ankauf als parallel an die Seite stellen zu wollen. 
Lässt sich doch ans dem Rfickkaufsgesetze '^) deutlich schlies&en, 
dass beim neuesten Verfahren für die Festsetzung des Rück- 
kaufspreises in erster Linie die durch das Bnndeagericht in 
den Prozessen für den konzessionsgemässen Rückkauf 
festgesetzten Normen massgebend sind. Wohl kannte man 
im Jahre 1891 die Rfickkaufsbestimmnngen, aber von dem In- 
halt, den ihnen erst das Bundesgericht gab, wasste man noch 

') Art. 2 Abg. 4. .Der Bundeaiat ist ermächtigt, mit ZiutiromuDg 
der Bundes versainmiang die Erwerbung der genaimten Bahnen aach auf 
dem Wege des freihändigen Kaufes vorEimehmen , wobei immeibin fttr 
die Festsetzung des HDckkaufspreiflea die BeatimniangeD der Bundeegesets- 
gebung und der Konzessionen massgebend sind.* 
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nichts, und man stellte Uberhsapt nicht auf sie ab. Nur anf 
Grund jener neuen Normen besteht dagegen jetzt aof beiden 
Seiten eine gewisse Freiheit der Bewegung, insbeBondere in 
der Richtung gütlicher, kleiner Abschweifungen von ihrer 
konsequenten Anwendung, Dies zeigt deutlich die bei der Dar- 
stellung des Centralbahnankaufg besprochene bnndesi^tliche Be- 
rechnungsweise *). 

Die Konzessionen, so fanden wir an anderer Stelle, bilden 
eine zu mangelhafte Qrnndlage, als dass sich, auf sie allein 
gestützt, eine alle Teile be&iedigende ßückkaufsoperation ab- 
wickeln könnte. Unser gegenwärtiges Ergebnis widerspricht 
dem nicht. Wohl bleiben auch beim neuen Verfahren äie 
Konzessionen die Grundlage des Rückkaufs, neben sie tritt 
aber jetzt als weitere Grundlage eine Tertragliche Vereinbarung, 
an welcher beide Teile Interesse haben, und wo deren gegen- 
seitige Zugeständnisse die durch die alleinige Anwendung der 
Konzessionen sich ergebenden Mängel aufheben können. 

In der Schweiz ist diese Lösung des Verstaatlichungs- 
problems durch die aus Ruberen Entwicklungsstufen abgeleiteten 
Lehren bewirkt, dämm die historisch gegebene und folglich 
denkbar beste Lösung. Es wäre falsch, sie bloss von prinzi- 
piellen Standpunkten aus beurteilen zu wollen, sie etwa ohne 
weiteres mit der preussischen Verstaatlichung zu vei^leichen 
und daraus Argumente für oder gegen sie zu ziehen. Dies- 
falls wäre es wohl ziemlich sicher, dass man selbst diesem 
neuesten schweizerischen Verfahren im Vergleich zu einigen 
preussischen Beispielen kein übermässiges Entgegenkommen 
seitens des Staates nachrühmen dfirfle. Die Art uad Weise 
der Verstaatlichung ist eben durch die politischen Institutionen 
bestimmt, und die Lösung des Problems lässt sich nur in Ver- 
bindung mit ihnen beurteüeu. Infolge ihrer eigentümlichen 



'} Die gT08Be Yerachiedenheit ETiscliMi beiden VecfahreD zeigt noh 
auch in gani frappanter Weise ana der Statistik. In beiden £^len sollte 
für eine Aktie eine Rente von Fr. 30.— bezahlt werden, obwohl der 
üeberachitsH der Transporteinnalunen über die reinen BetriebakoBten pro 
Kilometer sich in den Jahren 1890 and 1S91 anf Fr. 19 333 bezw. 1? 510 
belief, im Jahre 1899 dagegen auf Fr. S9 950. 

Ygl. Eol. 507 der Eisenbahnatatiatik. 
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politischen Verhältnisse aber mnsste die Schweiz auch ihre 
besondere Eisenbahnverstaatlichung haben. 

IV. Werfen wir endlich noch die letzte Frage auf; Was 
wird die Eiseubahnverstaatlichong, ganz abgesehen Ton ihrer 
finanziellen Durchfuhrungsart, in der Schweiz für neue Zustände 
mit sich bringen? 

Wir können darauf verzichten, noch einmal auf ihre 
Wünschbarkeit für die Schweiz ausführlich hinzuweiaeu: der 
einheitliche Betrieb, die Ämortisationsfrage , die ausländischen 
Einflüsse bei den Privatbahnen sind als gebietende Faktoren 
schon genug betont worden. 

Es gibt, um mit van der Borght ^) zn reden, drei Gefahren, 
mit welchen das Staatsbahnsystem rerbuuden sein kann, ohne 
dass sie in dessen Wesen liegen. Es sind: 

a) die Behandlung der Staatsbahnen überwiegend mit 
Rücksicht auf die Beschafifang von Mitteln für allgemeine 
Staatszwecke, also vom fiskalischen Standpankt ans; 

b) die Gefahr, dass ein engherziger Bureaukratismus im 
Eisenbahnwesen sieb Geltung verschafft, sodass die Dienstbar- 
mschung der Bahnen für die volkswirtschaftlichen Gesamt- 
interessen darunter leidet; 

c) die weitere Gefahr, dass die Regierung sieb dem Drucke 
zufUlliger Mehrheiten des Parlamentes nicht entziehen kann, 
wenn es sich um die Befriedigung von Sonderinteressen ein- 
zelner Landesteile bandelt. 

Wie steht es nnn mit diesen Gefahren bei der im Ent- 
stehen begriffenen schweizerischen StaatsbahnP 

1. Was zunächst die Gefahr der fiskalischen Ausbeutung 
der Staatsbahnen anbelangt, so ist in dieser Beziehung das 
schweizerische System demjenigen anderer Länder, zumal 
Prensseus, erfreulicherweise tiberlegeu. Eine fiskalische Aus- 
beutung der Staatsbabn ist nämlich gesetzlich ansgeschlossen, 
denn nach Art. 8 des Rückkaufsgesetzes ist das Rechnungs- 
wesen der Bundesbahnen vora Übrigen Rechnungswesen des 
Bundes getrennt zn halten, und es sollen alle Ueberschüsse, 
welche auf den Bundesbahnen erzielt werden, in ihrem Interesse 

') W. d. V. I S. 623. 
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wieder Yerweudnng finden. 3o ist dieabezQgUch wenigstens 
die Garantie gegeben, daee jene Gesetzesbestimmung nur durch 
ein neaes Gesetz abgeändert werden kann. 

2. Weniger znTersichtlich darf man leider mit Bezug 
auf den zweiten Punkt, den Bureankratismus, sein, 

a) Schon in der Organisation der Bundesbahnverwaltung 
hat der Bundesrat eine ansscbla^ebende Macht: er wählt bei- 
nahe die HllUle der Mitglieder des Yerwaltungsratea, er wählt 
die Mitglieder der General- nnd der Ereisdirektionen, er wählt 
endUch je vier Mitglieder der Ereiseisenbahnräte. Auf der 
anderen Seite sind aber die Yerkehisinteressenten direkt gar 
nicht vertreten, sondern ausser dem Bundesrate haben nur die 
Kantone und die Organe der Bundesbahnverwaltung selbst 
Wahlbefugniase. Wie leicht entsteht da eine politische Färbung 
einer wirtschaftlichen Anstalt! Wie leicht werden da die Inter- 
essen der Gesamtheit politischen Interessen hintangesetzt! 

b) Viel bedeutsamer noch ist der direkte Einfluss der 
staatlichen Bureaukratie auf das landwirtschaftliche, gewerb- 
liche und kaufmännische Leben des Schweizervolkea. Dies 
zeigt sich sn zwei Erscheinungen in herrorragendem Masse: 

a) Im ersten Hauptteü dieser Arbeit ^) kam ein Gesetz, 
die ßiechtsverhältnisse von Verbindungsgeleisen zwischen dem 
schweizerischen Eisenbahnnetz und industriellen Etablissements 
betreffend, zur Sprache. Dieses Gesetz gilt noch heute und 
wird auch unter dem Staatsbahnsystem weiter gelten. Wie 
damals dargelegt wurde, statuiert dieses Gesetz einmal das 
Recht bezw. die Pflicht des Anschlusses, gibt aber sodann dem 
Bundesrate umfassende Kompetenzen, als da sind: Entscheidung 
über den technischen und Betriebsanschluss , Aufsichtsrechte, 
die Befugnis, eventuell die Aenderung oder Beseitigung be- 
stehender Verbindnngsgeleise zu verlangen. Bisher wirkten 
nun bei der Beschlusafassung ßber die Anlage eines Yerbin- 
dungsgeleises stets drei Faktoren mit: das Privatinteresse des 
industriellen Etablissements, dasjenige der EisenbahngeseUschait, 
endlich dasjenige der Allgemeinheit, durch den Bundesrat ver- 
treten. Jetzt aber wird der Bundesrat aus einer unparteiischen 



■) Vgl. oben S. 78 ff. 
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Instanz zu einer Partei, er entscheidet nnnmebr fiber den An- 
acUiiss an das eigene Netz, kann erentnell die Aenderunf; oder 
Beseitigung tou Anschlussgeleisen, welche zu seinem eigenen 
Netze f&bren, rerlangen. Hier ist nun die Gefahr sehr gross, 
dass viel weniger das Interesse des Gewerbebetriebs zur Be- 
rücksichtigung kommt, als das engherzige fiBkalische Interesse 
der BundesbahnTerwaltung. So ist der Bundesrat in der Lage, 
sobald er eine massTolle Unparteilichkeit ans den Augen ver- 
liert, auf das Wohlergehen privater Industriezweige schädigende 
Einflüsse auszuOben. 

ß) Den anderen hier einschlagenden Punkt bilden die 
Tarife. Nach dem kürzlich in Kraft getretenen Tarifgesetz 
hat der Bundesrat die Genehmigung aller Tarife und Tarif- 
änderungen in der Hand '). Da nun einmal eine gesetzliche 
Festlegung der Ausnahmetarife in einem Lande, welches in 
hervorrf^endem Masse Transitland ist, wie die Schweiz, nicht 
möglich und auch nicht beabsichtigt ist, so hat in diesem Ge- 
nehmigungsrecht der Bundesrat bezfiglich der Ausnahmetarife 
eine kolossale Macht. Er hat es hier in der Hand, unter einem 
Deckmantel handelspolitische Tendenzen zur Geltung zu bringen, 
namentlicfa in der Bichtnng versteckter Schutzzölle. Die früheren 
Zustände waren zwar entsprechend, aber da stand doch immer 
zwischen dem Bundesrat und dem Publikum die von jenem 
unbeeinflusstePrivatbahngesellschaft; jetzt aber wird an deren 
Stelle doch in Tat und Wahrheit eine mehr oder weniger ihm 
gleichgesinnte Behörde treten. 

c) Weiterhin macht sich die Macht der Bureaukratie 

') Art, 3 de« Tarifgesetzea vom 27. Juni 1901 beBtimmt: .Die all- 
gemeinen TaKvorBchriften, die internen allgemeinen Personen- und Güter- 
tarife und die von denselben abweichenden Tarif bestimmungen und 
Taxgrnndlagen für den Verkehr mit dem Andand, aowie jede Aendemng 
an denselben, sind «or In][raft8etzung dem Bundesrat zur Genehmigung 
vorzulegen. — BezQglich aller auf dieser Grundlage erlasBonen Tarif- 
nasanahmen, mit Inbegriff von TaxermäsBigungen auf dem Bückver- 
gütuDgswege, steht dem Bundesrate das Recht der Eontrole hinsichtlich 
ihrer geeetzlichen Berechtigung zu. Dieselben sind dem Bundesrate recht- 
zeitig zur Eenntnis zu bringen, welcher Ton sich aus oder auf Beschwerde 
der Beteiligten, nach AnbCrung der Bundeabahnvermaltung, alllUllig er- 
forderliche Abändernngen verfügen wird • 
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geltend binsiclitlich ihrer EinöfiBse auf das Woblergehen der 
Beamten und Angestellten der Bnodesbahnen. Wohl besteht 
jetzt statt des priTaten InstanzenmgeB innerhalb der Gesell- 
echaften das Beschwerderecht bei den staatlicheD OberbehSrden ; 
wohl ist ein Besoldungegeeetz erlassen worden; wohl sollen 
mSglichst viele Angestellte aus dem Ärbeiterverhältnisse in 
den Beamtenstand fibeigehen. Aber gerade die Steifheit und 
Starrheit der gesetzlichen Regelangen Isissen eine Stagnation 
und die schwierige DnrchfQhrbarkeit zeitgemässer Reformen 
befürchten, znmal wenn die Gesetzgebnngsmaschine so schwer- 
föllig funktioniert wie in einem parlamentarisch-republikani- 
scben Gemeinwesen mit Volkareferendum. Sind doch Organi- 
sationen dem Staate gegenQber schwächer als gegenüber einer 
privaten Aktiengesellschaft. Früher war neben der öffentlichen 
Meinung der Bundesrat selber ab unparteiischer Dritter da._ 
Jetzt ist aber auch er Partei geworden, während er ^ber 
Vermittler hatte sein können. Die rasche und erfolgreiche 
VermitÜnng des Chefs des Eisenbahndepartements beim Streik 
des Xordostbahn Personals vom 12. nnd 13. März 1897 ist in 
dieser Beziehung ein beachtenswertes Beispiel. Es fragt sich 
zum mindesten sehr, ob unter dem Staatsbahnsystem bei einer 
ähnlichen Lohnbewegung des Personals eine solche Vermittlung 
ebenso leicht durchführbar sein würde. 

d) Endlich stehen dem Bundesrate weitgehende Entschei- 
dungsrechte zn hinsichtlich des Dmfangs der künftig vorzu- 
nehmenden weiteren Yerstaatlichnngen. Er ist ermächtigt^), 
mit Zustimmung der Bundesversammlung andere dermalen be- 
stehende Bahnen, welche den Interessen der Eidgenossenschaft 
oder eines grossen Teiles derselben dienen, nnd deren Er- 
werbung ohne nnverhältnis massige Opfer erreichbar ist, zn 
erwerben. Er entscheidet also in erster Linie auch schon 
darüber, ob die betreffenden Linien den erwähnten Bedingungen 
entsprechen. Ebenso hat er bezüglich der Verstaatlichung von 
Nebenbahnen in erster Linie ein Entscheidungsrecht *) : er ist 
ermächtigt, mit Zustimmung der Bundesversammlung den Be- 



■] Ritckkaufsgeaetz Art 3. 
^ RQckkaufBgeBetz Art. 5. 
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trieb von solchen zu abernehmen, sowie in die zwischen den 
Haupt- nnd Nebenbahnen etwa vereinbarten Betriebsverträge 
einzutreten. — 

Dass nun solchen entscheidenden Rechten gegenüber Ga- 
rantien da sein mClssen, ist klar. Was zunächst den zuletzt 
behandelten Punkt anbetrifft, so bietet hier die Hitwirkung 
der Bun de Bver Sammlung eine solche. Sie hat , zuzustimmen* ; 
dann geht aber in der Regel die Initiative doch vom Bundes- 
rate aus. 

Nach weiteren speziellen Garantien aber sucht man ver- 
geblich. £s besteht nur ganz allgemein die Prüfung der 
Rechnungen und der OescbäftsfOhrung der Bnndesbahnverwal- 
tung durch die Bundesversammlung. Und so bleibt eine grosse 
YersUirkung der Macht des Bundesrates, und als letztes Gegen- 
gewicht nur die Kritik der Öffentlichen Meinung. So ist eine 
ungemein soi^;föltige Auslese für die Zusammensetzung des 
Bundesrates und der Eisenbahnverwalttmg nötig, welche allein 
Gewähr dafür bietet, dass nicht Engherzigkeit, Elassenpolitik, 
Parterwirtschaft oder Protektionswesen in einer Verwaltung sieh 
breit machen, die am wenigsten solche Einflüsse vertragen mag 
und vermöge ihrer ungemeinen Wichtigkeit für die Volkswirt- 
schaft Männer von absoluter Charakterfestigkeit und Tüchtig- 
keit erfordert. In diesem Punkte muss also die Bureaukratie 
selber durch ihr eigenes Verhalten die sonst fehlenden Garantien 
für das Gedeihen der Bundesbahnen geben. 

3. Wir kommen schliesslich zur dritten, eventuell gefähr- 
lichen Begleiterscheinung des Staatsbahnsjrstems, nämlich der 
allfölligen Preisgabe der Interessen der Gesamtheit an die 
durch parlamentarische Mehrheiten zum Durchbrach gekom- 
menen lokalen Interessen, der Freisgabe also der Staatsbahn- 
verwaltung an die Begehrlichkeit des Volkes. Das ist ein Um- 
stand, mit welchem man scheinbar gerade in der Schweiz ganz 
besonders rechnen muss. Allein in Wirklichkeit wird seine 
tatsächliche Wirknngsmöglichkeit zn einem beträchtlichen Teile 
aufgehoben durch die besonderen Verhältnisse der Schweiz, 
sowie durch die im Rückkaufsgesetze geschaffenen Garantien. 

a) Die Schweiz ist aus so verschiedenartigen Elementen 
zosammengesetzt, dass die in ihr auftauchenden Lokalinteressen 
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sich immeT nur auf kleine Gebiete beschränken. So eifer- 
BQchtig dieae dieselben wahren, so teilnahmalos stehen ihnen 
die nicht interessierten Landesteile gegenüber. Bis daher in 
der BondesTersammluDg durch Mehrbeitsbescbluss lokale Inter- 
essen zum Burchbrucb kommen können, müssen sie bereits 
schon von einem grösseren Teile der lokalfsn Gebilde geteilt 
sein, und in diesem Falle dürfen sie dann schon in gewissem 
Masse als allgemeine Interessen angesehen werden. 

b) Nun ist es allerdings sehr wohl denkbar, dass durch 
Abmachungen und gegenseitige Zugeständnisse verschiedener 
Interessentenkreise för £isenbahnangelegenbeiten in derBundes- 
versammlung Mehrheiten zustande gebracht werden. Sollte 
sich nun auf diese Weise die Begehrlichkeit lokaler Inter- 
essentenkreise im Parlamente auch Durchbruch verschaffen 
können, so ist immerhin die Verwirklichung neuer Bahnbanten 
oder anderer Yerstaatlichungsgelüste durch das ßückkanfs- 
gesetz ziemlich erschwert. Wenn nämlich neue Linien vom 
Bunde gebaut oder andere Linien als die oben *) charakteri- 
sierten von ihm erworben werden sollen, so ist jedesmal ein 
bezügliches Gesetz zu erlassen^). Das Gesetz aber benötigt 
zu seinem Zustandekommen die Mehrheit der beiden Bäte, 
ausserdem ist dagegen das Referendum möglich, und zu seiner 
schlieaslichen Annahme ist im Falle der Volksabstimmung die 
Mehrheit der Volksstimmen nötig *). So ist lokalen Verstaat- 
licbungs- oder Bauznmutungen lange Gelegenheit geboten, von 
der Bildääche zu verschwinden. Und wenn kein Fall vorliegt, 
wo ein neues Bnndesgesetz erforderlich ist zur Ueberführung 
bestehender Bahnen in den Staatsbetrieb, dann hat neben der 
Bundesversammlung als entscheidungsberechtigte Instanz der 
Bundesrat die ausschlaggebende Macht, lokale Begehrlichkeiten 
einzudämmen. 

Im übrigen ist nicht zu vergessen, dass das Schweizer- 
volk politisch wobi erzogen ist, und so steht zu hoffen, dass 
es durch Nichtgebrauch seiner Rechte wo nötig die Staatsbaim 
vor unverantwortlichen Schädigungen bewahren werde. 

■) 8. 366, 

'} Bflckkaofsgeaetz Airt. 4. 

'} Art. 89 der BuDdeBverfasauag. 
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Viel grösser als die Oefaht, dass sich lokale Interessen 
in der zukünftigen schweizerischen Eisenhahnpolitik zti hreit 
machen, scheint die andere, oben erSrterte zu sein, dass deren 
Verfolgung in vielen Fällen, wo es sich um neue Verstaat- 
lichungen bandelt, dem blossen einseitigen Willen des Bandes- 
rates, wenn ihm nur die Bundesreisammlung zustimmt, preis- 
gegeben ist. — 

Neben diesen von van der Borgbt erwähnten Erschei- 
nungen gibt es aber noch andere Punkte, welche in diesem 
Zusammenhange für die Schweiz in Erwägung zu ziehen sind: 

1. Die Schweiz pflegt gerade gegenüber den wirtschaft- 
lich massgebenden europäischen Ländern passive Zahlungs- 
bilanz zu haben '). Nun werden die gegenwärtigen ausländi- 
schen Aktionäre kaum Lust und Interesse haben, die Kenten- 
titel, welche ihnen statt der Bahnaktien ausgehändigt werden, 
zu behalten. Der Rückäuss dieser Rententitel nach der Schweiz 
wird aber eine entsprechende Rtlck Wanderung der Kapitalien 
mit sich bringen, and das durfte für die ungünstige Zahlnngs- 
bilaoz keinesfalls von Vorteil sein. 

2. Weiterhin hat der Staat beim Staatshahnsystem auch 
den Nachteil, dass er nur langsam Geld beschaffen kann. 
Leichter ist dies fBr eine Aktieogesellschaft. Nun wäre gerade 
beim konzesBionsgemässeu Rückkauf mit Barzahlung des ge- 
samten Kaufpreises dieser Pun£t sehr ins Gewicht gefallen. 
Jetzt, beim freihändigen RSckkauf, kommt er vorderhand nicht 
so sehr in Betracht, indem ja doch der Bund in die Schuld- 
verhtdtnisse der alten Gesetischaften eintreten und die Aktionäre 
mit Rententitelu befriedigen kann, die Aufnahme von Bargeld 
daher stark in den Hintergrund gedrängt ist. 

3. Endlich erübrigt ans noch, einen ganz kurzen Blick 
auf die sonstige Finanzlage des Bundes zu werfen. Hoffen 
wir, dass die Verstaatlichung ohne finanzielle Defizits vor eich 

'] So war z. B. am 4. Bezember ISOI der von der SchweizeriBcben 
Kreditanstalt in Zürich notierte Eure fOr Wechsel mit 75—90 Tagen 
Verfallzeit atif die deatscheu Bankplätze 123.62 '/i, auf London 25.24, anf 
die franzOsiBcheii Bankplätze 100.35 (ateta ,Geld'), alles fQr die Scbweii 
nngOnatige Wechaelknne. Vgl. die Nene Züricher Zeitung von diesem 
Tag, Erstes Abendblatt. 

Harold, Der Stbwelzerüohe Bund and die SlBanbahnen. 24 
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gehen kSDne! Indessen erlaubt ist darum doch, zu untersuchen, 
ob der Bund in Anbetracht seiner sonstigen Finanzlage im- 
stande sein wQrde, aoBehnüche Eisenbahndefizite su tragen. 
Da zeigt sich, wenn wir die Staatsrechnungen der Jahre 1895 
bis 1900 in Augenschein nehmen, daes die Verwaltungsrech- 
nung bis 1899 stets mit einem kleinen üeberschoss abschloes'), 
dass dagegen das Jahr 1900, namentlich infolge von Minder- 
einnahmen bei den Zöllen, mit einem Defizit von Fr. 1724121 
endete. Dieser Pankt hat eine nicht zu anterschätzende Be- 
deutung. Sehen wir zu, welche ordentlichen Einnahmen des 
Blindes im Falle ansehnlicher Defizite der Staatsbahnen zur 
Begleichung herangezogen werden konnten! Abgesehen von 
dem wenig einbringenden Müitarpflichtersatz beruhen die Ein- 
nahmen des Bundes doch fast auaschhesslich anf den Zöllen, 
indem die Post nur einen geringen Reinertrag abliefert. Daraus 
nun, dass eine willkürliche Erhöhung der ZfiUe im Falle von 
Defizits kaum möglich ist, folgt, dass die ordentlichen Ein- 
nahmen des Bundes, welche in diesem Falle zur Stelle wären, 
alsbald erschöpft sein würden, und dass darum gar leicht eine 
Inanspruchnahme des Kredits fQr ordentliche Bedürfnisse ein- 
treten müsste — ein jedenfalls unerfreulicher Zustand! Defizite 
zu prophezeien für die Bahnen, dafQr fehlen natürlich sichere 
Anhaltspunkte. Auf diesen Mangel im ordentlichen Einnahme- 
wesen des Bundes für Kotfalle darf indessen wohl hingewiesen 
werden. — 

So hat die schweizerische Eisenbahnverstaatlichung neben 
Vorteilen auch Schattenseiten, die nicht zu nnterdrücken Pflicht 
einer objektiven Betrachtung ist. 

V. Eine lange Entwicklung, Wechsel^Ie von einem halben 
Jahrhundert, haben wir im vorstehenden zu betrachten ver- 
sucht, eine Entwicklung, die hinging vom reinen Privathahn- 
system zur Verstaatlichung. Das Merkwürdige an ihr sind 
nun gerade ihre einzelnen Stadien im Detail, bedingt hin- 



') 1895 



Fr. 4 602:955.52 
, 7 702 732.06 
, 4 239 178.55 
, 1167 511.37 
. 2428 692.41 
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wiederum dnrch die Eigentflmlichkeiten des übrigen politischen 
schweizeriBchen Lebens. Mit Rücksicht auf das sonstige poli- 
tische Leben nimmt eben das Verstaatlichungsproblem in den 
einzelnen Ländern eine Terschiedene Gestalt an, und so darf 
man nicht fQr ein konkretes Land die Yerstaatlichnng a priori 
auf ihre theoretischen Vor- und Nachteile hin prüfen. Viel- 
mehr muBS man bei der Beurteilung ihrer Wünscfabarkeit oder 
yotwendigkeit , sowie ihrer Durchführung und ihrer Folgen, 
stets in erster Linie auf die konkreten politischen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse des betreffenden Landes Rücksicht 
nehmen. In diesem Sinne lässt sich wohl sagen: Es gibt keine 
absoluten Vorzüge des Staatsbahnsystems. 

Auf Grund solcher Erw^^ngen kommt aber gerade der 
schweizerischen Eisenbahnverstaatlichung ein besonderer Reiz 
zn. Schon ihre Geschichte ist von den Strömungen der 
wechselnden Volksmeinung durchzogen , und ihre finanzielle 
Durchführung gar zeigt ein ganz eigentümliches Gepräge, 
welches sie nur hier annehmen konnte, und welches wir darum 
auch nur vom Standpunkte der Entwicklung aus beurteilen 
dürfen. 

Eine ganz neue Gestaltung der Eisenbahnverstaatlichung 
ist in der Schweiz zur Reife gelangt. Grosse politische Frei- 
heit des Volkes verbindet sich hier mit grosser politischer 
Macht seiner BehQrden, die Demokratie verbindet sich mit 
einer starken Bureaukratie. Möge das Volk wie seine Be- 
hörden dnrch weises Masshalten im Dienste des Ganzen es 
möglich machen, dass das Beamtentum stets nur das Organ 
und der Dolmetscher des Willens nnd der berechtigten Wünsche 
der Allgemeinheit sei, damit als Frucht dieses harmonischen 
Wirkens dem Schweizerlande möglichst viele neue Vorteile 
auf dem weiten Felde des Verkehrswesens erwachsen! 
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Erklänmg der in den Änmerknngen gebrauchten 
AbkUrzmigen 



BBl. = Schweizerüches Bandesblstt. 
A. S. = AmÜiche QeaetzeMammlnng. 
E. A. S. = Sammlung der anf da« achweizeriBche EüenbahoweBen 

bezüglidieii amtlichen Aktenstücke. . 
N. F. = Neue Folge. 
W. d. V. - WörterbQch der Volkawirtachaft (EUter). 

Sodann bezüglich der Prozeisschriften : 

Rc. = B^kara seitens der Geseltechafteii. 

Rpl. = Replik seitens der Geaellacliatten. 

A. = Antwort auf den Rekuia aeitena dea Bundesrates. 

DpL = Duplik seitens des Bandearates. 

ü. = urteil des Bandesgerichte. 

SCB. = Schweizetisdie Centralbahn. 

G6. - Gotthardbahn. 

JS. = Jura-Simplon-Bahn. 

NOB. = Schweizerische Nordostbahn. 

VSB. = Vereinigte Sehweizerbahn«». 

RfLc^aufabotschaft — Botschaft des Bundesrates an die Bundat- 
TersammluDg, betreffend den Rückkauf der schweiEerischen 
fiauptbahneo, vom 25. März 1897. 

Simon, Bilanzen =:U. V. Simon, Die Bilanzen der Aktiengesell- 
schaften, 3. Aufl., Berlin 1899. 
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